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Der Forschungsbericht des Freiburger Max-
Planck-Instituts für ausländisches und inter-
nationales Strafrecht für die Jahre 2006/2007 
konzentriert sich auf die neu entwickelten For-
schungsaktivitäten. Im Mittelpunkt des neuen Be-
richts stehen für beide Abteilungen des Instituts 
das jeweilige Forschungsprogramm, die tabella-
rische Zusammenfassung der bearbeiteten Pro-
jekte sowie ausgewählte Berichte zur Veranschau-
lichung der Forschungsarbeiten. Ausführlichere 
Darstellungen zu allen Forschungsprojekten fin-
den sich in zwei separaten Forschungsbroschüren 
der beiden Abteilungen sowie im WWW. Im Üb-
rigen verweisen wir auf den ausführlichen Über-
blick zu Geschichte, Organisation, Forschung 
und sonstigen Aktivitäten im Tätigkeitsbericht 
2004/2005.

Im Berichtszeitraum wurden Konzept und Struk-
tur der Forschungsprogramme in den beiden 
Abteilungen verfeinert. Im Jahr 2007 nahm da-
rüber hinaus die erste International Max Planck  
Research School for Comparative Criminal Law 
ihr Ausbildungsprogramm auf; im gleichen Jahr 
wurde eine zweite Research School on Retalia-
tion, Mediation and Punishment bewilligt, die 
Anfang 2008 mit der Doktorandenausbildung 
begann. Die Doktorandenausbildung wurde da-
mit am Institut erstmals in einem strukturierten 
Rahmen und mit einer übergreifenden Zielset-
zung der einzelnen Forschungsarbeiten organi-
siert, professionalisiert und internationalisiert. 
Dies wird – auch im Hinblick auf die Gewinnung 
neuer Nachwuchswissenschaftler – mittel- und 
langfristig zu einer erheblichen Steigerung der 
Forschungsleistung führen. Weiter wurden die 
internationalen Forschungskooperationen beson-
ders im Hinblick auf China, Lateinamerika und 

ein internationales Netzwerk für eine umfassende 
internationale Strafrechtsvergleichung ausgebaut. 
Die Zahl der ausländischen Doktoranden, Insti-
tutsmitarbeiter und Gäste nahm weiter zu: Am 
Institut forschten im Jahr 2007 zusätzlich zu den 
Doktoranden der Research School insgesamt 242 
externe Gastwissenschaftler (2006: 211); die Zahl 
der Gastwissenschaftler hat sich damit in den letz-
ten vier Jahren mehr als verdoppelt. Die damit ver-
bundenen räumlichen Engpässe wurden dadurch 
gelöst, dass die Verwaltung in ein neu erworbenes 
Gebäude neben dem Institut zog und auf diese 
Weise zusätzlicher Platz für die Doktoranden-
schulen und Gastwissenschaftler gewonnen wur-
de. In der strafrechtlichen Abteilung hat darüber 
hinaus auch die Fertigstellung der noch vor dem 
Direktorenwechsel begonnenen früheren Projekte 
gute Fortschritte gemacht, sodass sich die Arbeit 
im kommenden Berichtszeitraum voll auf das neue 
Forschungsprogramm konzentrieren kann. 

Das Institut erlitt im vergangenen Jahr einen 
schmerzlichen Verlust: Am 3. September 2007 
verstarb der emeritierte Direktor Prof. Dr. Dr. 
h.c. mult. Günther Kaiser. Günther Kaiser arbei-
tete bis zu seinem Tod hier im Haus. In seinen 
letzten Tagen hat er noch einen Beitrag über 
„Brennpunkte der Wirtschaftskriminologie“ zur 
Festschrift für seinen Freiburger Kollegen Klaus 
Tiedemann fertiggestellt. Er war mit den amtie-
renden und emeritierten Direktoren sowie vielen 
Mitarbeitern eng verbunden und wegen seiner 
hohen Fachkompetenz, Bescheidenheit und Lie-
benswürdigkeit allseits geschätzt. Durch seinen 
Tod hat das Institut einen großen Verlust erlitten. 
Wir trauern um ihn und werden unsere Arbeit auf 
der Grundlage seiner Forschungsergebnisse in 
seinem Sinne fortführen.

Freiburg, Juni 2008

Prof. Dr. Dr. h.c. Ulrich Sieber Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Jörg Albrecht

Vorwort 

Prof. Dr. Dr. h.c. Ulrich sieber,  
Direktor und leiter der strafrecht-
lichen Forschungsabteilung am 
Institut

Prof. Dr. Dr. h.c. hans-Jörg albrecht, 
Direktor und leiter der kriminolo-
gischen Forschungsabteilung am 
Institut
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In den nachfolgenden Texten werden aus Gründen der Lesefreundlichkeit nicht ständig weibliche und 
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a. zIelsetzUnG

A. Zielsetzung und Forschungs-
programm des Instituts

Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht ist Teil der Max-Planck-Ge-
sellschaft (MPG) und gehört zur Geistes-, Sozial- und Humanwissenschaftlichen Sektion der MPG. 
Die beiden Direktoren des Instituts sind gleichzeitig wissenschaftliche Mitglieder der Gesellschaft. 
Die Forschungsausrichtung des Instituts ist grundlagenorientiert und dabei zugleich, als rechts- und 
sozialwissenschaftliche Forschung, anwendungsbezogen.

Das Institut gliedert sich in die von Prof. Dr. Dr. 
h.c. Ulrich Sieber geleitete strafrechtliche Abtei-
lung und in die von Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Jörg 
Albrecht geführte kriminologische Abteilung. Die 
Fragen des Gesamtinstituts werden von beiden 
Direktoren gemeinsam entschieden, die sich in 
der geschäftsführenden Leitung des Instituts alle 
zwei Jahre abwechseln. Entsprechend den Grund-
prinzipien der Max-Planck-Gesellschaft bestim-
men beide Direktoren ihre Forschungen selbst. 
Die beiden selbstständigen Forschungsbereiche 
sind jedoch nicht nur methodisch miteinander 
verzahnt, sondern auch durch die Wahl ihrer For-
schungsgegenstände aufeinander abgestimmt. 

In den Forschungsmethoden ergänzen sich die 
beiden selbstständigen Forschungsabteilungen mit 
ihren unterschiedlichen Untersuchungsansätzen 
und theoretischen Perspektiven strafrechtlicher 
und kriminologischer Forschungen. Der Instituts-
gründer Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Heinrich 
Jescheck, der das seit 1947 an der Universität so 
bezeichnete „Institut für ausländisches und inter-
nationales Strafrecht“ im Jahr 1966 in die Max-
Planck-Gesellschaft überführt hatte, erläuterte 
seine Forderung nach „Strafrecht und Krimino-
logie unter einem Dach“ damit, dass Strafrecht 
ohne Kriminologie „blind“ sei, Kriminologie ohne 
Strafrecht dagegen „grenzenlos“. 

Im Hinblick auf den Gegenstand der Forschung 
stehen in beiden Abteilungen seit 2004 im Mit-
telpunkt der Forschungsprogramme die Heraus-
forderungen für das Strafrecht und die Kriminal-
politik, die sich aus dem gesellschaftlichen Wandel 
in der „Weltgesellschaft“, der „Informationsgesell-
schaft“ und der „Risikogesellschaft“ ergeben: Die 
– zunehmend grenzüberschreitend begangene – 
Kriminalität, die Kriminalpolitik und die straf-
rechtliche Kontrolle verändern sich im Verlauf des 

Globalisierungsprozesses. Die Delikte beruhen 
auf neuen Techniken, Organisationsformen und 
Risikoszenarien; die neuen Risiken haben eine 
gesamtgesellschaftliche Bedeutung. Diese Bedeu-
tung entfaltet sich sowohl in empirischer wie  in 
normativer Hinsicht. Das gesamte Spektrum an 
Veränderungen zeigt sich besonders anschaulich 
an dem gegenwärtigen globalen Wandel des Straf-
rechts zu einem präventiven Sicherheitsrecht, das 
sowohl auf weltweit agierenden Straftätergruppen 
wie auf weltweit veränderten Wahrnehmungen 
von Risiken und Kriminalpolitiken jenseits des 
staatlichen Territoriums beruht. Diese Entwick-
lung ist deswegen auch nicht mehr allein national 
zu erklären, sondern nur als Teil eines internatio-
nal zu beobachtenden Prozesses erfassbar.

Das Forschungsprogramm der strafrechtlichen  
Abteilung zu den Grenzen des Strafrechts be-
schäftigt sich mit diesen Veränderungen. Vor 
allem auf der normativen Ebene werden zwei 
thematische Forschungsschwerpunkte und ein 
Schwerpunkt zu den einschlägigen Forschungs-
methoden gebildet. Der erste Forschungsschwer-
punkt zielt auf eine Theorie der internationalen 
Strafrechtsintegration: Die Herausforderungen, 
die sich aus dem gesellschaftlichen Wandel der 
Globalisierung ergeben, führen das klassische 
nationale Strafrecht an seine territorialen Gren-
zen. Modelle zur Überwindung dieser territorialen 
Grenzen des Strafrechts durch ein transnational 
wirksames Strafrecht sind insbesondere das Euro-
päische Strafrecht und das Völkerstrafrecht. Der 
zweite Forschungsschwerpunkt der strafrecht-
lichen Abteilung fokussiert auf eine Theorie zu 
den funktionalen Grenzen des Strafrechts: Die 
entsprechenden Herausforderungen für das Straf-
recht und die Kriminalpolitik werden besonders 
an der beschränkten Funktion von Strafrecht 
deutlich, die mit neuen komplexen Formen der 
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Kriminalität, veränderten Risikowahrnehmungen 
und gewandelten kriminalpolitischen Sicherheits-
diskursen konfrontiert ist (beispielsweise beim 
Terrorismus, der organisierten Kriminalität, der 
Wirtschaftskriminalität und der Internetkrimi-
nalität). Beide Grenzsituationen hängen in der 
entstehenden „Weltrisikogesellschaft“ eng zu-
sammen. Um die einschlägigen Fragestellungen 
methodisch kontrolliert untersuchen und die zu-
künftigen Lösungen entwickeln zu können, analy-
siert der dritte Forschungsschwerpunkt der straf-
rechtlichen Abteilung die für das strafrechtliche 
Forschungsprogramm zentrale Methodenfrage 
nach einer Theorie der Strafrechtsvergleichung 
und einer entsprechenden internationalen Straf-
rechtsdogmatik.

Im Rahmen der oben beschriebenen grund-
legenden gesellschaftlichen Umbrüche und 
Transformationen der Gegenwart verändern sich 
nicht nur die Entstehungsbedingungen und Ge-
legenheitsstrukturen von Kriminalität – und da-
mit die Kriminalität selbst –, sondern auch die  
gesellschaftlichen Reaktionen, ihre Instrumenta-
rien und Verfahren der Sozialkontrolle und dabei 
insbesondere die strafrechtliche Sozialkontrolle. 
Dieser inhaltliche Fokus bestimmt den Zuschnitt 
und die Ausgestaltung des kriminologischen 
Forschungsprogramms. Die kriminologische Ab-
teilung untersucht die oben genannten Fragen 
des sozialen Wandels in fünf Forschungsschwer-
punkten: (1) Strafverfahren und Sanktionen im 
Wandel, (2) Gefährliche Straftäter, (3) Innere 
Sicherheit, organisierte Kriminalität, Terrorismus 
– gesellschaftliche Wahrnehmungen und Reak-
tionen, (4) Kriminalität, soziale Kontexte und 
sozialer Wandel, (5) Kriminalpolitik und rechts-
staatliche Entwicklung in außereuropäischen 
und Übergangsgesellschaften. Die Forschung ist 
methodisch auf die Erfassung von Veränderungen 
und hiermit auf Längsschnitt- und Wiederho-
lungsuntersuchungen ausgerichtet sowie auf die 
Entwicklung der Mehrebenenanalyse, mit der die 
Handlungsebene und soziale Kontexte verknüpft 
werden. Inhaltlich zielen die Untersuchungen 
auf die Fortsetzung der am Institut bereits früh 
begonnenen Implementations- und Evaluations-

forschung sowie auf die Fortentwicklung von The-
orien der Kriminalität und der strafrechtlichen 
Sozialkontrolle. Die Projekte zum Strafverfahren 
greifen dabei insbesondere Fragestellungen neu-
er und verdeckter Ermittlungsmethoden auf, die 
– wie die Telekommunikationsüberwachung, die 
Rasterfahndung, die Überwachung des Wohn-
raums oder die Verkehrsdatenabfrage – mit neuen 
Kriminalitätsformen zusammenhängende Risiken 
und Ermittlungsprobleme beantworten sollen und 
das sich entwickelnde präventive Sicherheits-
recht repräsentieren. Neue Ermittlungsmethoden 
sind darüber hinaus auf Fragestellungen der Infor-
mationsgesellschaft ausgerichtet, denn sie setzen 
an Veränderungen der Informationstechnologie 
an und beziehen sich auf veränderte gesellschaft-
liche Kommunikationsmuster. Im Rahmen der 
Untersuchungen zu gefährlichen Straftätern und 
zur Inneren Sicherheit werden neben der empi-
rischen Erfassung neuer Kriminalitätsphänomene 
Fragen der Rückfallkriminalität bei Sexualstraf-
tätern, die Prognose sowie die Auswirkungen von 
Behandlung im Strafvollzug und von Entwick-
lungen in der Nachentlassungssituation thema-
tisiert. Im Übrigen gilt die Aufmerksamkeit der 
Wahrnehmung der Sicherheit und den Unsicher-
heitsgefühlen in der Bevölkerung sowie ihrer Er-
klärung. Vor allem in Kooperationsprojekten und 
in Übergangsgesellschaften werden Prozesse der 
Ausbildung eines rechtsstaatlichen Strafrechts 
und sein Potential für die (Wieder-)Herstellung 
sozialer Ordnung ausgeleuchtet. 

Dieses Forschungskonzept des Strafrechts und 
der Kriminologie „unter einem Dach“ zeigt sich 
nicht nur in den vielfältigen Beziehungen und Er-
gänzungen zwischen den Forschungsprogrammen 
beider Abteilungen (vgl. die Projektübersichten in 
Kapitel I., B.2. und C.2. sowie die ausgewählten 
Forschungsarbeiten in Kapitel II.). Das Konzept 
schlägt sich vor allem auch in der Zusammen-
arbeit beider Abteilungen bei der Ausbildung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses in den am In-
stitut neu gegründeten International Max Planck 
Research Schools nieder, in denen Doktoranden 
oft von beiden Direktoren gemeinsam betreut 
werden (Kapitel III.).
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B. straFrecht

PrOGraMM

B. Forschungsprogramm und Projekte 
der strafrechtlichen Abteilung

1. ForSchungSProgrAMM
 
Der Direktorenwechsel am Freiburger Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Straf-
recht war in der strafrechtlichen Abteilung Anlass für die Konzeption eines langfristig angelegten For-
schungsprogramms, das bereits bei der Feier zum Amtswechsel im Jahr 2004 vorgestellt wurde. Mit den 
Fortschritten beim Abschluss der noch vor dem Direktorenwechsel begonnenen Projekte konnten sich 
die Arbeiten der Abteilung im vergangenen Berichtszeitraum zunehmend auf das neue Forschungs-
programm konzentrieren. Dieses zielt auf eine Theoriebildung zu den Zukunftsproblemen des Straf-
rechts und ist seit 2007 auch für die Ausbildung der Nachwuchswissenschaftler in der International 
Max Planck Research School for Comparative Criminal Law forschungsleitend. Es soll insbesondere 
die Forschungserträge der Einzelprojekte zusammenführen und darüber hinausgehende Synergie effekte 
und Mehrwerte erzielen, insbesondere bei der Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses, bei 
der gegenseitigen Befruchtung der laufenden Projekte sowie bei der späteren Gesamtbewertung der 
Einzelergebnisse mit dem Ziel einer umfassenderen Theoriebildung.

Grenzen des strafrechts
 
Gegenstand des Forschungsprogramms sind die 
Grenzen des Strafrechts. Die aktuelle Verschiebung 
dieser Grenzen wird an den gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen und politischen Veränderungen 
der Welt-, Informations- und Risi ko gesellschaft 
deutlich, in der Kriminalität, Krimi nal politik und 
Strafrecht einem schnellen Wandel unterliegen. 
Das Ausmaß der gegenwärtigen Veränderungen 
im Strafrecht zeigt sich beispielsweise im Euro-
päischen Strafrecht und im Völkerstrafrecht an 
neuen Formen der internationalen Zusammen-
arbeit und der Entstehung von Elementen eines 
echten supranationalen Strafrechts. Ebenso weit-
reichende Veränderungen manifestieren sich bei 
der Kontrolle des Terrorismus, die das funda-
mentale Verhältnis zwischen den Garantien von 
Sicherheit und Freiheit in Bewegung bringt und 
klassische politische und rechtliche Kategorien 
auflöst, wie die Unterscheidung von innerer und 
äußerer Sicher heit, von Krieg und Verbrechen, 
von Krieg und Frieden sowie von Strafjustiz,  
Polizei, Geheimdienst und Militär.

Ziel des Forschungsprogramms ist es, die Grenzen 
des Strafrechts an den tatsächlichen Veränderungen 
von Sicherheitsrisiken und Sicherheitsdenken in 
der sich wandelnden Gesellschaft und den hie-
raus resultierenden normativen Veränderungen zu 
untersuchen, um neue Antworten auf die aus die-

ser Entwicklung entstehenden kriminalpolitischen 
Herausforderungen zu entwickeln. Das Programm 
konzentriert die Forschungen deswegen auf spezi-
fische Forschungsschwerpunkte mit bestimmten 
Forschungsfragen sowie hierfür besonders ertrag-
versprechenden Forschungsfeldern.

 
Forschungsschwerpunkte
 
Im Mittelpunkt des Forschungsinteresses stehen 
zwei – miteinander zusammenhängende und für 
die gegenwärtige Strafrechtsentwicklung funda-
mentale – Prozesse: (1.) die – mit der Globali-
sierung – zunehmende Transnationalisierung der 
Kriminalität sowie (2.) die – mit der Risiko- und 
Informationsgesellschaft einhergehende – Verän-
derung der Risiken und der Risikowahrnehmung 
von komplexen Kriminalitätsformen, insbesondere 
im Zusammenhang mit Terrorismus, organisierter 
Kriminalität und Wirtschaftskriminalität. Beide 
Prozesse führen das klassische Strafrecht sowohl 
an seine territorialen wie auch an seine funktio-
nalen Grenzen.

Die territorialen Grenzen des Strafrechts und 
die Möglichkeiten ihrer Überwindung durch ein 
transnational wirksames Strafrecht bilden den er-
sten Forschungsschwerpunkt, der auf eine Theo-
rie der internationalen Strafrechtsintegration zielt. 
Dem liegt die – im Forschungsprogramm näher 

erster Forschungsschwerpunkt:

transnationale Kriminalität, 
territoriale Grenzen des strafrechts 
und internationale strafrechts-
integration
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begründete – Annahme zugrunde, dass die zu-
nehmende transnationale Kriminalität vor allem 
auf technischen, wirtschaftlichen und politischen 
Veränderungen der Globalisierung beruht, aus de-
nen sich neue Gelegenheiten zur grenzüberschrei-
tenden Deliktsbegehung, z.B. in internationalen 
Datennetzen und globalen illegalen Märkten erge-
ben. Diese neuen Möglichkeiten transnationaler 
Kriminalität fordern die territorialen Grenzen des 
nationalstaatlichen Strafrechts heraus, da dieses 
sich gegen grenzüberschreitende Kriminalität nur 
schwer durchsetzen lässt, wenn die Geltung sei-
ner Entscheidungen auf anderen Territorien erst 
langwierige Amts- oder Rechtshilfeverfahren be-
nötigt und die nationalen Strafrechtsordnungen 
voneinander abweichen. Zur Strafverfolgung der 
transnationalen Kriminalität ist deswegen nicht 
nur eine verstärkte Strafrechtsharmonisierung 
notwendig. Es sind vor allem auch neue Systeme 
eines transnational wirksamen Strafrechts gefragt, 
in denen – wie beispielsweise im Europäischen 
Strafrecht – die klassischen Modelle der zwischen-
staatlichen Kooperation und des suprana tionalen 
Strafrechts zu hybriden Mischformen und kom-
plexen Mehrebenensystemen der strafrechtlichen 
Sozialkontrolle weiterentwickelt werden.

Untersuchungen zu diesem ersten Forschungsschwerpunkt 
betreffen die Wirkungskräfte, Methoden und Modelle der 
Strafrechtsharmonisierung in dem internationalen Ver-
bundprojekt „Les chemins de l’harmonisation pénale“. Im 
Europäischen Strafrecht werden in einem größeren Projekt 
Ziele, Modelle und Systeme von transnational wirksamem 
Strafrecht mit dem Blick auf die zukünftige Rechtspolitik 
untersucht; hinzu kommen Untersuchungen zum Prinzip 
der gegenseitigen Anerkennung von justiziellen Entschei-
dungen im Europäischen Strafrecht, zur europäischen 
Strafverteidigung, zu den europäischen Strafprozessord-
nungen sowie eine systematische Gesamtdarstellung des 
Europäischen Strafrechts. Auf globaler Ebene werden vor 
allem das vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen ge-
setzte und vorgegebene Strafrecht, die Entwicklung von 
allgemeinen Rechtsgrundsätzen im Völkerstrafrecht und 
die Kriterien zur Entwicklung völkerstrafrechtlicher Tat-
bestände analysiert.

Den zweiten Forschungsschwerpunkt bilden die 
funktionalen Grenzen des Strafrechts und die 
Möglichkeiten neuer alternativer Maßnahmen 
der Sozialkontrolle, die in eine Theorie der funk-
tionalen Grenzen des Strafrechts führen. Dem 
liegt die Annahme zugrunde, dass der technische, 
wirtschaftliche und politische Wandel der Infor-
mations- und der Risikogesellschaft gesteigerte 
Risiken für die Gesellschaft und eine immer kom-
plexere Kriminalität produziert, die dem Zugriff 
durch das klassische „Standardprogramm“ des 
Strafrechts entzogen sind. Dies zeigt sich bei-
spielsweise an dem international arbeitsteiligen 
Vorgehen weitverzweigter Straftätergruppen, die 

sich neuer Technologien bedienen, sowie an dem 
Zerstörungs- und Schadenspotential neuer Formen 
des Terrorismus, der organi sierten Kriminalität, 
der Wirtschaftskriminalität und der Internetkrimi-
nalität. Der damit einhergehende Kon trollverlust 
des klassischen nationalstaat lichen Strafrechts 
wird durch neue Netzwerke zwischen staatlicher 
Zusammenarbeit, geheime technische Überwa-
chungsmaßnahmen, ein am Präventionsgedanken 
orientiertes neues „Sicherheitsrecht“ unter Ein-
beziehung polizeirechtlicher, geheimdienstrecht-
licher, ausländerrechtlicher und kriegsrechtlicher 
Maßnahmen (innerhalb und außerhalb des Straf-
rechts), Mitwirkungspflichten Privater sowie al-
ternative Maßnahmen der Sozialkontrolle (z.B. im 
Wege der „regulierten Selbstregulierung“ der Wirt-
schaft) kompensiert und in kriminalpolitischen Si-
cherheitsdiskursen zur Legitimation von Grenzver-
schiebungen des Strafrechts benutzt.

Untersuchungen zu diesem zweiten Schwerpunkt erforschen 
für den Bereich des Terrorismus und der organisierten Kri-
minalität den präventiven Freiheitsentzug für terroristische 
„Gefährder“, die einschlägigen neuen Kontrollverfügungen 
des englischen Strafrechts gegen mutmaßliche Terroristen, 
das Verbot und die Abgrenzung von Folter, die Terrorismus-
bekämpfung in China, die internationale strafrechtliche 
Erfassung von Cyberterrorismus, das neue Sonderstrafrecht 
gegen organisierte Kriminalität in Frankreich, die Verfol-
gung von organisierter Kriminalität in Lateinamerika, den 
Vergleich der Conspiracy (im englischen Strafrecht) mit 
der Unterstützung von kriminellen Vereinigungen (im deut-
schen Strafrecht). 

Weitere Untersuchungen zur komplexen Kriminalität be-
treffen im Forschungsfeld der Internetkriminalität die 
extraterritoriale Strafverfolgung von Cybercrime, Sperrver-
fügungen im Internet zur nationalen Rechtsdurchsetzung 
im globalen Cyberspace, die Anonymität im Internet, die 
strafprozessuale Verfolgung der Datennetzkriminalität, die 
Online-Durchsuchung, die geheime Lokalisation von Per-
sonen, die Verantwortlichkeit für Hyperlinks im Internet 
sowie eine allgemeine Analyse des Informationsstrafrechts.

Hinzu kommen Untersuchungen zum Wirtschaftsstrafrecht 
über die Inpflichtnahme Privater zum Zwecke der Strafver-
folgung und über die kontrollierte Selbstregulierung („Com-
pliance“) sowie die Verantwortlichkeit und Sanktionierung 
von Unternehmen unter besonderer Berücksichtigung von 
Compliancemaßnahmen. Dies wird im Forschungsfeld 
Medizinrecht durch eine Untersuchung zur Arzneimittel-
fälschung und ein Projekt zum Schutz des extrakorporalen 
Embryos ergänzt. Weitere Arbeiten betreffen übergreifende 
Fragen wie die Grenzen des Rechtsgüterschutzes oder die 
Behandlung der massenhaften Kleinkriminalität.

Forschungsmethoden: Insbesondere  
strafrechtsvergleichung
 
Entsprechend den Zielsetzungen des Forschungs-
programms werden die gesellschaftlichen wie 
die normativen Bedingungen seines Forschungs-
gegenstandes untersucht. Demzufolge finden so-
wohl die empirischen Erhebungsmethoden der 

zweiter Forschungsschwerpunkt:

Komplexe Kriminalität, funktionale 
Grenzen des strafrechts und neue 
Formen der  sozialkontrolle
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Sozialwissenschaften als auch die Forschungs-
methoden der – insbesondere vergleichenden – 
Strafrechtswissenschaft Anwendung. 

Die Analysemethoden der Sozialwissenschaften 
werden vor allem in der kriminologischen Abtei-
lung des Instituts angewandt. Da die kriminologi-
sche Abteilung inhaltlich ähnliche Probleme des 
sozialen Wandels unter kriminologischen Aspek-
ten untersucht wie die Abteilung Strafrecht unter 
strafrechtlichen Gesichtspunkten, und da sich 
die Schwerpunkte beider Abteilungen mit unter-
schiedlicher Akzentuierung ergänzen, ergeben 
sich aus den Arbeiten zum Forschungsprogramm 
der kriminologischen Abteilung Synergieeffekte 
für das strafrechtliche Programm.

Bei der Lösung der strafrechtlichen Fragen steht 
die Strafrechtsvergleichung im Vordergrund. Zur 
Erfassung der gegenwärtigen Rechtsentwicklung 
ist zunächst eine repräsentative universale Straf-
rechtsvergleichung erforderlich, da aufgrund der 
globalen Prozesse in der Kriminal- und Rechts-
politik ein normatives Gesamtbild der aktuellen 
weltweiten Entwicklungen und ihrer Zusammen-
hänge notwendig ist, auch um lokale und regio-
nale Entwicklungen zu verstehen. Im Einzelnen 
ist dafür die Analyse des geltenden Rechts mit ei-
ner systematischen und fallbasierten Strafrechts-
vergleichung notwendig, die im Wege der wert-
basierten Strafrechtsvergleichung auch auf die 
den Regelungen zugrunde liegenden sozialen und 
rechtlichen Grundlagen eingeht. Auf dieser Basis 
sind darüber hinaus allgemeine Rechtsgrundsätze 
zu entwickeln, die im Wege der wertenden Rechts-
vergleichung zur Schließung von Rechtslücken 
im Europäischen Recht und im Völkerstrafrecht 
eingesetzt werden können. Unter praktischen Ge-
sichtspunkten unterstützen die so entwickelten 
Lösungen kriminalpolitischer Probleme eine Poli-
tik der „good governance“ und des „benchmarking“ 
unterschiedlicher kriminalpolitischer Modelle. 
Unter wissenschaftlichen Gesichtspunkten bietet 
diese Art der Strafrechtsvergleichung vor allem 
Lösungen für das grund legende Wertungsproblem 
jeder methodisch kontrollierten, d.h. rationalen 
Kriminalpolitik. Aufgrund dieser Zusammenhän-
ge ist Strafrechtsvergleichung im Forschungspro-
gramm der strafrechtlichen Abteilung nicht nur 
eine Forschungsmethode, sondern selbst auch ein 
zentraler Forschungsgegenstand und Forschungs-
schwerpunkt.

Um die Voraussetzungen, Methoden und Leis-
tungs fähigkeit der Strafrechtsvergleichung in ei-
nen Zusammenhang zu bringen, ist dieser dritte 

– methodenorientierte – Forschungsschwerpunkt 
des Programms auf die Entwicklung einer Theorie 
der Strafrechtsvergleichung gerichtet. Auf dieser 
Grundlage soll auch eine universale Strafrechts-
dogmatik entwickelt werden. Deren Systembil-
dung, Begriffsbildung und Bestimmung von grund-
legenden Werten und Modellen zielen wegen der 
globalen Herausforderungen und Entwicklungen 
des Strafrechts auf die Gewinnung von weltweit 
gültigen Erkenntnissen für international vergleich-
bare Problemstellungen, die insbesondere in eine 
„internationale Grammatik des Strafrechts“ und – 
in der Europäischen Union – ein „gemeineuropä-
isches Strafrechtssystem“ münden.

Diese Methodenfragen der Strafrechtsvergleichung und der 
Konzeption einer universalen Strafrechtsdogmatik werden 
im Forschungsprogramm vor allem an einem langfristig 
angelegten Großprojekt des Instituts entwickelt: dem – 
auch als „virtuelles Institut“ bezeichneten – Max-Planck-
Informationssystem für Strafrechtsvergleichung, das auf der 
Grundlage einer „Max-Planck-Systematik zum Strafrechts-
vergleich“ entwickelt wird.

Forschungskonzentration und  
Forschungskoordination

Entscheidende Bedeutung für die Umsetzung des 
Forschungsprogramms haben neben der Bestim-
mung der Forschungsthemen vor allem auch die 
Konzentration und die Abstimmung der durch-
zuführenden Projekte. Die Projekte werden so 
ausgewählt, dass ihre Erträge in der Addition die 
Summe der Einzelergebnisse der Untersuchungen 
übersteigen, um auf diese Weise einen Mehrwert 
für eine übergreifende Theoriebildung zu den 
territorialen und funktionalen Grenzen des Straf-
rechts und zur Strafrechtsvergleichung zu leisten.

Für die Auswahl des Forschungsgegenstandes  
in einem Projekt ist vor allem der normative  
Regelungsgegenstand maßgeblich. Die Rege-
lungs  gegen stände von Untersuchungen zu den 
Forschungs schwerpunkten „territoriale“ und „funk -
tionale“ Grenzen des Strafrechts werden dabei 
als „Forschungsfelder“ bezeichnet:

	Für die Theoriebildung zu den territorialen 
Grenzen des Strafrechts und der Strafrechts inte-
gration sind Systeme strafrechtlicher Integration 
notwendig. Diese werden vor allem mit den For-
schungsfeldern „Europäisches Strafrecht“ und 
„Internationales Strafrecht (insbesondere Völker-
strafrecht)“ erfasst. Im Einzelfall einbezogen 
werden dabei aber auch strafrechtlich relevante 
Regelungen von speziellen internationalen Orga-
nisation, wie z.B. der OECD.

Dritter Forschungsschwerpunkt: 

Methodenfragen der strafrechts-
vergleichung und intenationale 
strafrechtsdogmatik
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	Für die Theoriebildung zu den funktionalen 
Grenzen des Strafrechts sind Regelungsmaterien 
von Interesse, deren Komplexität die Trag weite des 
klassischen Strafrechts übersteigt. Diese werden 
insbesondere von den Forschungsfeldern „Terro-
rismus“, „organisierte Kriminalität“, „Wirtschafts-
kriminalität“, „Computerkriminalität“ und „straf-
rechtliche Kontrolle der life sciences“ erfasst. Die 
Auswahl des Delinquenzbereichs erfolgt dabei 
funktional unter dem Aspekt der übergeordneten 
Forschungsfrage, sodass z.B. bei der organisier-
ten Kriminalität im Hinblick auf entsprechende 
Fragestellungen auch Völkerstraftaten und Staats-
kriminalität sowie andere Formen der komplexen 
Kriminalität einbezogen werden können. 

Für die Theoriebildung zur Strafrechtsverglei-
chung ist demgegenüber alleine die Auswahl 
des gleichen Regelungsgegenstands in räumlich, 
zeitlich, politisch bzw. kulturell besonders dispa-
raten oder aber in ähnlichen Rechtsordnungen 
maßgeblich. Die Projekte betreffen häufig – ge-
wollt – mehrere Forschungsfelder und profitieren 
dadurch in vielfältiger Weise von den Ergebnissen 
anderer Arbeiten. 

 

Forschungsprogramm und  
wissenschaftlicher nachwuchs

Neben den Untersuchungen der strafrechtlichen 
Abteilung ist vor allem auch die Ausbildung des 
wissenschaftlichen Nach wuchses im Strafrecht 
in die Forschungsschwerpunkte und Forschungs-
felder des Programms eingebettet, insbesondere 
die Ausbildung in der „International Max Planck 
Research School for Comparative Criminal Law“ 
(vgl. Kapitel III.B.). Gegenstand der Ausbildung 
ist hier die Förderung von Promotionen mit straf-
rechtsvergleichenden oder auf Strafrechtsintegra-
tion angelegten Zielsetzungen. Von dieser Einbin-
dung in den Forschungsbetrieb profitieren sowohl 
die geförderten Nachwuchswissenschaftler wie 
auch das strafrechtliche Forschungsprogramm, da 
die Doktoranden mit ihren Untersuchungen einen 
Beitrag für die Theoriebildung zu den Grenzen des 
Strafrechts und zur Strafrechtsvergleichung leisten.

 
zusammenfassung

Forschungsgegenstand der strafrechtlichen Abtei-
lung sind die Grenzen des Strafrechts. Diese wer-
den an dem gesellschaftlichen, wirtschaftlichen 
und politischen Wandel in der Welt-, Informa-
tions- und Risikogesellschaft deutlich, die grund-

legende Veränderungen der Kriminalität, des Straf-
rechts und der Kriminalpolitik mit sich bringen. 

Forschungsziel der strafrechtlichen Abteilung 
ist, die Grenzen des Strafrechts an den tatsäch-
lichen Veränderungen von Sicherheitsrisiken und 
Sicherheitsdenken in einer sich wandelnden Ge-
sellschaft und den entsprechenden norma tiven 
Veränderungen zu untersuchen, um neue Antwor-
ten auf die aus dieser Entwicklung entstehenden 
kriminalpolitischen Herausforderungen zu ent-
wickeln. Zur Umsetzung dieses Ziels erfasst das 
Programm der strafrechtlichen Abteilung die bei-
den zentralen Herausforderungen der gegenwär-
tigen Entwicklung für das Strafrecht in zwei For-
schungsschwerpunkten und einem Schwerpunkt 
zur Methodik der Strafrechtswissenschaft:

	Ziel des ersten Forschungsschwerpunkts ist die 
Theoriebildung zur internationalen Strafrechts-
integration. Zu diesem Zweck werden die in der 
„Weltgesellschaft“ zunehmende transnationale Kri-
minalität und ihre Folgen untersucht. Transnatio-
nale Kriminalität stellt das klassische nationalstaat-
liche Strafrecht vor seine territorialen Grenzen und 
macht die Entwicklung neuer Modelle des transna-
tionalen Strafrechts und der Strafrechtsintegration  
erforderlich, wie sie gegenwärtig vor allem auf der 
Ebene der Europäischen Union und der Vereinten 
Nationen sichtbar sind.

	Ziel des zweiten Forschungsschwerpunkts ist 
die Theoriebildung zu den funktionalen Grenzen 
des Strafrechts. Zu diesem Zweck werden die in 
der „Risiko-“ und „Informationsgesellschaft“ zuneh-
mende komplexe Kriminalität und deren Folgen 
untersucht. Diese Kriminalität ist vor allem durch 
neue Risiken und Aufklärungsschwierigkeiten ge-
kennzeichnet, die das klassische liberale Strafrecht 
an seine funktionalen Grenzen bringt und zu  neuen 
Formen der Sozialkontrolle führt. Damit einher 
gehen eine gesteigerte Wahrnehmung des Bedro-
hungspotentials von Kriminalität und kriminal-
politische Sicherheitsdiskurse zur Legitimation von 
Grenzverschiebungen des Strafrechts. 

	Um die zentralen – nur unter einem weltwei-
ten Blickwinkel zu erfassenden – Veränderungen 
methodisch kontrolliert untersuchen zu können, 
zielt der dritte Forschungsschwerpunkt auf eine 
Theoriebildung zur Strafrechtsvergleichung und 
die Entwicklung einer internationalen Straf-
rechtsdogmatik.

Zur Umsetzung seiner einzelnen Forschungs-
ziele bündelt das Forschungsprogramm die Un-
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tersuchungen zu den Grenzen des Strafrechts in 
Forschungsfeldern: Bei der Theoriebildung zur 
Strafrechtsintegration geht es – neben der allge-
meinen Strafrechtsharmonisierung – vor allem um 
„Euro päisches Strafrecht“ und „Völkerstrafrecht“, 
während die Theoriebildung zu den funktionalen 
Grenzen des Strafrechts sich auf „Terrorismus“, 
„organisierte Kriminalität“, „Wirtschaftskriminali-
tät“, und „Internetkriminalität“ konzentriert.

Die obenstehende Skizze verdeutlicht diesen 
theoriegeleiteten Prozess der Auswahl und Kon-
zentration der Forschungsprojekte, die sowohl 
durch die zentralen Forschungsfragen als auch 
durch den für die Analyse relevanten spezifischen 
Forschungs gegenstand bestimmt werden.

 
Ulrich Sieber

Weiterführende Literaturhinweise: Ulrich Sieber, Grenzen des Strafrechts – Grundlagen und Herausforderungen des straf-
rechtlichen Forschungsprogramms am Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht, ZStW 119 
(2007), S. 1–68; ders. Strafrechtsvergleichung im Wandel – Aufgaben, Methoden und Theorieansätze der vergleichenden 
Strafrechtswissenschaft, in: Sieber/Albrecht (Hrsg.), Strafrecht und Kriminologie unter einem Dach, Berlin 2006, S. 78–130.  
Siehe dazu auch bereits Ulrich Sieber,  Grenzen des Strafrechts, in: Albrecht/Sieber (Hrsg.), Perspektiven der strafrechtlichen 
Forschung, Amtswechsel am Freiburger MPI 2004, Berlin 2006, S. 35–79, sowie Forschungsbericht 2004/2005, S. 24–37.

theOrIeBIlDUnG

Theorie der  
Strafrechtsintegration

Theorie der funktionalen  
Grenzen des Strafrechts

Theorie der  
Strafrechtsvergleichung

FOrschUnGsschWerPUnKte
mit spezifischen Forschungsfragen zu den Bereichen

Territoriale Grenzen 
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FOrschUnGsPrOGraMM Der straFrechtlIchen aBteIlUnG
auswahl und Konzentration der Forschungsprojekte
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* Von den insgesamt 42 aufgelisteten Projekten wurden 7 Projekte noch in der Zeit vor dem Direktorenwechsel im Oktober 
2003 begonnen. Diese 7 Projekte wurden so weit wie möglich in das Forschungsprogramm eingegliedert. Sie tragen eben-
falls, teilweise aber nur eingeschränkt, zum neuen Forschungsprogramm bei und sind deswegen in der folgenden Aufstel-
lung bei der Jahresangabe des Projektbeginns mit einem Stern gekennzeichnet. Von diesen 7 Projekten waren zum Ende 
des Berichtszeitraums 2006/2007 noch 3 Projekte offen, diese sind jedoch weit fortgeschritten und binden im kommenden 
Berichtszeitraum keine wesentlichen wissenschaftlichen Ressourcen der Abteilung mehr (vgl. demgegenüber Forschungs-
bericht 2004/2005, S. 20–23). Das noch vor dem Amtswechsel begonnene Projekt „Die Rolle der Ehre im Strafrecht“ wurde 
im Mai 2008 mit der Publikation abgeschlossen. 

erster Forschungsschwerpunkt: 

Grenzüberschreitende Kriminalität, territoriale Grenzen des strafrechts  
und internationale strafrechtsintegration

a) Grundlagenfragen

Grundlagen der strafrechtsharmonisierung: „les chemins de l‘harmonisation pénale“

Projektleitung: Prof. Dr. Ulrich Sieber; Prof. Dr. Mireille Delmas-Marty,  
Collège de France, Paris; Prof. Dr. Mark Pieth, Universität Basel

Die Globalisierung führt zu einer zunehmenden Angleichung der nationalen Strafrechtsordnungen. 
Diese Entwicklung verläuft in den verschiedenen Rechtsgebieten jedoch unterschiedlich. Zur Er-
forschung dieser Prozesse untersucht das internationale Gemeinschaftsprojekt mit 13 Forschern 
erstmals Akteure, Wirkungskräfte, Prozesse und Modelle der internationalen Strafrechtsharmoni-
sierung zum Zwecke der Theoriebildung auf der Grundlage von detaillierten Studien zu elf unter-
schiedlichen Rechtsgebieten. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts; 
Strafrechtsvergleichung

Deliktsbereich(e):
Terrorismus; Computerkriminalität; 
OK; Wirtschaftskriminalität u.a.

rechtsordnung(en):
Zahlreiche nationale und interna-
tionale Rechtsordnungen

zeitrahmen:
2005–2007

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Institutsprojekt

2. ProjektüBerSIcht

Die folgende Aufstellung gibt anhand der Systematik des Forschungsprogramms einen nach den drei 
Schwerpunkten und ihren Forschungsfeldern geordneten Überblick zu den einzelnen Projekten der 
strafrechtlichen Abteilung. Soweit – was zur Erreichung von Synergieeffekten angestrebt wird – die 
Projekte für mehrere Forschungsschwerpunkte und -felder Bedeutung haben, erfolgt die Zuordnung 
nach dem Hauptziel; weitere Zielsetzungen sind in den Datenfeldern der Projektbeschreibungen an-
gegeben.* Die Aufstellung veranschaulicht dabei mit den entsprechenden Kurzbeschreibungen und 
Datenfeldern die im Forschungsprogramm erfolgte Konzentration der Untersuchungen durch Angabe 
der Forschungsschwerpunkte sowie der untersuchten Deliktsbereiche und Rechtsordnungen. Weiter 
werden der Zeitrahmen der Projekte, ihr Status sowie die Projektkategorie genannt. Die während des 
Berichtszeitraums bearbeiteten 42 Institutsprojekte verteilen sich – wie im Einzelnen angegeben – auf 
20 Promotionsvorhaben, 2 weitere Einzelprojekte von wissenschaftlichen Mitarbeitern (die meist mit 
externen Partnern in internationalen Projekten kooperieren) sowie 20 Gemeinschaftsprojekte, in denen 
zwei oder mehr Mitarbeiter zusammenarbeiten. Von diesen Projekten wurden im Berichtszeitraum 13 
abgeschlossen.
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b) europäisches strafrecht

Grundlagen, systeme und zukunftsperspektiven des europäischen strafrechtsse für lateinamerika

Projektleitung: Prof. Dr. Ulrich Sieber; Dr. Marianne Wade, L.L.B.; Dr. Frank Meyer, LL.M.

Das von der EU geförderte Projekt untersucht Ziele, Systeme und Entwicklungsmöglichkeiten des 
Europäischen Strafrechts. Seine rechtspolitischen Vorschläge beruhen auf umfassender Grund-
lagen forschung zum transnational wirksamen Strafrecht: Es analysiert dazu das geltende nationale 
und supranationale europäische Strafrecht, den europäischen Schutz von Menschenrechten und 
von institutionellen Garantien sowie die Modelle und Systeme des transnationalen Strafrechts 
insbes. in Mehrebenensystemen. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Transnatio nale Krimina lität; Wirt-
schaftskrim. gegen EU-Interessen 

rechtsordnung(en):
18 europäische Rechtsordnungen, 
USA, Nordischer Rat, EU-Recht

zeitrahmen:
2007–2008

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt

Der Grundsatz der gegenseitigen anerkennung justizieller entscheidungen in strafsachen  
und seine Umsetzung in Deutschland

Projektleitung:  Thomas Wahl

Der Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung strafrechtlicher Entscheidungen ist das Parade-
beispiel für die neuen Kooperationsmodelle in der Europäischen Union zur Überwindung der terri-
torialen Grenzen des Strafrechts. Das Projekt erforscht durch eine Analyse der Gesetzgebung und 
Rechtsprechung die Umsetzungs- und Anwendungsprobleme in Deutschland nach ersten Erfah-
rungen mit den auf diesem Grundsatz basierenden Mechanismen, vor allem dem Europäischen 
Haftbefehl. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
übergreifend

rechtsordnung(en):
Deutschland; EU-Recht

zeitrahmen:
2005–2009

status:
laufend

Kategorie:
Promotionsprojekt

Die Implementation des rahmenbeschlusses zum europäischen haftbefehl in den Mitgliedstaaten 
der europäischen Union

Projektleitung: Prof. Dr. Ulrich Sieber; Dr. Peggy Pfützner, LL.M. 

Das vom T.M.C. Asser Instituut organisierte Projekt analysierte zusammen mit dem Max-Planck-
Institut die Umsetzung des EU-Rahmenbeschlusses über den Europäischen Haftbefehl in allen 
Mitgliedstaaten der EU. Das Max-Planck-Institut erstellte den deutschen Landesbericht und hatte 
dadurch frühen Zugriff auf den entsprechenden Gesamtdatenbestand, der später als elektronisches 
Informationssystem im Internet veröffentlicht wurde. Das Institut war zudem wesentlich an der 
Abschlusskonferenz des Projekts beteiligt. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Organisierte Kriminalität und andere 
schwere Kriminalität

rechtsordnung(en):
25 Mitgliedstaaten der EU und 
weitere europ. Staaten; EU-Recht

zeitrahmen:
2004–2007

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Institutsprojekt
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europäische strafverteidigung

Projektleitung: Prof. Dr. Jörg Arnold

Bei der Erweiterung der europäischen Strafverfolgung wird das Recht auf Verteidigung nicht ge-
bührend berücksichtigt. Die Untersuchung analysiert deshalb verschiedene Möglichkeiten, die 
Gesamtbalance im Strafverfahren durch die Schaffung einer „europäischen“ Strafverteidigung zu 
gewährleisten, und unterbreitet eigene Lösungsvorschläge. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts; 
funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
übergreifend

rechtsordnung(en):
Deutschland; EU-Recht

zeitrahmen:
2007–2009

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt

strafverfahrensrecht in europa

Projektleitung: Dr. Barbara Huber; Dr. Richard K. Vogler (University of Sussex, UK) 

Die Anwendung von traditionellem Strafverfahrensrecht ist auf das nationale Staatsgebiet  
beschränkt. Bei der Verfolgung von grenzüberschreitender Kriminalität treten wegen dieser 
 Beschränkung in der Praxis ernsthafte Probleme auf. Die Arbeit stellt der Praxis und der verglei-
chenden Strafrechtswissenschaft eine aktuelle und übersichtliche Darstellung der Strafprozess-
rechte repräsentativ ausgewählter Mitgliedsländer der EU in englischer Sprache zur Verfügung.  

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
übergreifend 

rechtsordnung(en):
6 europäische Rechtsordnungen

zeitrahmen:
2004–2007

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Institutsprojekt

systematische Gesamtdarstellung des europäischen strafrechts

Projektleitung: Prof. Dr. Ulrich Sieber; Franz-Hermann Brüner, Europäisches Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF); 
Prof. Dr. Bernd von Heintschel-Heinegg (Bayerisches Oberlandesgericht); Prof. Dr. Helmut Satzger 
(Universität München)

Die Europäische Union und der Europarat begegnen den neuen Herausforderungen der Globali-
sierung mit Regelungen, die das nationale Straf- und Strafprozessrecht sowie die Rechtshilfe in 
Strafsachen stark beeinflussen. Dies hat zu einem verwirrenden Regelwerk geführt, das für  
Juristen vielfach undurchschaubar geworden ist. Ziel des Projekts ist deswegen eine Systematisierung 
und Darstellung des europäischen und des europäisierten Strafrechts für weitere wissenschaftliche  
Arbeiten und für die Praxis. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
übergreifend 

rechtsordnung(en):
Deutschland, Europäisches  
Strafrecht

zeitrahmen:
2006–2009

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt
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PrOJeKte

c) Internationales strafrecht (insbesondere völkerstrafrecht)

Internationalisierung von strafrecht durch den sicherheitsrat der vereinten nationen

Projektleitung: Julia Macke

Der seit den Anschlägen des 11. September 2001 geführte Kampf gegen den Terror hat auch die 
Internationalisierung von Strafrecht beschleunigt. Ein neuer Akteur ist dabei der Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen, der in zunehmendem Umfang durch rechtsverbindliche Resolutionen na-
tionales Strafrecht prägt. Die Untersuchung soll klären, ob der Rat als (hoch)politisches, unre-
präsentatives und nicht demokratisch legitimiertes Gremium derartige strafrechtliche Maßnahmen 
überhaupt erlassen darf. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts; 
funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Terrorismus; Geldwäsche

rechtsordnung(en):
Internationales Strafrecht

zeitrahmen:
2006–2008

status:
laufend

Kategorie:
Promotionsprojekt (IMPRS-CC)

allgemeine rechtsgrundsätze des völkerstrafrechts zur strafbaren Mitwirkung  
von Führungspersonen in straftätergruppen und netzwerken

Projektleitung: Prof. Dr. Ulrich Sieber; Priv.-Doz. Dr. Hans-Georg Koch;  
Jan-Michael Simon

Führungspersonen organisierter Straftätergruppen und Netzwerke agieren zumeist im Hintergrund 
ohne eigenhändige Tatbeteiligung. Das Projekt untersucht, wie 43 Rechtsordnungen mit den dafür 
typischen Zurechnungs- und Beweisproblemen umgehen. Dabei werden auch neue methodische 
Wege der Strafrechtsvergleichung erprobt. Ziel ist es, die Entwicklung einschlägiger allgemeiner 
Rechtsgrundsätze des Völkerstrafrechts zu unterstützen und zur Entwicklung der internationalen 
Strafrechtsdogmatik beizutragen. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts; 
funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Organisierte Kriminalität, insbes. 
Völkerstraftaten 

rechtsordnung(en):
43 Rechtsordnungen weltweit;
Völkerstrafrecht

zeitrahmen:
2005–2008

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt

terrorismus und völkerstrafrecht 

Projektleitung: Paul Rabbat, LL.M.

Der „neue Terrorismus“, der internationaler und schadensintensiver ist, hat auch im Völkerstraf-
recht zur Suche nach der effektivsten Maßnahme geführt. Das Projekt untersucht die Perspektiven 
für die erfolgreiche Bekämpfung und Bestrafung von Terrorismus durch Völkerstrafrecht. Es analy-
siert dabei auch die Kriterien für die Schaffung von völkerstrafrechtlichen Tatbeständen. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts;
Funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Terrorismus 

rechtsordnung(en):
Völkerstrafrecht

zeitrahmen:
2007–2009

status:
laufend

Kategorie:
Promotionsprojekt
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Grundlagen und Grenzen völkerrechtlicher exemtionen

Projektleitung: Dr. Helmut Kreicker

Das Projekt untersucht, inwieweit völkerrechtliche Immunitäten, Unverletzlichkeitsgarantien und 
sonstige Exemtionen einer Strafverfolgung durch nationale und internationale Gerichte entgegen 
stehen. Im Wege einer spezifisch strafrechtlichen Analyse internationaler und nationaler Recht­
sprechung, völkerrechtlicher Verträge und staatlicher Gesetzgebung wird das geltende Recht syste-
matisch erfasst und einer kritischen Bewertung unterzogen. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Völkerstraftaten/internationale 
Verbrechen

rechtsordnung(en):
Deutschland; Völkerstrafrecht

zeitrahmen:
1999*–2007

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Promotionsprojekt

nationale strafverfolgung völkerrechtlicher verbrechen 

Projektleitung: Prof. Dr. Ulrich Sieber; Prof. Dr. Albin Eser, M.C.J.; Dr. Helmut Kreicker

Das strafrechtsvergleichende Projekt erforscht, inwieweit die nationalen Strafrechtsordnungen 
verschiedener Staaten eine Ahndung von Völkerstraftaten durch eigene staatliche Gerichte er-
möglichen, welche Defizite gegenüber dem Völkerrecht bestehen und welche Reformen insofern 
durchgeführt wurden oder geplant sind. Es zeigt, dass die meisten untersuchten Staaten Völker-
mord und Kriegsverbrechen als solche ahnden können, Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
dagegen nicht. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts;
Funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Völkerstraftaten

rechtsordnung(en):
34 Rechtsordnungen weltweit; 
Völkerstrafrecht

zeitrahmen:
2001*–2006

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Institutsprojekt

völkerstrafrecht in rumänien

Projektleitung: Dr. Johanna Rinceanu, LL.M.

Das Völkerstrafrecht hat sich in den einzelnen Staaten der Welt aufgrund nationaler historischer 
und politischer Ereignisse unterschiedlich weit entwickelt. Dabei ist ein enger Zusammenhang 
zwischen diesen Ereignissen sowie dem Wirken von Einzelpersonen in einem bestimmten Land 
und der dortigen Evolution des Völkerstrafrechts als actio und reactio festzustellen. Die Unter-
suchung analysiert den Umgang Rumäniens mit dem Völkerstrafrecht in Vergangenheit und 
 Gegenwart.

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Völkerstraftaten

rechtsordnung(en):
Rumänien; Völkerstrafrecht

zeitrahmen:
2003*–2007

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Promotionsprojekt
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PrOJeKte

zweiter Forschungsschwerpunkt: 

Komplexe Kriminalität, funktionale Grenzen des strafrechts  
und neue Formen der sozialkontrolle

a) terrorismus und organisierte Kriminalität

Grenzen des Folterverbots

Projektleitung: Linus Sonderegger, lic. iur. 

Der Kampf gegen den Terror und das Bedürfnis der Gesellschaft nach Sicherheit hat auch vor 
dem Tabu des Folterverbots nicht Halt gemacht. Die Untersuchung soll die rechtstatsächlichen 
Erscheinungsformen der Folter analysieren und erklären, wo in einer rechtsstaatlichen Demokratie 
die Grenzen der Zwangsanwendung zu Verhörzwecken liegen und ob diese Grenzen in Extremsitua-
tionen neu anzupassen sind. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Terrorismus 

rechtsordnung(en):
Deutschland, England und Wales, 
USA; Völkerrecht

zeitrahmen:
2008–2010

status:
in Planung

Kategorie:
Promotionsprojekt (IMPRS-CC)

Präventiver Freiheitsentzug als Instrument der terrorismusbekämpfung

Projektleitung: Tim Nikolas Müller, LL.M. Eur., M. Jur.

In einer Vielzahl von Rechtsordnungen sind als Reaktion auf die Terroranschläge der jüngeren 
Vergangenheit die Möglichkeiten einer präventiven Freiheitsentziehung von Terrorverdächtigen 
(sog. „Gefährdern“) erweitert oder eingeführt worden. Die Untersuchung analysiert in diesem Zu-
sammenhang die in Deutschland bestehenden Rechtsgrundlagen für eine vorbeugende Freiheits-
entziehung und arbeitet die Grenzen heraus, die das Grundgesetz und die Europäische Menschen-
rechtskonvention einer Entwicklung derartiger Eingriffsgrundlagen auferlegen.

Forschungsschwerpunkt(e):
Funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Terrorismus

rechtsordnung(en):
Deutschland

zeitrahmen:
2007–2009

status:
laufend

Kategorie:
Promotionsprojekt (IMPRS-CC)

eingriffe in die Bewegungsfreiheit durch die terrorismusgesetzgebung  
des vereinigten Königreichs

Projektleitung: Susanne Forster, LL.M.

Infolge der Terroranschläge der jüngeren Zeit wird in Deutschland über eine Verschärfung der  
Anti-Terror-Gesetze diskutiert. Was hierzulande überlegt wird, ist im Vereinig ten Königreich zum Teil 
schon geltendes Recht. Die Untersuchung gibt einen Überblick über die britischen Regelungen und 
analysiert schwerpunktmäßig die Maßnahmen, mit denen der bei der Terrorismusbekämpfung all-
gegenwärtige Konflikt zwischen Freiheit und Sicherheit besonders deutlich wird. Siehe dazu II.C. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Terrorismus 

rechtsordnung(en):
Vereinigtes Königreich

zeitrahmen:
2005–2008

status:
laufend

Kategorie:
Promotionsprojekt (IMPRS-CC)
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terrorismusbekämpfung im spannungsfeld von sicherheit und Freiheit  
in Deutschland und china

Projektleitung: Zunyou Zhou, LL.M.

Die Anti-Terror-Gesetzgebung hat eine Auseinandersetzung über das Verhältnis von individueller 
Freiheit und öffentlicher Sicherheit ausgelöst. Die Unter suchung analysiert die jüngsten Entwick-
lungen in der deutschen und chinesischen Anti-Terror-Gesetzgebung sowie deren praktische Um-
setzung. Ziel ist zu klären, inwieweit Deutschland und China ihren Bürgern in diesem Zusammen-
hang Menschenrechtsschutz gewähren. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Terrorismus

rechtsordnung(en):
Deutschland, China

zeitrahmen:
2006–2009

status:
laufend

Kategorie:
Promotionsprojekt (IMPRS-CC)

cyberterrorismus und harmonisierung der strafverfolgung

Projektleitung: Prof. Dr. Ulrich Sieber; Phillip W. Brunst

Bevorstehende terroristische Angriffe über das Internet wurden häufig mit „Electronic Pearl Har-
bor“ oder „Digital Waterloo“ betitelt – tatsächliche Angriffe scheinen hingegen bisher weitgehend 
ausgeblieben zu sein. Das Projekt untersucht im Auftrag des Europarats sowohl die tatsächlichen 
Chancen und Möglichkeiten, die das Internet Terroristen bietet, als auch die gegenwärtig bestehen-
den internationalen rechtlichen Instrumente zur Bekämpfung des Cyberterrorismus. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts; 
Funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Terrorismus; Computerkriminalität

rechtsordnung(en):
Europäisches und sonstiges inter-
nationales Strafrecht

zeitrahmen:
2006–2007

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Institutsprojekt

Organisierte Kriminalität im französischen strafverfahren

Projektleitung: Dr. Peggy Pfützner, LL.M.

Im Jahr 2004 beschritt der französische Gesetzgeber mit der „Loi Perben II“ einen neuen Weg zur 
Bekämpfung der organisierten Kriminalität. In einem eigenen Verfahren werden die organisierte 
Kriminalität erstmals anhand eines Straftatenkatalogs definiert und besondere Strafgerichtszustän-
digkeiten und Ermittlungsmaßnahmen eingeführt. Das Projekt zeigt insbesondere, wie die Bekämp-
fung der organisierten Kriminalität zur Einführung eines Verfahrens für allgemeine (mittel)schwere 
Straftaten führte. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Organisierte Kriminalität

rechtsordnung(en):
Frankreich

zeitrahmen:
2005–2007

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Promotionsprojekt
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Mitgliedschaft in einer kriminellen „vereinigung“ und „conspiracy“  
als Modelle zur strafverfolgung von organisierter Kriminalität

Projektleitung: Almir Maljevič, LL.M.

Verschiedene Erscheinungsformen krimineller Vereinigungen stellen das traditionelle Strafrecht 
vor große Herausforderungen. Antworten darauf finden sich in den Modellen der „Conspiracy“ 
und der Teilnahme an einer kriminellen Vereinigung. Das Forschungsvorhaben untersucht, welche  
Unterschiede und Gemeinsamkeiten diese beiden Modellen aufweisen, wie diese in internatio nalen 
Rechtsfiguren kombiniert werden und wie deren Elemente in die Gesetzgebung von Schwellen­
ländern transferiert werden. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Organisierte Kriminalität;  
Terrorismus

rechtsordnung(en):
5 europäische Rechtsordnungen;
Europäisches und UN-Strafrecht

zeitrahmen:
2006–2008

status:
laufend

Kategorie:
Promotionsprojekt (IMPRS-CC)

strafrecht und Gacaca: Die aufarbeitung des ruandischen völkermords  
mit einem pluralistischen rechtsmodell

Projektleitung: Nandor Knust

Auf systematische Massengewalt wird mit unterschiedlichen rechtsförmigen Verfahren reagiert, 
seien sie staatlicher, nichtstaatlicher oder gemischt staatlich-nichtstaatlicher Natur. Die For-
schungsarbeit untersucht daher die Verfahren des UN-Ruanda Strafgerichtshofs, der ruandischen 
Strafgerichtsbarkeiten und der neo-traditionellen Gacaca Gerichtsbarkeiten im Umgang mit der 
ruandischen Massengewalt und klärt die Frage nach einem pluralistischen Ansatz zur Verfolgung 
von Völkerstraftaten. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Organisierte Kriminalität, insbes. 
Völkerstraftaten

rechtsordnung(en):
Völkerstrafrecht, Nationales 
Strafecht, Stammesrecht

zeitrahmen:
2005–2009

status:
laufend

Kategorie:
Promotionsprojekt (IMPRS-CC)

b) cybercrime

extraterritoriale strafverfolgung von cybercrime

Projektleitung: Prof. Dr. Ulrich Sieber

Cybercrime ist ein Prototyp der grenzüberschreitenden Kriminalität. Die Reaktionen auf diese Delikte 
in weltweiten Datennetzen zeigen deswegen besonders deutlich die Versuche der Natio nal staaten, 
die nationalen Grenzen durch eine extraterritoriale Ausdehnung des Strafrechts zu überwinden. 
Das Projekt macht die Grenzen eines solchen Ansatzes deutlich: Er ist nur in Einzel bereichen und 
Einzelfällen erfolgreich, führt jedoch zu keinem allgemeinen Lösungsmodell für die Entwicklung 
eines transnational wirksamen Strafrechts. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts; 
funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Computerkriminalität

rechtsordnung(en):
Zahlreiche Rechtsordnungen 
weltweit

zeitrahmen:
2005–2006

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Institutsprojekt
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nationale abschottung durch sperrverfügungen gegen illegale Inhalte im Internet 

Projektleitung: Prof. Dr. Ulrich Sieber; Malaika Nolde, LL.M.

Die Nationalstaaten gehen gegen illegale Inhalte im Internet nicht nur durch eine exterritoriale 
Ausdehnung ihres Strafrechts vor, sondern auch mit dem Versuch, das Netz gegen illegale Inhalte 
im Ausland abzuschotten. Das Projekt zeigt, dass derartige „Sperrverfügungen“ gegen Accessprovi-
der auf dem eigenen Hoheitsgebiet einen Zugriff der Bürger auf illegale Inhalte im Internet nur in 
begrenztem Maße und nur mit intensiven Freiheitseingriffen (insb. in das Fernmeldegeheimnis) 
verhindern können. Das Projekt ist in Kapitel II.D. näher dargestellt.

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts;
funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Computerkriminalität

rechtsordnung(en):
Deutschland

zeitrahmen:
2006–2008

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt

herausforderungen und Grenzen der strafverfolgung von Internetkriminalität 

Projektleitung: Jan Spoenle

Das rasante Wachstum der Internetkriminalität wirft die Frage nach der Reaktion der Strafver-
folgungsbehörden auf. Die Untersuchung lokalisiert die rechtlichen und rechtstatsächlichen 
Probleme der Strafverfolgungspraxis. Durch die Analyse von Ermittlungshindernissen sollen  
Lösungen für eine effektivere Bekämpfung dieser Kriminalität erarbeitet und mit den spezifischen 
Gefährdungen zentraler Freiheitsrechte der Informations- und Kommunikationsgesellschaft  
abgewogen werden.
 

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts; 
funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Computerkriminalität; Organisierte 
Kriminalität

rechtsordnung(en):
Deutschland

zeitrahmen:
2007–2009

status:
laufend

Kategorie:
Promotionsprojekt

reichweite und Grenzen der anonymität im Internet 

Projektleitung: Phillip W. Brunst

Das Projekt untersucht die rechtlichen und tatsächlichen Rahmenbedingungen für eine anonyme 
Kommunikation im Internet, ihre Durchsetzbarkeit sowie Optionen der Re­Identifikation. Es  
betrifft damit gleichermaßen die Forschungsfragen des Instituts nach den funktionalen und den 
territorialen Grenzen des Strafrechts. Das Projekt leistet damit einen Beitrag zu der datenschutz-
rechtlichen Diskussion um das „Recht auf Anonymität“. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts; 
funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Computerkriminalität

rechtsordnung(en):
Deutschland; europäisches Recht

zeitrahmen:
2003–2008

status:
laufend

Kategorie:
Promotionsprojekt
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Erstellung von Bewegungsprofilen zur Strafverfolgung

Projektleitung: René M. Kieselmann

Strafverfolgungsbehörden nutzen diverse Überwachungsmöglichkeiten, um Personen zu orten 
und Bewegungsbilder zu erstellen. Der „gläserne Bürger“ wird durch Digitalisierung, Datenspei-
cherung und Datenverknüpfung zur Realität. Das Projekt analysiert Technik und rechtstatsäch-
liche Befunde. Es werden strafprozessuale Regelungsmöglichkeiten dargestellt, welche die rasante 
technische Entwicklung erfassen und dabei rechtsstaatliche und verfassungsrechtliche Grundlagen 
 berücksichtigen. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
übergreifend

rechtsordnung(en):
Deutschland

zeitrahmen:
2005–2008

status:
laufend

Kategorie:
Promotionsprojekt

systematische analyse der Deliktsformen und risiken der computerkriminalität

Projektleitung: Prof. Dr. Ulrich Sieber; Phillip W. Brunst; Nadine Gröseling

Aufgrund der Transnationalität von Angriffen über Computer und Datennetze sind die Sicherheit 
der Informationstechnik sowie die Prävention und Verfolgung von Computer- und Datennetzkrimi-
nalität nicht nur für den Einzelnen, sondern auch für die internationale Gemeinschaft von großer 
Bedeutung. Den neuen Herausforderungen können sich Normgeber und -anwender jedoch nur 
erfolgreich stellen, wenn sie die Bedrohungslage und deren Risiken kennen. Hierzu erfolgt eine 
explorative Studie. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts; 
funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Computerkriminalität

rechtsordnung(en):
keine (empirische Studie) 

zeitrahmen:
2006–2009

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt

strafrechtliche verantwortlichkeit für hyperlinks im Internet

Projektleitung: Frank Michael Höfinger

Im Worldwide Web kann ein Informationsanbieter Verknüpfungen (Hyperlinks) zu jeder anderen 
Information weltweit herstellen, auch zu strafbaren Inhalten. Das Projekt untersucht die dadurch 
aufgeworfenen Fragen aus dem allgemeinen und dem besonderen Teil des Strafrechts, und dabei 
vor allem, wann die Verlinkung strafbarer Inhalte straflos bleibt. Hiervon sind auch die territorialen 
und die funktionalen Grenzen des Strafrechts im Hinblick auf die Meinungsfreiheit betroffen. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts; 
funktionale Grenzen des Strafrechts 

Deliktsbereich(e):
Computerkriminalität

rechtsordnung(en):
Deutschland

zeitrahmen:
2005–2008

status:
laufend

Kategorie:
Promotionsprojekt
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Betrug bei Online-auktionen

Projektleitung: Andreas Dingler

Der Wandel von herkömmlichen Auktionen zu Online-Auktionen zeigt prototypisch die Verände-
rungen von klassischen Deliktsformen unter den Bedingungen der globalen Vernetzung. Das Disser-
tationsprojekt analysiert die neu entstandene Kriminalität und die – insb. in der Anonymität des 
Internet liegenden – Gründe von Risikoveränderungen und Risikosteigerungen. Die Arbeit macht 
weiter deutlich, dass die neuen Deliktsformen im Wesentlichen vom klassischen Betrugsstrafrecht 
erfasst werden. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Computerkriminalität

rechtsordnung(en):
Deutschland

zeitrahmen:
2003–2007

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Promotionsprojekt

reform des computerstrafrechts in Deutschland

Projektleitung: Nadine Gröseling; Frank Michael Höfinger

Der strafrechtliche Schutz von Computerdaten und Computersystemen wurde im Jahr 2007 durch 
das 41. StrÄndG umfassend umgestaltet. Das Projekt untersucht die dogmatischen und praktischen 
Implikationen der Reform. Es zeigt auf, wo die erklärten Ziele des Änderungsgesetzgebers nicht 
erreicht wurden, neue Formen komplexer Computerkriminalität sachgerecht zu erfassen und die 
einschlägigen Vorgaben des Europarats und der EU umzusetzen. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Computerkriminalität

rechtsordnung(en):
Deutschland; Europäisches Recht

zeitrahmen:
2007–2008

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt

c) Wirtschaftskriminalität

Inpflichtnahme der Privatwirtschaft zur Strafverfolgungsvorsorge

Projektleitung: Malaika Nolde, LL.M.

Die zunehmende Ausdehnung des Strafverfahrens weit in das Vorfeld des Anfangsverdachts führt 
den Staat an die Grenzen eigener Ressourcen. Als Konsequenz wird die traditionelle Bewertung 
von Repression als genuine Staatsaufgabe in Frage gestellt. Seit Beginn der 90er Jahre findet ein 
„Outsourcing“ der Strafverfolgungsvorsorge durch die Inpflichtnahme der Privatwirtschaft statt. 
Das Projekt überprüft diese Entwicklung unter Einbeziehung staatstheoretischer und individual-
rechtlicher Aspekte.  

Forschungsschwerpunkt(e):
Funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Computerkriminalität; Wirtschafts-
kriminalität

rechtsordnung(en):
Deutschland

zeitrahmen:
2005–2008

status:
laufend

Kategorie:
Promotionsprojekt
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verantwortlichkeit und sanktionierung von Unternehmen  
unter besonderer Berücksichtigung von compliance-Maßnahmen

Projektleitung: Marc Engelhart

Fälle wie der Bestechungsskandal bei Siemens werfen die Frage nach einer Sanktionierung von Un-
ternehmen und der Notwendigkeit von unternehmensinternen Maßnahmen zur Vermeidung von 
Kriminalität auf. Die Untersuchung analysiert das deutsche und das US-amerikanische Unterneh-
menssanktionsrecht unter besonderer Berücksichtigung von neuen Formen der „regulierten Selbst-
regulierung“ (insbesondere sogenannte Compliance-Maßnahmen). Dabei werden Ansatzpunkte für 
eine Reform des deutschen Unternehmenssanktionsrechts entwickelt. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Wirtschaftskriminalität

rechtsordnung(en):
Deutschland, USA

zeitrahmen:
2005–2009

status:
laufend

Kategorie:
Promotionsprojekt (IMPRS-CC)

d) Grundfragen der life sciences und der Medizin

Möglichkeiten und Grenzen des strafrechts gegen arzneimittelfälschungen

Projektleitung: Priv.-Doz. Dr. Hans-Georg Koch

Gefälschte Arzneimittel bedrohen Leben und Gesundheit ihrer Anwender. Sie sind damit weit mehr 
als nur Produktpiraterie gegenüber Originalherstellern. Das rechtsvergleichende Projekt erforscht, 
mit welchen Mitteln in unterschiedlicher Weise betroffene Länder den Arzneimittelsektor vor  
gefälschten Produkten schützen und wie sie einschlägige Straftaten der zunehmend international 
agierenden Täter bekämpfen. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts; 
funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Medizin- und Biostraftaten; 
Wirtschafts kriminalität 

rechtsordnung(en):
12 Rechtsordnungen weltweit

zeitrahmen:
2006–2008

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt

Der status des extrakorporalen embryos

Projektleitung: Prof. Dr. Albin Eser, M.C.J.; Priv.-Doz. Dr. Hans-Georg Koch

Das interdisziplinäre Verbundprojekt untersucht rechtsvergleichend, welches Maß an (straf-)recht-
lichem Schutz Rechtsordnungen mit unterschiedlichem soziokulturellem Hintergrund den In-vitro-
Embryonen gewähren bzw. welche (kontrollierten?) Freiräume sie der fortpflanzungsmedizinischen 
Praxis und der embryobasierten Forschung einräumen. Es werden Möglichkeiten und Grenzen 
internationaler Konsensfindung aufgezeigt und Ansätze zum legislativen Umgang mit verbleibenden 
Divergenzen entwickelt.

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts; 
funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Medizin- und Biostraftaten

rechtsordnung(en):
Zahlreiche Rechtsordnungen 
weltweit

zeitrahmen:
2002*–2007

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Institutsprojekt
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e) Übergreifende Fragen

retaliation-Mediation-Punishment (vergeltung-Mediation-Bestrafung)

Projektleitung: Jan-Michael Simon; Dr. Pablo Galain Palermo

Das Projekt untersucht die Grenzen des Strafrechts hinsichtlich seiner identitätsstiftenden Funk-
tion und Steuerungsfähigkeit von Gesellschaft. Feststellungen zu dieser Funktion von Strafe sind 
bereits bei E. Durkheim zu finden. Speziell für das staatliche Strafrecht fehlt es aber bislang an 
Untersuchungen. Vor allem auch angesichts einer zusammenrückenden Welt, in der unterschied-
liche Kulturen in einem staatlichen Raum zusammentreffen, soll diese Forschungslücke geschlos-
sen werden. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Organisierte Kriminalität; Terroris-
mus; gewalttätige Sozialkonflikte

rechtsordnung(en):
10 lateinamerikanische  
Rechts ordnungen

zeitrahmen:
2006–2009

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt

strafrecht in reaktion auf systemunrecht

Projektleitung: Prof. Dr. Albin Eser; Prof. Dr. Ulrich Sieber; Prof. Dr. Jörg Arnold (Projektkoordinator)

Das Projekt erforscht Funktion und Grenzen des Strafrechts bei der Ablösung vordemokratischer 
politischer Systeme und der Verarbeitung von Systemunrecht des alten Sytems in Transitions- bzw. 
Transformationsgesellschaften. Im Ergebnis lässt sich kein „Königsweg“ des strafrechtlichen Um-
gangs mit der Vergangenheit nach politischen Systemwechseln erkennen. Der einzelne Weg des 
Transitionsstrafrechts hängt von der länderspezifischen Vergangenheitspolitik in ihrem konkreten 
historischen Kontext ab. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Schwere Menschenrechtsverlet-
zungen (Staatskriminalität)

rechtsordnung(en):
23 Länder weltweit;  
Völkerstrafrecht

zeitrahmen:
1996*–2008

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt

Grenzen des rechtsgüterschutzes

Projektleitung: Prof. Dr. Ulrich Sieber; Dr. Konstanze Jarvers 

Anlässlich eines Gutachtens für das Bundesverfassungsgericht untersucht die strafrechtliche Abtei-
lung die strafrechtlichen Aspekte einvernehmlicher sexueller Handlungen zwischen erwachsenen 
Verwandten. Der rechtsvergleichende Teil analysiert die einschlägigen Grenzen des Rechtsgüter-
schutzes in den Rechtsordnungen von 22 Ländern, die teils in unterschiedlicher Aus gestaltung 
eine Inzeststrafbarkeit vorsehen, teils aber auch ohne eine solche auskommen. Das gemeinsam 
mit der kriminologischen Abteilung durchgeführte Gesamtprojekt wird unter Kapitel II.J. näher 
beschrieben.

Forschungsschwerpunkt(e):
Funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Inzest

rechtsordnung(en):
22 Rechtsordnungen weltweit

zeitrahmen:
2007–2008

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt
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Massen- und Kleinkriminalität vor dem italienischen Friedensrichter

Projektleitung: Dr. Konstanze Jarvers

Zur Bewältigung der Klein- und Massenkriminalität wurden in Italien einige dieser Straftaten in 
die Zuständigkeit der Friedensgerichte gegeben. Hiermit soll ein alternatives Justizsystem erprobt 
werden, das durch Milde und Effektivität geprägt ist und zudem das Opfer stärker am Verfahren 
beteiligt. Die Arbeit kommt zu dem Ergebnis, dass die italienische Reform trotz einiger Schwächen 
im Detail positiv zu bewerten ist und viele Ansatzpunkte für eigene Reformüberlegungen bietet.  

Forschungsschwerpunkt(e):
Funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Massen- und Kleinkriminalität 

rechtsordnung(en):
Italien

zeitrahmen:
2004–2007

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Promotionsprojekt

Die rolle der ehre im strafrecht

Projektleitung: Dr. Silvia Tellenbach

In Zeiten fortschreitender Globalisierung treffen zunehmend Menschen mit unterschiedlichen 
Ehrvorstellungen zusammen. Daher untersucht das Projekt anhand von 14 Berichten aus ausge-
wählten Ländern die Bedeutung der Ehre in verschiedenen Aspekten des Strafrechts. Ein Quer-
schnittsbericht zieht ein Fazit. Dabei zeigt sich z.B., dass es deutliche Unterschiede im System 
der Ehrverletzungstatbestände gibt oder dass Strafmilderungen für Ehrenmorde nur in wenigen 
Ländern gewährt werden. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Funktionale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Straftaten gegen die Ehre

rechtsordnung(en):
Verschiedene Rechtsordnungen 
weltweit

zeitrahmen:
1998*–2007

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Institutsprojekt

Dritter Forschungsschwerpunkt: 

Methodenfragen der strafrechtsvergleichung  
und internationale strafrechtsdogmatik

Internationales Max-Planck-Informationssystem für strafrechtsvergleichung 

Projektleitung: Prof. Dr. Ulrich Sieber; Dr. Karin Cornils; Phillip W. Brunst

Das Pilotprojekt analysiert an einem komplexen Datenbestand die Methoden der Strafrechts-
vergleichung und der Entwicklung einer universalen Strafrechtsdogmatik: Aufgrund einer detail-
lierten Gliederung werden zwölf Landesberichte zum Allgemeinen Teil des Strafrechts erstellt und 
vergleichend analysiert. Der dabei entstehende hochstrukturierte Datenbestand dient auch der 
Entwicklung eines computerbasierten Informationssystems. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Strafrechtsvergleichung

Deliktsbereich(e):
kein spezifischer Deliktsbereich 
(Strafrecht Allgemeiner Teil) 

rechtsordnung(en):
12 Rechtsordnungen weltweit

zeitrahmen:
2004–2009

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt
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strafrechtlicher strukturvergleich

Projektleitung: Prof. Dr. Walter Perron (Universität Freiburg)

In dem Projekt werden verschiedene Rechtsordnungen des materiellen Strafrechts im Hinblick auf 
Übereinstimmungen und Abweichungen unter besonderer Berücksichtigung des spezifischen Zusam-
menspiels von normativer Regelung und praktischer Anwendung erforscht. Zunächst wurden zu dem 
Thema des Haustyrannenmordes Fallgruppen gebildet, die daraufhin zu untersuchen waren, nach wel-
chen Kategorien sie erfasst werden und wie sie in der Praxis das Strafverfolgungssystem durchlaufen.

Forschungsschwerpunkt(e):
Funktionale Grenzen des Strafrechts; 
Strafrechtsvergleichung

Deliktsbereich(e):
Tötungsdelikte

rechtsordnung(en):
8 europäische Rechtsordnungen

zeitrahmen:
1995*–2008

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt

strafbare Mitwirkung von Führungspersonen in straftätergruppen und netzwerken  
in einem lateinamerikanischen Modellstrafgesetz 

Projektleitung: Prof. Dr. Ulrich Sieber; Jan-Michael Simon; Dr. Pablo Galain Palermo

Das Projekt analysiert am Beispiel von Gruppenkriminalität, ob ein lateinamerikanisches Zu-
rechnungs modell von Tatbeiträgen komplexer Kriminalität existiert. Ziel ist es, die Grundlagen für 
ein lateinamerikanisches Modellstrafgesetzbuch zu legen, was bereits in den 1970er und 1980er 
Jahren versucht wurde. Zu diesem Zweck werden repräsentativ neun Länder aus der Region rechts-
vergleichend untersucht. 

Forschungsschwerpunkt(e):
Territoriale Grenzen des Strafrechts

Deliktsbereich(e):
Organisierte Kriminalität; Völker-
straftaten

rechtsordnung(en):
9 lateinamerikanische Länder

zeitrahmen:
2006–2009

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt
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c. Forschungsprogramm und Projekte 
der kriminologischen Abteilung

1. ForSchungSProgrAMM

Das Forschungsprogramm der kriminologischen Abteilung konzentriert sich auf die Veränderungspro-
zesse, die im Zuge grundlegender gesellschaftlicher Umbrüche und Transformationen der Gegenwart 
nicht nur die Entstehungsbedingungen und Gelegenheitsstrukturen von Kriminalität – und damit auch 
diese selbst – verändern, sondern auch die gesellschaftlichen Reaktionen, die Instrumentarien der 
formalen Sozialkontrolle und dabei insbesondere der strafrechtlichen Intervention. Dieser inhaltliche 
Fokus bestimmt den Zuschnitt und die Ausgestaltung der einzelnen Forschungsschwerpunkte. In me-
thodischer Hinsicht werden Schwerpunkte auf die Längsschnittforschung gelegt, die vor allem in der 
Freiburger Kohortenuntersuchung sowie in der Untersuchung der Wirkungen der Sozialtherapie auf 
die Rückfälligkeit von Sexualstraftätern zum Ausdruck kommt, sowie auf Mehrebenenanalysen, die 
die Mikroebene des Handelns mit Makroebenen verknüpfen. Ergänzt wird das Forschungsprogramm 
daneben durch eine Reihe von internationalen Kooperationsprojekten, die bereits seit langem ein Kern-
bestandteil der kriminologischen Forschung am Institut sind. Hierzu zählt neben der projektbezogenen 
Zusammenarbeit im Rahmen der thematisch ausgerichteten Forschungsschwerpunkte insbesondere das 
seit nunmehr zehn Jahren existierende Laboratoire Européen Associé, das inhaltlich offen angelegt ist.

1. Schwerpunkt: Strafverfahren und Sanktionen im Wandel

In dem Gesamtsystem strafrechtlicher Sozial-
kontrolle stehen das Strafverfahrensrecht wie 
auch das Sanktionenrecht exemplarisch für die 
Definition, die Ausgestaltung, die Reichweite 
und die Grenzen strafrechtlicher Intervention. 
Gesellschaftliche Transformationen, technolo-
gische Entwicklungen und damit einhergehende 
Veränderungen in den Kriminalitätsphänomenen 
(insbesondere der sogenannten Transaktions-
kriminalität, die heute neben den „klassischen“ 
Bereichen wie der Korruption und dem Vertrieb 
von Drogen und anderen verbotenen Gütern 
und Substanzen auch den virtuellen Bereich 
verbotener Inhalte und anderer Aktivitäten im 
Cyberspace umfasst) stellen die bestehenden 
gesetzlichen Regelungen vor neue rechtliche 
und kriminalpolitische Herausforderungen. Die 
Weiterentwicklung der bestehenden Eingriffs-
befugnisse und die damit verbundenen recht-
lichen und praktischen Konsequenzen für das 
System als Ganzes werden in diesen Bereichen 
besonders augenfällig, und zwar weit mehr als in 
anderen Bereichen des (materiellen) Strafrechts. 
Das kriminologische Forschungsprogramm des 
Instituts setzt daher einen besonderen Schwer-
punkt bei der empirischen Strafverfahrens-  sowie 
der Sanktionsforschung.

In dem Bereich der Strafverfahrensforschung liegt 
der Arbeitsschwerpunkt bereits seit einigen Jahren 
auf der Entwicklung, Implementation und Evalua-
tion neuer Technologien im Ermittlungsverfahren. 
Exemplarisch hierfür steht die Überwachung der 
Kommunikation. Die kriminalpolitischen Heraus-
forderungen in diesem Bereich lassen sich insbe-
sondere durch das Spannungsverhältnis zwischen 
der besonderen Grundrechtsrelevanz dieser Ein-
griffe einerseits (die sich in Risiken für den Kern 
der Privatsphäre und in der weiten Erfassung 
nicht beschuldigter Kommunikationsteilnehmer 
manifestiert) sowie dem Bedürfnis der Strafver-
folgungsbehörden nach effektiven Ermittlungs-
ansätzen andererseits charakterisieren. Dieses 
Bedürfnis ist unmittelbare Folge eines von Er-
mittlerseite reklamierten strukturellen Defizits, 
das als zunehmendes Versagen der „klassischen“ 
strafprozessualen Ermittlungsmethoden infolge 
des im Bereich der Transaktionskriminalität und 
anderer Formen der Kontrollkriminalität regelmä-
ßigen Fehlens von Anzeigeerstattern beschrieben 
wird. Die neuen Ermittlungsmethoden sind zu-
gleich an der Schnittstelle zur Prävention ange-
siedelt und weisen häufig sogar einen expliziten 
repressiv-präventiven Doppelcharakter auf. Die-
ser unmittelbare Bezug zur Prävention verweist 
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auf eine weitere Entwicklungslinie aktueller 
Kriminalpolitik. Insbesondere dort, wo organi-
sierte Kriminalität und Terrorismus im Zentrum 
stehen, geht es um mehr als die bloße Anpassung 
der bisherigen Ermittlungsinstrumente auf die im 
Vergleich zur konventionellen Kriminalität verän-
derten Einsatzbedingungen. Vielmehr geht es um 
die gezielte Erweiterung verdeckter Ermittlungs-
möglichkeiten. Dies beschreibt auch die eigent-
liche Kernproblematik der so kontrovers disku-
tierten Online-Durchsuchung oder der bereits 
vereinzelt geforderten heimlichen Hausdurch-
suchung. Deren Einführung würde eine weitere 
signifikante Verschiebung in dem Gesamtgefüge 
der strafprozessualen Eingriffsbefugnisse zur Fol-
ge haben und die Entwicklung von den offenen 
zu den verdeckten Maßnahmen wohl weiter be-
schleunigen.

Nach dem Abschluss mehrerer Forschungspro-
jekte zur Implementation und Evaluation der Te-
lekommunikationsüberwachung (2001 bis 2004), 
zur akustischen Wohnraumüberwachung (2002 
bis 2004) sowie zur Rasterfahndung (2005 bis 
2007) konzentrierte sich die Arbeit in diesem Be-
reich zuletzt auf die Studie zur Verwertung von 
Tele kommunikations-Verbindungsdaten (Verkehrs-
daten). In dieser Untersuchung wird auch die 
Interaktion zwischen Privaten (Telekommunika-
tionsprovider) und den Ermittlungs- und Strafver-
folgungsbehörden thematisiert (2006 bis 2008). 
Eine unmittelbar nach Projektabschluss begin-
nende Replikationsstudie soll die jüngste Verän-
derung der rechtlichen Rahmenbedingungen un-
mittelbar aufgreifen und mögliche Veränderungen 
in der Nutzung von Verkehrsdaten vor dem Hin-
tergrund der Vorratsdatenspeicherung erforschen, 
die nunmehr auch diejenigen Datenbestände  
erfasst, die bislang aus Datenschutzgründen  
bzw. allgemeinen Verhältnismäßigkeitserwägungen 
nicht oder nur sehr kurzfristig fixiert wurden 
(2008 bis 2010). 

Abgeschlossen wurden im Berichtszeitraum zwei 
Projekte zur Einstellungspraxis in Fällen leichter 
Drogen (Cannabis). Die Untersuchungen analy-
sieren die Einstellungspraxis in Deutschland auf 
der Grundlage von § 31a BtMG (2002 bis 2005) 
sowie vergleichend im Kontext einer breit ange-
legten internationalen Analyse zu Regelungen 
des Umgangs mit geringen Mengen von Canna-
bis zum Eigengebrauch in Kooperation mit der 
RAND Corporation (2002 bis 2006).

Neu begonnen wurde eine Untersuchung zur Pra-
xis der Durchsuchung von Wohn- und Geschäfts-

räumen (2007 bis 2009). Sie wird die Möglich-
keiten und Reichweite dieser traditionellen, auf 
den physischen und nicht-heimlichen Zugriff 
ausgerichteten Maßnahme speziell auch im Hin-
blick auf digital gespeicherte Informationen eva-
luieren. Die Untersuchung soll damit auch einen 
empirisch fundierten Beitrag zu der aktuellen kri-
minalpolitischen Debatte um die Notwendigkeit 
neuer Regelungen auch im Bereich der (Online-) 
Durchsuchung leisten. Ein weiterer Schwerpunkt 
der Auswertung wird der Funktion des Richter-
vorbehalts gewidmet sein. Die Studie wird ergänzt 
durch eine weitere Untersuchung von Verfahren, 
die Durchsuchungen in Redaktionsräumen zum 
Gegenstand haben (2007 bis 2009).

Die empirische Sanktionsforschung repräsen-
tiert ebenfalls einen seit Langem etablierten For-
schungsgegenstand des Instituts, der in früheren 
Jahren unter dem Schwerpunkt „strafrechtliche 
Sanktionen“ gebündelt war. Im Zentrum stehen 
Implementations- und Evaluationsstudien zur 
strafrechtlichen Sanktionierung und zu Fragen 
des Vollzugs. Abgeschlossen wurde im Berichts-
zeitraum die Untersuchung zur Praxis von Ju-
gend- und Freiheitsstrafen im Falle schwerer 
Straftaten, die Parallelen bzw. Unterschiede in 
der Begründung von Jugend- bzw. (allg.) Freiheits-
strafen im Gruppenvergleich von Jugendlichen, 
Heranwachsenden und jungen Erwachsenen bei 
schwerer Kriminalität analysiert hat (2004 bis 
2007). Fertig gestellt wurde ferner die Untersu-
chung zur Berücksichtigung von Angehörigen bei 
der Verhängung und Aussetzung freiheitsentzie-
hender Sanktionen (2002 bis 2007). Der Schwer-
punkt der Analyse liegt hier freilich nicht auf der 
Täterseite, sondern auf der Drittbetroffenheit 
durch freiheitsentziehende Sanktionen und ihrer 
Berücksichtigung durch die Praxis, sei es bei der 
Zumessung selbst oder bei der Ausgestaltung des 
Vollzugs oder der Entlassung bzw. vorzeitigen Ent-
lassung. 

Weiter in Bearbeitung ist die Begleitforschung 
zur landesweiten Implementation des elek-
tronisch kontrollierten Hausarrests in Hessen 
(2003 bis 2008), die eine vorausgegangene 
wissenschaftliche Begleitstudie zum vorberei-
tenden Modellversuch weiterentwickelt, deren 
besonderes Augenmerk neben dem Prozess der 
Implementation und ihrer Rahmenbedingungen 
auch der Evaluation der Maßnahmen selbst galt 
(2000 bis 2004). Ebenfalls noch in Bearbeitung 
ist die Untersuchung zu Karrierestraftätern in 
der Volksrepublik China. Im Mittelpunkt dieser 
Studie stehen die Sanktionierung von Karriere-
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straftätern und daraus resultierende Einflüsse 
auf die Legalbiographien vor dem Hintergrund 
der in China dominierenden (Langzeit-)Straf-
praxis. Sie berührt auch die Frage nach Implika-
tionen einer bestimmten Kriminalpolitik für die 
Kriminalprävention (Abschluss 2008).

Neu begonnen wurde eine empirische Studie zur 
Legalbewährung (2007 bis 2009). Ziel des Ko ope-
rationsprojektes mit der Universität Göttingen ist 

die Erstellung einer Legalbewährungsstatistik, 
die Rückfälligkeit im Sinne einer erneuten straf-
rechtlichen Sanktionierung in Abhängigkeit von 
Delikt, Sanktionsart, Sanktionshöhe, Vorstrafen 
und soziodemografischen Merkmalen wie Alter 
und Geschlecht erfassen soll. Auf diese Wei-
se soll ein Beitrag zu der dringend notwendigen 
Verbesserung der bislang verfügbaren Datenlage 
zu Rückfall und Legalbewährung in Deutschland 
geleistet werden.

2. Schwerpunkt: gefährliche Straftäter

Der Forschungsschwerpunkt „Gefährliche Straf-
täter“ greift verschiedene Perspektiven eines Ver-
brechensphänomens auf, das von der Öffentlich-
keit mit ungebrochenem Interesse verfolgt, von 
der „vierten Gewalt“ nach wie vor medienwirksam 
aufgemacht und vermarktet wird sowie von der 
Legislative stetig und gerne für die Begründung 
strafverschärfender Maßnahmen herangezogen 
wird. Wissenschaft und Praxis stellt der Umgang 
mit dieser Tätergruppe vor immer neue Heraus-
forderungen. Wer als gefährlich gilt, wird dabei 
freilich nicht konform definiert. Sexualstraf täter 
gelten allgemein als gefährlich. Doch in der 
Fach welt ist man sich zunehmend darüber einig, 
dass nicht alle Sexualstraftäter gleichermaßen 
gefährlich sind. Gelten Gewaltstraftäter nur als 
gefährlich, wenn sie wiederholt und in einem 
bestimmten Ausmaß gewalttätig werden? Eine 
ähnliche Einstufung als besonders gefährlich er-
fahren im Übrigen auch Personen aus dem terro-
ristischen Umfeld.

Somit steht der Begriff dieses Forschungsschwer-
punkts „Gefährliche Straftäter“ für die Bedeutung 
einer bestimmten Gruppe von Delinquenten, 
die als besonders bedrohlich wahrgenommen 
wird. Die Diskussion über den Umgang mit ge-
fährlichen Straftätern steht im Spannungsfeld 
zwischen Rechtsstaatsprinzip und dem Ruf nach 
effizienter Herstellung von Sicherheit. Zusam-
menhänge zwischen der Entwicklung hin zu 
einem „gefährlichen Straftäter“, tatsächlicher Ge-
fährlichkeit, Rückfallrisiko und strafrechtlichen 
Reaktionen sind trotz zunehmender Forschungs-
tätigkeit noch unzureichend beleuchtet. Die kri-
minologische Abteilung kann durch ihre interdis-
ziplinäre Herangehensweise diese Beziehungen 
entschlüsseln, die zu einem besseren Verständnis 
dieser als so bedrohlich wahrgenommenen Täter-
gruppe beitragen. 

Nach dem Abschluss der Nachuntersuchung zur 
Legalbewährung von Sicherungsverwahrten und 
gefährlichen Straftätern (2002 bis 2007) steht der 
Schwerpunkt gegenwärtig ganz im Zeichen des 
vom Sächsischen Staatsministerium der Justiz 
geförderten Langzeitprojekts zur Sozialtherapie 
bei Sexualstraftätern im Freistaat Sachsen (2003 
bis 2013). Dieses gliedert sich zwischenzeitlich in 
drei selbständige Teilstudien. Dies sind zunächst 
die Evaluationsstudie zur Behandlung von Sexual-
straftätern in sozialtherapeutischen Anstalten,  
deren Haupt ziele die Darstellung und Analyse der 
Rückfallkriminalität von Sexualstraftätern sowie 
der den Rückfall bedingenden bzw. auf ihn Ein-
fluss nehmenden Faktoren sind, sowie die Studie 
zu jugendlichen Sexualstraftätern, die sich vor 
allem der Frage widmet, ob eine frühzeitige In-
tervention Risikopotenziale verringern kann. Neu 
begonnen wurde in dem Berichtszeitraum ferner 
eine Untersuchung zu den Lebensverläufen von 
Sexual straftätern nach der Entlassung (2007 bis 
2009), die auch auf der Basis von Dunkelfeld-
erhebungen durchgeführt wird. Auf der Grund-
lage eines prospektiven Designs sollen dyna-
mische Risiko faktoren identifiziert und analysiert  
werden.

Ergänzend zu den Evaluationsstudien, die sich auf 
den Freistaat Sachsen konzentrieren, werden die 
Daten der Kohortenstudie (siehe auch Schwer-
punkt 4) für den Forschungsschwerpunkt zur 
Sexualkriminalität nutzbar gemacht. Dabei wur-
den im Rahmen mehrerer Sonderauswertungen 
zur Sexualkriminalität im Längsschnitt alle ver-
fügbaren Daten zu Inzidenz, Prävalenz und zum 
Rückfall bei den Sexualstraftätern aus den beob-
achteten Geburtskohorten ausgewertet (2005 
bis 2007). Neben Fragestellungen der Prognose 
wurden auch Formen der Tatbegehung vertiefend 
analysiert.



I. FOrschUnGsPrOGraMM 

34

3. Schwerpunkt: Innere Sicherheit, organisierte krimialität, 
terrorismus – gesellschaftliche Wahrnehmungen und reaktionen  

4. Schwerpunkt: kriminalität, soziale kontexte und sozialer Wandel

Studien zu den Bedingungsfaktoren und zur 
Entwicklung von Jugendkriminalität haben eine 
lange Tradition am Max-Planck-Institut. Seit 
den 1970er Jahren wurden wiederholt Dunkel-
feldbefragungen von Jugendlichen zur selbstbe-
richteten Delinquenz und zu Opfererfahrungen 
durchgeführt. Das inzwischen abgeschlossene 
Projekt „Soziale Probleme und Jugenddelinquenz 
in sozialökologischer Perspektive“ (1998 bis 2005) 
hat die deutsche Forschung zu den sozialräum-
lichen Dimensionen von Jugendkriminalität und 
deren Wahrnehmung und Kontrolle in Wohn-
gebieten voran getrieben. Dabei wurden neben 
der Frage nach der Existenz von Kontexteffekten 
von Stadtviertelbedingungen auf schwere Jugend-
kriminalität auch die Fragen nach der informellen 
Sozialkontrolle und polizeilichen Registrierung 
von Jugendkriminalität sowie nach der inter-
ethnischen Verallgemeinerbarkeit von Delinquenz-
ursachen untersucht. Die qualitativ angelegte, 

im Rahmen eines DFG-Verbundprojektes mit 
Partnerinstituten der Universität Freiburg in zwei 
Teilprojekten durchgeführte Studie zur Hasskri-
minalität untersucht die Auswirkungen von Haft-
erfahrungen auf fremdenfeindliche jugendliche 
 Gewalttäter (2004 bis 2008). Ein neu begonnenes 
Projekt ergänzt diese Studie um eine Analyse der 
Sozialkonstruktion und Verfolgung von Hass-
kriminalität in Deutschland (seit 2007). 

Die Freiburger Kohortenstudie ist als Langzeit-
projekt der kriminologischen Grundlagenfor-
schung angelegt und durch ihr besonderes De-
sign einzigartig in Deutschland. Sie befasst sich 
mit der Entwicklung des kriminellen Verhaltens 
von Jugendlichen und jungen Erwachsenen und 
seiner strafrechtlichen Sanktionierung entlang 
des Lebenslaufes und zwischen Geburtskohor-
ten bzw. Zeitperioden. Sie verknüpft Daten zur 
polizeilich registrierten Kriminalität mit denen 

Ein zentraler Ausgangspunkt der Forschungen 
in diesem Schwerpunkt ist die Überlegung, dass 
nicht „objektive“ Risiken durch Kriminalität oder 
Terrorismus, sondern vielmehr die gesellschaft-
lichen Wahrnehmungen dieser Risiken handlungs-
leitend dafür sind, welche kriminal politischen 
Folgerungen gezogen und welche Maßnahmen 
der Gefahrenabwehr getroffen werden. Daher 
verdient die Frage, wie die Gesellschaft und wie 
Individuen Bedrohungen durch Kriminalität und 
Terrorismus wahrnehmen und welche Sicher-
heits- und Strafbedürfnisse daraus entstehen, be-
sondere Aufmerksamkeit. 

Die individuelle Betroffenheit von Kriminalität 
und die damit im Zusammenhang stehenden Ri-
sikowahrnehmungen und Strafbedürfnisse stehen 
im Mittelpunkt der Auswertungen des European 
Crime and Safety Surveys (EU-ICS) 2005 in Zu-
sammenarbeit mit europäischen Partnerinstituten. 
Damit wird die Tradition der survey-basierten 
Opfer forschung am Max-Planck-Institut fortge-
führt und um eine europäisch vergleichende Di-
mension erweitert. Im Rahmen eines europäisch-
chinesischen Kooperationsprojektes untersucht 
die auf einer Internetbefragung basierende Studie 
„Todesstrafe und öffentliche Meinung“ die Krimi-
nalitätswahrnehmungen und Strafeinstellungen 

chinesischer, amerikanischer und deutscher Stu-
dierender. Das ebenfalls neu begonnene, vom 
Bun des ministerium für Bildung und Forschung 
getragene „Verbundprojekt Sicherheitsforschung“ 
soll helfen, die sozialwissenschaftliche Forschung 
zu den gesellschaftlichen Dimensionen der Her-
stellung von Sicherheit durch technologische In-
novationen zu bündeln und neu auszurichten.

Abgeschlossen wurde im Berichtszeitraum ein 
europäisches Kooperationsprojekt, das die Krimi-
nal prävention in Großwohnsiedlungen in Deutsch-
land, England, den Niederlanden, Polen und 
Ungarn zum Gegenstand hatte (2005 bis 2007). 
Hier lag der Schwerpunkt auf den Unsicherheits-
wahrnehmungen der Bewohner. Beendet wurden 
ferner die internationale Studie zu den Drogen-
märkten in Europa, die anfänglich auf Frankfurt 
und Mailand beschränkt war, später auf Amster-
dam und Genua erweitert wurde (1999 bis 2007), 
das Projekt „Modelling the World Heroin Mar-
ket: Assessing the Consequences of Changes in 
 Afghanistan Production“ (2002 bis 2007),  sowie 
das Dissertationsprojekt „Terrorismus – Eine kri-
minologische Studie“ (2004 bis 2007), in dessen 
Mittelpunkt die Erforschung der Phänomenolo-
gie und der Konstruktion des Terrorismus auf der 
Grundlage einer Sekundäranalyse stand.
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zur strafrechtlichen Sanktionierung. Der in dieser 
Untersuchung vorhandene Datenbestand zu meh-
reren Geburtskohorten wird für die Analyse viel-
fältiger, auch rechtspolitisch aktueller Fragestel-
lungen nutzbar gemacht. Auf PKS-Daten basiert 
hingegen ein Projekt zur Analyse von Struktur 
und Entwicklung der Kriminalität auf Kreis- und 
Gemeindeebene, dessen erste Phase kurz vor dem 
Abschluss steht (2006 bis 2008), das aber weiter 
fortgeführt werden soll. 

Die laufenden Forschungsprojekte zu tödlicher 
Gewalt in Familien und Partnerschaften sind auf 
die Untersuchung von Tötungsdelikten mit an-
schließendem Suizid des Täters (seit 2006) sowie 
auf sogenannte „Ehrenmorde“ (begonnen 2008) 
gerichtet. Tötungsdelikte mit anschließendem 
Suizid des Täters stellen eine komplexe Form der 
interpersonellen Gewalt dar, die sich überwie-

gend in Partnerschaften und Familien ereignet 
und die in Deutschland bislang weder statistisch 
erfasst noch systematisch untersucht wurde. Ziel 
des Projekts ist eine auf amtlichen Quellen und 
Medienberichten beruhende Vollerhebung dieser 
Fälle in Deutschland und weiteren europäischen 
Ländern (Niederlande, Finnland, Spanien, Polen, 
England/Wales, Schweiz). 

Abgeschlossen wurde das Projekt zur Analyse von 
Deliktsähnlichkeiten auf der Basis von Individual-
daten der Freiburger Kohortenstudie (2003 bis 
2007). Hier wurde untersucht, welche Kombi-
nationen von Delikten innerhalb von kriminellen 
Karrieren besonders häufig (bzw. selten) auftre-
ten. Die Ergebnisse bieten einen gut fundierten 
empirischen Beitrag zur Identifikation bestimmter 
auf Delinquenzmustern und Delinquenzverläufen 
basierender Tätertypologien.

5. Schwerpunkt: kriminalpolitik und rechtsstaatliche entwicklung  
in außereuropäischen und übergangsgesellschaften

Zahlreiche Weltregionen sind durch gesell-
schaftliche Konflikte, Bürgerkriege oder bürger-
kriegsähnliche Unruhen und Kriege erschüttert. 
Damit verbundene Verwerfungen setzten sich 
bis in die Post­Konfliktphasen hinein fort. Pre-
kär erscheinen darüber hinaus Systeme, die die 
Standards eines modernen Rechtsstaates oft über 
Jahrzehnte hinweg nachhaltig und weitreichend 
ignorieren oder ignoriert haben. Mit dem For-
schungsschwerpunkt „Kriminalpolitik und rechts-
staatliche Entwicklung in (außereuropäischen) 
Übergangsgesellschaften“ verknüpft die krimi-
nologische Forschungsabteilung strafrechtliche 
und kriminologische Forschungsmethoden, um 
die Umsetzung rechtsstaatlicher Prinzipien in sol-
chen reformbedürftigen Übergangsgesellschaften 
wesentlich mit zu gestalten bzw. Grundlagen für 

eine rationale, internationalen Standards stand-
haltende Kriminalpolitik zu schaffen. 

Abgeschlossen wurde im Berichtszeitraum die in 
Kooperation mit dem Great Britain China Centre 
(London) und der Chinese Academy for Social 
Sciences (CASS, Beijing) durchgeführte Studie 
zur Stärkung der Verteidigung in Verfahren, in  
denen die Verhängung der Todesstrafe droht (2005 
bis 2006). Neu begonnen wurde eine Studie zur 
Reform der Todesstrafe in China, die in Koopera-
tion mit dem Great Britain China Centre (Lon-
don), der Beijing Normal University, der Univer-
sität Wuhan, der University of Oxford (Centre for 
Criminology) sowie dem Irish Centre for Human 
Rights (Galway) und dem Death Penalty Project 
(London) durchgeführt wird (2007 bis 2010). 

6. kooperationsprojekte

Die Mehrzahl der vormals in einem eigenstän-
digen Querschnittsbereich zusammengefassten 
nationalen und internationalen Kooperations-
projekte ist nunmehr den jeweiligen thema-
tisch Schwerpunkbereichen zugeordnet. Die 
ab geschlossenen und sich noch in Bearbeitung 
befindlichen Projekte betreffen die Kriminal­
prävention in Großwohnsiedlungen, die Im-
plementation der Anti-Folter-Konvention der 

Vereinten Nationen in der Volksrepublik China 
sowie verschiedene Projekte zu Recht, Politik 
und Praxis der Todesstrafe in China, das Ver-
bundprojekt zu den Auswirkungen von Haft-
erfahrungen auf fremdenfeindliche Jugendliche, 
das Kooperationsprojekt zur Vorbereitung einer 
bundesweiten Rückfallstatistik, die Auswertung 
der European Crime and Safety Survey 2005, die 
vergleichende Evaluation der Einstellungspraxis 
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in Cannabis-Fällen, die internationalen Studien 
zu den Drogenmärkten in Europa und zum Welt-
Heroin-Markt sowie das europäische Projekt zu 
Homizid-Suizid-Fällen.

Besonderen Stellenwert im kriminologischen 
Forschungsprogramm hat darüber hinaus das 
auf einer gesonderten bilateralen Vertragsbasis 
zwischen der Max-Planck-Gesellschaft und dem 
französischen Centre National de la Recherche 
Scientifique (CNRS) basierende, mit eigenen  
Finanzmitteln ausgestattete Laboratoire Euro-
péen Associé (LEA), in dessen Rahmen seit der 
Gründung im Jahr 1998 bereits eine Vielzahl 

thematisch ganz unterschiedlich ausgerichteter 
empirischer Forschungsprojekte durchgeführt 
wurden. Im Berichts zeitraum wurde eine neue, 
soziologisch orientierte Studie zur ethnischen 
Diskriminierung durch die Polizei in Frankreich 
und Deutschland begonnen (2006 bis voraus-
sichtlich 2009). Das Projekt greift eine Problema-
tik auf, die anlässlich der Unruhen in mehreren 
französischen Städten im Herbst 2005 besondere 
öffentliche Beachtung gefunden hat.

Hans-Jörg Albrecht

2. ProjektüBerSIcht

Die folgende Aufstellung gibt einen nach den Forschungsschwerpunkten geordneten Überblick über 
den Inhalt und die organisatorischen Rahmendaten sämtlicher Forschungsprojekte, die in der kri-
minologischen Abteilung im Berichtszeitraum 2006/2007 in Bearbeitung waren. Von den insgesamt  
30 Projekten wurden acht abgeschlossen und ebenso viele neu begonnen. Neben der inhaltlichen 
Schwerpunktsetzung ist die Vernetzung mit in- und ausländischen Kooperationspartnern ein weiteres 
Merkmal der kriminologischen Forschung des Instituts. Insgesamt fallen 13 der aktuellen oder abge-
schlossenen Vorhaben in die Kategorie der in- und/oder ausländischen Kooperationsprojekte. Ferner 
werden oder wurden 12 Projekte von den Bearbeiterinnen und Bearbeitern als Dissertationsprojekte 
durchgeführt; in drei weiteren Fällen werden oder wurden ausgewählte Fragestellungen bzw. einzelne 
Teilbereiche im Rahmen von Promotionsvorhaben genutzt.

erster Forschungsschwerpunkt: 

strafverfahren und sanktionen im Wandel

Die auskunftserteilung über telekommunikationsverbindungsdaten nach §§ 100g, 100h stPO

Projektleitung: Adina Grafe

Im Zentrum der Studie steht die Untersuchung der Nutzung von Telekommunikationsverkehrs-
daten für die Strafverfolgung (§§ 100g, 100h StPO). Sie knüpft an die Studien zur Überwachung 
der Telekommunikation und des Wohnraums an. Verfolgt werden Fragestellungen der Antrags- und 
Anordnungspraxis, der Auskunftserteilung sowie der Effizienz der Maßnahme. Dabei wird die Kom-
bination mit anderen Ermittlungsmethoden sowie die Einbeziehung Privater in die Strafverfolgung 
besonders berücksichtigt.

zeitrahmen:
2005–2007

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Promotionsprojekt
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Die Implementation der rasterfahndung

Projektleitung: Dirk Pehl

Das Forschungsprojekt befasst sich mit der Anwendung und Umsetzung der gesetzlichen Rege-
lungen der Rasterfahndung. Im Mittelpunkt der Untersuchung stehen sowohl Implementations- als 
auch Evaluationsfragestellungen. Grundlage bildet eine Auswertung von staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungsakten. Diese wird ergänzt durch bundesweit durchgeführte Expertengespräche. 

zeitrahmen:
2005–2007

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Promotionsprojekt

Die Durchsuchung von Wohn- und Geschäftsräumen

Projektleitung: Dr. Michael Kilchling

Die Durchsuchung von Privat­ und Geschäftsräumen gehört zu den besonders häufig eingesetzten 
strafprozessualen Ermittlungsmaßnahmen, über deren Anwendung nur wenig empirisches Wissen 
existiert. Selbst einfache Häufigkeitszahlen gibt es in Deutschland nicht. Über die klassischen Eva-
luationsziele hinaus soll auch erforscht werden, welche Veränderungen die Digitalisierung bei der 
Anwendung dieser traditionellen, primär auf physische Beschlagnahme ausgerichteten Maßnahme 
mit sich bringt. 

zeitrahmen:
2007–2009

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt

Pressefreiheit im Kontext strafrechtlicher ermittlungsmaßnahmen

Projektleitung: Gunther Olt (Rechtsassessor)

Das Projekt ist Teil der empirischen Strafverfahrensforschung der kriminologischen Forschungs-
abteilung. Gegenstand der Untersuchung ist ein Themenbereich, der seit der „Spiegel“-Affäre der 
1960er Jahre regelmäßig in Öffentlichkeit und Justiz eine beachtliche Resonanz erfahren hat. Das 
Ergebnis der Untersuchung soll eine empirisch gestützte Beurteilung der Qualität des strafprozes-
sualen Schutzes der Pressefreiheit ermöglichen. 

zeitrahmen:
2007–2009

status:
laufend

Kategorie:
Promotionsprojekt

cannabis non-Prosecution Policies in Germany

Projektleitung: Prof. Dr. Letizia Paoli; Carsten Schäfer

The project conducted in cooperation with the Drug Policy Research Center at the RAND Cor-
poration in the United States investigates the non-prosecution policies against criminal drug users 
throughout the federal States in Germany. By reviewing case law, statistics and realizing expert in-
terviews the study aimed to analyze the non-prosecution of cannabis-related consumption offences 
in Germany and to evaluate the different state policies upon consumption.  

zeitrahmen:
2000–2006

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Institutsprojekt
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Die Implementation der elektronischen Fußfessel in hessen

Projektleitung: Daniela Jessen

Die elektronische Fußfessel als Alternative zur Haft fand in Deutschland im Jahr 2000, zunächst 
als Modellversuch beim Amts- und Landgericht Frankfurt a.M., ihre erste praktische Anwendung. 
Mittlerweile in allen Gerichtsbezirken Hessens eingeführt, wird die landesweite Implementierung 
– nach einer bereits abgeschlossenen Untersuchung des Modellversuchs – durch das Max-Planck-
Institut für ausländisches und internationales Strafrecht wissenschaftlich begleitet und evaluiert.

zeitrahmen:
2003–2009

status:
laufend

Kategorie:
Promotionsprojekt

legalbewährung nach strafrechtlichen sanktionen

Projektleitung: Dr. Carina Tetal; Dr. Volker Grundies

In dieser Studie werden mit dem Ziel der Erstellung einer Rückfallstatistik Verurteilungen im Rück-
fall, in Abhängigkeit von Delikt, Sanktion und soziodemografischen Merkmalen, wie Alter und Ge-
schlecht, untersucht. Dazu werden alle im Jahr 2004 strafrechtlich Sanktionierten oder aus der 
Haft Entlassenen über einen dreijährigen Rückfallzeitraum hinweg anhand von Eintragungen im 
Bundeszentralregister auf erneute Straffälligkeit hin überprüft. 

zeitrahmen:
2007–2009

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt

Jugendstrafe aufgrund schwerer Kriminalität

Projektleitung: Benjamin Kurzberg

Vor dem Hintergrund der seit Jahren immer wieder aufflammenden Diskussion über eine Verschär-
fung der Sanktionspraxis gegenüber heranwachsenden Delinquenten verfolgt die Arbeit vor allem 
zwei Fragestellungen: Wie lässt sich die Verhängung von langen Haftstrafen mit dem im Jugend-
strafrecht vorherrschenden Erziehungsgedanken dogmatisch vereinbaren? Und: Wie wird in der 
aktuellen Justizpraxis auf schwere Kriminalität junger Täter reagiert?

zeitrahmen:
2005–2007

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Promotionsprojekt

Kriminelle Karrieren und Kriminalprävention

Projektleitung: Fan Wen

Die Untersuchung greift Fragen der Karrieretäterforschung im Bezug auf die ökonomische Trans-
formation und den gesellschaftlichen Wandel in China auf. Ausgewertet werden Daten, die in Chi-
na erhoben wurden. Analysiert wird zum einen, ob und wie sich die strafrechtliche Sanktionierung 
– hier in erster Linie die in China dominierenden Freiheitsstrafen – auf den Verlauf von kriminellen 
Karrieren auswirkt, zum anderen, wie unter diesen Bedingungen sozial-psychologische Merkmale 
wie Schichtzugehörigkeit, Bildung oder das familiäre Umfeld die Ausbildung krimineller Karrieren 
beeinflussen. 

zeitrahmen:
2005–2008

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Institutsprojekt
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zweiter Forschungsschwerpunkt: 

Gefährliche straftäter

sexualstraftäter als herausforderung für Forschung und Kriminalpolitik

Projektleitung: Dipl.-Psych. Dr. Gunda Wößner

Kernstück dieses prospektiv angelegten Projektes ist die Evaluation der sozialtherapeutischen  
Behandlung von Sexual­ und Gewaltstraftätern und die Identifizierung rückfallrelevanter Einfluss-
faktoren. Hierfür werden im Regelvollzug bzw. in der Sozialtherapie Sachsens inhaftierte Sexual- und 
Gewaltstraftäter exploriert. Neben einer kontinuierlichen und erweiterten Datenerhebung wurde 
im Berichtszeitraum an der Auswertung erster Zwischenergebnisse und Realisierung diverser Teil-
projekte gearbeitet. 

zeitrahmen:
2003–2013

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt

Jugendliche sexualstraftäter in sozialtherapeutischen anstalten des Freistaates sachsen

Projektleitung: Dipl.-Psych. Dr. Gunda Wößner

Im Fokus dieser Studie steht die Frage, welche Maßnahmen bei jugendlichen Sexualstraftätern 
geeignet sind, Rückfall zu verhindern. Damit zusammenhängend wird untersucht, ob und in wel-
chen Merkmalen sich jugendliche Sexualstraftäter von erwachsenen unterscheiden bzw. inwiefern 
spezifische rückfallrelevante Faktoren wirksam werden. Das Design der Studie entspricht dem Eva-
luationsprojekt zu erwachsenen Sexualstraftätern. Bisher wurden ca. 60 jugendliche Gefangene 
befragt. 

zeitrahmen:
2003–2013

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt

lebensverläufe von sexualstraftätern nach entlassung

Projektleitung: Dipl.-Psych. Sonja Brauner 

Die Studie ist Teil des Projektes „Sexualstraftäter in sozialtherapeutischen Anstalten des Freistaates 
Sachsen“. Ziel ist es, Risikofaktoren des Rückfalls in den Lebensumständen von Sexualstraftätern 
nach Entlassung aus der Sozialtherapie zu identifizieren und damit Lücken in der Rückfallforschung 
zu schließen. Zusätzlich werden Dunkelfelddaten erhoben, die Auskunft über Ausmaß und Anlässe 
von Rückfalltaten im Nachentlasszeitraum geben. 

zeitrahmen:
2007–2009

status:
in Planung

Kategorie:
Promotionprojekt
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Jugendliche und heranwachsende sexualstraftäter

Projektleitung: Dipl.-Psych. Carolin Quenzer

Das Projekt fokussiert junge Sexualstraftäter. Die zentrale Fragestellung befasst sich mit der Vorher-
sagbarkeit von Rückfälligkeit bei dieser Tätergruppe. Das Ziel der Studie ist die Überprüfung der 
Vorhersagegenauigkeit von verschiedenen, speziell für junge Täter entwickelten Prognoseinstru-
menten. Im Rahmen der Untersuchung werden erstmalig im amerikanischen Raum entwickelte 
Prognoseverfahren bei einer deutschen Stichprobe angewendet.

zeitrahmen:
2006–2009

status:
laufend

Kategorie:
Promotionsprojekt

sexualkriminalität im längsschnitt

Projektleitung: Dr. Volker Grundies

Die Daten der Freiburger Kohortenstudie, die nunmehr sechs Geburtskohorten aus Baden-Würt-
temberg sowie die für diese registrierten polizeilichen und justiziell dokumentierten Straftaten um-
fasst, werden im Hinblick auf Inzidenz und Prävalenz von Sexualstraftaten analysiert. Während im 
vorangehenden Berichtszeitraum v.a. Fragen der Prognose von Rückfällen auf der Basis der Legal-
biographie untersucht wurden, wurde in diesem Berichtszeitraum ergänzend Formen der Tatbege-
hung deskriptiv analysiert. 

zeitrahmen:
2005–2008

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt

Die legalbewährung gefährlicher rückfalltäter

Projektleitung: Prof. Dr. Jörg Kinzig

Im Anschluss an die im Jahr 1996 veröffentlichte Studie „Die Sicherungsverwahrung auf dem 
Prüfstand“ wurden rund zehn Jahre danach die BZR-Auszüge der damals rund 500 untersuchten  
Probanden einer Sicherungsverwahrungs- und einer Kontrollgruppe eingeholt und ausgewertet (ins-
besondere nach dem Vollstreckungsverlauf und einer etwaigen Legalbewährung). Eingebettet ist 
diese Analyse in eine Beschreibung der aktuellen Entwicklung des Rechts der Sicherungsverwah-
rung.

zeitrahmen:
1999–2007

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Institutsprojekt
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Dritter Forschungsschwerpunkt: 

Innere sicherheit, organisierte Kriminalität, terrorismus  
– gesellschaftliche Wahrnehmung

Drug Markets in europe

Projektleitung: Prof. Dr. Letizia Paoli

The project, funded by the EMCDDA, aims to fill a gap in European drug research by analysing 
the illegal drug markets of four major European cities. In contrast to a few already realized studies, 
which concentrate on consumption patterns, this investigation has its focus on the interplay of drug 
demand and supply. Moreover it compares the drug markets of the four cities in their entirety. The 
results of the four case studies will be published in an edited book in the course of 2008. 

zeitrahmen:
1999–2007

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Institutsprojekt

Modelling the World heroin Market: assessing the consequences of changes 
in afghanistan Production

Projektleitung: Prof. Dr. Letizia Paoli; Prof. Peter Reuter (University of Maryland and RAND Corporation);  
Prof. Dr. Victoria Greenfield (Naval Academy)

The project was funded by the Netherlands Ministry of Justice, the Smith Richardon Foundation 
and the UK Foreign and Commonwealth Office and realized by the Drug Policy Research Center 
and the RAND Corporation and the MPI. It aimed to clarify the coherences in heroin production, 
prices and flows to facilitate intervention measures. It also analysed the consequences of interven-
tions in Afghanistan drawing from the cutback in opium production achieved by the Islamist Taliban 
regime in 2001. 

zeitrahmen:
2002–2007

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Institutsprojekt

auswertungen mit dem european crime and victim survey 2005

Projektleitung: Dr. Dina Hummelsheim; Priv.-Doz. Dr. Dietrich Oberwittler

Der European Crime and Safety Survey wurde als Teil der fünften Welle des International Crime 
Victim Surveys 2004/2005 erhoben. Es handelt sich hierbei um eine repräsentative Bevölkerungs-
befragung in 18 europäischen Ländern. Auf der Basis dieser Umfragedaten widmet sich das For-
schungsprojekt der empirischen Untersuchung von Länderunterschieden in Viktimisierungserfah-
rungen und kriminalitätsbezogenen Einstellungen. 

zeitrahmen:
2008–2010

status:
in Planung

Kategorie:
Institutsprojekt
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regionalanalysen der registrierten Kriminalität

Projektleitung: Priv.-Doz. Dr. Dietrich Oberwittler 

Gegenstand des Projekts ist die Untersuchung der räumlichen Strukturen der registrierten Krimina-
lität im Quer- und Längsschnitt mit dem Schwerpunkt Baden-Württemberg.  Das Ziel ist eine dif-
ferenzierte und theoriegeleitete Analyse und Erklärung der Kriminalitätsverteilungen auf der Ebene 
von Gemeinden und Kreisen auf der Basis der polizeilich registrierten Kriminalität und einer Reihe 
amtlicher Strukturdaten einschließlich geographischer Merkmale. 

zeitrahmen:
2007–2009

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt

crime Prevention carousel

Projektleitung: Dipl.-Soz. Tim Lukas

Are attempts to rehabilitate high-rise housing estates an effective way to reduce crime and feelings 
of insecurity in areas of this nature? This is the pivotal question of the Crime Prevention Carousel, 
an international comparative study co-ordinated by the Max Planck Institute. Focusing on both 
situational and social approaches to crime prevention the study aims to share experiences about 
how best to reduce neighbourhood crime and feelings of insecurity in high-rise residential housing 
estates. 

zeitrahmen:
2005–2008

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt

vierter Forschungsschwerpunkt: 

Kriminalität, soziale Kontexte und sozialer Wandel

 Familiale tötungsdelikte mit anschließendem suizid in europäischen ländern 

Projektleitung: Priv.-Doz. Dr. Dietrich Oberwittler 

Tötungsdelikte mit anschließendem Suizid des Täters stellen eine sehr schwere Form der Gewalt 
im sozialen Nahraum dar. Ziel des Projekts ist eine auf amtlichen Quellen und Medienberichten 
beruhende Vollerhebung dieser Fälle in Deutschland und in weiteren Ländern in den Jahren 1996-
2005.  Die Analyse auf der Basis einer Zufallsstichprobe von ca. 350 Akten und ca. 40 Interviews 
mit überlebenden Tätern ist interdisziplinär und auf mehreren Ebenen angelegt. 

zeitrahmen:
2006–2009

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt
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c. KrIMInOlOGIe

PrOJeKte

ehrenmorde in Deutschland

Projektleitung: Priv.-Doz. Dr. Dietrich Oberwittler 

Das Projekt verfolgt das Ziel einer Bestandsaufnahme der bekannt gewordenen Fälle von Ehrenmor-
den in Deutschland im Zeitraum 1996 bis 2005 auf der Basis staatsanwaltschaftlicher Akten und 
von Medienberichten. In der empirischen Analyse sollen Täter-Opfer-Konstellation, Tat hergang, 
Anlass/Motiv sowie justizielle Verarbeitung systematisch untersucht und damit Aussagen über die 
Bedeutung dieses Phänomens in Deutschland ermöglicht werden.  

zeitrahmen:
2008–2009

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt

sozialkonstruktion und verfolgung von hasskriminalität 

Projektleitung: Alke Glet, M.A. Internationale Kriminologie

Das Themenfeld „Hasskriminalität“ zeichnet sich in Deutschland durch Abgrenzungsschwierig-
keiten in der Begrifflichkeit und empirische Defizite aus. Die  Untersuchung soll daher nicht nur 
Aufschluss über die Prävalenz hassmotivierter Straftaten geben, sondern auch ein Grundverständnis 
dieses Phänomens in seinem sozialen Kontext schaffen, indem die relevanten Akteure im Hinblick 
auf die Definition, Erfassung, Strafverfolgung und öffentliche Darstellung von Hasskriminalität  
näher beleuchtet werden.

zeitrahmen:
2007–2010

status:
laufend

Kategorie:
Promotionsprojekt

ethnische Diskriminierungen durch die Polizei in Frankreich und Deutschland

Projektleitung: Jérémie Gauthier

Das LEA-Projekt greift die Unruhen in den französischen Städten 2005 auf und untersucht die 
soziale, ethnische und geographische Deklassierung junger Bewohner aus den Vorstädten größerer 
und mittlerer französischer Agglomerationen. Im Vergleich mit Deutschland, wo es entsprechende 
Ausschreitungen bislang nicht gab, können Unterschiede zwischen der deutschen und franzö-
sischen Polizei und ihrem Verhältnis zur Bevölkerung, insbesondere zu den Gruppen mit Migra-
tions hintergrund, gemessen werden. 

zeitrahmen:
2006–2009

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt

hasskriminalität

Projektleitung: Prof. Dr. Hans-Jörg Albrecht

Das Projekt ist Teil eines von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) geförderten Verbund-
projekts „Recht, Norm, Kriminalisierung“ mit dem Anglistischen Seminar und dem Husserl-Archiv 
der Universität Freiburg. Ziel ist es, die Folgen von Jugendhaft auf die Entwicklungsprozesse von 
rechtsextremistischen Gewalttätern zu untersuchen. Im Zentrum stehen Fragen nach der Verände-
rung der Identität, den Bindungen an rechtsextremistische Überzeugungen und der Gewaltbereit-
schaft im Inhaftierungsverlauf.

zeitrahmen:
2004–2008

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt
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I. FOrschUnGsPrOGraMM

Freiburger Kohortenstudie zur entwicklung polizeilich registrierter Kriminalität und strafrechtlicher 
sanktionierung

Projektleitung: Dr. Volker Grundies

Die Freiburger Kohortenstudie ist ein langfristig angelegtes Projekt der kriminologischen Grund-
lagenforschung, das durch sein besonderes Kohortendesign einzigartig in der Bundesrepublik ist. 
Anhand polizeilicher und justizieller Daten wird die Kriminalitätsentwicklung sowohl altersspezi-
fisch als auch als Reaktion auf gesamtgesellschaftliche Entwicklungen über die Zeit analysiert. Wei-
ter werden die institutionellen Reaktionen auf Delinquenz und die Auswirkung dieser Reaktionen 
untersucht. 

zeitrahmen:
Beginn 1985

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt

analyse von Deliktsähnlichkeiten auf der Basis von Individualdaten     

Projektleitung: Dr. Carina Tetal

Um typische Deliktsmuster zu erfassen, wird in diesem Projekt untersucht, welche Kombinationen 
von Delikten innerhalb von kriminellen Karrieren auftreten. D.h. es werden Analysen zu Spezia-
lisierung in mehrfachem Sinne durchgeführt. Einerseits wird Spezialisierung innerhalb einzelner 
Deliktskategorien untersucht, andererseits wird der Zusammenhang verschiedener Deliktskatego-
rien mit dem Ziel erforscht, typische Deliktsmuster zu bestimmen, innerhalb derer es auch zu 
Spezialisierungen kommt. 

zeitrahmen:
2003–2007

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Promotionsprojekt

Fünfter Forschungsschwerpunkt: 

Kriminalpolitik und rechtsstaatliche entwicklung  
in außereuropäischen und Übergangsgesellschaften

Moving the Debate Forward

Projektleitung: Prof. Dr. Hans-Jörg Albrecht

Unter Beteiligung des Great Britain China Centre (London) wird ein von der Europäischen Kom-
mission finanziertes Projekt zum Thema „Moving the Debate Forward: China’s Use of the Death 
Penalty“ durchgeführt, dessen Ziel es ist, Zusammenhänge zwischen öffentlicher Meinung, Rechts-
politik, Gesetzgebung und Justizpraxis zu untersuchen und Einstellungsänderungen bei Akteuren 
der Politik und der Justizpraxis sowie in der Öffentlichkeit zu initiieren. 

zeitrahmen:
2007–2010

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt
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c. KrIMInOlOGIe

PrOJeKte

strengthening the Defence in Death Penalty cases in china

Projektleitung: Prof. Dr. Hans-Jörg Albrecht

The joint comprehensive project entitled „Strengthening the Defence in Death Penalty Cases in 
China“ has several purposes. Besides training of defence lawyers, the project examines the role de-
fence lawyers play in Chinese criminal proceedings and particularly in death penalty proceedings. It 
aims to point out what can and should be done to empower defence councils to play an effective role 
in death penalty eligible cases and, more generally, to establish an effective system of legal aid. 

zeitrahmen:
2005–2006

status:
abgeschlossen

Kategorie:
Institutsprojekt

Modellgesetzbücher für Post-Konflikt-Gesellschaften

Projektleitung: Prof. Dr. Hans-Jörg Albrecht

In dem von mehreren internationalen Organisationen initiierten, zusammen mit zahlreichen aus-
ländischen Partnern durchgeführten Projekt werden Modellgesetzbücher für Post­Konflikt­Gesell-
schaften entwickelt. Die Modellgesetzbücher (ein Strafgesetzbuch, eine Strafprozessordnung, ein 
Strafvollzugs- und ein Polizeigesetz) werden in kommentierten Versionen veröffentlicht und sollen 
eine Grundlage für den (Wieder-)Aufbau von Kriminaljustiz und Ordnungsystemen in Post-Kon-
flikt­Gesellschaften bilden. 

zeitrahmen:
2001–2008

status:
laufend

Kategorie:
Institutsprojekt
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a. ÜBerBlIcK

Die Forschungsprojekte am Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht 
sind in Kapitel I. B. und C. in zwei tabellarischen Aufstellungen genannt. Im Folgenden wird an aus-
gesuchten Arbeiten ein näherer Einblick in die Forschungstätigkeit des Instituts gegeben, die vor 
allem umfassende Untersuchungen und Dissertationen beinhaltet, aber auch wichtige – in den obigen 
Projekt darstellungen meist nicht erfasste – Gutachten und kleinere Publikationen. 

Für die strafrechtliche Abteilung hat der letzte Forschungsbericht 2004/05 bereits den Methoden-
schwerpunkt der Strafrechtsvergleichung mit zwei ausführlichen Beschreibungen zu den Projekten 
„Max-Planck-Informationssystem für Strafrechtsvergleichung“ und „Strafbare Mitwirkung von Füh-
rungspersonen in Straftätergruppen und Netzwerken“ vorgestellt (vgl. Forschungsbericht 2004/05, 
S. 42–51, 86–92). Der vorliegende Forschungsbericht 2006/07 verdeutlicht deswegen nunmehr die 
Schwerpunkte zu den territorialen und den funktionalen Grenzen des Strafrechts. Am Anfang steht 
eine umfassende Untersuchung zu den territorialen Grenzen des Strafrechts am Beispiel des Cyber-
space, gefolgt von einer Dissertation zu den funktionalen Grenzen des Strafrechts bei der Verfolgung 
von Terrorismus in Großbritannien. Dem schließen sich zwei weitere Beiträge zu den Grenzen des 
Strafrechts an, der erste zu einem informationsrechtlichen Gutachten im Auftrag des Bundesverfas-
sungsgerichts und der zweite zu einem besonders aktuellen Thema aus der Vermischung von strafrecht-
licher Ermittlung und geheimdienstlicher Untersuchung. 

 Der erste Projektbericht fasst die Ergebnisse der Untersuchung über „Nationale Abschottung im 
globalen Cyberspace“ zusammen. Er belegt für die Internetkriminalität, dass sich der Nationalstaat 
gegen transnationale Kriminalität nicht mehr mit rein nationalen Maßnahmen an seinen territo-
rialen Außengrenzen ausreichend schützen kann, sondern transnational wirksame Schutzmecha-
nismen benötigt. 

 Der zweite Bericht mit neuen Forschungsergebnissen über die britischen Kontrollverfügungen 
 gegen mutmaßliche Terroristen untersucht Präventionsmaßnahmen jenseits der funktionalen Gren-
zen des Strafrechts und im Grenzbereich möglicher Menschenrechtsverletzungen. Er zeigt die – für 
die gegenwärtige Entwicklung typische – Ergänzung und Ersetzung des klassischen (eine bereits 
begangene Straftat voraussetzenden) repressiven Strafrechts durch ein (auf zukünftige Gefahren 
zielendes) präventives Sicherheitsrecht, das auf manche Sicherungen des traditionellen liberalen 
Strafrechts verzichten will. 

 Zum gleichen Forschungsschwerpunkt verdeutlicht das Gutachten des Instituts im Verfahren des 
Bundesverfassungsgerichts zur Online-Durchsuchung die Relevanz der rechtswissenschaftlichen 
Forschung für einen angemessenen Ausgleich von Sicherheit und Freiheit: Das Bundesverfassungs-
gericht hat die in dem Gutachten vorgezeichnete vermittelnde Position aufgenommen.

 Der Beitrag zur Erlangung der Liechtensteiner Kontendaten durch die deutschen Steuerbehör-
den in Zusammenarbeit mit dem Bundesnachrichtendienst zeigt an einem neueren Beispiel die 
Aktualität des vom Institut im Jahre 2004 gewählten Forschungsprogramms, das die Probleme der 
transnationalen Ermittlungen und der „Vergeheimdienstlichung“ des Strafverfahrens hervorhebt. 

 
Die weiteren Berichte verdeutlichen die Schwerpunkte des kriminologischen Forschungs programms, 
vor allem zum Wandel des Strafverfahrens, zu gefährlichen Straftätern und zur gesellschaftlichen Wahr-
nehmung von komplexer Kriminalität: 

A. überblick
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 Der Text über die Einstellung der chinesischen Bevölkerung zur Todesstrafe eruiert die Grundlagen 
für eine Zurückdrängung der Todesstrafe in China und gibt ein Beispiel für die Arbeiten des Insti-
tuts im Bereich der internationalen Kriminalpolitik.

 Der Beitrag über die Behandlung gefährlicher Straftäter untersucht für diesen speziellen Personen-
kreis in der Sache die gleiche Fragestellung wie der Bericht der strafrechtlichen Forschungs-
abteilung für terroristische „Gefährder“ in Großbritannien: Wie geht die Gesellschaft mit potentiell 
gefährlichen Personen um, bevor sich das entsprechende Risiko in einer Straftat manifestiert hat?

 Die anschließende Analyse zur Telekommunikationsüberwachung betrifft – ganz ähnlich wie der 
oben genannte Beitrag aus der strafrechtlichen Forschungsabteilung zur Online-Durchsuchung – 
die intensiver werdenden Eingriffsmaßnahmen der Informations- und Risikogesellschaft, die sich 
durch Heimlichkeit, aber auch eine großflächige Erfassung von zahlreichen Personen, die Erstre-
ckung in das Vorfeld von Straftaten sowie intensive Eingriffe in die Privat- und Intimsphäre aus-
zeichnen.

 Die abschließende Untersuchung über den Zusammenhang zwischen sozialer Sicherheit und Kri-
minalitätsfurcht ist vor allem auch für die von beiden Forschungsabteilungen gemeinsam verfolgten 
rechtspolitischen Zielsetzungen von Bedeutung, da die Verschärfung des Strafrechts in der moder-
nen Risikogesellschaft nach den in beiden Forschungsabteilungen zugrunde gelegten Hypo thesen 
nicht nur durch objektive Risikosteigerungen verursacht wird, sondern auch durch subjektive Ein-
stellungen wie Kriminalitätsfurcht. 

Der letzte Bericht über die Grenzen des Rechtsgüterschutzes beruht auf einem Gutachtenauftrag des 
Bundesverfassungsgerichts in dem von der Presse intensiv diskutierten Verfahren zur Inzeststrafbarkeit. 
Er beschreibt die Ergebnisse eines Gemeinschaftsprojekts der strafrechtlichen und der kriminologischen 
Forschungsabteilung. Die Anfrage des Bundesverfassungsgerichts nach kriminologischen und rechts-
vergleichenden Erkenntnissen bestätigt dabei den vom Institutsgründer Hans-Heinrich Jescheck und 
seinem Kollegen Günther Kaiser begründeten Forschungsansatz von „Strafrecht und Kriminologie unter 
einem Dach“, der am Freiburger Institut nicht nur durch solche Gemeinschaftsprojekte, sondern auch 
durch die weitgehend deckungsgleichen Forschungsziele der beiden Institutsabteilungen verwirklicht 
wird.
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B. transnatIOnale  
KrIMInalItät

B. transnationale kriminalität und 
territoriales Sicherheitsrecht   
nationale abschottung im globalen cyberspace

Das Internet ermöglicht einen weltweiten Zugriff auf eine Vielzahl von rechtmäßig angebotenen Daten. 
Es wird aber auch für die Begehung von Straftaten genutzt, etwa zur Verbreitung von gewaltverherrli-
chenden oder kinderpornographischen Inhalten sowie für Urheberrechtsverletzungen, illegales Glücks-
spiel oder die Werbung für terroristische Ziele. 

Eine Verhinderung und Verfolgung dieser Delikte bereitet häufig Schwierigkeiten, da die Kompetenzen 
der nationalen Sicherheitsbehörden an den Staatsgrenzen enden. Auch wenn der Anwendungsbereich 
des materiellen Strafrechts auf ausländische Server ausgedehnt wird, ist die internationale Rechts-
durchsetzung wegen der fehlenden Gebietshoheit in der Praxis schwierig. Die Nationalstaaten können 
deswegen in vielen Fällen nicht wirksam gegen illegale Inhalte auf ausländischen Servern vorgehen. 
Das gilt vor allem dann, wenn diese Inhalte im Ausland nicht strafbar sind, wie es etwa in den USA bei 
nationalsozialistischer Propaganda oder vielen gewaltverherrlichenden Äußerungen der Fall ist.

Viele Staaten versuchen daher, ihr nationales Territorium gegen illegale Inhalte im Internet abzuschot-
ten: Wenn nicht direkt gegen die auf ausländischen Servern gespeicherten Inhalte vorgegangen werden 
kann, so sollen wenigstens technische Sperrmaßnahmen einen Zugriff der Bürger unterbinden. Bekannt 
sind die Maßnahmen der Volksrepublik China oder des Iran, welche die Informations- und Meinungs-
freiheit stark beschränken. Seit einigen Jahren implementieren jedoch auch westliche Demokratien wie 
Großbritannien zunehmend technische Sperren gegen illegale Inhalte im Internet. Auch in Deutschland 
bestehen bereits gesetzliche Grundlagen für die Anordnung derartiger Zugangssperren durch die Medien-
aufsicht. Diese „Sperrverfügungen“ waren in Deutschland bisher allerdings in der praktischen Umsetzung 
wenig erfolgreich und wurden in der (Fach-)Öffentlichkeit wegen ihrer technischen Probleme und ihrer 
Eingriffe in die Informations- und Meinungsfreiheit überwiegend kritisch beurteilt.

Wegen der bestehenden technischen und rechtlichen Unsicherheiten im Hinblick auf Sperrverfü-
gungen im Internet beauftragte die in Deutschland für Sperrverfügungen zuständige Kommission für 
Jugendmedienschutz (KJM) das Freiburger Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales 
Strafrecht sowie die Technische Universität Dresden mit zwei Studien zur Klärung dieser Problematik. 
Ziel war zum einen die Untersuchung der technischen Möglichkeiten, zum anderen die Prüfung der 
rechtlichen Zulässigkeit von Sperrmaßnahmen im Internet. Das Max-Planck-Institut konnte sich des-
wegen in der zweitgenannten Studie für die Beantwortung der Fragestellung in methodischer Hinsicht 
nicht nur auf seine eigene rechtliche und technische Analyse stützen, sondern auch auf das spezi-
ell zur Beantwortung der Rechtsfragen erstellte informationstechnische Gutachten der Technischen 
Universität Dresden. Die vom Max-Planck-Institut durchgeführte juristische Analyse führte dabei zu 
unerwarteten Ergebnissen.

technische Möglichkeiten der territorialen Zugriffsbeschränkung  
im globalen Internet

In der Diskussion über die Grundstrukturen von 
internationalen Computernetzen dominiert heute 
noch immer das Paradigma des national kaum re-
gulierbaren „globalen Cyberspace“. Gerade frühe 
Visionäre des Informationsrechts stellen inzwi-
schen jedoch die Frage nach einer „Territorialisie-
rung“ des Internets, um den Nationalstaaten auch 

online einen Restbestand ihrer Souveränität zu 
erhalten und die Durchsetzung von Normen und 
Werten nicht allein dem Markt zu überlassen. 

Entsprechende Möglichkeiten zeigen sich gerade im 
Bereich der Sperrmaßnahmen gegen bestimmte In-
halte: Seitdem diese vor einigen Jahren in Deutsch-

strafrechtliche  
Forschungsabteilung

Forschungsschwerpunkt: 
territoriale Grenzen  
des strafrechts

Deliktsbereich: 
cybercrime 
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land erstmals gerichtlich überprüft wurden, hat sich 
die Technik von Internetsperren erheblich weiter-
entwickelt. Die Umsetzungsmöglichkeiten hängen 
in erster Linie vom Diensteangebot der Provider ab, 
die zur Einrichtung von Zugriffssperren herangezo-
gen werden. Denkbare Akteure für Sperrmaßnah-
men sind Access-Provider, die den Einwahlknoten 
zum Internet bereitstellen, und Network-Provider, 
die die Infrastruktur betreiben. 

Entscheidend für die Durchführung von Sperr-
maßnahmen sind dabei die Daten, die den je-
weiligen Anbietern bei ihrer Geschäftserbringung 
vorliegen. Stark vereinfacht lässt sich feststellen, 
dass drei Ansätze zur Verfügung stehen: „Gro-
be“ Sperrtechniken (wie solche anhand der IP-
Adresse) sind einfach durchzuführen, aber nicht 
trennscharf, da sie oft zahlreiche legale Inhalte 
miterfassen, die nur zufällig am gleichen Ort ge-
speichert sind. „Feinere“ Sperrtechniken (insbe-
sondere auf der Basis von URL-Adressen) sind 
zwar von größerer Treffsicherheit, setzen jedoch 
einen hohen technischen und organisatorischen 
Aufwand voraus und können von zahlreichen Pro-
vidern nicht im Rahmen der üblichen Geschäfts-
abwicklung implementiert werden. Die in den 
letzten Jahren neu entwickelten hybriden Sperr-
technologien kombinieren die Vorteile beider Ver-

fahren, indem sie zunächst eine grobe Filterung 
auf „verdächtige“ (IP-)Adressen vornehmen und 
dann nur diese vorselektierte Kommunikation im 
Hinblick auf URL-Adressen noch weiter analysie-
ren. Das erfordert allerdings eine Infrastruktur zur 
Überwachung des Internetverkehrs, die mit be-
trächtlichen Eingriffen in das Fernmeldegeheim-
nis und Missbrauchsrisiken verbunden ist.

Zudem können (mehr oder weniger) fachkundige 
Nutzer sämtliche geschilderten Sperren um-
gehen. Insoweit spielen die jeweils vorhandene 
Netz infrastruktur (mit verschiedenen Zugangsver-
mittlern im Inland, einer möglichen Einwahl über 
ausländische Access-Provider oder dem Zugriff 
auf Anonymisierungsdienste) sowie das jeweilige 
(eher demokratische oder totalitäre) Regierungs-
system eine wichtige Rolle. Gleichwohl sind 
Sperr maßnahmen auch in marktwirtschaftlich 
geprägten und freiheitlichen Demokratien nicht 
völlig nutzlos oder auf eine symbolische Politik 
reduziert. Trotz der bestehenden alternativen Zu-
gangsmöglichkeiten werden insbesondere Kinder 
und Jugendliche jedenfalls vor einem zufälligen 
Kontakt mit schädlichen Inhalten geschützt und 
Nutzer ohne Kenntnisse der Umgehungsmöglich-
keiten vom gewünschten Zugriff auf illegale In-
halte abgehalten.

rechtliche grenzen für Zugriffssperren

Problematischer als das dargestellte Umgehungs-
risiko sind die durch Zugriffssperren verursachten 
Eingriffe in Grundrechte. Zu berücksichtigen 
sind insbesondere die Berufsfreiheit und der Ei-
gentumsschutz der Zugangsdiensteanbieter, die 
Meinungsfreiheit der Content-Provider sowie die 
Informationsfreiheit der Nutzer. Diese – in Recht-
sprechung und Literatur auch bisher schon disku-
tierten Eingriffe – wurden in der Untersuchung 
des Max-Planck-Instituts detailliert analysiert.

Ein neuer verfassungsrechtlicher Schwerpunkt 
der Untersuchung ergab sich aus der technischen 
Erkenntnis, dass die Umsetzung von Sperrver-
fügungen in vielen Fällen durch die Analyse der 
angeforderten IP-Adressen und URLs auch in 
das Fernmeldegeheimnis eingreift. Das beruht 
darauf, dass dieses Grundrecht nicht nur den 
Inhalt, sondern auch die näheren Umstände der 
Kommunikation schützt. Darunter fallen nach 
den Ergebnissen der Studie auch die Adressen 
und Port-Nummern, die bei den meisten Sperr-
technologien flächendeckend ausgewertet werden 

müssen, um den Zugriff auf bestimmte Angebote 
zu verhindern.

Die Eingriffsintensität von Sperrmaßnahmen bei 
der Analyse von dem Fernmeldegeheimnis un-
terliegenden Daten war weder der Öffentlichkeit 
noch dem Gesetzgeber ausreichend bewusst. 
Die Legislative hat deswegen in ihrer kompli-
zierten und höchst unübersichtlichen Regelung 
von Sperr anordnungen nicht normiert, ob und 
inwieweit bei der Umsetzung in das Fernmelde-
geheimnis eingegriffen werden darf. Dabei hat 
sie nicht nur gegen die Zitiergebote von Art. 19 
Abs. 1 Satz 2 Grundgesetz und § 88 Abs. 3 Satz 3 
Tele kommunikationsgesetz verstoßen, weil sie in 
der Ermächtigungsgrundlage an keiner Stelle die 
Möglichkeit einer Einschränkung des Fernmelde-
geheimnisses erwähnt. In der Normenkette des 
Jugendmedienschutz-Staatsvertrages, des Staats-
vertrages über Rundfunk und Telemedien und 
des Telemediengesetzes wurde – im Gegenteil – 
vielmehr festgelegt, dass auch bei Sperrverpflich-
tungen das Fernmeldegeheimnis „zu wahren“ ist.
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B. transnatIOnale  
KrIMInalItät

Die geltende Rechtslage erlaubt somit gegenwär-
tig keine Sperrmaßnahmen, die in das von Art. 10 
Grundgesetz und § 88 Telekommunikationsgesetz 
geschützte Fernmeldegeheimnis eingreifen. Damit 
scheiden derzeit alle Ansätze – einschließlich der 
neuen hybriden Sperrtechniken – aus, die auf der 
Analyse von IP-Adressen, Port-Nummern, URLs 
oder Inhaltsdaten beruhen. Zulässig bleiben nur die 
– nicht in das Fernmeldegeheimnis eingreifenden – 
Manipulationen von Domain-Namen an den ent-
sprechenden Servern sowie die Unterdrückung von 
Einträgen in der Trefferliste von Suchmaschinen. 

Diese Beschränkung der zulässigen Sperr-
techniken beruht nicht nur auf einer formalen  

Ge setzes  anwendung. Sie ist auch in der Sache 
berechtigt. Insbesondere die neuen hybriden 
Technologien, die „grobe“ IP­Vorfilter mit feinen 
URL-Filtern kombinieren, ermöglichen nicht nur 
die Sperrung von ausländischen Internetadres-
sen, sondern könnten mittels einer zentralen Kon-
trollarchitektur potenziell sogar eine effektive und 
flächendeckende inhaltliche Überwachung der 
Internetkommunikation erleichtern. Der Einsatz 
solcher, unter Umständen sehr eingriffsintensiven 
Kontrolltechniken setzt voraus, dass sich der par-
lamentarisch legitimierte Gesetzgeber über die 
damit verbundenen Einschnitte in die Freiheits-
rechte seiner Bürger umfänglich im Klaren ist und 
ihre Verhältnismäßigkeit gründlich abwägt.

Weitere Fragen und Zukunftsperspektiven

Die Untersuchung des Freiburger Max-Planck-
Instituts geht über die hier dargestellte Problema-
tik hinaus, beleuchtet zahlreiche weitere Frage-
stellungen des geltenden Rechts und gibt eine 
Gesamteinschätzung der gegenwärtigen Rechts-
lage. Dabei erweisen sich die bestehenden Rege-
lungen auch in anderen Punkten als unausgereift. 
Dies gilt sowohl im Hinblick auf die Effektivität 
als auch auf den Schutz der von Sperrverfügungen 
tangierten Grundrechte. Zu kritisieren sind be-
sonders die Zuständigkeiten unterschiedlicher 
Behörden für Sperrverfügungen, die zukünftig 
zu Durchsetzungsproblemen führenden Verwei-
sungsketten und weitere Systembrüche.

Der mangelhafte Schutz der von Sperrmaßnah-
men massiv tangierten Grundrechte zeigt sich 
nicht nur an der fehlenden Regelung zu Eingrif-
fen in das Fernmeldegeheimnis, sondern auch 
an den unzureichenden Überlegungen und Nor-
men zu Transparenz, Kontrolle und spezifischen 
Rechtsschutzmöglichkeiten sowie an der nicht 
vorhandenen Kostenregelung. Bei der Durchfüh-
rung von nationalen Sperrmaßnahmen im Inter-
net geht es um derart zentrale Fragestellungen für 
die Freiheitsrechte der Bürger und die Integrität 
des gesamten Internets, dass der Aufbau eines 
einigermaßen effektiven Systems auch insoweit 
nicht ohne intensive Überlegungen und Leitent-
scheidungen des Gesetzgebers erfolgen darf.

Will die Legislative eine – in ihren Erfolgsaus-
sichten gleichwohl fragliche – wirkungsvollere, 
präzisere, transparente und kontrollierte nationale 
Abschottung gegen illegale Inhalte im Internet 
ermöglichen, so sind gesetzliche Neuregelungen 
notwendig, die sich keinesfalls nur auf die Ge-
stattung von Eingriffen in den Fernmeldeverkehr 
beschränken dürfen. Dies erfordert eine Grund-
satzdiskussion über technische Konzepte zur 
„Territorialisierung des Internets“ in freiheitlichen 
Gesellschaften, über die jeweiligen rechtlichen 
Möglichkeiten und ihre Begrenzung durch Frei-
heitsrechte sowie vor allem auch über alternati-
ve Schutzstrategien. Diese Grundsatzdiskussion 
muss vor entsprechenden Reformschritten ge-
führt werden.

Die Ergebnisse dieser Studie zeigten bereits kurz 
nach ihrer Fertigstellung Wirkung: Der Präsident 
der Kommission für Jugendmedienschutz, die bei 
der Vergabe des Gutachtens noch einer Politik der 
nationalen Sperrverfügung zugeneigt war, erklärte 
auf der Pressekonferenz zur Vorstellung der Stu-
die am 28.4.2008 in einer vielzitierten Stellung-
nahme, die KJM wolle aufgrund der Gutachten-
ergebnisse Sperrverfügungen nunmehr allenfalls 
als ultima ratio einsetzen. 

 
Ulrich Sieber, Malaika Nolde

Literaturhinweis: Die Studie erschien im Juli 2008 als Buch: Ulrich Sieber / Malaika Nolde, Sperrverfügungen im Internet – 
Nationale Rechtsdurchsetzung im globalen Cyberspace? Strafrechtliche Schriftenreihe des Max-Planck-Instituts für auslän-
disches und internationales Strafrecht, Bd. S 113, Duncker & Humblot. Berlin 2008, 263 S.
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c. terrorismusbekämpfung jenseits der 
funktionalen grenzen des Strafrechts
Kontrollverfügungen gegen mutmaßliche terroristen im vereinigten Königreich

Die Terroranschläge vom 11. September 2001 haben zu neuen Strategien der Terrorbekämpfung ge-
führt, welche der Dimension dieser Anschläge Rechnung tragen sollen. Der Einsatz von Selbstmord-
attentätern und die drohenden hohen Opferzahlen stellen die Politik und die Strafjustiz vor Probleme, 
die sich nicht mit den klassischen Methoden der – eine begangene Straftat voraussetzenden – repres-
siven Strafverfolgung lösen lassen. Ziel soll es deswegen sein, die Anschläge bereits im Vorfeld zu ver-
hindern, wobei das repressive Strafrecht jedoch schon im Hinblick auf diese Aufgabenstellung an seine 
funktionalen Grenzen stößt. Auch müssen Freiheit und Sicherheit ausbalanciert und miteinander in 
Einklang gebracht werden. Die Frage nach einer Abwägung der beiden Werte stellt sich in besonderer 
Weise im Hinblick auf den Umgang mit Personen, die als gefährlich eingeschätzt werden, aber noch 
keine Straftat verübt haben. 

In Deutschland gibt es in den Polizeigesetzen der Länder zwar Rechtsgrundlagen für präventive Maß-
nahmen, welche die Bewegungsfreiheit des Einzelnen einschränken. Dabei handelt es sich aber ledig-
lich um die Möglichkeit kurzfristiger präventiver Freiheitsentziehungen, die darauf abzielen, unmittel-
bar bevorstehende schwere Straftaten zu verhindern.1 Regelungen, die eine längerfristige präventive 
Freiheitsbeschränkung erlauben, sieht das deutsche Recht jedoch bislang nicht vor. Mangels präven-
tiver Möglichkeiten wird stattdessen versucht, eine größere Sicherheit durch das repressive Strafrecht 
zu erzielen, indem die Strafbarkeit möglichst weit in das Vorfeld verlagert wird, wenn z.B. die Aus-
bildung in einem terroristischen Trainingscamp oder der Besitz gefährlicher Substanzen unter Strafe 
gestellt wird. Das Vereinigte Königreich hat hingegen – neben zahlreichen anderen Maßnahmen – ein 
präventives System entwickelt, das speziell auf „terroristische Gefährder“ Anwendung findet. Durch 
die sogenannten Kontrollverfügungen (control orders) sollen potentiell gefährliche Personen an der Ver-
übung von Terroranschlägen gehindert werden.2 

Die Untersuchung der Kontrollverfügungen bildet einen der Schwerpunkte des Dissertationsprojekts 
„Eingriffe in die Bewegungsfreiheit durch die Terrorismusgesetzgebung des Vereinigten Königreichs“. 
In dem Projekt der strafrechtlichen Forschungsabteilung wird untersucht, wie das Vereinigte König-
reich den Konflikt von Freiheit und Sicherheit in seiner Terrorismusgesetzgebung und deren Anwen-
dung in der Praxis löst. Ein besonderer Fokus liegt auf der Frage der Vereinbarkeit verschiedener frei-
heitsbeschränkender Maßnahmen mit den nationalen und europäischen Grundrechtsgarantien. Zu den 
rechtlich interessantesten und zugleich umstrittensten Maßnahmen gehören dabei die Kontrollverfü-
gungen. Aufbauend auf der Analyse ihrer Grundrechtskonformität wird in dem Projekt überlegt, ob 
das neuartige Kontrollverfügungssystem auch eine denkbare Lösung für die deutsche Strategie zur 
Terrorbekämpfung sein könnte. Nationale Maßnahmen zur Bekämpfung von Terrorismus werden zwar 
vor allem durch internationale Vorgaben beeinflusst. Die jüngere Entwicklung zeigt aber, dass auch 
zunehmend Lösungen anderer Rechtssysteme Beachtung finden und eine Übertragung in das eigene 
nationale Recht zumindest diskussionswürdig ist. So hat etwa Australien das zunächst einmalige Mo-
dell der britischen Kontrollverfügungen bereits übernommen.

Das britische System der kontrollverfügungen

strafrechtliche  
Forschungsabteilung

Forschungsschwerpunkt: 
Funktionale Grenzen  
des strafrechts

Deliktsbereich: 
terrorismus 

Die britischen „Kontrollverfügungen“ sind verwal-
tungsrechtliche Anordnungen, die präventiv einge-
setzt und vom Innenminister mit der Zustimmung 
des Gerichts erlassen werden. Durch diese Ver-
fügungen können Personen, die der Verstrickung 

in Terroraktivitäten verdächtigt werden, Auflagen 
erteilt werden, die sie insbesondere in ihrer Bewe-
gungsfreiheit, aber auch ganz allgemein in ihrem 
alltäglichen Leben beschränken. Sie sollen als 
präventive Maßnahme eine weitere Einbindung 



55

c. terrOrIsMUs-
BeKäMPFUnG

der betreffenden Person in Terroraktivitäten ein-
schränken oder verhindern. Hierdurch soll die Be-
völkerung vor Terroranschlägen geschützt werden. 
Grundsätzlich sollen Kontrollverfügungen nur 
dann eingesetzt werden, wenn die Strafverfolgung 
einer Person nicht möglich ist. Insoweit sind sie 
als nachrangiges bzw. letztes Mittel zur Terrorbe-
kämpfung vorgesehen. Gleichzeitig dienen sie aber 
dazu, eine Sicherheitslücke zu schließen, die im 
Hinblick auf Möglichkeiten zur Vermeidung von 
Terroranschlägen besteht. Dies ist insbesondere 
den Besonderheiten des englischen Strafprozess- 
und Beweisrechts geschuldet. Nicht nur Geheim-
dienstinformationen, sondern auch Erkenntnisse, 
die aus geheimen Überwachungsmaßnahmen wie 
einer Telefonüberwachung stammen, sind bislang 
nicht als Beweismittel im Strafprozess zugelassen, 
sodass auf dieser Grundlage auch keine Strafver-
folgung initiiert werden darf. Kontrollverfügungen 
sollen deswegen dann verhängt werden, wenn In-
formationen vorliegen, die einen hinreichenden 
Verdacht begründen, dass die betreffende Person 
in Terroraktivitäten verstrickt ist, diese aber vor 
Gericht unverwertbar sind und daher eine Straf-
verfolgung nicht möglich ist. 

Das Verfahren zum Erlass und zur Überprüfung 
von Kontrollverfügungen ist als spezielles ver-
waltungsrechtliches Verfahren ausgestaltet, das 
die Einführung und Berücksichtigung von ent-
sprechendem Material gestattet, ohne dass dies 
dem Betroffenen, dessen Rechtsbeistand oder der 
Öffentlichkeit offen gelegt wird und damit staat-
liche Sicherheitsinteressen verletzt werden. Dies 
erfolgt in sogenannten „geschlossenen Sitzungen“, 
an denen Anwälte teilnehmen, die zuvor eine  
Sicherheitsüberprüfung durchlaufen haben und 
durch deren Einsatz die Fairness des Verfahrens 
gewahrt werden soll.

Kontrollverfügungen können seit März 2005 auf 
der Grundlage des Prevention of Terrorism Act 
2005 (PTA 2005) erlassen werden. Zuvor war zu-
nächst im Dezember 2001 die Möglichkeit einer 
zeitlich unbefristeten Inhaftierung von auslän-
dischen Terrorverdächtigen (indefinite detention) 
geschaffen worden, die weder angeklagt noch in 
ihr Heimatland abgeschoben werden konnten.3 
Diese Regelung wurde jedoch im Dezember 2004 
vom House of Lords, dem obersten Gericht, 
als mit der EMRK nicht vereinbar erklärt. Als 
Hauptkritikpunkt wurde die Ungleichbehandlung 
zwischen nicht-britischen und britischen Terror-
verdächtigen genannt. Jedoch war auch die Ver-
einbarkeit mit Art. 5 EMRK, der das Recht auf 
Freiheit und Sicherheit garantiert, umstritten. 

Uneinigkeit herrschte darüber, ob die Bedro-
hung durch den Terrorismus einen öffentlichen 
Notstand darstellte, der zum Abweichen von der 
EMRK berechtigte. Einhellig wurde die Maßnah-
me aber als unverhältnismäßig erachtet.4

Der PTA 2005 sieht zwei Arten von Kontrollver-
fügungen vor: zum einen Verfügungen, deren Auf-
lagen mit der EMRK vereinbar sein sollen (und 
die als non-derogating control orders bezeichnet 
werden), zum anderen solche, die dem Betrof-
fenen Auflagen machen, welche mit der EMRK 
unvereinbar sind (die sogenannten derogating 
control  orders). Eine derogating control order kann 
nur dann erlassen werden, wenn das Vereinigte 
Königreich zuvor eine förmliche Erklärung über 
das Vorliegen eines öffentlichen Notstands abge-
geben und deshalb die Abweichung von Konven-
tionsrechten nach Art. 15 EMRK erklärt hat. Bis-
lang wurden ausschließlich Kontrollverfügungen 
erlassen, bei deren Erlass der Innenminister die 
Auflagen für vereinbar mit der EMRK hielt. Die-
se Klassifizierung der Kontrollverfügungen besagt 
jedoch nicht, dass die Auflagen auch tatsächlich 
mit der EMRK im Einklang stehen. Dies ist viel-
mehr für jeden Einzelfall zu prüfen. 

Durch eine Kontrollverfügung können dem Ver-
fügungsadressaten, d.h. der kontrollierten Person, 
verschiedenste Auflagen gemacht werden. Der 
jeweilige Inhalt der Verfügung und die Auflagen 
werden individuell auf die von dem Terrorverdäch-
tigen vermeintlich ausgehenden Risiken zuge-
schnitten. Der PTA 2005 enthält einen Katalog 
von Beschränkungen und Pflichten, die eine Kon-
trollverfügung beinhalten kann, jedoch ist dieser 
Katalog nicht abschließend.5 Typische Auflagen 
umfassen Beschränkungen der Bewegungsfrei-
heit und des Aufenthaltsorts; diese sind häufig mit 
der Verhängung von täglichen Ausgangssperren 
verbunden. Daneben können der Besitz und die  
Benutzung bestimmter Kommunikationsmittel wie 
etwa von Mobiltelefonen oder Computern unter-
sagt sowie der persönliche Umgang reglementiert 
werden. Auch werden häufig Meldepflichten und 
das Tragen einer elektronischen Kennzeichnung, 
ähnlich einer elektronischen Fußfessel, auferlegt, 
um die Befolgung der Auflagen zu überwachen. 
Weiter können Auflagen gemacht werden, die 
den Betroffenen verpflichten, mit den Behörden 
zusammenzuarbeiten und ihnen jederzeit Zutritt 
zu seiner Wohnung zwecks Durchsuchung der 
Räume zu gewähren. Zuwiderhandlungen gegen 
eine Kontrollverfügung sind Straftaten, die mit 
bis zu fünf Jahren Freiheitsstrafe geahndet wer-
den können.
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Vereinbarkeit von kontrollverfügungen mit der eMrk

1 Siehe z.B. § 28 BW PolG, § 17 RP POG.

2 Einen umfassenden Überblick über die Kontrollverfügungen gibt C. Walker, Keeping Control of Terrorists Without Losing 
Control of Constitutionalism, Stanford Law Review 59 (2007), S. 1395–1463.

3 Part IV Anti-Terrorism, Crime and Security Act 2001.

4 A and others v Secrectary of State for the Home Department (No. 1) [2004] UKHL 56.

5 Section 1 (4) PTA 2005.

6 Secretary of State for the Home Department v JJ and others [2007] UKHL 45; Secretary of State for the Home Department 
v MB; Secretary of State for the Home Department v AF (FC) [2007] UKHL 46; Secretary of State for the Home Department 
v E and another [2007] UKHL 47.

Kontrollverfügungen werfen aus menschenrecht-
licher Sicht eine Reihe von Problemen auf. Zum 
einen stellt sich die Frage, wie weit die Auflagen 
eine Person in ihrer persönlichen Freiheit ein-
schränken dürfen, ohne dass dies als willkürliche 
Entziehung der Freiheit und damit als eine Ver-
letzung von Art. 5 EMRK anzusehen ist. Anhand 
der ersten Entscheidungen britischer Gerichte 
wurde deutlich, dass Kontrollverfügungen eine 
Gratwanderung bezüglich ihrer Vereinbarkeit mit 
Art. 5 EMRK bedeuten.6 In einigen Fällen wur-
de zwar eine konventionswidrige Freiheitsentzie-
hung bejaht, diese aber vor allem mit der Dauer 
der auferlegten Ausgangssperre begründet, die in 
einigen Fällen bis zu 18 Stunden am Tag dauerte. 
Ob eine kürzere Ausgangssperre automatisch be-
deutet, dass eine Kontrollverfügung das Recht auf 
Bewegungsfreiheit nicht verletzt, bleibt hingegen 
offen. Die besondere Eingriffsintensität einer 
Kontrollverfügung beruht auf dem Zusammen-
spiel verschiedenster Beschränkungen, die dem 
Betroffenen oftmals kein normales Leben mehr 
ermöglichen. Dies kann aus menschenrechtlicher 
Sicht unter zahlreichen Gesichtspunkten kriti-

siert werden. Kontrollverfügungen erinnern in 
ihrem Inhalt und ihrer Wirkung an Maßnahmen, 
die typischerweise als Bewährungsauflagen ver-
hängt werden. Sie werden jedoch ohne vorheriges 
Strafurteil durch die Exekutive auf der Grundlage 
eines relativ geringen Verdachtsgrades (reasonable 
suspicion) erlassen. Ferner ist auch zu berücksich-
tigen, dass Kontrollverfügungen zunächst für ein 
Jahr verhängt werden können, sie anschließend 
jedoch unbegrenzt oft jeweils um ein weiteres 
Jahr verlängerbar sind, sofern die Auflagen weiter-
hin zum Schutz der Öffentlichkeit vor Terroran-
schlägen erforderlich scheinen.  

Neben der Frage der Vereinbarkeit mit Art. 5 
EMRK wirft das Kontrollverfügungssystem auch 
Fragen bezüglich der Fairness des Verfahrens 
nach Art. 6 EMRK auf. Dadurch, dass es sich 
nicht um ein strafrechtliches Verfahren handelt, 
sondern um ein Verwaltungsverfahren zum Er-
lass einer präventiven Maßnahme, werden die 
zusätzlichen Schutzrechte umgangen, die einem 
Angeklagten nach Art. 6 Abs. 2 und 3 EMRK zu-
stehen.

kontrollverfügungen – ein nachahmenswertes Modell?

Die britischen Gesetze räumen mit den Kontroll-
verfügungen der Sicherheit und der Vorbeugung 
höchste Priorität ein. Aus menschenrechtlicher 
Sicht ist dies problematisch, weil durch die Kon-
trollverfügungen Terrorverdächtige auf der Basis 
eines relativ geringen Verdachtsgrads dauerhaft 
massiven Einschränkungen ihres alltäglichen Le-
bens unterworfen werden können und damit im 
Einzelfall ihr Recht auf persönliche Freiheit ver-
letzt wird. Die britischen Kontrollverfügungen lö-
sen den Konflikt zwischen Freiheit und Sicherheit 
nicht in zufriedenstellender Weise, da sie überaus 
eingriffsintensive Maßnahmen ermöglichen, deren 

Vereinbarkeit mit der EMRK sehr fragwürdig ist. 
Daher sollten sie nicht als Vorbild für Anti-Terror-
Maßnahmen anderer Staaten dienen. Unabhän-
gig von der Problematik der Grundrechtskonfor-
mität, müsste für eine mögliche Übertragung des 
Kontrollverfügungssystems auf andere Rechtsord-
nungen außerdem berücksichtigt werden, dass die 
Kontrollverfügungen in ihrer derzeitigen Ausge-
staltung auch den Besonderheiten des englischen 
Prozess- und Beweisrechts geschuldet sind.    

Susanne Forster
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D. neUe ÜBerWachUnGs-
MassnahMen

D. neue informationstechnische  
überwachungsmaßnahmen
Die Online-Durchsuchung vor dem Bundesverfassungsgericht

Das Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht gegen die Regelung von Online-Durchsuchungen im 
nordrhein-westfälischen Verfassungsschutzgesetz verdeutlicht die zentrale Herausforderung des Straf-
rechts durch den Wandel der globalen Informations- und Risikogesellschaft, dessen rechtliche Auswir-
kungen im Mittelpunkt des strafrechtlichen Forschungsprogramms stehen. Auf der einen Seite werden 
unter Hinweis auf zunehmende Risiken des Terrorismus und anderer Formen komplexer Kriminalität 
neue und erweiterte Eingriffsbefugnisse gefordert. Die Gegenposition macht demgegenüber geltend, 
dass gerade diese Eingriffe die vom Strafrecht geschützte Freiheit des Bürgers beseitigen. Beide Posi-
tionen finden sich in der Politik teilweise auch in kriminalpolitischen Sicherheitsdiskursen zur Legitimati-
on der Grenzverschiebungen des Strafrechts oder der schlichten Gewinnung von Wählerstimmen.

Das – bei der Online-Durchsuchung sichtbare – hohe Überwachungspotential der modernen Infor-
mationstechnik hat diesen Konflikt erheblich verschärft. In der politisch aufgeheizten Atmosphäre vor 
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts wurden daher auch überwiegend Extrempositionen 
vertreten: Ein Lager verlangte pauschal nach entsprechenden Eingriffsbefugnissen; das andere lehnte 
Online-Durchsuchungen vollständig und für alle Fälle – auch extremer – Kriminalität ab. Wenig Gehör 
fanden dagegen vor der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vermittelnde Positionen, die sich 
um Ausgleichsmechanismen zum Schutz von Sicherheit und Freiheit bemühten.

Der Leiter der strafrechtlichen Forschungsabteilung des Freiburger Max-Planck-Instituts für auslän-
disches und internationales Strafrecht wirkte an der mündlichen Verhandlung des Bundesverfassungsge-
richts am 10. Oktober 2007 als Sachverständiger mit und trug die Gründe für eine solche Mittelposition 
vor, wie sie dann auch in der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vertreten wurde (BVerfG 
NJW 2008, S. 822 ff. vom 27.2.2008). Das vollständige Gutachten ist unter http://www.mpicc.de/ 
shared/data/pdf/bverfg-sieber-1-endg.pdf im Internet abrufbar. Der nachfolgende Text gibt Teile davon 
auszugsweise und im Originaltext in vier – durch neu eingefügte Überschriften verdeutlichten – Schrit-
ten wieder; er ist daher stärker in der juristischen Diktion geschrieben als die anderen hier abgedruckten 
Beiträge. Die Ausführungen betreffen zunächst den Begriff des Online-Zugriffs und seine Durchfüh-
rung. Anschließend folgen Feststellungen über die wachsende Bedeutung der Internetüberwachung für 
die Sicherheitsbehörden einerseits und ihre Risiken für die Freiheitssphäre der Bürger andererseits. Auf 
dieser Grundlage werden schließlich rechtliche Begrenzungen und mögliche Ausgleichsmechanismen 
für die – kriminalpolitisch und praktisch notwendige – Onlinedurchsuchung entwickelt.

Begriff und Durchführung des online-Zugriffs

strafrechtliche  
Forschungsabteilung

Forschungsschwerpunkt: 
Funktionale Grenzen  
des strafrechts

Deliktsbereich: 
terrorismus und organisierte  
Kriminalität 

Mit dem Begriff der Online-Durchsuchung wird 
ein – meist einmaliger – heimlicher Zugriff auf 
fremde Computersysteme zum Zweck der Kopie 
gespeicherter Daten bezeichnet. Der Begriff der 
Online-Überwachung erfasst dagegen auch die da-
rüber hinausgehende − mehr oder weniger andau-
ernde − heimliche Überwachung von laufenden 
Aktivitäten eines Computersystems.

Die Online-Durchsuchung eines Computer-
systems bietet den Ermittlungsbehörden im Un-
terschied zu einer klassischen Durchsuchung vor 

allem den Vorteil des heimlichen Vorgehens, so-
dass Verdächtige nicht gewarnt werden und die 
Behörden ohne Beweismittel verlust weiter gegen 
sie ermitteln können. Die Online-Durchsuchung 
ermöglicht darüber hinaus auch den Zugriff auf 
einen im Netz erfassten Rechner, dessen körper-
licher Standort nicht ermittelt werden kann (und 
der möglicherweise auch im Ausland steht).

Demgegenüber hat die auf eine Überwachung 
laufender Aktivitäten gerichtete Online-Überwa-
chung eine sehr viel größere Eingriffsintensität. 
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Denn diese Form der Überwachung ermöglicht 
den Zugriff auf zahlreiche weitere Daten und In-
formationen, die im Computer system nur flüchtig 
gespeichert werden. Dies betrifft insbesondere 
die vom Computernutzer eingegebenen Krypto-
schlüssel und Passwörter (welche von einem ein-
geschleusten Programm heimlich mitprotokolliert 
werden können), die vom Computernutzer kurz-
zeitig zwecks Bearbeitung entschlüsselten Da-
teien (die ebenfalls festgehalten werden können), 
die versteckten und ausgelagerten Dateien (deren 
Abruf registriert werden kann) sowie weitere nur 
kurzzeitig im Arbeitsspeicher befindliche Daten, 
die etwa bei der Internet-Telefonie, beim Chat 
oder bei Videokonferenzen anfallen. Im Wege 
einer „Fernsteuerung“ des Zielrechners können 
dabei nicht nur die Tastatureingaben und Bild-
schirmanzeigen mitverfolgt werden. Technisch 
ist es darüber hinaus auch möglich, das Mikrofon 
oder eine integrierte Kamera (Webcam) des kon-
trollierten Rechners heimlich einzuschalten, die 
Aufzeichnungen mitzuprotokollieren und für eine 
akustische oder räumliche Überwachung im Um-
feld des überwachten Computers zu nutzen. Auch 
könnte der Überwacher − insbesondere bei einem 
Zugriff über die Fernsteuerungs- bzw. Remote-

Funktionalität des Computers − die Kontrolle 
über sämtliche Aktivitäten des Computersystems 
übernehmen und selbständig Daten verändern. 
Aufgrund der grenzüberschreitenden Natur des 
Internet lassen sich all diese Aktivitäten gleicher-
maßen aus dem In- und Ausland durchführen.

Das − einmalige und insbesondere auch dauer-
hafte − Ausspähen von Daten ist dabei vor allem 
auch deswegen möglich, weil der Angreifer beim 
erstmaligen Eindringen nicht nur Daten kopieren 
und sofort auf seinen Rechner übertragen kann. 
Er kann auch ein spezielles Computerprogramm 
auf dem Zielrechner installieren. Dieses Pro-
gramm kann sowohl Daten (wie die Tastaturein-
gaben des Nutzers) in einer auf dem Zielrechner 
verdeckt angelegten und verschlüsselten Datei 
sammeln als auch in dem angegriffenen Rechner 
eine „Hintertür“ öffnen, weitere Programmkom-
ponenten über das Internet nachladen und so 
neue Instruktionen für zukünftige Aktivitäten ent-
gegennehmen. Der Angreifer übernimmt damit 
zumindest teilweise die Kontrolle über das fremde 
System. Die dadurch gewonnenen Daten können 
auf diese Weise an den Angreifer versandt oder 
von diesem abgerufen werden. 

Bedeutung der Internetüberwachung für die Sicherheitsbehörden

Die Überwachung von informationstechnischen 
Systemen sowie die Beobachtung des Internet hat 
für die Nachrichtendienste und die Strafverfol-
gungsbehörden zur Erfüllung ihrer Aufgaben heu-
te eine erhebliche Bedeutung. Denn das Internet 
wird nicht nur zur Begehung von computerspezi-
fischen Delikten (z.B. Hacking, Sabotage u.Ä.)  
benutzt, sondern auch zur Kommunikation zwi-
schen Straftätern in vielen anderen schwerwie-
genden Deliktsarten (z.B. Wirtschaftskriminalität, 
organisierte Kriminalität und Terrorismus). Hinzu 
kommt, dass im Zuge der weltweiten Globalisie-
rung Straftaten zunehmend grenzüberschreitend 
geplant und durchgeführt werden. Straftäter sind 
deswegen auf eine effektive internationale Kom-
munikation angewiesen, da sie ebenso wie Un-
ternehmen ihre Aktivitäten − oft auch grenzüber-
schreitend − koordinieren müssen. Eine besondere 
Bedeutung hat das Internet vor allem für die Wer-
bung, Rekrutierung, Finanzierung und Ausbildung 
im Bereich des Terrorismus sowie für die Planung 
und Vorbereitung entsprechender Straftaten.

Die Probleme der Ermittlungsbehörden beste-
hen in diesem globalen Szenario von Kriminalität 

nicht nur darin, die ausgetauschten Daten auf den 
Endgeräten zu finden (die z.B. in Bilddateien oder 
nicht sichtbaren Verzeichnissen versteckt sein 
können) und zu entschlüsseln. Hinzu kommt, 
dass der Klartext von Nachrichten häufig selbst 
durch einen Austausch von Begriffen verschleiert 
wird. Beispielsweise sollen im Vorfeld der terrori-
stischen Attentate in den USA vom 11. September 
2001 die Anzahl der Attentäter und die Zahl ihrer 
Anschlagsziele in einer Darstellung über die Zahl 
von Studenten und entsprechende Fakultäten an 
einer Universität verschlüsselt worden sein.

Ungeachtet der Ermittlungsprobleme sprachlich 
und semantisch verschlüsselter Kommunika-
tion bleibt jedoch festzuhalten, dass der Über-
wachungs aufwand im Internet geringer sein kann 
als der Aufwand für klassische Ermittlungsmaß-
nahmen wie z.B. die herkömmliche Telefon-
überwachung. Die bereits genannten Sperr- und 
Überwachungstechnologien ermöglichen es, ins-
besondere bei den Access- und Host Providern 
die Kommunikation von bestimmten Absendern 
zu bestimmten Adressaten einschließlich der ab-
gerufenen Inhalte zu überwachen. Diese Über-
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D. neUe ÜBerWachUnGs-
MassnahMen

wachung kann neben der gezielten Auswertung 
von Massendaten (z.B. Durchsuchung von  großen 
Datensätzen nach bestimmten Texten oder Bil-
dern, wie dies bei der Verfolgung von Kinder-
porno graphie erfolgreich praktiziert wird) wegen 
der virtuellen Bedingungen des Kommunika-
tionsmediums „Internet“ viel leichter zu flächen-
deckenden Überwachungen eingesetzt werden, 
(z.B. Erfassung aller Nutzer, die eine bestimmte 

WWW-Seite aufrufen) als in der physikalischen 
Welt. Dies wird beispielsweise an den Möglich-
keiten der hybriden Sperrtechnologie deutlich, 
die in der Volksrepublik China zur Sperrung 
 illegaler Internetangebote eingesetzt wird. Die-
se Technologie kann bei leichter Abwandlung zu 
einer flächendeckenden Überwachung der Inter-
netkommunikation genutzt werden, wenn dem 
keine rechtlichen Grenzen gesetzt werden.

risiken von online-Zugriffen

Die Problematik der Online-Durchsuchung und 
insbesondere der Online-Überwachung liegt […] 
nicht so sehr in ihren begrenzten Einsatzmöglich-
keiten, sondern in ihrer hohen Eingriffsintensität 
im Hinblick auf eine Vielzahl von Daten: In vie-
len Rechnern werden beispielsweise − teilweise 
über Jahre − der E­Mail­Verkehr, der klassische 
Schriftverkehr, die Krankenkassenabrechnung, 
die Steuererklärung oder die Tagebuchaufzeich-
nungen gespeichert. Bei Ärzten, Rechtsanwäl-
ten und Steuerprüfern finden sich zahlreiche 
sensible Patienten- und Mandantendaten. Diese 
Akkumulation von Daten wird in der modernen 
Informationsgesellschaft künftig weiter zuneh-
men. Die große Menge dieser computergespei-
cherten Daten kann inzwischen mit indexbasier-
ten − auf vielen Rechnern bereits installierten 
(integrierten) − Suchmaschinen in effektiver 
Weise analysiert werden. Die Eingriffsintensität 
von Durchsuchungen im „virtuellen Raum“ ist 
daher gegenüber klassischen Durchsuchungen 
in der „körperlichen“ Welt sowohl mit Hinblick 
auf die Datenmenge und die Datenqualität als 
auch bezüglich der einsetzbaren automatisierten 
Suchtechniken sehr viel größer. Diese Steigerung 
von Ermittlungschancen und Risiken besteht al-
lerdings auch schon bei der klassischen offenen 
Durchsuchung von Datenträgern. Ein erheblicher 
Quantensprung im Hinblick auf die Datenmenge 
und die Datenqualität ergibt sich bei der Online-
Überwachung allerdings aus dem bereits genann-
ten andauernden Zugriff auf den Arbeitsspeicher 
sowie den Möglichkeiten einer längerfristigen 
Verlaufsüberwachung.

Sowohl technisch als auch rechtlich ist dabei 
eine Begrenzung der Maßnahmen auf einzelne 
Datenkategorien möglich, z.B. auf E-Mail-Daten, 
auf Daten der Internet-Telefonie, auf Bilder oder 
Texte. Da Dateibezeichnungen und Dateiattribute 
den Dateninhalt nicht eindeutig und vor allem 
nicht verlässlich beschreiben, sind entspechende 

Differenzierungen bei der praktischen Arbeit je-
doch nicht immer sicher durchzuhalten. Dies gilt 
vor allem dann, wenn die Täter ihre Daten tarnen, 
indem sie z.B. kritische Inhalte in Bildern, Musik-
dateien, Tagebuchaufzeichnungen oder Liebes-
briefen verstecken.

Grundsätzlich können die Sicherheitsbehörden 
daher den Zugriff auf bestimmte Datenarten 
beschränken. Für die gezielte Suche nach be-
stimmten Informationen lassen sich auch spe-
zielle Suchalgorithmen oder die in vielen Rech-
nern bereits schon vorhandenen Suchindices 
nutzen. Wenn mit groben Suchrastern oder mit 
technischen Maßnahmen versucht wird, Zugriffe 
auf bestimmte Inhalte (z.B. im Kernbereich der 
privaten Lebensführung) zu vermeiden, so ist 
dies jedoch aus mehreren Gründen nur begrenzt 
durchzusetzen, wenn das Suchverfahren effektiv 
bleiben soll: Zum einen können Vorgaben, die 
den Zugriff auf den Kernbereich von Grund-
rechten vermeiden sollen, von den Tätern ausge-
nutzt werden (indem z.B. Dateien zunächst mit 
einem tagebuchartigen Vorspann versehen wer-
den). Zum anderen ist schon bei einem unbe-
schränkt nutzbaren Datenbestand eine effektive 
semantische Auswertung großer Datenmengen 
mit statischen und heuristischen Untersuchungs-
verfahren äußerst komplex und nicht besonders 
treffsicher. Dies ist umso schwieriger, wenn diese 
Verfahren in einer verdeckten Aktion auf einem 
fremden Rechner im Wege der Fernsteuerung 
durchgeführt werden müssen, weil eine Übertra-
gung des Gesamtdatenbestandes auf das eigene 
Rechnersystem an der notwendigen Kapazität für 
den ausgeleiteten Datenstrom scheitert. Eine ef-
fektive Datenauswertung dürfte daher einen zu-
mindest begrenzten Einsatz von Menschen statt 
Maschinen erfordern (z.B. für ein „An lesen“ von 
Dateien), der allerdings auf einen speziell aus-
gewählten Personenkreises beschränkt werden 
kann. 
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rechtliche Begrenzungen und Ausgleichsmechanismen

Die vorangegangenen Ausführungen zeigen, dass 
der rechtsstaatlichen Begrenzung von Online-
Zugriffen eine besondere Bedeutung zukommt. 
Dabei ist nicht nur im Hinblick auf Online-
Durchsuchungen und Online-Überwachungen 
zu differenzieren. Bei der Entwicklung von recht-
lichen Begrenzungen ist auch zwischen Online-
Zugriffen im Strafverfahren, in der polizeilichen 
Gefahrenabwehr und in der nachrichtendienst-
lichen Arbeit zu unterscheiden, auch wenn diese 
Kategorien bei neuen komplexen Kriminalitäts-
formen (insbesondere organisierter Kriminalität 
und Terrorismus) verschwimmen und in Frage 
gestellt werden können. 

Für die verschiedenen Eingriffsnormen sind ins-
besondere folgende Regelungen in Betracht zu 
ziehen:

 Die Differenzierung nach der Zugriffsfunktiona-
lität der Eingriffsnorm mit Blick auf Online-Durch-
suchungen einerseits und Online-Überwachungen 
andererseits (sowie ggf. den − beide Kategorien 
betreffenden − Spezialfall der Quellen­TKÜ).
 Interne Begründungs­ und Berichtspflichten der 
für die Online-Zugriffe verantwort lichen Personen.
 Die tatbestandliche Begrenzung des Anwen-
dungsbereichs der Eingriffsnorm auf einen Tat-
verdacht und/oder eine Gefahr von besonderer 
Schwere und/oder Erheblichkeit (wobei das Ver-
schwimmen der für das Strafrecht kategorialen 
Unterscheidung von Repression und Prävention 
im Bereich komplexer Kriminalität auch eine 
Kombination der entsprechenden polizeilichen 
und strafrechtlichen Kriterien oder aber eine 
Grenzziehung für strafrechtliche und polizei-
rechtliche Maßnahmen insgesamt nahelegt).

 Ein bestimmter Verdachtsgrad und/oder ein 
bestimmter Gefahrengrad sowie das Erfordernis 
eines entsprechenden Nachweises durch kon-
krete Tatsachen.
 Ein qualifizierter Richtervorbehalt, z.B. in der 
Form einer aus drei Richtern bestehenden Kam-
mer (vgl. auch Art. 13 GG).
 Die Restriktion erweiterter Ermittlungsbefug-
nisse bei Gefahr im Verzug z.B. unter Aufrecht-
erhaltung eines (vereinfachten) Richtervorbehalts 
(soweit hinsichtlich der in aller Regel erforder-
lichen Voraufklärungen eine besondere Dringlich-
keit überhaupt gegeben ist).
 Die Beschränkung der Zugriffe insbesondere 
in der richterlichen Anordnung auf bestimmte 
Datenarten (z.B. E-Mail, Krypto schlüssel).
 Die Normierung von Benachrichtigungspflich-
ten sowie – für den Fall der Nicht benachrichtung 
aus ermittlungstaktischen Gründen – die Prüfung 
der Maßnahme durch einen Ombudsmann (ent-
sprechend Vorbildern in ausländischen Rechts-
ordnungen).
 Die besondere Regelung von Beweiserhebungs- 
und Beweisverwertungsverboten, die sich z.B. auf 
die Daten von Berufsgeheimnisträgern und auf Da-
ten im Kernbereich von Grundrechten beziehen.
 Besondere personelle Anforderungen für die 
Durchsicht von Daten.
 Die zeitliche Begrenzung von Online-Über-
wachungen (z.B. ähnlich wie bei der Wohnraum-
überwachung).
 Vorschriften über die Protokollierung und Do-
kumentation der Durchführung von Maßnahmen 
und die Hinzuziehung von Zeugen.
 Kontrollen von unabhängigen Dritten (z.B. 
Parlamentsabgeordnete, Datenschützer oder spe-
zielle Ombudspersonen) 

Fazit

Die Frage nach einem Einsatz von Online-Zugrif-
fen zu präventiven und repressiven Zwecken zeigt 
damit die typischen Probleme der Kontrolle und 
Verfolgung komplexer Kriminalität in der globalen 
Informations- und Risikogesellschaft: Die neuen 
Formen der Kriminalität (insbesondere im Be-
reich des Terrorismus) führen zu neuen Risiken 
und erheblichen Ermittlungsproblemen für den 
Staat. Neue informationstechnische Ermittlungs-
maßnahmen können in begrenztem Maße einge-
setzt werden. Sie beschränken jedoch potentiell in 

erhöhtem Maße die bürgerlichen Freiheitsrechte. 
Das Verfassungsrecht und die Kriminalpolitik ste-
hen damit vor der rechtlichen Herausforderung, 
diese neuen informationstechnischen Ermitt-
lungsmaßnahmen durch den präzisen Einsatz 
herkömmlicher und neuer rechtsstaatlicher Aus-
gleichsmechanismen auf die richtigen Verdachts- 
und Gefahrenkonstellationen zu begrenzen.

Ulrich Sieber

Der vorliegende text gibt zentrale 
teile des Gutachtens im Original 
wieder. vgl. den vollständigen 
Beitrag unter http://www.mpicc.
de/shared/data/pdf/bverfg-sieber-
1-endg.pdf sowie die entschei-
dung, BverfG nJW 2008, 822-837. 
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e. aKtUelles 
zeItGeschehen

e. Aktuelles Zeitgeschehen
transnationale steuerermittlungen in liechtenstein

Das Forschungsprogramm des Freiburger Max-Planck-Instituts für ausländisches und internationa-
les Strafrecht konzentriert sich auf die rechtlichen Folgen des sozialen Wandels und – in der straf-
rechtlichen Abteilung – insbesondere auf die Forschungsschwerpunkte der territorialen und funktio-
nalen Grenzen des Strafrechts. Das Institut arbeitet damit zu aktuellen Entwicklungen und zentralen  
Reformfragen und bezieht in wichtigen Fragen auch kurzfristig Stellung zum Zeitgeschehen. Dies zeigt 
sich nicht nur in seinen Stellungnahmen für die Verfahren des Bundesverfassungsgerichts zur Online-
Durchsuchung und zur Inzeststrafstrafbarkeit sowie der damit verbundenen Öffentlichkeitsarbeit. Eine 
aktuelle Stellungnahme in einem gleichermaßen bedeutenden Fall betraf auch die in den Jahren 2006 
und 2007 betriebenen deutschen Ermittlungen gegen Liechtensteiner Banken. 

Der Sachverhalt und die Ermittlungsmethoden des Liechtensteiner Falls verdeutlichen anschaulich 
die Aktualität, die Relevanz und die gegenseitigen Beziehungen der beiden oben genannten For-
schungsschwerpunkte, deren Grundlagenfragen hinter den einschlägigen technischen und gesetzli-
chen  Problemen stehen: Die Globalisierung unter Beibehaltung von unterschiedlichem nationalem 
Recht begünstigt die transnationale Steuerflucht von Deutschland nach Liechtenstein. Dies führt das 
nationale deutsche Strafrecht wegen der fehlenden Rechtshilferegelungen an seine territorialen Gren-
zen. Die Praxis entwickelt mit dem Kauf von strafrechtlich geschützten Bankdaten durch Steuerbe-
hörden und BND neue – unkonventionelle – Maßnahmen eines transnational wirksamen Straf- und 
Polizeirechts. Diese Probleme und die neuen Ermittlungsmethoden stellen gleichzeitig – wie im For-
schungsprogramm analysiert – die funktionalen Grenzen des Strafrechts in Frage, vor allem mit der 
„Vergeheimdienstlichung“ des Strafverfahrens, der Zusammenarbeit und Datenweitergabe zwischen 
Verwaltungsbehörden, Strafverfolgungsbehörden und Geheimdiensten, der „Privatisierung“ des Straf-
verfahrens durch eine nichtstaatliche extraterritoriale Informationsbeschaffung sowie der Auflösung 
schützender Formen des Strafprozesses durch die Inanspruchnahme von neuen Eingriffsmaßnahmen, 
die gesetzlich nicht vorgesehen sind und allenfalls über Notstandsbefugnisse gerechtfertigt werden 
könnten (vgl. zu dieser Entwicklung das Forschungsprogramm in ZStW 119 [2007], S. 1 , 27–37).

Rechtspolitisch lässt sich darüber streiten, ob solche Ermittlungsmaßnahmen gesetzlich erlaubt wer-
den sollten. Vom geltenden Recht ist ein solches Vorgehen jedoch nicht gedeckt. Aus dem Institut kam 
deswegen eine kritische Stellungnahme zu dieser aktuellen Problematik schon kurz nach Bekannt-
werden des Falls nicht nur in dem ersten Aufsatz zu diesem Fall, sondern auch in einem längeren 
Namensbeitrag in der FAZ. Der im Folgenden (mit eingefügten Zwischenüberschriften) abgedruckte 
Originalbeitrag aus der FAZ veranschaulicht die Bedeutung der kleineren Arbeiten des Instituts für sein 
Forschungsprogramm und seine Öffentlichkeitsarbeit. 

Sachverhalt und Problemstellung: transnationale Steuerflucht  
und transnationale Beweiserhebung

strafrechtliche  
Forschungsabteilung

Forschungsschwerpunkt: 
territoriale und funktionale  
Grenzen des strafrechts

Deliktsbereich: 
Wirtschaftskriminalität

Der Kauf von Kontendaten einer Liechtensteiner 
Bank durch deutsche Steuerbehörden in Zusam-
menarbeit mit dem Bundesnachrichtendienst 
(BND) hat zu einer kontroversen Diskus sion über 
die Bewertung dieses Verhaltens geführt. Die Liech-
tensteiner Strafverfolgungsbe hörden fahnden öf-
fentlich nach dem Verkäufer der Daten und prüfen 

auch, ob sich deutsche Beteiligte strafbar gemacht 
haben. In Deutschland wurden von dritter Seite 
Strafanzeigen ge gen Vertreter der Bundesregierung 
und des Bundesnachrichtendiensts gestellt. 

Nach dem derzeit bekannten Sachverhalt geht es 
vor allem um Daten, die ein Mitarbeiter der LGT-
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Bank heimlich kopiert und nach seinem Ausschei-
den aus der Bank im Jahr 2006 dem BND angebo-
ten hatte. Nach ersten „Probelieferungen“ an den 
deutschen Auslandsgeheim dienst und auch an die 
Steuerbehörden soll der Hinweisgeber dann 2007 
gegen ein Entgelt von mehr als 4 Millionen Euro 
mehrere Datenträger mit Angaben über 4527 Be-
günstigte von Liechtensteiner Stiftungen und zu 
Anlagen in Höhe von etwa 3,5 Milliarden Euro an 
die Steu erbehörden verkauft haben.

Eine rechtliche Bewertung dieser Abläufe ist nicht 
nur wegen des ungeklärten Sachverhalts prob-

lematisch. Es stellen sich auch zahlreiche neue 
Rechtsfragen. Gegenwärtig kann daher lediglich 
erörtert werden, wie die in der Öffentlichkeit 
„gefühlten Grenzverletzungen“ nach geltendem 
Recht zu bewerten sind. In Frage stehen vor allem 
die Rechtmäßigkeit der Weiter gabe von geheimen 
Kontendaten durch den Bankmitarbeiter, des ent-
geltlichen Erwerbs von Bankgeheimnissen durch 
die Steuerbehörden sowie der Dienstleistungen 
des BND für die Steuerbehörden. Im Fall von 
Rechtsverstößen stellt sich auch die Frage nach 
eventuellen Auswirkungen auf die Verwertbarkeit 
der erlangten Informationen.

Die Beweiserlangung des Bankangestellten: Privatisierung und  
„outsourcing“ der strafbaren Beweiserhebung

Wenn ein ehemaliger Mitarbeiter der LGT-Bank 
deutschen Steuerbehörden Datenträger mit den 
von ihm entwendeten Kontendaten zu einem 
Preis von mehr als vier Millionen Euro verkauft, 
so verstößt dies nicht nur gegen Liechtensteiner, 
sondern auch gegen deutsche Strafbestimmun-
gen. Soweit es um unkörperliche Informationen 
auf einem eigenen Datenträ ger des Mitarbeiters 
geht, kommt in Deutschland allerdings nicht – 
wie vielfach angenommen – Hehlerei in Betracht. 
Gegenstand der Hehlerei können nur körperliche 
Sachen sein. Die bloße Kopie der immateriellen 
Daten erfüllt jedoch vor allem den Tatbestand ei-
ner strafbaren Ver wertung von Geschäftsgeheim-
nissen nach Paragraph 17 Absatz 2 Nummer 2 
des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
(UWG). 

Die unbefugte Geheimnisverwertung ist mit ei-
ner Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren bewehrt 
und erfasst alle Arten von Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnissen. Dazu gehören nicht nur 
Hochtechnologie­Erfindungen, sondern auch 
Geschäftgeheimnisse, wie sie in dem López-Fall 
im Jahr 1993 möglicherweise mit dem Chefein-
käufer von General Motors zu VW wechselten. 
Unter die Vorschrift fallen auch Bankgeheimnisse 
und insbesondere Kontendaten, deren Schutzbe-
dürfnis das Bundesverfassungsgericht in seiner 
Entscheidung über die Online-Durchsuchung so-
eben besonders gewürdigt hat. Das UWG bezieht 
dabei auch Geheimnisse ausländischer Banken 
ein, da das deutsche Strafrecht inländische und 
ausländische Individu alinteressen gleichermaßen 
schützt. Ist ein Hinweisgeber nicht Deutscher, so 
unterfällt seine Tat insbesondere dann dem deut-

schen Strafrecht, wenn strafbare Handlungen in 
Deutschland erfolgten. 

Die strafbare Geheimnisoffenbarung des Mitar-
beiters lässt sich in einem solchen Fall nicht mit 
dem allgemeinen Rechtfertigungsgrund des Not-
stands (Paragraph 34 Strafgesetzbuch) ausschlie-
ßen, der die Verletzung einer Strafbestimmung zur 
Rettung eines höherwertigen Gutes erlaubt. Eine 
solche Rechtfertigung einer privaten Unterstüt-
zung der Strafverfolgung wird in der Strafrechts-
wissenschaft zu Recht überwiegend abgelehnt, 
da die staatliche Straf verfolgung nach dem ab-
schließend normierten Strafprozessrecht zu erfol-
gen hat. Die Beru fung auf Notstandsregeln wäre 
darüber hinaus im Hinblick auf die erforderliche 
Interessen abwägung und die Angemessenheit der 
Nothilfehandlung fragwürdig, vor allem wenn 
auch Kontendaten von steuerehrlichen Personen 
und Stiftungen weitergegeben wurden.

Aufgrund dieser Gesichtspunkte lässt sich das 
Verhalten des Hinweisgebers auch nicht mit ei-
nem „Recht zur Strafanzeige“ legitimieren. Die 
Rechtsprechung der Arbeitsgerichtsbarkeit gibt 
dem „whistleblower“ eine solche Befugnis nur in 
bestimmten Grenzen. Ein Recht zur Strafanzeige 
kann einen Verstoß gegen Geheimschutzstrafbe-
stimmungen vor allem dann nicht rechtfertigen, 
wenn hierfür ein hoher Geldbetrag als Gegenleis-
tung gefordert wird. Diese Be wertung lässt sich 
auch nicht dadurch umgehen, dass bestimmte 
Informationen als „illegale Geheimnisse“ pauschal 
dem Schutz der Strafvorschrift entzogen werden. 
Für den vorliegen den Sachverhalt ist deswegen von 
einer Strafbarkeit des Hinweisgebers auszugehen.
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ermächtigungsgrundlage der Steuer(straf)behörden:  
Der Verlust schützender Formen

Fördern deutsche Steuerbehörden eine solche 
strafbare Geheimnisverwertung, indem sie zur 
Probelieferung von Bankdaten auffordern und 
Geld versprechen, so verwirklichen sie den Tat-
bestand einer Beihilfe zu diesem Delikt. Ob sich 
die Behördenvertreter deswegen strafbar machen, 
hängt allerdings noch entscheidend davon ab, ob 
ihre Handlungen durch Amtsbefug nisse gerecht-
fertigt sind. Soweit es nur um die Aufforderung 
zur Datenübergabe geht, verfü gen die Ermitt-
lungsbehörden aufgrund der strafprozessualen 
und steuerrechtlichen Zeugnis- und Herausgabe-
pflichten über die dazu notwendigen Befugnisse: 
In Deutschland muss ein Bankmitarbeiter den zu-
ständigen Ermittlungsbeamten bei einer entspre-
chenden Aufforderung und beim Verdacht einer 
Straftat seine Kenntnisse preisgeben. Auch seine 
Datenträger kön nen beschlagnahmt und verwer-
tet werden, wie dies bereits in verschiedenen 
Fällen geschehen ist, in denen Bankmitarbeiter 
ihren Arbeitgeber oder dessen Kunden mit belas-
tenden Unterla gen erpressen wollten. Wenn im 
vorliegenden Fall die Steuerfahndung die Daten 
lediglich entgegengenommen hätte, so läge daher 
der Gedanke an eine strafbare Beihilfe fern.

In dem Liechtensteiner LGT-Fall erfolgte beim 
Ankauf der Daten jedoch ein „Mehr“ an Handlun-
gen, das unter dem Gesichtspunkt der Beihilfe zu 
Paragraph 17 UWG relevant ist: Dieses „Mehr“ ist 
die in der Strafprozessordnung nicht vorgesehene 
Zahlung eines hohen Geldbetrages, der für eine 
strafbare Geheimnisoffenbarung gezahlt wird und 
diese fördert. Da ein solches Vorgehen der straf-
rechtlichen Ermittlungsbehörden im geltenden 
Recht keine Be gründung findet, entfällt der Bei-
hilfevorwurf insoweit nicht. Die Steuerbeamten 
können die finanzielle Förderung der Geheimnis-
verwertung auch nicht mit dem bereits genannten 
Recht fertigungsgrund des Notstands nach Para-
graph 34 StGB begründen, weil die staatlichen 
Be fugnisse zur Aufklärung von Straftaten in der 
Strafprozessordnung und in anderen Gesetzen ab-
schließend geregelt sind und nicht einfach durch 
eine Generalklausel aus dem materiellen Straf-
recht erweitert werden dürfen.

Die fehlende Rechtfertigung bedeutet allerdings 
noch nicht, dass die Beamten zu bestrafen sind. 
Die Neuartigkeit der auftretenden Probleme, die 
in vielen Punkten unklare Rechtslage und die Ver-
tretbarkeit auch anderer Lösungen kann im vorlie-
genden Fall die Schuld der han delnden Personen 

aufgrund eines sogenannten Verbotsirrtums nach 
Paragraph 17 StGB ent fallen lassen, soweit die fal-
sche rechtliche Einschätzung unvermeidbar war. 

Dass die Beamten damit nicht gerechtfertigt, son-
dern gegebenenfalls nur entschuldigt sind, ist kein 
akademisches Glasperlenspiel, sondern hat wichti-
ge Konsequenzen: Die Beurteilung des Verhaltens 
als rechtswidrig ist nicht nur für die unten erörter-
te Verwertbarkeit der erlangten Beweise relevant. 
Sie ist auch entscheidend für die Frage, ob eine 
Geldzahlung der Behörden zum Zweck der Bege-
hung einer strafbaren Geheimnisoffenbarung nur 
in dem ersten Sonder fall entschuldigt wird oder 
zukünftig als Ermittlungsmaßnahme der Straf-
verfolgungsbehörden oder der Steuer behörden 
erlaubt ist. Die Qualifizierung des Verhaltens als 
rechtswidrig ent scheidet vor allem auch darüber, 
ob das Recht fundamentale Rechtsprinzipien auf-
gibt und damit auf eine Bahn gerät, auf der ein 
Halten schwierig ist: Es geht dabei insbesondere 
um den allgemeinen Grundsatz, dass staatliche 
Ermittler außerhalb der prozessualen Befugnisse 
keine Straftaten gegen individuelle Rechtsgüter 
begehen dürfen.

Würden einzelne Straftaten aufgrund einer not-
standsähnlichen Generalklausel erlaubt, so kä men 
rasch andere Fälle hinzu, in denen mit einer 
schlichten Interessenabwägung begründet werden 
könnte, warum Straftaten im Interesse der Straf-
verfolgung und der Kriminalpräven tion begangen 
werden sollten. Dies gilt etwa für die Frage, ob 
den Ermittlungsbehörden ein Ankauf von Bank-
daten nur bei speziellen ausländischen, bei allen 
ausländischen oder auch bei inländischen Banken 
möglich sein soll. Ähnliche Probleme könnten sich 
auch im Hinblick auf eine Auslobung von Geld 
an das ärztliche Hilfspersonal für die Offenbarung 
von sozial schädlichem Abrechnungsbetrug stellen. 
Auch die Mitarbeiter von Anwaltskanzleien könn-
ten auf den Gedanken kommen, ihre Mandats-
geheimnisse in Fällen schwerer Kriminalität unter 
Berufung auf einen „Ermittlungsnotstand“ dem 
Staat zu verkaufen. Diskutiert würde auch wieder 
die Frage nach der Gestattung von „milieubeding-
ten Straftaten“, mit denen V-Leuten und verdeck-
ten Ermittlern der Zugang zu Straftäter gruppen 
erleichtert werden sollte.

Die Beispiele zeigen, dass der Ankauf von Ge-
schäftsgeheimnissen unter Verletzung von Straf-
vorschriften ein Eingriff in fremde Rechte ist, der 
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ebenso wie andere strafprozessuale Ermittlungs-
maßnahmen eine gesetzliche Grundlage erfordert 
und im Fall seiner Anordnung durch rechtsstaat-
liche Sicherungen (wie einen Richtervorbehalt) 
kontrolliert werden muss. Wenn der Rechtsstaat 
den Ermittlungsbehörden ohne derartige Er-
mächtigungen die Verwirk lichung von Straftat-
beständen grundsätzlich verbietet, vermeidet er 

daher nicht nur, dass rechtsstaat liche Prinzipien 
und schützende Formen aufgelöst werden. Er be-
gründet damit auch seine ethische Überlegenheit. 
Bei der vorliegenden Frage nach einer staatlichen 
Bezahlung eines strafbaren Geheimnisverrats 
geht es daher nicht nur um die wirtschaftliche 
Abwägung von Kosten und Nutzen, sondern um 
fundamentale Prinzipien des Rechtsstaats.

Die „Amtshilfe“ des BnD für die Steuer(straf)behörden:  
„Vergeheimdienstlichung“ als teil der neuen Sicherheitsarchitektur 

Vor ähnlich grundsätzliche Fragen stellt auch die 
Beteiligung des Bundesnachrichtendiensts an 
der Aufklärungsarbeit der Steuerbehörden. Nach 
dem, was bisher bekannt geworden ist, müssen 
drei verschiedene Handlungen des BND geprüft 
werden: die Erlangung von „Probe daten“, die 
Weiterleitung der ermittelten Informationen an 
die Steuerbehörden sowie die Un terstützung der 
Steuerbehörden beim Ankauf der Datenträger. 

Die Erlangung von Probedaten durch den BND 
wirft zunächst die Frage nach dessen Zustän-
digkeit und Befugnissen auf. Solange der BND 
zum Zweck der außen- und sicherheitspoliti schen 
Aufklärung etwa von internationaler Geldwäsche 
oder internationalem Terrorismus ermittelt, ist er 
nach dem BND-Gesetz zuständig. Die einschlä-
gigen Befugnisse zum Einsatz von „nachrichten-
dienstlichen Mitteln“ im Sinn des BND-Gesetzes 
gehen auch über die Be fugnisse der Steuerbehör-
den hinaus und erlauben in bestimmtem Umfang, 
dass ein Entgelt für die Verletzung von Geheim-
schutzbestimmungen in Aussicht gestellt oder 
gezahlt wird. Ohne solche Befugnisse wäre eine 
effektive nachrichtendienstliche Aufklärung vor 
allem im Aus land kaum möglich. Der BND han-
delt daher bei entsprechenden finanziellen Ange-
boten rechtmäßig, solange er gezielt außen- oder 
sicherheitspolitische Aufklärung betreibt und 
nicht von vornherein Steuerdelikte ermittelt.

Dies bedeutet aber nicht, dass der BND den 
Steuerbehörden alle erlangten Informationen und 
steuerlichen „Beifänge“ seiner außen- und sicher-
heitspolitischen Ermittlungen weitergeben darf. 
Zwar könnte der Wortlaut von Paragraph 9 Absatz 
1 BND-Gesetz und Paragraph 116 Abgabenord-
nung (AO) eine solche Weitergabe erlauben. We-
gen der besonderen Aufklä rungsbefugnisse und 
der geringeren Kontrolle des BND im Vergleich 
zu den strafrechtlichen Ermittlungsbehörden un-
terliegt die Weitergabe jedoch verfassungsrecht-

lichen Begrenzungen. Das Bundesverfassungsge-
richt begründet diese Beschränkungen zutreffend 
damit, dass „grundrechtsgebotene Beschränkun-
gen des Einsatzes bestimmter Erhebungsmetho-
den ... nicht dadurch umgangen werden (dürfen), 
dass Daten, die mit einer solchen Methode recht-
mäßigerweise zu bestimmten Verwendungszwe-
cken erhoben worden sind, in gleicher Weise auch 
für Zwecke zugänglich gemacht werden, die einen 
derartigen Methodeneinsatz nicht rechtfertigen 
würden“.

Soweit die Befugnisse des BND es rechtfertigen, 
dass Bankinformationen oder Probedaten durch 
staatliche Vergütungen für strafbaren Geheimnis-
verrat erlangt wurden, muss die Ver wendung der 
erlangten Ergebnisse daher auf Fälle der schwe-
ren Kriminalität beschränkt wer den, wie dies vom 
G 10-Gesetz bei der Telekommunikationsüberwa-
chung geregelt ist. Andere Daten dürfen entweder 
gar nicht weitergegeben werden oder sie können – 
wenn eine Tren nung der unterschiedlichen Daten 
zunächst nicht möglich ist – nach dem Lösungs-
modell des G 10-Gesetzes später nicht verwertet 
werden.

Für den BND stellt sich auch noch die Frage, 
ob er die Steuerbehörden beim Ankauf der Da-
tenträger im Wege der Amtshilfe unterstützen 
konnte und ob dies die Handlungen der Steuer-
behörden rechtfertigt. Hier gilt, dass Amtshilfe 
eine gesetzlich beschränkte Handlungsbefug nis 
der ersuchenden Finanzbehörde nicht erweitern 
darf. Freiheit, die mit der Gewaltenteilung in ei-
nem gegliederten Staat garantiert ist, darf nicht 
einfach durch eine beliebige Zusammen arbeit un-
terschiedlicher Behörden eingeschränkt werden. 
Amtshilfe des BND kann daher nicht dazu füh-
ren, dass die Steuerbehörden eine Befugnis zum 
entgeltlichen Erwerb der durch Strafvorschriften 
geschützten Daten erhalten, die sie ohne Amts-
hilfe nicht haben. 



65

e. aKtUelles 
zeItGeschehen

Die Früchte des verbotenen Baumes

Nach der Bewertung der Ermittlungsmaßnahmen 
stellt sich damit abschließend noch die Frage nach 
den Konsequenzen für die Verwertbarkeit der er-
langten Beweise: Ob eine straf bare oder rechtswidri-
ge Beweisgewinnung auch zu dem Verbot führt, die 
erlangten Beweise im Strafverfahren zu verwerten, 
hängt vor allem davon ab, wer die Verstöße begeht 
und wem sie zuzurechnen sind. Nur in besonderen 
Fällen, die hier nicht vorliegen, folgt aus einer straf-
baren Beweisverschaffung durch Privatpersonen, 
dass die erlangten Beweise nicht verwertet werden 
können. Anders verhält es sich, wenn wie hier das 
Verhalten den staatlichen Behörden zurechenbar 
ist. Allerdings führt dabei nicht jeder Verfahrensver-
stoß zu einem Beweisver wertungsverbot. Ein Be-
weisverwertungsverbot besteht nur aus übergeord-
neten wichtigen Gründen, die im Einzelfall durch 
Abwägung der betroffenen Interessen zu klären 
sind. Zu den anerkannten Fallkonstellationen zäh-
len insbesondere bewusst rechtswidrig verschaffte 
Infor mationen und objektiv willkürliches Verhalten. 
Für den entgeltlichen Erwerb der Daten ist nach 
dem bisher bekannt gewordenen Sachverhalt frag-
lich, ob sich die Ermittlungsbehörden – vor allem 
auch subjektiv – so verhalten haben. 

Für die erwähnte Weitergabe der Erstinforma-
tionen und der Probedaten vom BND an die 

Steuerbehörden lassen sich dagegen andere Ge-
sichtspunkte heranziehen: Soweit der BND die 
Informationen dank seiner speziellen Befugnisse 
und Möglichkeiten erlangte, spricht viel für eine 
Beschränkung der Beweisverwertung auf Fälle der 
schweren Kriminalität entsprechend den Wertun-
gen des G 10-Gesetzes.

Im Fall eines Beweisverwertungsverbots könn-
ten allerdings die erlangten mittelbaren Be-
weise genutzt werden, etwa die Unterlagen, die 
aufgrund der Kontendaten bei den Woh nungs-
durchsuchungen aufgefunden werden. Eine 
generelle Fernwirkung des Beweisverbots, wie 
sie das amerikanische Strafprozessrecht mit der 
„fruit of the poisonous tree doctrine“ kennt, ist 
in Deutschland nicht anerkannt. Die Recht-
sprechung neigt vielmehr je nach „Sach lage und 
Art des Verstoßes“ zu einer Abwägung. Die Tele-
kommunikationsüberwachung nach dem G 10-
Gesetz war einer der seltenen Fälle, in denen – 
auch wegen ihrer hohen Eingriffs intensität – eine 
entsprechende Fernwirkung angenommen wurde. 
Jedoch sind die bisherigen Ergebnisse der Recht-
sprechung zu den strafrechtlichen Beweisverwer-
tungsverboten und ins besondere zu deren Fern-
wirkung noch zu unbestimmt, als dass verläss liche 
Vorhersagen möglich wären.

konsequenzen: Die rolle des Strafrechts und alternative Formen 
der kriminalprävention

Die Beurteilung des Liechtensteiner Falls ist da-
mit nicht nur wegen des noch ungeklärten Sach-
verhalts offen, sondern vor allem auch wegen 
seiner Rechtsfragen. Die Aufklärung der tatsäch-
lichen Fragen obliegt zunächst dem Parlamentari-
schen Kontrollgremium und dann vor allem den 
Gerichten. Die rechtlichen Probleme werden zu 
langen Diskussionen führen und können in letz-
ter Instanz wahrscheinlich erst durch das Bun-
desverfassungsgericht geklärt werden. Auch unter 
rechtspolitischen Gesichtspunkten dürften die 
angesprochenen Grenzen des Strafrechts hinter-
fragt werden.

Bei der zukünftigen Aufarbeitung der Liechten-
steiner Vorgänge muss jedoch vor allem auch der 
gesellschaftliche Umgang mit den offenkundig 
gewordenen Problemen der Steuerhinter ziehung 
und ihrer Kontrolle diskutiert werden. Strafrecht 

ist zur Verhinderung von Krimina lität – ebenso wie 
zur Sicherung der bürgerlichen Freiheitsrechte ge-
gen eine übermäßige Strafverfolgung – notwendig. 
Die Liechtensteiner Ermittlungen haben zwar un-
abhängig von ihrer möglichen Rechtswidrigkeit die 
Wirksamkeit des Steuerstrafrechts faktisch erhöht, 
in dem sie das bestehende Aufdeckungsrisiko sicht-
bar gemacht haben. Selbst bei einer gesetzli chen 
Legitimierung der gewählten Ermittlungsmethode 
und der Schaffung von noch weiter reichenden 
staatlichen Ermittlungsbefugnissen lässt sich mas-
senhaft begangene Steuerdelin quenz jedoch nicht 
allein durch Strafrecht verhindern, sondern nur auf 
der Grundlage von tiefgreifenden ethischen, ge-
sellschaftlichen, wirtschaftlichen und steuerrecht-
lichen Verände rungen.

 
Ulrich Sieber

Der vorstehende Beitrag wurde  
in der Faz nr. 75 vom 31.3.2008, s. 8 
als namensbeitrag abgedruckt. 
Weiterführende literatur: Ulrich 
sieber, ermittlungen in sachen 
liech ten stein, nJW 2008, 881–944. 
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F. Internationale kriminalpolitik
auf dem Weg zur abschaffung der todesstrafe? – strafrechtspolitik in china

Im Rahmen des Forschungsschwerpunkts „Kriminalpolitik und rechtsstaatliche Entwicklung in Über-
gangsgesellschaften“ beteiligt sich das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Straf-
recht an einem internationalen Projekt unter der Leitung des Great Britain China Centre (London), 
das eine Stärkung  der Tendenzen zu einer verminderten Anwendung und langfristigen Abschaffung der 
Todesstrafe in China zum Ziel hat. Das Projekt „Moving the Debate Forward – China’s Use of the  Death 
Penalty“ wird im Rahmen des Programms „European Initiative for Democracy and Human Rights“ 
(EIDHR) von der Europäischen Union finanziell unterstützt. Als ein Element ihrer Menschenrechts-
politik unterstützt die Europäische Union weltweit Projekte zur Zurückdrängung und Abschaffung der 
Todesstrafe. An dem laufenden Projekt sind als chinesische Partner die Beijing Normal University 
und die Wuhan University sowie als weitere europäische Partner die University of Oxford (Centre 
for Criminology), die National University of Ireland Galway (Irish Centre for Human Rights) und das 
Death Penalty Project (London) beteiligt.  Das Ziel des Projektes ist es, Zusammenhänge zwischen 
öffentlicher Meinung, Rechtspolitik, Gesetzgebung und Justizpraxis zu untersuchen und Einstellungs-
änderungen bei Akteuren der Politik und der Justizpraxis sowie in der Öffentlichkeit zu initiieren. Ziel 
ist es auch, die chinesische Strafrechtsreform –  insbesondere im Hinblick auf eine Verminderung der 
Anzahl der Tatbestände, für die die Todesstrafe verhängt werden kann – vor dem Hintergrund der Rati-
fizierung des Internationalen Paktes über Bürgerliche und Politische Rechte anzuleiten.

Teil des Projektes ist eine wissenschaftliche Stu-
die zur öffentlichen Meinung zur Todesstrafe in 
der Volksrepublik China, die das Max-Planck-In-
stitut in enger Zusammenarbeitet mit der Wuhan 
University durchführt. Während das Max-Planck-
Institut für die Bevölkerungsbefragung verant-
wortlich ist, führen die Partner aus Wuhan die 
parallele Studie über die Einstellungen von Prak-
tikern und Experten im Strafrechtssystem zur To-
desstrafe und deren Anwendung durch. Die Be-
völkerungs- und die Expertenbefragungen fanden 
zwischen Ende 2007 und Anfang 2008 statt und 
werden derzeit ausgewertet. 

Die Einstellung der Bevölkerung zur Todesstra-
fe hat in der kriminalpolitischen und krimino-
logischen Diskussion seit langem eine wichtige 
Bedeutung und wird in Meinungsumfragen re-
gelmäßig thematisiert. Aus der abolitionistischen 
Perspektive stellen die Ergebnisse der Meinungs-
umfragen eine Herausforderung dar, da die Be-
fürworter der Todesstrafe in vielen Ländern eine 
Mehrheit bilden. Regierungen können sich daher 
häufig auf die öffentliche Meinung und tradi­
tionelle Strafeinstellungen berufen, wenn sie die 
Abschaffung der Todesstrafe ablehnen. Das histo-
rische Bespiel der Bundesrepublik Deutschland 

zeigt, dass die öffentliche Meinung eine mehr-
heitlich ablehnende Haltung zur Todesstrafe erst 
nach deren Abschaffung entwickelt hat. 

Über die Frage der grundsätzlichen Befürwortung 
oder Gegnerschaft hinaus hat die Einstellungs-
forschung in vielen westlichen Ländern unter-
sucht, welche Motive bei den Befürwortern der 
Todesstrafe im Vordergrund stehen, und in wel-
chem Maße die öffentliche Meinung durch wis-
senschaftliche Erkenntnisse über die Probleme 
der Todesstrafe (Hinrichtung von Unschuldigen, 
mangelnde Abschreckungswirkung) beeinflussbar 
ist. Anhand von Fallbeispielen (Vignetten) wird 
zudem erkundet, wie sich die abstrakte Befürwor-
tung der Todesstrafe auf die Strafbedürfnisse in 
konkreten Fällen auswirkt. Da Meinungsbefra-
gungen zur Todesstrafe in China keine Tradition 
haben, hat das Max-Planck-Institut hier wissen-
schaftliches Neuland betreten. 

Die repräsentative Bevölkerungsbefragung wur-
de in drei Provinzen (Beijing, Hubei und Gu-
angdong) mit je 1.500 Befragten im Auftrag des 
Max-Planck-Institutes vom Research Center for 
Contemporary China (RCCC, Beijing Univer-
sity) zwischen November 2007 und Januar 2008 

Kriminologische 
Forschungsabteilung

Forschungsschwerpunkt: 
Kriminalpolitik und rechtsstaat-
liche entwicklung in außereuro-
päischen und Übergangsgesell-
schaften



67

F. InternatIOnale  
KrIMInalPOlItIK

durchgeführt. Es handelte sich um eine „face-to-
face“ Befragung zufällig ausgewählter Personen 
durch trainierte Interviewer entsprechend wissen-
schaftlicher Methodenstandards. Die räumliche 
Auswahl der Stichprobengebiete innerhalb der 
ausgewählten Gemeinden und die Steuerung der 
Interviewer vor Ort erfolgte mit Hilfe von GPS-
Empfängern nach einem vom RCCC entwickelten 
Verfahren. Dadurch konnte im Vergleich zu kon-
ventionellen Verfahren verbesserte Abbildqualität 
der Bevölkerungsstichprobe erreicht werden. Die 
Ausschöpfungsrate liegt mit ca. 69  % höher als in 
vergleichbaren deutschen Befragungen. Ca. 30  % 
der Befragten sind nicht offiziell an ihrem Wohnort 
registriert; damit wurde auch  die wichtige Gruppe 
der Wanderarbeiter erfasst. 14  % der Befragten in 
Beijing sind Mitglied der Kommunistischen Partei. 
Die Befragung wurde von den chinesischen Behör-
den weder genehmigt noch kontrolliert. Die relativ 
geringen Unterschiede zwischen den drei struktu-
rell sehr unterschiedlichen Provinzen lassen darauf 
schließen, dass die Ergebnisse auf China insgesamt 
verallgemeinert werden können. Bei der Interpre-
tation ist jedoch zu bedenken, dass Meinungs-
befragungen in China keine Tradition haben und 
viele, insbesondere „einfache“ Menschen in länd-
lichen Gebieten und mit geringem Bildungsstatus 
es nicht gewohnt sind, ihre Meinung frei zu äußern 
oder überhaupt eine eigene Meinung zu haben. 

Die zentralen Befragungsergebnisse zeigen zu-
nächst, dass die Mehrheit der Befragten (74 %) an 
dem Thema Todesstrafe kein oder nur ein geringes 
Interesse hat. Die große Mehrheit gibt an, nichts 
oder nur wenig über die Todesstrafe zu wissen. 
Dies spiegelt sich auch in einem hohen Anteil von 
Befragten wider, die viele Fragen gar nicht oder 
unentschieden beantworten. 80 % Frauen ohne 
Schulabschluss gehören zu dieser Gruppe der Be-
fragten ohne ausgeprägte persönliche Meinung; 
am anderen Ende der Bildungsskala, bei Män-
nern wie Frauen mit Hochschulabschluss, liegt 
dieser Anteil nur bei ca. 25 %. Je höher also der 
Bildungsstatus, desto eher wird eine klare persön-
liche Meinung zur Todesstrafe vertreten. Diese ist 
jedoch nicht unbedingt kritischer; mit steigendem 
Bildungsstatus nehmen sowohl die Befürworter 
als auch die Gegner der Todesstrafe zu. 

Es zeigt sich insgesamt, dass die Mehrheit der 
Befragten – wie zu erwarten – grundsätzlich für 
die Todesstrafe ist. Auf die „Standardfrage“ zur 
Todesstrafe generell antworten 58 % befürwor-
tend, 28 % unentschieden und 14 % ablehnend. 
Zum Vergleich: In den USA sind aktuell ca. 63 % 
für und 30 % gegen die Todesstrafe. Wenn jedoch 
die Frage lautet, ob sie als Mitglied des Volkskon-
gresses einen Antrag auf Abschaffung der Todes-
strafe unterstützen würden, lehnen dies nur 31 % 

abbildung 1: 
Bevorzugte strafe als schwerste 
sanktion für verschiedene Delikte 
(n=4472 Befragte)
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Körperverletzung mit Todesfolge

Drogenhandel

Sexueller Missbrauch eines Mädchens unter 14 Jahren
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Diebstahl

Korruption

Vergewaltigung einer erwachsenen Frau

Unterschlagung

Zuhälterei

Spionage

Raub

Todesstrafe
lebenslang ohne vorzeit. Entlassung
lebenslang mit vorzeit. Entlassung
zeitlich befristete Haftstrafe
andere Strafe
keine Angabe
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der Befragten ab. Je nach angebotener Alternative 
zur Todesstrafe (Lebenslange Haftstrafe mit oder 
ohne Möglichkeit einer frühzeitigen Haftentlas-
sung, Entschädigung der Opfer) würden bis zu 
70 % der Befragten für die Abschaffung der Todes-
strafe stimmen. Daraus kann geschlossen werden, 
dass die chinesische Bevölkerung durchaus bereit 
ist, Reforminitiativen der Regierung zu folgen, 
und eine Berufung der chinesischen Führung auf 
den „Volkeswillen“ bei der Frage der Todesstrafe 
nicht gerechtfertigt ist; vielmehr ergibt sich aus 
diesem Befund ein Gestaltungsspielraum für die 
politische Führung.

Fragt man nach der bevorzugten schärfsten Stra-
fe für bestimmte Delikte, so ergibt sich nur für 
vier Delikte eine Mehrheit für die Todesstrafe 
(Abb. 1). Aus einer Liste von 14 Verbrechen errei-
chen nur Mord, Körperverletzung mit Todes folge, 
Drogenhandel und sexueller Missbrauch von un-
ter  14-jäh rigen Mädchen Zustimmungsraten von 
mehr als 50 % für die Todesstrafe als schärfste 
Sanktion für die schlimmsten Fälle. Im chine-
sischen Strafgesetzbuch ist die Todesstrafe gegen-
wärtig jedoch für 68 Delikte vorgesehen.

Wenn die Befragten mit konkreten Fallbespielen 
(Vignetten) konfrontiert werden, sinkt die Zu-
stimmung zur Todesstrafe deutlich gegenüber der 
abstrakten Frage. Bei der Befragungstechnik der 
„randomized vignettes“ wird jede Vignette in vier 
jeweils unterschiedlichen Varianten vorgestellt, 
die sich in der Deliktschwere oder dem Verhalten 
der Täter unterscheiden. Jeder Befragte erhält zu-
fällig nur eine der vier Varianten vorgelegt, sodass 

die Unterschiede zwischen den Varianten eindeu-
tig den unterschiedlichen Fallschilderungen zuge-
schrieben werden können.

Nur in den schlimmsten Fällen von Tötungs-
delikten erreicht die Todesstrafe (mit sofortiger 
Exekution) Zustimmungsraten von etwas mehr als 
50 %; sonst liegt sie weit darunter. In Abb. 2 do-
kumentieren wir die Ergebnisse für eine der vier 
Vignetten. Obschon der geschilderte Fall in Ver-
sion D einen Mord aus niederen Beweggründen 
darstellt, entscheiden sich auch hier nur rund 40 % 
der Befragten für die Todesstrafe. In den anderen 
Versionen liegt dieser Anteil noch wesentlich da-
runter. Zum Beispiel sprechen sich im Falle einer 
Drogendealerin, die 1 kg Heroin schmuggelt, nur 
10 % der Befragten für die Todesstrafe aus. Das Bil-
dungsniveau der Befragten hat auf diese Sanktions-
wahl keinen wesentlichen Einfluss. Das Ergebnis 
zeigt, dass die chinesischen Befragten eher zurück-
haltend bei der Befürwortung der Todesstrafe sind 
und ihre Strafpräferenzen unterschiedlichen Fall-
konstellationen sehr bewusst anpassen. 

Diese Ergebnisse lassen sich insgesamt als eine 
Unterstützung von Bestrebungen zumindest zur 
Zurückdrängung der Todesstrafe in der chine-
sischen Strafrechtspraxis interpretieren. 

Weitere Ergebnisse betreffen dann die nachfol-
genden Einstellungsmuster: 

 Bereitschaft zur Meinungsänderung: Viele Be-
fürworter wären bereit, ihre Meinung angesichts 
wissenschaftlicher Erkenntnisse über die Hin-

abbildung 2: 
Befürwortung der todesstrafe in 
einem fiktiven Fall mit vier rando-
misierten versionen

Version A:  Eine Frau vergiftet ihren Ehe-
mann, der sie seit Langem misshandelt 
hat. Nach dem Tod ihres Mannes meldet 
sie das Verbrechen der Polizei. 

Version B:  Eine Frau vergiftet ihren Ehe-
mann, der sie seit Langem misshandelt 
hat. Ein Nachbar entdeckte den Tod und 
meldete das Verbrechen der Polizei.

Version C:  Eine Frau vergiftet ihren Ehe-
mann, um mit ihrem Liebhaber zu leben. 
Nach dem Tod ihres Mannes meldet sie 
das Verbrechen der Polizei.

Version D:  Eine Frau vergiftet ihren Ehe-
mann, um mit ihrem Liebhaber zu leben. 
Ein Nachbar entdeckte den Tod und 
meldete das Verbrechen der Polizei.
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richtung von Unschuldigen zu ändern; eine wis-
senschaftliche Widerlegung der abschreckenden 
Wirkung würde sie demgegenüber weniger beein-
flussen.
 Zahl der Exekutionen: Nur 16 % antworten 
zustimmend, aber 54 % unentschieden auf die 
Frage, ob ihres Erachtens in China zu viele Hin-
richtungen stattfinden.  64 % der Befragten (68 % 
der KP-Mitglieder) befürworten eine Veröffentli-
chung der jährlichen Zahl der Exekutionen. 
 Ungleiche Anwendung: Die meisten Befragten 
(69 %) sind davon überzeugt, dass die Todesstrafe 
ungleich in Hinblick auf die soziale Schichtzuge-
hörigkeit der Angeklagten angewendet wird. Un-
ter den KP-Mitgliedern sind dies sogar 76 %. 
 Rechtsstaatliche Anwendung: Eine große Mehr-
heit unterstützt die rechtsstaatliche Anwendung 
der Todesstrafe (zweifelsfreie Feststellung der 
Schuld, faires Gerichtsverfahren etc.) 
 Beeinflussung von außen: Eine Beschränkung 
der Anwendung der Todesstrafe auf die „schwer-
sten Verbrechen“ im Sinne der UN-Resolution 
wird von 49 % befürwortet (von 70 % der Befragten 
mit Hochschulabschluss); allerdings ist der Be-
griff der „schwersten Verbrechen“ nicht definiert. 

Eine Mehrheit lehnt die Orientierung am Beispiel 
anderer Länder hinsichtlich der Abschaffung der 
Todesstrafe (55 %) und eine Beschleunigung der 
Politik hin zu einer Abschaffung  (53 %) ab.
 
Die Befragungsergebnisse geben trotz der feh-
lenden Tradition einer offenen und unabhängigen 
Meinungsbildung in China wichtige Hinweise 
und realistische Instrumente für eine Reform 
der Anwendung der Todesstrafe unterhalb des 
Endziels ihrer vollständigen Abschaffung. Forde-
rungen nach einer deutlichen Beschränkung ih-
rer Anwendung, nach Sicherstellung rechtsstaat-
licher Prinzipien bei der Anwendung und nach 
einer insgesamt offenen, transparenten Bericht-
erstattung lassen sich direkt aus diesen Befra-
gungsergebnissen ableiten. Vor dem Hintergrund 
der historischen Erfahrungen anderer Länder 
kann zudem argumentiert werden, dass der an-
gebliche Volkeswille auch in China kein maßgeb-
licher Hinderungsgrund für eine Abschaffung der 
Todes strafe ist. 

 
Dietrich Oberwittler, Shenghui Qi
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g. risiko und risikokontrolle
Forschungsschwerpunkt sexualstraftäter

Im Fokus des Forschungsschwerpunkts „Gefährliche Straftäter“ stehen vor allem Sexualstraftäter, 
die als eine besondere Herausforderung und herausragende Gefahr für die Gesellschaft wahrgenom-
men werden. Fragen des Verlaufs, der Behandlung, der Prognose und des Rückfalls sind nach wie 
vor nicht hinreichend beantwortet. Die Forschungstätigkeit im Berichtszeitraum 2006/2007 knüpft 
dabei an bisherige Untersuchungen zu Sexualstraftätern an. Fragestellungen der Gefährlichkeit wer-
den in Längsschnittuntersuchungen aufgegriffen bzw. fortgeführt, so z.B. in der Evaluationsstudie der 
sozial therapeutischen Abteilungen des Freistaates Sachsen oder in der im Rahmen der Kohortenstudie 
untersuchten Fragestellung nach Prävalenz, Inzidenz und Verlauf von Sexualkriminalität im Lebens-
längsschnitt. Eine Studie zur Legalbewährung von Sicherungsverwahrten und gefährlichen Straftätern 
konzentriert sich auf den Beitrag, den die in den letzten Jahren in mehreren Schritten ausgeweitete 
Sicherungsverwahrung zur Prävention schwerer Kriminalität, insbesondere Gewaltkriminalität, zu leis-
ten vermag. Diese umfassenden, längsschnittlich angelegten Projekte werden flankiert von Studien, die 
einzelne Fragestellungen verfolgen. 

Das Projekt zur Evaluation sozialtherapeutischer 
Abteilungen des Freistaates Sachsen geht einer-
seits der Frage nach, wie wirksame, auch täter-
subgruppenspezifische Behandlung gestaltet sein 
muss (was verhindert den Rückfall in schwere 
Kriminalität?) und untersucht andererseits rück-
fallrelevante Faktoren der Sexualdelinquenz. Hier-
bei werden Insassen der Justizvollzugsanstalten 
Sachsens zu vier Erhebungszeitpunkten befragt, 
um im Rahmen einer prä-post-Messung inhalts-
spezifische Effekte der sozialtherapeutischen Be-
handlung zu identifizieren. Zum Jahresende 2007 
lagen die Daten von ca. 170 befragten Insassen 
zum Befragungszeitpunkt t1 vor, der im Beginn 
der Haftphase liegt. Die Daten wurden daraufhin 
untersucht, ob sich die im Rahmen einer früheren 
am Max-Planck-Institut durchgeführten Studie 
identifizierten Subtypen von Sexualstraftätern 
(Wößner 2006) auch in dieser Stichprobe repli-
zieren lassen und ob auch bei den Gewaltstraftä-
tern (also Inhaftierte, die nicht wegen eines Sexu-
aldeliktes verurteilt wurden) indikationsrelevante 
subgruppenspezifische Merkmalsgefüge beobach-
tet werden können. Denn diese Tätergruppe wird 
– wie auch an der Entwicklung der Belegungs-
zahlen der Sozialtherapeutischen Abteilungen zu 
sehen ist, nahm der Anteil der Gewaltstraftäter in 
der Sozialtherapie zugunsten der Sexualstraftäter 
über die letzten Jahre hinweg kontinuierlich ab – 
seit Inkrafttreten des Gesetzes zur Bekämpfung 

von Sexualdelikten und anderen gefährlichen 
Straftaten (1998) zunehmend vernachlässigt. Es 
lassen sich in diesem Untersuchungsschritt fünf 
Subgruppen von Sexualstraftätern und vier Sub-
gruppen von Gewaltstraftätern identifizieren. 
Bei den Gewaltstraftätern ist vor allem die Dif-
ferenzierung von drei Hauptgruppen interessant: 
(i) sozial und psychopathologisch unauffällige, 
oft im Zusammenhang mit einer Lebens krise 
gewalttätig werdende Täter, die kaum Vorstrafen 
und vor allem fremde Opfer mit einem breiten 
Deliktschwerpunkt aufweisen, (ii) eine generell 
dissoziale, gewalttätige auf Raubdelikte fokus-
sierte Tätergruppe, die nur geringfügig mit Sucht-
problematik belastet ist und schließlich (iii) bei der 
Tat zu extremer Gewalt neigende Täter mit  einer 
ausgeprägten Suchtproblematik. In der Stichpro-
be der Sexualstraftäter lässt sich, wie bereits in 
der früheren Studie, in der vorliegenden Studie 
eine Tätergruppe identifizieren, die sich durch 
ein durchgängiges dissoziales Verhaltensmuster 
auszeichnet. Ebenfalls wieder zu finden ist eine 
Gruppe sozial unauffälliger Missbrauchstäter mit 
ausgeprägter Selbstwertproblematik und selbst-
unsicherer Persönlichkeitsakzentuierung, die aller-
dings im Gegensatz zu der in der früheren Studie 
erhobenen vergleichbaren Gruppe zudem erheb-
liche Alkoholprobleme aufweist. Daneben erge-
ben sich auch neue Subgruppen. Die Divergenzen 
zwischen den Zwischenergebnissen der aktuellen 

Kriminologische 
Forschungsabteilung

Forschungsschwerpunkt: 
Gefährliche straftäter
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Studie und der früheren Untersuchung dürften 
damit erklärt werden können, dass im Rahmen 
der laufenden Untersuchung versucht wurde, die 
Typisierung anhand standardisierter Testverfahren 
zu replizieren, und dass sich die Stichprobe der 
aktuellen Studie maßgeblich von der Stichprobe 
der früheren Untersuchung unterscheidet (in der 
früheren Studie wurden auch im Maßregelvollzug 
untergebrachte Sexualstraftäter exploriert). Die 
Frage, ob die hier angedeuteten, noch feineren 
 Differenzierungen auch für Fragen der Behandlung 
relevant sind, muss in weiterführenden Analysen 
untersucht werden. Dass eine subgruppenspezi-
fischere  Herangehensweise allerdings notwendig 
ist, zeigt die vergleichende Querschnittsanalyse 
von Gewalt- und Sexualstraftätern bezüglich der 
untersuchten Variablen: Nur für einzelne Aspekte 
ließ sich aufgrund statistisch signifikanter Ergeb-
nisse die Aussage ableiten, dass sich Gewalt- und 
Sexualstraftäter generell voneinander unterschei-
den. Im Bereich der Selbstkontrolle sind die Ge-
waltstraftäter ich-bezogener und risikobereiter als 
Sexualstraftäter (FES-K, Grasmick et al. 1993) 
und die Gewaltstraftäter erreichen einen signifi-
kant höheren Wert auf einer Skala zur Erfassung 
der Aggressivität (FPI-R, Fahrenberg et al. 2001). 
Dies deutet darauf hin, dass Unterschiede in der 
Gesamtstichprobe „verschwinden“ und erst durch 
eine differenzierte Betrachtung einzelner Sub-
gruppen in Erscheinung treten. 

Auch mit der Analyse der Daten der Freiburger 
Kohortenstudie lässt sich zeigen, dass es einer 
(typen­)spezifischen Differenzierung der Sexual-
straftäter bedarf. Dies kann vor allem an unter-
schiedlichen Verläufen und Tatbegehungsmustern 
festgemacht werden. Es zeigte sich beispielsweise, 
dass, wie auch bei anderen Delikten, die Tatbe-

gehung in einer Gruppe überwiegend im Jugend-
alter auftritt. Aus Abbildung 1 ergibt sich, dass 
im Jugendalter ca. ein Drittel aller Sexualdelikte 
in einer Gruppe begangen wurden. Bei den über 
25-Jährigen sinkt der Anteil der Gruppentaten auf 
unter 10  %. Nach Tatbeständen differenziert zeigt 
sich, dass ca. die Hälfte aller Vergewaltigungen/
sexuellen Nötigungen von unter 19-Jährigen in 
einer Gruppe begangen werden, während es beim 
sexuellen Missbrauch knapp über 10 % sind. Inte-
ressanterweise hängt die Form der Tatbegehung in 
einer Gruppe oder einzeln mit den Rückfallraten 
zusammen. So werden von den Einzeltätern in-
nerhalb von fünf Jahren nach einer justiziellen Er-
ledigung wegen eines Sexualdelikts ca. 5 % rück-
fällig. Bei den Gruppentätern tritt ein Rückfall bei 
etwa 2 % auf. Von den jugendlichen Tätern sind 
ca. zwei Drittel den Opfern bekannt, bei den über 
18-Jährigen sinkt der Anteil bekannter und ver-
wandter Opfer auf gut 50 %. Bei einer genaueren 
Analyse der Verurteilungen aufgrund von sexuel-
ler Nötigung oder Vergewaltigung zeigen die Da-
ten der Freiburger Kohortenstudie erstens, dass 
die Häufigkeit von Registrierungen nach einem 
Anstieg zu Beginn der Pubertät mit zunehmenden 
Alter kaum mehr variiert und zweitens, dass es 
sich bei den Registrierungen aufgrund dieser 
Delikte zu 80 % um Erstregistrierungen handelt. 
Eine einschlägige Vorstrafenhistorie geht somit in 
den wenigsten Fällen voraus. Gleichwohl weisen 
wegen einer Vergewaltigung/Nötigung Verurteilte 
sowohl vor als auch nach der Sexualstraftat durch-
aus Registrierungen mit anderen Delikten auf 
(Albrecht & Grundies 2007). 

Es ist fraglich, ob der konstante Altersverlauf im 
Bereich der Vergewaltigungsdelikte tatsächlich 
mit einer konstant verlaufenden Prävalenz ent-

abbildung 1: 
Häufigkeit von Sexualdelikten (Ver-
gewaltigung/sexuelle nötigung und 
sexueller Missbrauch) differenziert 
nach der tatbegehung in der Gruppe 
oder einzeln (deutsche Männer, 
Baden-Württemberg)
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sprechender Delikte einhergeht. Vielmehr ist zu 
vermuten, dass sich in den letzten Jahren auch eine 
zunehmende Bereitschaft zur Anzeige sexueller Ge-
waltdelikte entwickelt hat, evtl. sogar ganz dezidiert 
im Bereich häuslicher und familiärer Gewalt. 

Sowohl die Ergebnisse der Kohortenstudie als auch 
die Zwischenergebnisse der Evaluationsstudie der 
sozialtherapeutischen Abteilungen des Freistaates 
Sachsen zeigen, dass es nur eine kleine Gruppe 
hochspezialisierter und somit immer wieder ein-
schlägig rückfallgefährdeter Sexualstraftäter gibt. 
Dass die Rechts- und Sanktionswirklichkeit indes 
unter einem anderen Vorzeichen steht, konnte die 
im Berichtszeitraum abgeschlossene Studie zur 
Legalbewährung von Sicherungsverwahrten und 
gefährlichen Straftätern zeigen. Interessant sind 
deren Ergebnisse vor allem, weil anhand einer 
Kontrollgruppe von 162 Probanden, für die trotz 
des Vorliegens der formalen Voraussetzungen die 
Sicherungsverwahrung nicht angeordnet wurde, 
eine vergleichende Analyse der Rückfallkrimina-
lität mit 286 Sicherungsverwahrten durchgeführt 
wurde. Da diese Gruppe nach durchschnittlich 
5,7 Jahren entlassen wurde, war ein Vergleich der 
Wiederverurteilungen der Probanden der beiden 
Gruppen nach jeweils ca. 5 Jahren möglich. Zwar 
waren es vor allem Sexualstraftäter, die erneut Se-
xualdelikte begangen hatten, dies traf jedoch nur 
auf rund ein Drittel der Probanden zu, bei denen 
keine Sicherungsverwahrung anhängig war. Außer-
dem war der Anteil an schwerer Delinquenz bei 
den rückfälligen Nicht-Sicherungsverwahrten mit 
19 % relativ niedrig. In beiden Gruppen wurde nur 
ein Drittel der Sexualstraftäter wieder einschlägig 
rückfällig, bei den Raubtätern waren es 26 %.

In einem weiteren Forschungsprojekt, in dessen 
Mittelpunkt die Validierung jugendspezifischer 
Prognoseinstrumente steht, wurden jeweils 147 
jugendliche Sexual- und Gewaltstraftäter retro-
spektiv untersucht. Anders als bei den Erwach-
senen der Sozialtherapie-Untersuchung konnten 
in dieser Studie Unterschiede zwischen jugend-
lichen Gewalt- und Sexualstraftätern in ausge-
wählten Merkmalsbereichen identifiziert werden. 
Welche dieser Unterscheidungsmerkmale auch 
zu einer längerfristigen Prognose „chronisch“ bzw. 

einschlägig rückfälliger Täter dienen können bzw. 
ob dies überhaupt möglich ist, wird in weiteren 
Analysen noch zu klären sein. Denn wenn den Er-
gebnissen der Kohortenstudie folgend die meisten 
Registrierungen eines Sexualdelikts (Vergewalti-
gung) im Erwachsenenalter Erstregistrierungen 
sind, so ist zu klären, welche bereits im Jugend-
alter mit welchen spezifischen Merkmalen auffäl-
lig werdenden Sexualstraftäter später in die relativ 
kleine Gruppe derjenigen fällt, die immer wieder 
mit einem Sexualdelikt rezidivieren. Zusammen-
fassend lässt sich konstatieren, dass sich junge 
Sexual- und Gewaltstraftäter sowohl hinsichtlich 
der strafrechtlichen Vorbelastung als auch einiger 
biographischer und psychopathologischer Beson-
derheiten unterschieden.  

In der Gesamtschau der einzelnen Zwischener-
gebnisse zeigt sich, dass es zwar vor allem Sexual-
straftäter sind, die im Falle eines Rückfalls wieder 
zu Sexualdelikten neigen. Jedoch macht dies nur 
einen ganz geringen Anteil der (Rückfall-)Straf-
taten aus. Die Frage nach eindeutigen Kriterien 
für die Identifizierung chronischer Sexualstraftäter 
muss ebenso wie die Frage, unter welchen (insti-
tutionellen, psychosozialen, biographischen und 
persönlichkeitspsychologischen) Voraussetzungen 
eine (sozialtherapeutische) Behandlung präventiv 
wirken kann, weiter abgeklärt werden. Zwar mag 
es in einzelnen, eindeutigen Fällen leicht erschei-
nen, diese als rückfallgefährdet zu identifizieren, 
doch besteht immer noch erheblicher Bedarf an 
Wissen darüber, wie falsch negative und falsch 
positive Prognosen minimiert werden können. Vor 
allem der Befund der Kohortenstudie, dass bei 
den Vergewaltigungen der Hauptanteil der Regis-
trierungen durch Erstregistrierungen zu erklären 
ist, weist darauf hin, dass eine Formel im Sinne 
„die jugendlichen Sexualstraftäter von heute sind 
die Sexualstraftäter von morgen“ zu kurz greift. 
Die fortlaufenden empirischen Untersuchungen 
im Rahmen des Forschungsschwerpunkts werden 
hier zu weiterer Klärung und Wissensakquirierung 
beitragen.

 
Gunda Wößner, Volker Grundies, Jörg Kinzig,  

Carolin Quenzer, Sonja Brauner
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h. Informationsgesellschaft
Die Überwachung der telekommunikation

Vor dem Hintergrund einer zunehmenden praktischen Bedeutung verdeckter Ermittlungsmaßnahmen, 
ihres Potenzials für grundlegende Veränderungen des Strafverfahrens und des damit zusammenhän-
genden Bedeutungsgewinns präventiver Zielsetzungen konzentriert sich die empirische Strafverfah-
rensforschung der Kriminologischen Abteilung in einem besonderen Forschungsschwerpunkt auf die 
Überwachung der Telekommunikation und andere verdeckte Ermittlungsmethoden. Die Evaluations-
studie zu Rechtswirklichkeit und Effizienz der Überwachung der Telekommunikation gem. §§ 100a und 
b StPO (vgl. Tätigkeitsbericht 2002/03, S. 146ff., Forschungsbericht 2004/05, S. 171ff.) und weitere 
Untersuchungen zur akustischen Wohnraumüberwachung und zur Rasterfahndung (vgl. Forschungs-
bericht 2004/05, S. 180f. u. 182f.) werden nunmehr ergänzt um eine Untersuchung zur Überwachung 
der Telekommunikationsverbindungsdaten (Verkehrsdaten) gem. §§ 100g und h StPO. Die Untersu-
chung steht auch im Zusammenhang mit der zum 1. Januar 2008 in Kraft getretenen Vorratsspei-
cherung von Telekommunikationsverkehrsdaten, die wiederum auf einer Richtlinie der Europäischen 
Union beruht. Die zentralen Fragestellungen beziehen sich auf den Beitrag von Verkehrsdaten für 
den Erfolg von strafrechtlichen Ermittlungen sowie auf den Bedarf an retrospektiver Erfassung von 
Verkehrsdaten der Telekommunikation. Der Forschungsbericht ist online auf den Websites des Max-
Planck-Instituts sowie des Bundesministeriums der Justiz verfügbar1. Eine gedruckte Version wird ab 
Sommer 2008 in der Reihe Kriminologische Forschungsberichte aus dem Max-Planck-Institut als Band 
K 139 verfügbar sein. Das Gutachten ist darüber hinaus in einer inhaltsgleichen Volltextfassung als  
BT-Drucksache 16/8434 erschienen.

Der Zugriff auf Telekommunikationsverkehrs-
daten ist ein Ermittlungsinstrument, dem in 
neuerer Zeit neben der Überwachung der Kom-
munikationsinhalte eine zunehmende Bedeutung 
zugeordnet wird. Eine zentrale Rolle spielen Ver-
bindungsdaten, insbesondere für die Bekämp-
fung der Datennetzkriminalität. Jedoch dürften 
Verbindungsdaten angesichts der sich dramatisch 
verdichtenden digitalen Kommunikation für Er-
mittlungen in fast allen Bereichen der Krimi-
nalität von Belang sein. Spektakuläre Fälle der 
Kinderpornographie, in denen teilweise mehrere 
Zehntausend Tatverdächtige weltweit über Inter-
netverbindungsdaten identifiziert wurden, unter-
streichen die Relevanz der Verkehrsdatenabfrage. 
Sie dienen zur Bestimmung des Aufenthaltsortes 
von Personen, zur Beweisermittlung oder zur 
Offenlegung von Täterstrukturen und Netzwer-
ken der Transaktionskriminalität. Verkehrsdaten 
werden von der Praxis weithin – wie nicht zu-
letzt die Richtlinie der Europäischen Union für 
die Vorratsspeicherung (2006/24/EG)2 und das 
darauf bezogene Bundesgesetz zur Neuregelung 
der Telekommunikationsüberwachung und an-
derer verdeckter Ermittlungsmaßnahmen vom 
21. Dezember 20073 demonstrieren – als unver-

zichtbare Informationsquelle angesehen. Mit der 
Abfrage von Verkehrsdaten kann grundsätzlich in 
Erfahrung gebracht werden, wer mit wem wann 
telefoniert hat, welche Internetseiten angewählt 
wurden, wo sich ein Kommunikationsteilnehmer 
zu einem bestimmten Zeitpunkt befand und wel-
che (mobilen) Kommunikationsmittel zu welchen 
Zeiten in einer Funkzelle angemeldet waren.  

Die Untersuchung beruht auf einem Mehrme-
thodenzugang. Neben der Analyse von Strafakten 
wurden Befragungen sowie Experteninterviews 
durchgeführt. Im Übrigen konnte auf die bei ver-
schiedenen Telekommunikationsprovidern anfal-
lenden Daten zu Verkehrsdatenabfragen zurück-
gegriffen werden.

Aussagen über die Gesamtzahl der Beschlüsse 
oder der Abfragen zu unterschiedlichen Bereichen 
von Verkehrsdaten lassen sich auf der Grundlage 
offizieller Statistiken ebenso wenig treffen wie 
zu den Entwicklungen in diesem Bereich. Zur 
Schätzung von Umfang und Entwicklung der Ver-
kehrsdatenabfragen wurden die bei Tele kommu-
ni kationsanbietern verfügbaren internen Statis-
tiken einer Auswertung unterzogen. Aus diesen 

Kriminologische  
Forschungsabteilung

Forschungsschwerpunkt: 
strafverfahren und  
sanktionen im Wandel



II. aKtUelle FOrschUnG 

74

abbildung 1: 
entwicklung der verkehrsdaten-
abfragen 2000 – 2005 (geschätzt)

abbildung 2: 
entwicklung der verkehrsdaten-
abfragen im Mobilfunkbereich 
(1 Unter nehmen, 31,6 Millionen 
Kunden)

abbildung 3: 
arten der verkehrsdatenabfragen 
in den untersuchten Beschlüssen
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Daten können Informationen zum Umfang und 
zur Struktur der Verkehrsdatenabfrage sowie zu 
ihrer Entwicklung zwischen 2002 und 2005 ent-
nommen werden. 

Der in Abbildung 1 enthaltene mittlere Wert 
der Hochrechnungen repräsentiert die bestmög-
liche Schätzung der Anzahl der Beschlüsse nach 
§§ 100g, 100h StPO. Er ist zusammen mit der 
Fehlerspanne dargestellt. Danach lag die Zahl 
der Verkehrsdatenabfragen im Jahr 2005 bei etwa 
40.000 (ohne Abfrage der Zuordnung von dyna-
mischen IP-Adressen zu einem Anschlussinhaber 
bzw. Internetnutzer). Die Tendenz ist, wie ersicht-
lich, stark ansteigend. Im direkten Vergleich mit 
den Daten aus der Untersuchung zur Telekommu-
nikationsüberwachung gem. §§ 100a, 100b StPO 
wurde demnach in 2005 erstmals etwa gleich 
häufig die Abfrage von Verkehrsdaten und In-
haltsüberwachungen angeordnet (Telekommuni-
kationsüberwachung ca. 42.500 Beschlüsse inkl. 
Verlängerungen und ca. 40.700 Beschlüsse zu 
Verkehrsdatenabfragen). In den Jahren davor lag 
die Abfrage von Verkehrsdaten noch deutlich un-
ter der Anzahl von Inhaltsüberwachungen (2004: 
Telekommunikationsüberwachung 34.400, Ver-
kehrsdaten 22.600; 2003: Telekommunikations-
überwachung 29.430, Verkehrsdaten 15.200 und 
2002: Telekommunikationsüberwachung 26.200, 
Verkehrsdaten 10.200).

Für die Entwicklung der verschiedenen Arten der 
Verkehrsdatenüberwachung kann auf detaillierte 
Angaben einzelner Telekommunikationsunter-
nehmen zurückgegriffen werden. Wie sich Ab-
bildung 2 entnehmen lässt, stieg die Zahl der Be-
schlüsse, die eine Abfrage zu einer sogenannten 
IMEI-Nummer (International Mobile Equipment 
Identity) beinhalteten, etwa um das Vierfache. 
Die angeordneten Zielwahlsuchen, die auch als 
Zielsuchläufe bezeichnet werden, haben sich im 
gleichen Zeitraum verdreifacht. 

Dem entspricht auch das Bild der Entwicklung 
der Anordnungen nach §§ 100g, 100h StPO im 
Festnetzbereich. Hier ist ein kontinuierlicher An-
stieg der Zielwahlsuchen zu bemerken, während 
die Abfrage von abgehenden und zukünftigen Ver-
kehrsdaten seit 2003 auf gleichem Niveau bleibt. 
Ein extremer Anstieg fällt bei der Abfrage von soge-
nannten IP-Adressen (Internet Protocol Address) 
im Vergleich von 2004 und 2005 auf. Während 
2004 noch Daten zu etwa 6.300 IP-Adressen ab-
gefragt wurden, stiegen diese Anordnungen 2005 
auf 75.500. Dies hängt mit großflächigen Er-
mittlungen im Bereich der Urheberrechtsverlet-

zungen (illegale Downloads) zusammen. Allein im 
Bereich der Staatsanwaltschaft Karlsruhe gingen 
2005 etwa 20.000 Anzeigen Urheberrechtsverlet-
zungen betreffend ein; das ist ein Fallbereich, der 
mittlerweile bei vielen Staatsanwaltschaften zu-
meist ohne Veranlassung konkreter Ermittlungs-
maßnahmen eingestellt wird. 

Das maßgebliche Deliktsspektrum der Verkehrs-
datenabfrage wird nach den Ergebnissen der 
Aktenanalyse durch verschiedene Faktoren mit-
bestimmt. Zum einen unterscheiden sich die 
zugrunde liegenden Straftaten danach, ob  Mobil- 
oder Festnetzanschlüsse überwacht werden. So 
sind die Überwachungen im Festnetzbereich 
wesentlich durch den Betrug bestimmt. Dabei 
spielen Betrugshandlungen, die über eine telefo-
nische Kontaktaufnahme vorbereitet werden, eine 
beachtliche Rolle (insbesondere der sogenannte 
Enkeltrick). Von Bedeutung sind ferner Raub und 
Mord sowie Betäubungsmitteldelikte. Im Mobil-
funkbereich dominieren als Anlassdelikte neben 
den Straftaten aus dem Betäubungsmittelbereich 
hingegen Raub und Diebstahlsdelikte. Zweites we-
sentliches Unterscheidungskriterium ist sodann 
die Art der Verkehrsdatenabfrage. So konzentriert 
sich beispielsweise die Abfrage von IP-Adressen 
auf Betrugsdelikte sowie die Bereiche Kinderpor-
nographie und Urheberrechtsverletzung. Bei der 
Funkzellenabfrage geht es hingegen sehr häufig 
um Raub- und Diebstahlsdelikte, darunter oft-
mals auch um die Aufklärung des Verbleibs von 
gestohlenen oder geraubten Mobiltelefonen. Hier 
wie bei den Straftaten, die mittels Endeinrichtung 
begangen werden, bietet die Verkehrsdatenabfra-
ge oftmals überhaupt den einzigen plausiblen Er-
mittlungsansatz. Insgesamt spricht die Verteilung 
der Straftatbestände dafür, dass sich die Verkehrs-
datenabfrage auf ein weiteres Deliktsspektrum 
bezieht und nicht die bei der Telekommunika-
tions überwachung festgestellten Konzentrationen 
auf Betäubungsmittel- und andere Transaktions-
delikte aufweist. Neben der Deliktsphänomenolo-
gie ergibt sich im Übrigen auch aus den Ergebnis-
sen der Analysen zur Sanktionsstruktur, dass ein 
bedeutsamer Anteil der Verfahren allenfalls der 
mittleren Kriminalität zuzuordnen ist.

Ganz überwiegend wurden in den untersuchten 
Beschlüssen, wie aus Abbildung 3 ersichtlich, 
bereits gespeicherte Daten abgefragt (93 %). Die 
Zielwahlsuche wurde in 55 % der Beschlüsse an-
geordnet. In die Zukunft gerichtet waren 33 % der 
Abfragen. Standortabfragen (18 %) wurden etwa 
doppelt so häufig angeordnet wie Funkzellen­
abfragen (10 % der Fälle). Bei den sonstigen Ab-
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abbildung 4: 
Dauer der Datenerhebung bei den 
verschiedenen abfragearten 

fragen (4 %) handelte es sich insbesondere um 
Abfragen der Rufnummer zur IMEI-Nummer, 
um Auskünfte zur benutzten SIM-Karte sowie 
um Bestandsdaten. Sehr aufschlussreich sind 
schließlich die Analyseergebnisse zur Dauer der 
Verkehrsdatenüberwachung. Auch hier ergeben 
sich deutliche Unterschiede entlang der Art der 
Abfrage. Diese werden aus Abbildung 4 deutlich. 
Während Zielwahlsuchen (B) und Funkzellen-
abfragen (C) den Schwerpunkt im Stunden- und 
Minutenbereich haben, wird die Abfrage der 
von einem überwachten Anschluss abgehenden 
Verbindungen (A/B) gezielt auf einen längeren 
Zeitraum hin eingesetzt. Hier liegt der Ermitt-
lungsansatz auf einer breit angelegten Erfassung 
der Kommunikationsverkehrsdaten eines Tatver-
dächtigen. Der Schwerpunkt liegt bei zwei bis 
drei Monaten. 

Auf der Basis der Untersuchungsergebnisse er-
scheint die Verkehrsdatenabfrage insgesamt 
als eine Maßnahme, die ganz überwiegend im 
Anfangs sta dium des Ermittlungsverfahrens einge-
setzt wird. In zwei Drittel der Verfahren war sie 
auch der Anlass für die erste Einschaltung der 
Staatsanwaltschaft. Kombinationen mit anderen 
Ermittlungsmaßnahmen erfolgen vor allem mit 
der Telekommunikationsüberwachung, aber auch 
mit der Durchsuchung und der Beschlagnahme. 

Telekommunikationsüberwachung und Verkehrs-
datenabfrage werden kombiniert angewendet und 
im Verhältnis zueinander als Ergänzung angese-
hen. Die Verkehrsdatenabfrage dient dabei häufig 
der Vorbereitung der Telekommunikationsüber-
wachung durch Feststellung von Anschlussnum-
mern, für die dann die Telekommunikationsüber-
wachung geschaltet wird, oder der Identifizierung 
von Gesprächsteilnehmern. Sie wird gleichzeitig 
mit der Telekommunikationsüberwachung an-
geordnet, wenn die Abfrage gespeicherter Daten 
und die gleichzeitige Anordnung der Telekommu-
nikationsüberwachung für die Zukunft zu einem 
umfassenden Bild der Kommunikationsmuster 
führen soll. Hier gilt die Verkehrsdatenabfrage bei 
den Praktikern aus den Ermittlungsbehörden als 
sehr ökonomische Maßnahme. Im Übrigen wird 
der Verkehrsdatenabfrage vor allem die Funk-
tion zugeordnet, erste Ermittlungsansätze zu 
gewinnen, um dann andere Maßnahmen durch-
führen zu können. Die Verkehrsdatenabfrage ist 
demnach – anders als die auf Gesprächsinhalte 
bezogene Telekommunikationsüberwachung – 
nicht das „letzte“ Mittel, sondern, umgekehrt, das 
„erste“ Mittel. Anders ist dies nur in Verfahren, 
in denen die Verkehrsdatenabfrage die einzige 
erfolgversprechende Ermittlungsmaßnahme dar-
stellt. Zu dem Gesamtbild über den Einsatz der 
Verkehrsdatenabfrage passt im Übrigen der in den 
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Befragungen ermittelte Befund, dass diese von 
Praktikern im Vergleich zu konventionellen wie zu 
anderen verdeckten Ermittlungsmaßnahmen ten-
denziell als weniger belastend eingeordnet wird.

Alle Untersuchungsergebnisse basieren freilich 
auf der Rechtslage, wie sie sich in Deutschland 
vor Einführung der Vorratsdatenspeicherung dar-
gestellt hat. Insoweit orientiert sich die Praxis 
maßgeblich an den verfügbaren Datenbeständen. 
Diese Verfügbarkeit war bis dahin weithin von der 
internen Zweckbestimmung bei den Telekommu-
nikationsunternehmen, insbesondere der Rech-
nungsstellung, determiniert. Beeinflusst werden 
Speicher- bzw. Löschpraktiken im Übrigen durch 
datenschutzrechtliche Vorgaben. Dies hatte in der 

Vergangenheit etwa zur Konsequenz, dass aussa-
gefähige Verbindungsdaten bei Kunden mit Pre-
paid-Karten und Nutzern von sogenannten Flat-
rates praktisch nicht verfügbar waren. Ob, und 
gegebenenfalls wie, sich die Überwachungspraxis 
unter den Bedingungen der nunmehr geltenden 
sechsmonatigen Vorratsdatenspeicherung – die 
sich im Gegensatz zur bisherigen Praxis an den 
Interessen der Strafverfolgung orientieren soll – 
verändern wird, wird Gegenstand einer Follow-
up-Studie zur Verkehrsdatenüberwachung bilden, 
deren Abschluss bis Ende 2010 geplant ist.

 
Hans-Jörg Albrecht,  

Michael Kilchling

1 Alle Links zu den elektronisch verfügbaren Ressourcen finden sich auf der Projektseite unter www.mpicc.de/ww/de/pub/
forschung/forschungsarbeit/kriminologie/tk_verbindungsdaten.htm

2 Richtlinie 2006/24/EG vom 15. März 2006 über die Vorratsspeicherung von Daten, die bei der Bereitstellung öffentlich zu-
gänglicher elektronischer Kommunikationsdienste oder öffentlicher Kommunikationsnetze erzeugt oder verarbeitet wer-
den, ABl. L 105, S. 54.

3 Bundesgesetz zur Neuregelung der Telekommunikationsüberwachung und anderer verdeckter Ermittlungsmaßnahmen 
vom 21. Dezember 2007, BGBl. I, S. 3198.
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I. Verbrechensfurcht
schützt soziale sicherheit vor Kriminalitätsfurcht?

Krimonologische 
Forschungsabteilung

Forschungsschwerpunkt: 
Innere sicherheit, organisierte 
Kriminalität, terrorismus –  
gesellschaftliche Wahrnehmung

Ein bedeutsamer Ansatz komparativer, international ausgerichteter kriminologischer Forschung ist die 
länderübergreifende Erhebung und Analyse von Dunkelfelddaten. Hierzu zählen insbesondere Op-
fer- und weiterführende Einstellungsdaten. Das hier präsentierte Forschungsprojekt befasst sich mit 
Auswertungen des European Crime and Safety Surveys, der eingebunden in die fünfte Welle des In-
ternational Crime Victim Surveys 2004/2005 durchgeführt wurde. Es handelt sich hierbei um eine 
repräsentative Bevölkerungsbefragung in 18 europäischen Ländern, darunter auch die neuen EU-
Mitgliedsländer Polen, Ungarn und Estland. Der inhaltliche Schwerpunkt der Umfrage liegt auf per-
sönlichen Kriminalitätserfahrungen und -wahrnehmungen. Organisiert wurde diese Umfrage durch 
ein europäisches Konsortium bestehend aus Gallup Europe, UNICRI (Italien), Gallup Hungary, dem 
Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht in Freiburg, CEPS/INSTEAD 
(Luxemburg) sowie GeoX Ltd. (Ungarn). Das Forschungsprojekt nutzt diese Befragungsdaten, um Län-
derunterschiede in Viktimisierungserfahrungen und kriminalitätsbezogenen Einstellungen theoretisch 
und empirisch näher zu erforschen. Dabei wird die Analyse individueller und kontextbezogener Ein-
flussfaktoren in Mehrebenenanalysen verbunden. Die Datenanalysen basieren neben dem European 
Crime and Safety Survey 2005 (EU-ICS) auf weiteren repräsentativen Bevölkerungsbefragungen in 
Europa, v.a. auf dem European Social Survey (ESS), der bislang in drei Wellen durchgeführt wurde. 
Die Verwendung unabhängiger Datensätze ermöglicht zum einen die Berücksichtigung von wichtigen 
Kontrollvariablen, die nicht in allen Datensätzen enthalten sind, sowie eine Überprüfung der Robust-
heit und Replizierbarkeit der Ergebnisse.

Im Mittelpunkt des Interesses der aktuellen Aus-
wertungen steht die Frage nach der Beziehung 
zwischen wohlfahrtsstaatlicher Politik und subjek-
tivem Sicherheitsgefühl im europäischen Länder-
vergleich. Die bisherige Forschung hat das Ausmaß 
an Kriminalitätsfurcht in erster Linie mit indivi-
duellen Merkmalen, Lebensstilen, vergangenen 
Kriminalitätserfahrungen sowie mit situativen und 
lokalen Bedingungen in Verbindung gebracht. Die 
Untersuchung der Wirkung von gesellschaftlichen 
Einflüssen blieb bisher weitgehend unberücksich-
tigt, obgleich festgestellt werden kann, dass sich 
die europäischen Länder im Hinblick auf die Kri-
minalitätsfurcht ihrer Bürger erheblich voneinan-
der unterscheiden (vgl. Abbildung 1). 

Folgt man der Wohlfahrtsstaatentypologie Esping-
Andersens (1990, 1999), so zeigt sich ein ausge-
prägter Zusammenhang zwischen verschiedenen 
sozialpolitischen Systemen – den sogenannten 
Wohlfahrtsregimen – und dem Kriminalitäts furcht-
niveau: Ein hohes Maß an Kriminalitätsfurcht 
kann in erster Linie in den osteuropäischen und 
angelsächsischen Ländern beobachtet werden, 
während die Bürger der skandinavischen Länder 

vergleichsweise geringe Viktimisierungs ängste auf-
weisen (vgl. Abbildung 1). Diese beobachtbaren 
nationalen Unterschiede in der Kriminalitäts-
furcht (ebenso wie kleinräumliche und individu-
elle Unterschiede) können dabei nicht allein auf 
Unterschiede in der objektiven Kriminalitätslage 
zurückgeführt werden, denn Bedrohungsgefühle 
und faktische Kriminalität verlaufen nicht immer 
parallel. Die Wirkmechanismen, die dem Zusam-
menhang zwischen Wohlfahrtsregime und Krimi-
nalitätsfurcht zugrunde liegen, sind bislang nur 
wenig untersucht worden. Das Forschungsprojekt 
möchte diese Forschungslücke schließen und geht 
daher der Frage nach, welche Einflüsse auf gesell-
schaftlicher Ebene Kriminalitätsfurcht moderieren 
und den Zusammenhang zwischen Wohlfahrts-
regimetyp und Kriminalitätsfurcht begründen.

Den theoretischen Ausgangspunkt bildet die ‚Ge-
neralisierungsthese‘, die Kriminalitätsfurcht nicht 
als spezifische Reaktion auf faktische Kriminali-
tätsrisiken sieht, sondern vielmehr als Ausdruck 
latenter und diffuser Existenzängste (vgl. Boers 
1991; Hirtenlehner 2006; Jackson 2004). Die 
Angst, Opfer einer Straftat zu werden, ist aus 
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dieser Perspektive keine spezifische Angst vor 
Kriminalität, sondern Ausdruck einer allgemeinen 
gesellschaftlichen Unsicherheit, die sich ledig-
lich (neben anderen Bereichen) der Kriminalität 
bedient. Ausgehend von diesen Überlegungen 
lässt sich vermuten, dass der Schutz vor sozialen  
Risiken (wie z.B. Armut und Einkommensverluste 
aufgrund von Alter, Krankheit, Arbeitslosigkeit 
und der Geburt von Kindern) eine bedeutende 
Rolle zur Erklärung von subjektiven Unsicher-
heitsgefühlen besitzt. Da der Wohlfahrtsstaat 
durch seine sozialpolitischen Interventionen und 
Programme in der Lage ist, derartige soziale  
Risiken abzufangen und dem Individuum eine 
existenzielle Grundsicherung zu garantieren, ist 
davon auszugehen, dass die Art und das Ausmaß 
sozialpolitischer Einflussnahme für das generelle 
Sicherheitsgefühl von Bedeutung sind und da-
rüber auch Kriminalitätsängste reduziert werden 
können. Folgende Untersuchungsfragen leiten 
die empirischen Analysen: Inwiefern besteht eine 
Beziehung zwischen wohlfahrtsstaatlicher Politik 
und Kriminalitätsangst? Welche sozialpolitischen 
Maßnahmen können am effektivsten Viktimisie-
rungsängste reduzieren? 

Die individuellen Befragungsdaten der aktuellen 
Auswertungen stammen aus der zweiten Welle des 
European Social Survey (ESS 2004). Die Zielvari-
able in den Analysen bildet das sogenannte Krimi-
nalitätsfurcht-Standarditem mit der Formulierung: 
„How safe do you feel walking alone in your area 
after dark?“. Die möglichen Antwortkategorien lau-
ten: „very safe“, „safe“, „unsafe“ oder „very unsafe“. 
Für die Analysen wurden die vier möglichen Ant-
worten in zwei Ausprägungen „very safe / safe“ und 
„unsafe / very unsafe“ zusammengefasst. Individu-
elle und haushaltskontextuelle Einflussfaktoren, 
deren Wirkung auf das subjektive Sicherheitsge-
fühl in den Analysen Berücksichtigung findet, sind 
Alter, Bildung, Geschlecht, Erwerbsbeteiligung, 
Wohnortsgröße, persönliche und kommunizierte 
Kriminalitätserfahrungen, Fernsehkonsum, Haus-
haltszusammensetzung, Haus  haltseinkommen so-
wie die Kontakthäufigkeit mit Freunden, Verwand-
ten und Nachbarn. 

Zur Überprüfung des Einflusses von Sozialschutz-
leistungen, die den theoretischen Überlegungen 
zufolge mit dem Ausmaß an Kriminalitätsfurcht 
in Verbindung stehen, werden neben den Indivi-
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abbildung 2:  
zusammenhang zwischen Krimina-
litätsfurcht und öffentlichen 
Bildungs ausgaben
Datenquellen: ess 2004; eurostat

dualdaten verschiedene Arten von Wohlfahrtsin-
dikatoren in die Analysen einbezogen. Zu diesen 
zählen beispielsweise die Sozialausgaben (in % 
des BIP), öffentliche Bildungsausgaben (in % des 
BIP), ein Dekommodifizierungs­Index (der die 
Abhängigkeit des Individuums vom Marktein-
kommen abbildet), die öffentlichen Ausgaben für 
Gesundheit, Invalidität und Gebrechen, Alter, Ar-
beitslosigkeit, Wohnverhältnisse und soziale Aus-
grenzung (jeweils in % des BIP), aber auch Indika-
toren, die kulturelle Unterschiede zwischen den 
Ländern (z.B. Einstellungen zur Familie) berück-
sichtigen. Die meisten dieser Kontextdaten konn-
ten beim Statistischen Amt der Europäischen 
Gemeinschaften (EUROSTAT) oder bei der Or-
ganisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) bezogen werden.

Das empirische Analysemodell kombiniert damit 
zwei Ebenen von Daten: zum einen die natio-
nalen Kontextdaten und zum anderen individuelle 
Befragungsdaten. Zur statistischen Analyse einer 
derartigen hierarchischen Datenstruktur (Indivi-
duen in übergeordneten Länderkontexten) wurde 
die Mehrebenenanalyse entwickelt, die den kom-
plexen Zusammenhängen zwischen den verschie-
denen Ebenen Rechnung trägt (vgl. Raudenbush/
Bryk 2002; Snijders/Bosker 1999). Mehrebenen-

analysen erlauben das simultane Schätzen von Ef-
fekten der Individual- und Kontextebene. Konkret 
lässt sich dadurch die individuelle Kriminalitäts-
furcht nicht nur auf individuelle Merkmale wie 
Alter, Geschlecht, Bildung, Fernsehkonsum etc. 
zurückführen, sondern es kann gleichzeitig die 
Wirkung von spezifischen sozialpolitischen und 
anderen gesellschaftlichen Bedingungen auf die 
individuelle Angst vor Kriminalität erfasst werden. 
Darüber hinaus ermöglicht die Mehrebenenanaly-
se auch die Untersuchung von Wechselwirkungen 
zwischen individuell-persönlichen und kontextu-
ellen Faktoren.

Erste empirische Befunde bestätigen den vermu-
teten Zusammenhang zwischen wohlfahrtsstaat-
lichen Leistungen und Kriminalitätsfurcht: Mit 
dem Ausmaß an Sozialschutzleistungen nimmt 
Kriminalitätsangst deutlich ab. Demnach schei-
nen sozialpolitische Maßnahmen erwartungs-
gemäß einen negativen Einfluss auf das Krimina-
litätsfurchtniveau zu besitzen. Zugleich zeigen die 
Analysen, dass nicht alle wohlfahrtsstaatlichen 
Leistungen gleichermaßen Kriminalitätsfurcht 
senken, denn einige sozialpolitische Instrumente 
befördern das subjektive Sicherheitsgefühl stärker 
als andere. Als ausgesprochen effektiv diesbezüg-
lich erweisen sich die staatlichen Sachleistungen 
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für Familien (die in erster Linie öffentliche Auf-
wendungen für Kinderbetreuungseinrichtungen, 
aber auch Unterbringung in Einrichtungen und 
Pflegefamilien sowie häusliche Hilfe umfassen) 
sowie die öffentlichen Bildungsausgaben (vgl. Ab-
bildung 2).

Die Ursache für diese ausnehmend furchtreduzie-
rende Wirkung der beiden sozialpolitischen Inter-
ventionen liegt möglicherweise in einem besonders 
aktivierenden und präventiven Effekt. Es scheint, 
als würden gerade diejenigen wohlfahrtsstaat-
lichen Leistungen ein größeres Sicherheitsgefühl 
produzieren, die die individuelle Handlungsfähig-
keit und damit auch die individuelle Kapazität, 
mit sozialen Risiken umzugehen, stärken. Bei den 
Bildungsausgaben und Familiensachleistungen 
handelt es sich um nicht-monetäre staatliche 

Transfers. Das bedeutet, sie kompensieren nicht 
wie Barleistungen (z.B. Arbeitslosengeld, Erzie-
hungsgeld, Renten) unmittelbar Einkommen und 
Einkommensdefizite, sondern tragen vielmehr 
zur Selbsthilfe und Eigeninitiative bei, indem sie 
die Arbeitsmarktpartizipation und aktive Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben anregen. Die Bil-
dungsinstitutionen und die Kleinkindbetreuung 
sind wichtige Kanäle, die über Gleichheit und 
Ungleichheit von Lebenschancen und Lebens-
risiken innerhalb einer Gesellschaft entscheiden 
und darüber vermutlich auch Kriminalitätsfurcht 
mindern können (vgl. Allmendinger 1999). Die 
genauen Zusammenhänge werden derzeit noch 
näher untersucht.

 
Dina Hummelsheim, Dietrich Oberwittler
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(1990). The three worlds of welfare capitalism. Cambridge: Polity Press. Esping-Andersen, Gøsta (1999). Social Foundations 
of Postindustrial Economies. Oxford: University Press. Hirtenlehner, Helmut (2006). Kriminalitätsfurcht – Ausdruck generali-
sierter Ängste und schwindender Gewissheiten? Untersuchung zur empirischen Bewährung der Generalisierungsthese in 
einer österreichischen Kommune. Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie 58(2), 307-331. Jackson, Jonathan 
(2004). Experience and Expression, Social and Cultural Significance in the Fear of Crime. British Journal of Criminology 44: 946-
966. Raudenbush, Stephen W./ Bryk, Anthony S. (2002). Hierarchical Linear Models. Applications and Data Analysis Methods. 
Thousand Oaks, London, New Delhi: Sage Publications. Snijders, Tom A.B./ Bosker, Roel J. (1999). Multilevel Analysis. London, 
Thousand Oaks, New Delhi: Sage Publications.
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j. Strafrecht und kriminologie  
unter einem Dach
Grenzen des rechtsgüterschutzes vor dem Bundesverfassungsgericht

Eine Sonderbeilage der Wochenzeitschrift „Die Zeit“ und zahlreiche weitere Reportagen in Zeitungen, 
Rundfunk und Fernsehen berichteten 2007 und 2008 ausführlich über einen tragischen Fall von Ge-
schwisterliebe: Patrick S. und seine sieben Jahre jüngere, geistig leicht behinderte Schwester Susan K. 
wuchsen seit frühester Jugend getrennt auf: Er kam im Alter von drei Jahren in ein Heim und dann zu 
einer Adoptivfamilie. Sie wurde erst danach geboren und blieb auch nach der Scheidung der Eltern bei 
der Mutter. Beide lernten sich im Jahr 2000 kennen, als Susan 16 und Patrick 23 Jahre alt waren. In 
der Folge zog Patrick zu Mutter und Schwester. Nachdem die Mutter kurz darauf verstarb, verliebten 
sich die weiterhin zusammenlebenden Geschwister und bekamen vier Kinder, von denen zwei leicht 
behindert sind. Die drei ältesten Kinder wurden dem Paar vom Jugendamt weggenommen. Patrick wur-
de wegen Beischlafs zwischen Verwandten mehrfach nach § 173 Strafgesetzbuch verurteilt, zuletzt zu 
einer Freiheitsstrafe von insgesamt zweieinhalb Jahren – seine freiwillige Sterilisation half ihm nichts. 
Nach Rechtskraft des Urteils griff sein Rechtsanwalt die Verurteilung wegen Beischlafs zwischen  
Geschwistern beim Bundesverfassungsgericht an und beantragte die Feststellung der Verfassungs-
widrigkeit der Strafbestimmung über Geschwisterinzest (§ 173 Abs. 2 Satz 2 StGB).  

Dieser Fall war nicht nur wegen seiner menschlichen Schicksale und zahlreicher anderer Umstän-
de spektakulär. Er wirft vor allem auch brisante Rechtsfragen auf: Welche Rechtsgüter schützt der 
Inzest tatbestand? Religiöse Werte? Moral? Tabus? Familie? Volksgesundheit und/oder Genetik? Ist der 
Schutz dieser Werte in einem säkularen Strafrecht legitim und kann das Strafrecht diese Aufgaben 
überhaupt erfüllen? Wie sind entsprechende Fälle im ausländischen Strafrecht geregelt? Wie häufig 
sind Inzesthandlungen zwischen Geschwistern und ist ein entsprechender Straftatbestand überhaupt 
erforderlich, wenn das Inzest-Tabu in anderen Staaten auch ohne Strafrechtsschutz gilt? All diese Fra-
gen sind deswegen so brisant, weil sie am Beispiel des Inzests die grundlegenden Fragen nach den 
Grenzen eines rational begründbaren Strafrechts aufwerfen. 

Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht verfügt über die Kompetenz 
zur Beantwortung derartiger Fragen vor allem aufgrund seiner beiden Schwerpunkte auf den Gebie-
ten der Strafrechtsvergleichung und der Kriminologie, deren Verbindung der Institutsgründer Prof. Dr. 
Hans-Heinrich Jescheck mit der Zielsetzung von „Strafrecht und Kriminologie unter einem Dach“ um-
schrieben hatte. Das Bundesverfassungsgericht beauftragte die beiden Institutsdirektoren deswegen mit 
einem gemeinsamen Sachverständigengutachten. Dabei ging es nicht um die Beurteilung der – allein dem 
Verfassungsgericht obliegenden – Rechtsfrage nach der Nichtigkeit der Inzeststrafbestimmung. Aufgabe 
des Gutachtens war vielmehr die Beantwortung eines ausführlichen Fragenkatalogs zu den rechtsverglei-
chenden, kriminologischen, eugenischen und medizinischen Grundlagen dieser Rechtsfrage. 

Der folgende Beitrag stellt zunächst die rechtsvergleichenden und dann die kriminologischen Ergeb-
nisse dar, die das Institut dem Gericht übermittelte. Er geht dann noch kurz auf die in der Sache 
ergangene Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts ein.

I. Inzeststrafbarkeit im internationalen rechtsvergleich 

Der strafrechtliche Teil des vom Bundesverfas-
sungsgericht in Auftrag gegebenen Gutachtens 
sollte vor allem klären, in welchen Rechtsord-
nungen einvernehmliche sexuelle Handlungen 

zwischen Familienangehörigen unter Strafe ste-
hen und wie die Entscheidung für oder gegen 
eine Pönalisierung begründet wird. Weiter stellte 
sich die Frage, ob und inwieweit unabhängig von 
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der Inzestnorm andere Bestimmungen des Straf-
rechts einen ausreichenden Schutz vor denjeni-
gen inzestuösen Handlungen gewähren, die unter 
erschwerten Bedingungen, insbesondere unter 
Anwendung von Gewalt, an Kindern oder im Rah-
men von Autoritäts- oder Abhängigkeitsverhältnis-
sen begangen werden. 

Diese rechtsvergleichende Fragestellung wurde 
mit der Methode der funktionalen Strafrechts-
vergleichung angegangen, bei der die Rechts-
ordnungen von zunächst 20 und dann später 22 
Ländern aus repräsentativ ausgesuchten Rechts-
systemen und Regionen untersucht wurden. Für 
eine erfolgreiche Bewältigung der rechtsverglei-
chenden Aufgabe war dabei die richtige Bestim-
mung des Vergleichsgegenstands im Sinne der 
funktionalen Rechtsvergleichung von entschei-
dender Bedeutung: Vergleichsgegenstand im Sinne 
der funktionalen Rechtsvergleichung konnte und 
durfte nicht der Inhalt des Rechtsbegriffs „Inzest“ 
sein, sondern wegen des unterschiedlichen Ver-
ständnisses dieses Rechtsbegriffs in den verschie-
denen Rechtsordnungen nur ein entsprechender 
Lebenssachverhalt. Dieser wurde im vorliegenden 
Fall auf die Vornahme von einverständlichen 
 sexuellen Handlungen zwischen erwachsenen 
Fami lienangehörigen beschränkt, da nur für diesen 
Lebenssachverhalt die Frage zu beantworten ist, 
ob und welche Schutzaspekte eine solche Straf-
bestimmung rechtfertigen können. Rechtliche 
Regelungen, die sexuelle Handlungen zwischen 
Familienangehörigen nur unter qualifizierten 
Bedingungen unter Strafe stellen (ins besondere 
bei Einsatz von Gewalt, bei Minderjährigkeit 
eines Beteiligten oder bei Missbrauch eines Au-
toritäts- oder Abhängigkeitsverhältnisses), wurden 
nicht in den Vergleich der „Inzestbestimmungen 
im engeren Sinne“ einbezogen, sondern gesondert 
verglichen, auch unter dem Gesichtspunkt, ob 
sich ohne eine Inzestbestrafung in diesen Fällen 
gegebenenfalls Schutzlücken ergeben können. 

strafbarkeit des Inzests

Die Ergebnisse des Gutachtens zeigen, dass 
zahlreiche Rechtsordnungen ohne eine Inkrimi-
nierung des einverständlichen Inzests zwischen 
Erwachsenen auskommen. In etwa einem Drittel 
der untersuchten Rechtsordnungen besteht eine 
solche Strafbarkeit nicht: Vor allem in Frankreich 
nach dem Code Napoléon von 1811 sowie in 
den durch das französische Recht beeinflussten 
Rechtsordnungen (in den Niederlanden, der Türkei 
und im modernen Recht von Côte d’Ivoire), fer-

ner in Russland und China, schließlich auch in 
Spanien, Israel  sowie innerhalb der USA in den 
Staaten Rhode Island, New Jersey und Michigan. 
Einen Straftatbestand des Inzests gibt es hinge-
gen in 14 der 22 einbezogenen Länder: in allen 
australischen Staaten und Territorien, Chile, Dä-
nemark, Deutschland, England (und Wales), 
Griechenland, Italien, Kanada, Polen, Rumänien, 
Schweden, der Schweiz, Ungarn sowie in nahezu 
allen Staaten der USA. 

Begründung der Inzeststrafbarkeit bzw.  
der nichtbestrafung

Die Begründung für die Strafbarkeit des Inzests ist 
in den verschiedenen Rechtsordnungen sehr un-
einheitlich. In der Praxis herrschen Mischmodel-
le vor, die verschiedene Strafbegründungen mit-
einander kombinieren. Religiöse Begründungen 
spielen heute außerhalb des islamischen Straf-
rechts  kaum noch eine Rolle. Auch moralische Er-
wägungen treten zunehmend in den Hintergrund 
und werden meist nur implizit herangezogen, da 
Aufgabe des Strafrechts in vielen auf geklärten 
Staaten nicht die Aufrechterhaltung der Moral 
ist, sondern der Schutz von Rechts gütern gegen 
sozialschädliches Verhalten. Bisweilen wird auch 
die Aufrechterhaltung des Inzesttabus in der Ge-
sellschaft als mögliche Strafbegründung heran-
gezogen; hier gelten jedoch ähnliche Bedenken 
wie gegen den strafrechtlichen Schutz der Moral.  

Eugenische Gesichtspunkte der Verhinderung 
von „erbkrankem Nachwuchs“ werden heute 
ebenfalls nicht mehr alleine herangezogen; in 
einigen Rechtsordnungen werden sie überhaupt 
nicht als relevant angesehen, andere Rechtsord-
nungen wiederum rekurrieren zumindest ergän-
zend auf genetische Gefahren. Diese Begrün-
dungen gelten jedoch insbesondere deswegen 
als problematisch, weil die genetischen Risiken 
des Inzests teilweise nicht höher als andere gene-
tische Risiken eingestuft werden, weil eine Beur-
teilung der Zeugung behinderter Kinder als Scha-
den das Lebensrecht dieser Kinder negiert, weil 
die mit dem Risiko von missgebildeten Kindern 
verbundene Zeugung in anderen Fallgestaltungen 
nicht bestraft wird und weil gegen dieses Risiko 
erfolgreicher mit Aufklärung und Verhütung als 
mit einem Strafverbot des Geschlechtsverkehrs 
vorgegangen werden kann. 

Demgegenüber ist der Aspekt des Familienschutzes 
in vielen Rechtsordnungen von hoher Bedeutung. 
Eine solche Begründung ist jedoch unter ande-
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rem deswegen fragwürdig, weil die Schädigung 
der Familie meist nicht die Folge, sondern die 
Ursache für Inzest ist; teilweise wird auch darauf 
hingewiesen, dass das klassische Leitbild der Fa-
milie heute erodiert ist. Eine inhaltliche Analyse 
der Strafnormen führt darüber hinaus in vielen 
Rechtsordnungen auch zu widersprüchlichen Er-
gebnissen, da die Strafbegründungen meist nicht 
konsequent in die entsprechenden Tatbestands-
fassungen umgesetzt sind. So müsste z.B. eine 
eugenische Strafbegründung homosexuellen Ver-
kehr straflos lassen, während ein Schutz der Fa-
milie konsequenterweise auch Adoptivkinder und 
-geschwis ter einbeziehen sollte. 

Die Nichtbestrafung inzestuösen Verhaltens wird 
meist damit begründet, dass das Strafrecht nicht 
die Aufgabe habe, freiwillig begangene sexuelle 
Handlungen unter Erwachsenen zu bestrafen. Für 
den Schutz vor Gewalt oder Missbrauch sowie den 
Schutz von Minderjährigen seien die allgemei-
nen Sexualdelikte bzw. deren Sondertatbestände 
ausreichend. Ansonsten genüge das gesellschaft-
liche Tabu. In Russland und China beruhte die 
Abschaffung der Inzeststrafbarkeit hingegen im 
Wesentlichen auf ideologischen Gründen. 

reichweite der Inzeststrafbarkeit

Besteht eine Inzestnorm, so ist bei ihrer Ausge-
staltung ein Kernbereich von Rechtsordnungen 
feststellbar, die eine Strafbarkeit des Inzests auf 
fortpflanzungserhebliche Handlungen zwischen 
nahen Blutsverwandten beschränken. 

In den meisten (d.h. in neun) Rechtsordnungen 
kommen als taugliche Täter der Inzesttat daher 
nur Verwandte in gerader Linie sowie Voll- und 
Halbgeschwister in Betracht. In nur wenigen (drei) 
Staaten wird der Anwendungsbereich auf weitere 
Blutsverwandte erstreckt. Nicht viel häufiger ist 
die Einbeziehung von Adoptivverwandtschaften. 
Nur ganz vereinzelt fallen Stiefverhältnisse und 
Verschwägerte unter den Inzesttatbestand. 

Als Tathandlung kennen einige (sechs) Rechtsord-
nungen nur den heterosexuellen Vaginalverkehr, 
die übrigen Inzestbestimmungen erfassen auch 
(homo- oder heterosexuellen) Oral- oder Analver-
kehr. Nur in wenigen (vier) Rechtsordnungen sind 
darüber hinaus inzestuöse sexuelle Handlungen 
strafbar, die keine Penetration beinhalten. Nicht 
rein sexuelle Beziehungen wie Heirat oder ehe-
ähnliches Zusammenleben werden lediglich in 
den USA einbezogen. 

Bei den Sanktionen ergibt sich ein sehr diffe-
renziertes Bild. Die verschiedenen untersuchten 
Inzesttatbestände enthalten teils einen einheit-
lichen, teils einen nach der Art des Verwandt-
schaftsverhältnisses, nach der Tathandlung oder 
nach anderen Gesichtspunkten differenzierten 
Strafrahmen. Die Strafhöhe reicht von einer 
Höchst strafe von sechs Monaten bis zu lebens-
langer Freiheitsstrafe. In den meisten Rechtsord-
nungen ist die Tat jedoch mit maximal zwei bis 
fünf Jahren Freiheitssstrafe bedroht. 

erfassung inzestuöser handlungen durch  
Delikte mit anderen schutzzwecken

Da der mögliche Unwertgehalt der meisten be-
kannt werdenden Inzestfälle faktisch nicht nur 
in einvernehmlichen sexuellen Handlungen zwi-
schen Familienangehörigen besteht, sondern in 
zusätzlichen und spezifischen Begleitumständen 
der Tat, wurden auch Tatbestände untersucht, die 
eine andere Schutzrichtung haben als die reinen 
Inzestnormen. Dabei geht es vor allem um den 
Einsatz von Gewalt, das jugendliche Alter eines 
Beteiligten sowie das Ausnutzen eines besonde-
ren Autoritäts-, Abhängigkeits- oder Vertrauens-
verhältnisses. 

Vereinzelt sehen sowohl Rechtsordnungen mit 
als auch ohne Inzeststrafbarkeit einen Erschwe-
rungsgrund vor, wenn ein allgemeines Sexual-
delikt durch bestimmte Familienangehörige 
begangen wird. Ebenfalls unabhängig von der 
Inkriminierung des freiwilligen Inzests zwischen 
Erwachsenen sind die Regelungen ausgestaltet, 
die bei sexuellen Handlungen an Kindern oder 
im Rahmen von bestimmten Autoritäts- oder 
Abhängigkeitsverhältnissen eingreifen. Bei die-
sen Delikten ist der erfasste Personenkreis nie 
auf Blutsverwandte beschränkt, sondern es ist 
ein weiterer Kreis von Familienangehörigen ein-
bezogen. Hieraus lässt sich erkennen, dass der 
Schutzzweck dieser Normen ein anderer ist. In 
den meisten Fällen ist innerhalb solcher Abhän-
gigkeitsverhältnisse die Altersgrenze auf 18 Jahre 
heraufgesetzt. 

außerstrafrechtliche aspekte

In allen an der Untersuchung beteiligten Ländern 
ist einverständlicher Inzest gesellschaftlich stark 
tabuisiert. Dabei gehen die gesellschaftlichen 
Tabus weit über die gegebenenfalls bestehen-
den Straftatbestände hinaus. Sie sind nicht auf 
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Blutsverwandte beschränkt, sondern erfassen das 
gesamte familiäre Umfeld. Aus diesen Gründen 
sind Inzestpaare ebenso wie die eventuell aus die-
ser Verbindung hervorgegangenen Kinder häufig 
starken Ausgrenzungen ausgesetzt. Daraus lässt 
sich aber nicht automatisch schließen, dass der 
einverständliche Inzest zwischen Erwachsenen 
nach der gesellschaftlichen Meinung auch tat-
sächlich mit den Mitteln des Strafrechts sanktio-
niert werden muss. In allen untersuchten Rechts-
ordnungen ist ferner die Eheschließung zwischen 
bestimmten Verwandten ausgeschlossen. Die 
persönliche Reichweite dieser Eheverbote ist al-
lerdings sehr unterschiedlich ausgestaltet. In den 
meisten Gesellschaften dürfte das Inzesttabu da-
mit auch unabhängig von entsprechenden Straf-
normen gelten und – wie die Situation in Frank-
reich seit der Aufklärung und dem Code Napoléon 
zeigt – auch ohne dieses bestehen bleiben. 

Fazit

Die rechtsvergleichende Analyse zeigt damit, 
dass eine Gesellschaft auch ohne Inzeststraf-
bestimmung auskommen kann, die den einver-
ständlichen Sexualverkehr zwischen Erwachse-
nen kriminalisiert. Entscheidend sind dagegen 
Strafnormen im Hinblick auf den Einsatz von  
Gewalt, das jugendliche Alter eines Beteiligten 
sowie das Ausnutzen eines besonderen Autori-
täts-, Abhängigkeits- oder Vertrauensverhältnisses. 
Der Rechtsvergleich macht darüber hinaus die 
Schwierigkeiten deutlich, eine rationale Begrün-
dung für eine entsprechende Strafbestimmung zu 
finden. Ob ein Inzeststraftatbestand erforderlich 
ist und ob die geltend gemachten Rechtsgüter 
tatsächlich anzuerkennen sind, muss deswegen 
zunächst durch eine kriminologische und gene-
tische Analyse näher untersucht werden.

II. Inzest in der kriminologie und der genetik 

Die kriminologischen Fragestellungen des vom 
Bundesverfassungsgericht erbetenen Gutachtens 
bezogen sich auf die Verbreitung des (einverständ-
lichen) Geschwisterinzests, die Folgen des Inzests 
in Form der Auswirkungen auf Personen und 
Familie, und die sogenannte „natürliche Inzest-
scheu“, genetische Risiken und schließlich auf die 
Entwicklung der polizeilich registrierten Inzestfäl-
le sowie ihre justizielle Behandlung. Der Zugang 
zu diesen Fragen basierte auf Sekundäranalysen 
sexualwissenschaftlicher, kriminologischer, sozio-
logischer, psychologischer und medizinischer For-
schung sowie Analysen von Polizei- und Strafver-
folgungsstatistiken, ferner auf Auswertungen der 
Daten der Freiburger Kohortenuntersuchung. 

 
Inzidenz, Prävalenz und das Dunkelfeld des 
Geschwisterinzests

Empirisches Wissen zur Häufigkeit des Inzests 
hat Bedeutung für die Antwort auf die Frage, ob 
das strafrechtliche Verbot einen relevanten Bei-
trag für den Rechtsgüterschutz leistet. Rechtsord-
nungen mit und ohne strafrechtliches Inzestver-
bot könnten insoweit eine quasi-experimentelle 
Grundlage bieten.

Die Sekundäranalyse empirischer Forschung 
zu Inzidenz (Häufigkeit von inzestuösen Hand-
lungen, Dauer und Intensität von inzestuösen Be-
ziehungen) und Prävalenz des Geschwister inzests 

(Anteil einer bestimmten Population, der jeden-
falls einmal inzestuöse Handlungen begangen hat 
oder inzestuösen Handlungen ausgesetzt war) 
verweist aber auf eine nur beschränkte Daten-
lage, die keine sicheren Rückschlüsse auf die 
Frage erlaubt, mit welcher Häufigkeit inzestuöse 
Handlungen zwischen Geschwistern auftreten 
und wie sich die Dauer sowie die Intensität der 
Beziehungen entwickeln. Die ältere wie auch die 
neuere Forschung zur menschlichen Sexualität 
unterscheiden nicht danach, ob sexuelle Hand-
lungen innerhalb oder außerhalb der Familie 
auftreten. Sexualwissenschaftliche Forschungen 
sind zunächst an allgemeinen Verteilungen sexu-
eller Präferenzen und Einstellungen interessiert; 
sie verfolgen in den letzten Jahrzehnten vor allem 
gesundheitspolitische Fragestellungen und Pro-
bleme der Behandlung sexueller Abweichungen 
(darunter insbesondere die Pädophilie). 

Die Fragestellung inzestuöser Handlungen in der 
Familie (und im sozialen Nahraum) wird allerdings 
ab Mitte der 1970er Jahre mit Untersuchungen 
zum sexuellen Missbrauch aufgegriffen. In dieser 
Forschungslinie wird der Inzest weitgehend mit 
sexuellem Missbrauch gleichgesetzt. Insoweit  
ergeben sich Beschränkungen, die sich auf das  
Alter (das Forschungsinteresse konzentriert sich 
auf sexuelle Handlungen im Kindheits- und Ju-
gendalter) sowie die Opferstellung (des kindlichen 
oder jugendlichen Sexualpartners) beziehen. Ein-
vernehmliche sexuelle Handlungen zwischen 
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 erwachsenen (oder gleichaltrigen) Familienmit-
gliedern werden lediglich am Rande, miterfasst 
oder von vornherein ausgeschlossen. Befragungen 
richten sich im Schwerpunkt auf im Kindheits- 
und Jugendalter erfahrene sexuelle Übergriffe 
durch ältere (erwachsene) Familienangehörige. 
Konventionelle Dunkelfeldfbefragungen der Kri-
minologie (Selbstberichtsuntersuchungen und 
Opferbefragungen) erfassen sexuelle Handlungen 
lediglich am Rande und dann solche, die durch 
Gewalt oder andere Nötigungsmittel gekenn-
zeichnet sind. Insoweit sind auf repräsentative 
empirische Untersuchungen gestützte Aussagen 
über die Prävalenz oder die Inzidenz weder für 
Deutschland noch für andere Länder möglich. 

Aus vereinzelten Untersuchungen (überwiegend 
aus Nordamerika), die allerdings fast allesamt un-
ter der Fragestellung des sexuellen Missbrauchs 
durchgeführt worden sind, und die von der Stich-
probenziehung her gesehen nicht verallgemeinert 
werden können, lassen sich auch Hinweise auf 
nicht durch Gewalt und Zwang geprägte sexu elle 
Kontakte zwischen Geschwistern entnehmen. 
Auf der Grundlage dieser Untersuchungen lässt 
sich die Prävalenz des Geschwisterinzests (einver-
nehmlicher sexueller Verkehr) mit etwa 2 bis 5  % 
angeben. Dabei handelt es sich ganz überwiegend 
um einmalige oder gelegentliche sexuelle Kon-
takte zwischen Geschwistern.

Insoweit lässt die Forschungslage eine Kontrastie-
rung (und damit die Einschätzung der Relevanz 
der Strafandrohung für die Häufigkeit des Inzests) 
solcher Länder, in denen der Inzest nicht strafbar 
ist (z.B. Frankreich, Spanien oder südamerika-
nische Länder), mit solchen, in denen der Inzest 
unter Strafandrohung steht, auf der Grundlage 
von Prävalenz- und Inzidenzdaten nicht zu. 

Folgen des Inzests für die persönliche 
entwicklung

Für die Einschätzung des Unrechtsgehalts des 
Bruder-Schwester-Inzests sowie des Bedarfs an 
strafrechtlichem Schutz spielt die entwicklungs-
psychologische Schädlichkeit von Bruder-Schwes-
ter-Inzest eine Rolle. Hierzu wird eine anhal-
tende und kontroverse Debatte geführt. Freilich 
befassen sich – entsprechend den Defiziten in 
der Forschung zu Prävalenz und Inzidenz von 
Geschwisterinzest – nur wenige Studien auf 
der Grundlage quantitativer Daten mit den ent-
wicklungspsychologischen Folgen einer solchen 
Verbindung. Dabei wird zwischen vorpubertären 

sexuellen Handlungen und Ereignissen nach 
Einsetzen der Pubertät unterschieden. Sexuelle 
Interaktionen zwischen Geschwistern vor der Pu-
bertät können einvernehmlich eingeleitet werden 
und im Kontext normaler, spielerischer sexuel-
ler Entdeckungen liegen. Diese Annahme führt 
auch dazu, dass im Gegensatz zum Vater-Tochter- 
Inzest Geschwisterinzest häufig nicht als Straftat 
oder abweichendes sexuelles Verhalten, sondern 
als normales, experimentelles Verhalten unter 
Kindern verstanden wird. Anhaltspunkte liegen 
dafür vor, dass inzestuöse Erfahrungen zwischen 
Geschwistern vor der Pubertät, auch wenn sie 
zunächst einvernehmlich erfolgen, in ein einseitig 
dominiertes Missbrauchsverhältnis umschlagen 
können. Hieraus sollen sich nachhaltige negative 
Auswirkungen auf die sexuelle Identitätsentwick-
lung und das Selbstbild der Beteiligten ergeben. 
Folgen aus einer inzestuösen Beziehung zwischen 
Geschwistern eine psychische Traumatisierung 
der Beteiligten und Risiken für die psychosexuelle 
Entwicklung und die Selbstwertentwicklung, so 
hängt die Stärke solcher Schädigungen jedenfalls 
vom Ausmaß des angewendeten Zwangs und der 
Dauer der inzestuösen Beziehung ab. 

Ob es jedoch auch zu psychischer Traumatisie-
rung kommt, wenn sich die beiden Beteiligten 
freiwillig zu sexuellen Kontakten auf der Basis 
gegenseitig erwiderter Liebe entscheiden, ist 
ungeklärt. Die Erkenntnisse zu den Folgen von 
Geschwisterinzest erlauben es derzeit nicht, spe-
zifische entwicklungspsychologische Hypothesen 
zu überprüfen. Gerade in der Konstellation des 
Geschwisterinzests könnte es aber unter ent-
wicklungspsychologischen Gesichtspunkten von 
großer Bedeutung sein, wie die entsprechenden 
Entwicklungsaufgaben in der Adoleszenz bewältigt 
werden. Zu diesen Entwicklungsaufgaben gehören 
der Umgang mit Sexualität und der Umbau der so-
zialen Beziehungen. Insoweit wird es auf die Res-
sourcen ankommen, die notwendig sind, um diese 
Entwicklungsaufgaben jeweils alters angemessen 
zu bewältigen. Dabei dürfte entscheidend sein, ob 
entsprechende Ressourcen vorhanden sind oder 
ob inzestuöse Beziehungen gerade deshalb einge-
gangen werden, weil die Ressourcen eben fehlen. 
Für Defizite in Ressourcen spricht, dass in Inzest-
familien das Fehlen einer protektiven Atmosphäre 
beobachtet wird. 

Im Übrigen wird von einem Zusammenhang zwi-
schen emotional vernachlässigenden Erziehungs-
methoden und Geschwisterinzest berichtet. Dies 
lässt darauf schließen, dass Geschwister jedenfalls 
in länger andauernden sexuellen Beziehungen 
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Defizite zu kompensieren suchen. Da freilich 
die Untersuchungen auf der Basis selektiver 
klinischer Gruppen durchgeführt worden sind, 
lässt sich die Inzidenz der entwicklungspsycholo-
gischen Folgeschäden von Geschwisterinzest bei 
den Beteiligten nicht bestimmen. Die Frage, ob 
Inzest zwischen erwachsenen Geschwistern unter 
entwicklungspsychologischen Gesichtspunkten 
zu Problemen führt, würde sich im Übrigen er-
schöpfend nur dann beantworten, wenn Inzest-
paare und „Nicht“-Inzestpaare verglichen werden 
könnten. Komparative (Längsschnitt-)Analysen 
dieser Art gibt es bislang nicht. 

Inzest und die Folgen für die Familie

Die Frage, ob der Geschwisterinzest als entwick-
lungspsychologisch schädlich für andere Fami-
lienmitglieder anzusehen ist, erstreckt sich auf 
eine soziale, gesellschaftliche Dimension. Dritte 
sehen sich mit einem gesellschaftlich tabuisierten 
Phänomen konfrontiert. Insofern können indi-
rekte Schäden, so z.B. Ausgrenzung und/oder so-
ziale Isolation aufgrund des Inzests in der Familie, 
entstehen. Von Inzest betroffene Familien sind 
allerdings bereits vor Auftreten des Geschwis-
ter inzests durch eine Vielzahl sozialer und psy-
chologischer Probleme belastet. Die Ergebnisse 
klinischer Studien adoleszenter Inzest-Täter zei-
gen, dass Gewalt und Dysfunktion in der Familie 
signifikante ätiologische Variablen für das Auftre-
ten von Inzest sind. Geschwisterinzest wird daher 
übereinstimmend als eine Folge und nicht als die 
Ursache einer zerrütteten Familienstruktur ange-
sehen. Diese Annahme wird auch durch die weni-
gen und im Wesentlichen in der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts liegenden empirischen Unter-
suchungen zur Kriminologie des Inzests gestützt. 
Die Untersuchungen verweisen darauf, dass sich 
polizeilich registrierte Inzestfälle ausschließlich 
aus sozial und wirtschaftlich marginalen Gruppen 
rekrutieren und dass Inzestfamilien hinsichtlich 
sozialer und persönlicher Probleme (Krankheit, 
beengte Wohnverhältnisse, Arbeitslosigkeit, Al-
koholprobleme, reduzierte Intelligenz) in hohem 
Maße schon vor dem Auftreten inzestuöser Hand-
lungen auffällig waren. 

 

„natürliche“ Inzestscheu?

Der dem Bundesverfassungsgericht vorliegende 
Inzestfall ist dadurch gekennzeichnet, dass die 
Geschwister nicht zusammen aufgewachsen sind 

und sich erst im jungen Erwachsenenalter ken-
nenlernten. Damit stellt sich die insbesondere 
auch schuldrelevante Frage, ob sich eine vor in-
zestuösen Handlungen schützende Inzestscheu 
bei den Geschwistern nicht entwickeln konnte. 
Die Frage, ob es „Inzestscheu“ auch beim Men-
schen gibt oder ob das Inzest-Tabu nur eine sozio-
kulturell erlernte Norm darstellt, wird kontrovers 
diskutiert. Ausgangspunkt ist die „Westermarck“-
Hypothese, dass Menschen, die zusammen aufge-
wachsen sind, später eine gegenseitige, instinktive 
sexuelle Abneigung zueinander aufweisen (innate 
aversion). Hierbei liegt der entscheidende Faktor 
nicht in der genetischen Verwandtschaft. Der In-
zest wird vielmehr durch das Heranwachsen in 
unmittelbarer Nähe zu Geschwistern (oder an-
deren Personen) verhindert. Inzestscheu funktio-
niert demnach dadurch, dass Geschwister, die in 
der frühen Kindheit engen körperlichen Kontakt 
hatten, sich in der Folge nicht als potentielle Se-
xualpartner, sondern als Geschwister definieren. 

Beobachtungen, dass inzestuöse Beziehungen in der 
Tier- und Menschenwelt nicht die Regel, sondern 
Einzelfälle darstellen, führten zu der Hypothese  
einer genetischen Verankerung der Inzestscheu.  
Biologischer Hintergrund sei die Vermeidung von 
Inzucht und die Reduzierung des Risikos gene-
tischer Probleme. Evolutionstheo retiker nehmen 
an, dass das neurale System des Menschen einen 
speziellen Erkennungsmechanismus (kin-recogni-
tion system) entwickelt hat, der es ihnen ermögli-
cht, (1) die Partnerwahl anhand der Theorie von 
Selektion und Fitness zu treffen und (2) sexuel-
len Kontakt zu genetisch verwandten Menschen 
zu hemmen, da die Nachkommen einer solchen 
Vereinigung eine größere Anzahl schädlicher gene-
tischer Anlagen aufzeigen und die für die Anpas-
sung notwendige genetische Variabilität einschrän-
ken könnten. Neuere Forschungen sprechen für 
die Wirksamkeit eines solchen Erkennungsmecha-
nismus, der allerdings voraussetzt, dass Geschwis-
ter zusammen aufwachsen.

Genetische risiken

Vor dem Hintergrund der Bedeutung einer Kon-
trolle genetischer Risiken für die Begründung 
des strafrechtlichen Inzestverbots erstreckte 
sich die Sekundäranalyse auf die Forschung zum 
Auftreten genetischer Defekte und damit zu-
sammenhängender Krankheiten. Nachkommen 
inzestuöser Beziehungen weisen einen größeren 
Bestand homozygoter Gene auf, die im Gegen-
satz zu heterozygoten Genen durch eine geringere 
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Variabilität gekennzeichnet sind. Ein hoher Grad 
an Heterozygotie bedeutet ein größeres Reakti-
onsvermögen auf variable Umweltbedingungen 
und somit eine höhere Vitalität. Bei Kindern aus 
inzestuösen Beziehungen ist diese Heterozygotie 
herabgesetzt. Selbst wenn es nicht zur konkreten 
Ausprägung einer Erberkrankung kommt, wird 
dadurch ein Verlust der allgemeinen Fitness (in-
breeding depression) verursacht. Untersuchungen 
zu genetischen Risiken konzentrieren sich im Üb-
rigen auf einige Weltregionen, in denen die Ehe-
schließung zwischen nahen Verwandten sozialen 
Erwartungen entspricht. 

Ein erhöhtes Risiko für das Auftreten genetisch 
bedingter Krankheiten im Vergleich zu Kindern 
aus nichtinzestuösen Beziehungen wird durch die 
Forschung belegt. Je enger das Verwandtschafts-
verhältnis zwischen den Sexualpartnern, desto 
höher ist auch die Wahrscheinlichkeit einer gene-
tisch bedingten Anomalie bei den Nachkommen. 
Genetische Erkrankungen und angeborene Ab-
normalitäten betreffen im Allgemeinen ca. 2  bis 
5  % aller Lebendgeburten und erklären etwa 
50  % der Sterbefälle von Kindern in westlichen 
Ländern. Eine Studie von 38 Populationen aus 
Asien, Afrika, Europa und Südamerika schätzt das 
Risiko einer Übertragung genetischer Anomalien 
bei Kindern aus inzestuösen Beziehungen um 1,7 
bis 2,8 % höher ein im Vergleich zu nichtverwand-
ten Verbindungen. Das Risiko für später auftre-
tende Erkrankungen im ersten Lebensjahr liegt 
um bis zu 7 bis 31 % höher im Vergleich zur nor-
malen Population. Eine Untersuchung beobach-
tete in Jerusalem das Auftreten von genetischen 
Fehlbildungen bei arabischen Säuglingen aus in-
zestuösen Beziehungen. Sie kam zu dem Ergeb-
nis, dass 8,7 % der aus inzestuösen Verbindungen 
Neugeborenen Fehlbildungen (z.B. Herzfehler, 
Down-Syndrom) aufwiesen, im Vergleich zu 2,6 % 
bei einer Kontrollgruppe. Auf der Grundlage der 
Untersuchungen lässt sich auf ein erhöhtes Risiko 
für genetische Schäden schließen. Freilich bleibt 
das Risiko in einer Größenordnung, die sich nicht 
weit vom durchschnittlichen Risiko der Normal-
population entfernt.  

Geschwisterinzest und strafverfolgung

Die Beurteilung des strafrechtlichen Inzestver-
bots ist auch davon abhängig, wie und in welchem 
Grade das strafrechtliche Inzestverbot überhaupt 
implementiert wird. Die Strafverfolgungsstatistik 
unterscheidet allerdings nicht nach den einzel-
nen Inzestformen des § 173 StGB. Insgesamt 

nimmt die Zahl der Verurteilungen wegen § 173 
StGB (insgesamt) in der zweiten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts deutlich ab. Die Entwicklung belegt 
zum einen den Einfluss von Reformen des § 173 
Anfang der 1970er Jahre. Sie belegt auch, dass die 
Strafverfolgung von Inzesthandlungen im langjäh-
rigen Durchschnitt zu unter 10 Verurteilungen 
pro Jahr führt. Davon dürften nur Einzelfälle 
den Geschwisterinzest betreffen, wie die Daten 
aus der Freiburger Kohortenuntersuchung zei-
gen. Vier Geburtskohorten (Baden-Württemberg, 
1970, 1973, 1975, 1978) wurden auf polizeiliche 
und justizielle Registrierungen nach § 173 Abs. 2 
Satz 2 StGB hin ausgewertet. Bis heute liegen für 
diese Geburtskohorten (N: 3.600.000) 11 justizi-
elle Erledigungen nach § 173 Abs. 2 Satz 2 StGB 
vor. Die Erledigungen verteilen sich auf 20, 17, 
15 und 12 Jahre Risikozeiträume der jeweiligen 
Geburtskohorten (ab einem Alter von 18 Jahren). 
Hieraus folgt, dass unter den heutigen Bedin-
gungen aus einer Geburtskohorte in Deutschland 
bis zum Alter von etwa 35 Jahren maximal 3 bis 
4 Personen wegen Geschwisterinzest registriert 
werden. § 173 Abs. 2 Satz 2 StGB spielt somit 
für die polizeiliche und justizielle Praxis sowie für 
die Struktur von Auffälligkeiten in den Geburts-
kohorten erwartungsgemäß keine Rolle. Nach 
den Daten der Strafverfolgungsstatistik handelt es 
sich ganz überwiegend um männliche erwachse-
ne Verur-teilte. Vertiefende empirische Untersu-
chungen zu polizeilich oder justiziell registrierten 
Inzesttätern liegen aus neuerer Zeit nicht vor. Die 
Untersuchungen, die in der ersten Hälfte des 
20. Jahr hunderts zu Inzestfällen durchgeführt 
worden sind, belegen, dass der Geschwisterinzest 
gegenüber dem Vater-Tochter-Inzest in der poli-
zeilichen und justiziellen Praxis eine Ausnahme 
darstellt. Die Einzelfälle von Geschwisterinzest, 
die in diesen Untersuchungen identifiziert wur-
den, sprechen freilich für die Kombination „Äl-
terer Bruder – Jüngere Schwester“.

Zum Verfahrensablauf von Fällen des § 173 II 
StGB wurden in der ersten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts vereinzelt empirische Untersuchungen 
zum Inzest (bzw. zur „Blutschande“) durchge-
führt. Hier lag der Schwerpunkt des Forschungs-
interesses freilich auf der Beschreibung der Täter 
und der Opfer, insbesondere auf deren sozialer 
Herkunft. Die empirischen Untersuchungen der 
gerichtlichen Erledigungen von Inzestfällen ver-
weisen in dem relevanten Zeitraum insbesondere 
darauf, dass es sich um Straftaten aus sozial und 
wirtschaftlich randständigen Gruppen handelt. 
Ob es sich dabei um eine durch selektive Straf-
verfolgung ausgelöste Verzerrung zu Lasten unte-
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rer sozialer Schichten handelt, muss angesichts 
fehlender Daten zur Prävalenz des Inzests offen 
bleiben.

Die vorliegenden empirischen Untersuchungen 
enthalten keine Informationen zu den Grün-
den für Bekanntwerden der Fälle. Aus den Daten 
der Freiburger Kohortenuntersuchung lässt sich 
schließen, dass Fälle des § 173 Abs. 2 Satz 2 StGB 
fast ausschließlich deshalb den Strafverfolgungs-
behörden zur Kenntnis kommen, weil sich ein 
Opfer wegen gewalttätiger Übergriffe zur Anzeige 
entschlossen hat. Aus 13 Fällen, in denen § 173 
Abs. 2 Satz 2 StGB angegeben wurde, resultieren 
9, in denen die Strafverfolgung auch wegen Verge-
waltigung oder sexuellen Missbrauchs (§§ 177, 176 
StGB) eingeleitet worden ist. Die in der Freibur-
ger Kohortenuntersuchung polizeilich erfassten 
Inzestfälle wurden überwiegend eingestellt (10 
Fälle, davon 4 Einstellungen nach §§ 153, 170 
StPO, 3 Verurteilungen, in drei Fällen war der 
Verfahrensausgang nicht bekannt). Die gericht-
liche Erledigung von Inzestverfahren führt nach 
der Strafverfolgungsstatistik ganz überwiegend zu 
Geldstrafen.

Fazit

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die 
Strafbarkeit des einverständlichen Inzests zwi-
schen Erwachsenen nur wenige Fälle betrifft. Zwar 
liegen repräsentative empirische Untersuchungen 
zur Inzidenz und Prävalenz des Geschwisterinzests 
nicht vor. Doch belegen räumlich und von den er-
fassten Populationen her gesehen begrenzte Stu-
dien, dass sich Erfahrungen mit Geschwisterin-
zest auf etwa 2 bis 5 % der untersuchten Gruppen 

beschränken. Ganz überwiegend handelt es sich 
dabei um einmalige und kurzfristige Beziehungen. 
Die meisten bekannt werdenden „Inzest“fälle ent-
halten weitere Umstände, aufgrund derer sie in 
allen Rechtsordnungen durch spezielle Tatbestän-
de erfasst werden. 

Im Fall einer Abschaffung der Inzestnorm würden 
sich daher in den meisten Ländern keine gravie-
renden Schutzlücken ergeben. In Deutschland 
werden jährlich etwa 10 Verurteilungen wegen 
Inzests registriert. Die Daten der Freiburger Ko-
hortenuntersuchung kommen zu dem Ergebnis, 
dass bis zum Alter von 35 Jahren 3 bis 4 Personen 
eines Geburtsjahrgangs (mit einer knappen Milli-
on Angehörigen) wegen Inzeststraftaten justiziell 
registriert worden sind. Zudem hat sich gezeigt, 
dass das gesellschaftliche Inzesttabu auch in 
Rechtsordnungen ohne Inzestbestrafung erhal-
ten bleibt. Bei der Erklärung einer „natürlichen“ 
Inzestscheu wird an genetische Grundlagen und 
an neuronal verankerte Erkennungsmechanismen 
gedacht. Die Inzestvermeidung ist freilich (sieht 
man von einigen Weltregionen ab, in denen be-
stimmte Formen der Verwandtschaftsehe sozial 
erwartet werden) so wirksam, dass sich sexuelle 
Beziehungen und die Heirat außerhalb von Ver-
wandtschaftsverhältnissen entfalten. Ferner sind 
genetische Risiken erhöht; jedoch bleibt die Risi-
koerhöhung begrenzt. Genetischen Risiken kann 
im Übrigen mit Beratung begegnet werden. Daher 
ist eine Entkriminalisierung durchaus denkbar. 
Dies gilt insbesondere deshalb, weil Fallgestal-
tungen wie die vorliegende nicht nur sehr selten 
sind, sondern sich auch durch Besonderheiten 
auszeichnen, die eher dafür sprechen, dass eine 
„natürliche“ Inzestscheu wegen getrennten Auf-
wachsens nicht ausgebildet werden konnte. 

III. Die entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
über die Inzeststrafbarkeit wurde am 26. Febru-
ar 2008 verkündet. Sie war ähnlich spektakulär 
wie der Fall von Patrick S. und Susan K. Eine 
Mehrheit von 7 Richtern hielt die Strafbarkeit des 
Geschwisterbeischlafs für verfassungsgemäß und 
überstimmte damit ihren Senatsvorsitzenden und 
Vizepräsidenten, der einer der bekanntesten Straf-
rechtler Deutschlands ist. Der Senatsvorsitzende 
wiederum kritisierte seine Kollegen in einem Son-
dervotum, in dem er die für ihn eindeutige Verfas-
sungswidrigkeit der Norm begründete. 

Nach der Mehrheitsentscheidung hat der Ge-
setzgeber im Hinblick auf die Begründung der 
Inzestnorm einen erheblichen Ermessensspiel-
raum: „Es ist (…) grundsätzlich Sache des Ge-
setzgebers, den Bereich strafbaren Handelns ver-
bindlich festzulegen. Er ist bei der Entscheidung, 
ob er ein bestimmtes Rechtsgut, dessen Schutz 
ihm wesentlich erscheint, gerade mit den Mit-
teln des Strafrechts verteidigen und wie er dies 
gegebenenfalls tun will, grundsätzlich frei.“ Als 
Schutzziel erkennt die Richtermehrheit die Ver-
hinderung von familien- und sozialschädlichen 
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Wirkungen an und billigt auch eugenische Ver-
botsbegründungen. 

Nach dem überstimmten Senatsvorsitzenden und 
Vizepräsidenten des Gerichts schützt die Straf-
norm dagegen kein anzuerkennendes Rechts-
gut: Eine „nebulose kulturhistorisch begründete, 
wirkkräftige gesellschaftliche Überzeugung“, wie 
sie vom Senat angenommen werde, könne eine 
Strafnorm nicht legitimieren. Und insbesondere 
zur genetischen Strafbegründung: „Der Gedan-
ke eines strafrechtlichen Schutzes potentieller 
Nachkommen vor genetischen Schäden setzt 
(… ) die absurde Abwägung des mutmaßlichen 
Interesses potentiell gezeugten Nachwuchses an 
einem Leben mit genetischen Defekten einer-
seits mit einem mutmaßlichen Interesse an der 
eigenen Nichtexistenz andererseits voraus.“ Beide 
Lager berufen sich dabei mehrfach auf die vom 
Max-Planck-Institut erhobenen Befunde. 

Eine Abschaffung der Strafnorm könnte damit 
nur noch durch den Gesetzgeber erfolgen. Auch 
für eine solche Entscheidung sind strafrechtliche 
und kriminologische Erkenntnisse relevant. Unter 
strafrechtlichen Gesichtspunkten wirft das Urteil 
vor allem die Frage auf, ob bei einem Strafgesetz 
wie bei jedem anderen Grundrechtseingriff nur 
nach der Verhältnismäßigkeit zu fragen ist, d.h. 
nach einem legitimen Eingriffszweck, nach der 
Erforderlichkeit und nach der Verhältnismäßig-
keit im engeren Sinne. Die klassische Strafrechts-

theorie scheint demgegenüber mit der Forderung 
nach dem Schutz eines bestimmten Rechtsguts 
sowie nach dem fragmentarischen Einsatz des 
Strafrechts als ultima ratio höhere Anforderungen 
zu verlangen. 

Damit geht es in dem vorliegenden Fall nicht 
nur um inzestspezifische Probleme, sondern vor 
allem auch um die Frage, ob das Strafrecht mit 
seinem sozialethischen Vorwurf und seinen be-
sonders eingriffsintensiven freiheitsentziehenden 
Maßnahmen strengeren Maßstäben und damit 
anderen Grenzen unterliegt als Maßnahmen in 
anderen Gebieten des öffentlichen Rechts. Diese 
Fragen sind grundlegend und auch in den ande-
ren oben dargestellten Beiträgen relevant, in de-
nen z.B. bei der Verfolgung des Terrorismus vom 
Strafrecht auf das Polizei- oder das Ausländerrecht 
ausgewichen wird. 

Die strafrechtliche und die kriminologische For-
schungsabteilung des Freiburger Max-Planck-
Instituts werden deswegen nicht nur ihre gut-
achterliche Stellungnahme im Rahmen eines 
erweiterten Forschungsprojekts veröffentlichen, 
sondern vor allem auch weiter über diese Grund-
lagenfragen nach den Grenzen des Strafrechts in 
einer sich wandelnden Welt arbeiten. 

 
Hans-Jörg Albrecht, Ulrich Sieber,  

 Konstanze Jarvers
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a. ÜBerBlIcK 

A. überblick

Die am Institut forschenden Doktoranden werden insbesondere von den Direktoren des Instituts in 
den für die strafrechtliche und kriminologische Forschung wesentlichen Disziplinen betreut (Rechts-
wissenschaften, Soziologie, Psychologie). Die gute Zusammenarbeit mit der Rechtswissenschaftlichen 
Fakultät der Universität Freiburg bei der Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses wird seit 
2007 durch die Internationale Max Planck Research School für Strafrechtsvergleichung (IMPRS-CC) 
und seit 2008 weiter durch die International Max Planck Research School on Retaliation, Mediation 
and Punishment (IMPRS-REMEP) vertieft.

Die Doktoranden promovieren in der Regel zum Dr. jur. Dies gilt nicht nur für die strafrechtliche For-
schungsabteilung, sondern auch für die kriminologische Abteilung, da die Kriminologie – wie an fast 
allen deutschen Universitäten – zur Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Albert-Ludwigs-Universität 
Freiburg gehört. Abhängig von dem jeweiligen akademischen Abschluss können Doktoranden auch 
an der Philosophischen und der Verhaltenswissenschaftlichen Fakultät promovieren. Eine Zulassung 
an der Universität Freiburg ist jedoch nicht zwingend erforderlich. So können auch Doktoranden mit 
einer Zulassung an anderen deutschen Universitäten betreut werden, wenn einer der Betreuer dort 
ein Prüfungsrecht hat (wie vorliegend z.B. an der Ludwig-Maximilians-Universität München). Dokto-
randen können auch an anderen Universitäten zugelassen sein, mit denen das Institut zum Zweck der 
Nachwuchsförderung kooperiert.

In der strafrechtlichen Forschungsabteilung ist die Zahl der Doktoranden im Berichtszeitraum 2006/2007 
durch den Ende 2003 erfolgten Direktorenwechsel geprägt. Der neue Direktor der strafrechtlichen 
Forschungsabteilung betreute im Berichtszeitraum 16 Doktoranden, davon 11 deutsche und 4 auslän-
dische aus Bosnien-Herzegowina, China, Kanada und der Schweiz. Davon wurden 2 Dissertationsver-
fahren im Berichtszeitraum und ein weiteres Anfang 2008 abgeschlossen. Für das Jahr 2008 ist bereits 
mit 4 weiteren Doktoranden aus Russland, Kolumbien, der Schweiz und Deutschland eine Betreuung 
durch den Direktor der strafrechtlichen Abteilung vereinbart. Hinzu kommen im Strafrecht auch die 
9 von anderen Professoren in der Internationalen Max Planck Research School für Strafrechtsverglei-
chung betreuten Doktoranden sowie 3 weitere Dissertationsverfahren von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern bei externen Hochschullehrern. Der emeritierte Institutsdirektor betreute im Berichtszeitraum 
eine Dissertation, die abgeschlossen wurde. Die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses ist 
in der strafrechtlichen Abteilung grundsätzlich in das neue strafrechtliche Forschungsprogramm ein-
gebunden. Die Schwerpunkte liegen deswegen auf den territorialen und funktionalen Grenzen des 
Strafrechts, vor allem in den Deliktsbereichen der Internetkriminalität, der Wirtschaftskriminalität, 
der organisierten Kriminalität und des Terrorismus. Die Themenstellungen werden dabei anhand der 
nationalen Rechtsordnungen sowie anhand des Europäischen Strafrechts und des Völkerstrafrechts 
– zu einem großen Teil rechtsvergleichend – behandelt. In Zukunft wird die Nachwuchsausbildung 
zunehmend in die beiden vom Institut geleiteten Research Schools verlagert.

In der kriminologischen Abteilung wurden im Berichtszeitraum 2006/2007 insgesamt 42 Doktoranden 
betreut, davon 39 vom Direktor der kriminologischen Abteilung. Die Doktoranden kamen aus Deutsch-
land, Griechenland, Zentral- und Ost asien (Volksrepublik China, Republik China, Korea, Mongolei), 
dem Nahen Osten (Iran, Türkei, West Bank und Gaza) sowie Lateinamerika (Argentinien, Bolivien, 
Chile, Venezuela). Dabei liegen die Forschungsschwerpunkte „strafrechtliche Sanktionen“, „organisier-
te Kriminalität, Terrorismus und Innere Sicherheit“ sowie „empirische Strafverfahrensforschung“ im 
Mittelpunkt der Nachwuchsförderung. Im Berichts zeitraum wurden 7 Dissertationen abgeschlossen. 
Eine Liste der Doktoranden aus beiden Abteilungen ist im Anhang abgedruckt.
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B. Ausbildungsbeginn in der  
International Max Planck research 
School for comparative criminal law 

Im Frühjahr 2007 wurde – vor allem von der straf-
rechtlichen Forschungsabteilung – die erste Inter-
national Max Planck Research School des Instituts 
gegründet, die International Max Planck Research 
School for Comparative Criminal Law (IMPRS-
CC). Das auf zwei Jahre ausgerichtete Ausbil-
dungsprogramm wird vom Max-Planck-Institut für 
ausländisches und internationales Strafrecht und 
der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Albert-
Ludwigs-Universität Freiburg getragen. Sprecher 
der Research School ist Prof. Dr. Dr. h.c. Ulrich 
Sieber; stellvertretender Sprecher Prof. Dr. Walter 
Perron, Dekan der Rechtswissenschaftlichen Fa-
kultät der Universität Freiburg. Neben ihnen sind 
Mitglieder des Lenkungsausschusses und Betreuer 
auch Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Jörg Albrecht, Direk-
tor am Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Strafrecht, sowie Prof. Dr. Wolf-
gang Frisch und Prof. Dr. Roland Hefendehl von 
der Universität Freiburg. Koordinator der Research 
School ist Jan-Michael Simon. Der erste Jahrgang 
der IMPRS-CC besteht aus derzeit zehn auslän-
dischen (Bosnien-Herzegowina, Chile, China, Est-
land, Iran, Polen, Schweiz) und sieben deutschen 
Doktoranden. Für das Jahr 2008 ist die Aufnah-
me von vier weiteren Doktoranden (Deutschland, 
Schweiz, Russland, Kolumbien) vorbereitet.

Die IMPRS-CC fördert und verzahnt im Rahmen 
eines übergreifenden Forschungsprogramms zur 
Strafrechtsvergleichung bis zu 20 Doktorarbeiten 
und trägt auch darüber hinaus zur Ausbildung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses bei. Der For-
schungsgegenstand und die Ziele der Research 
School werden dabei vor allem durch das For-
schungsprogramm der strafrechtlichen Abteilung 
des Instituts bestimmt, insbesondere durch dessen 
Forschungsschwerpunkt zur Strafrechtsverglei-
chung. Dabei geht es um ein Strafrecht zum Schutz 
der Gesellschaft und um eine menschenwürdige, 
demokratische und rechtsstaatliche Kriminalpoli-
tik im Kontext zunehmend weltumspannender In-
teraktion („Globalisierung“) und der Veränderung 
von Risiken („Risikogesellschaft“ und „Informati-
onsgesellschaft“). Im Mittelpunkt des Forschungs-
programms stehen daher die Harmonisierung und 
die Internationalisierung von Strafrecht, seine in-

ternationale Institutionalisierung sowie seine terri-
torialen und funktionalen Grenzen. Insoweit kann 
auf die Ausführungen oben in Kapitel I.B. zum For-
schungsprogramm der strafrechtlichen Abteilung 
verwiesen werden. 

Ziel des Forschungsprogramms ist es vor allem, auf 
der Grundlage von neuen Erkenntnissen über die 
Kriminalität und ihre Entwicklung neues Wissen 
über den Grad an Konvergenz und Divergenz zwi-
schen Strafrechtsordnungen sowie über die Kon-
trollmöglichkeiten, Grenzen und Entwicklungs-
tendenzen des Strafrechts zu schaffen. Darüber 
hinaus geht es im Kontext der Globalisierung um 
andere Strategien der Kriminalitätskontrolle als das 
Strafrecht. Damit wird die Grundlage für Modelle 
und Lösungen in der Kriminalpolitik und für die 
Rechtsanwendung geschaffen. Methodisch ist da-
für – neben der Analyse der Rechtstatsachen – vor 
allem eine universale und funktionale Strafrechts-
vergleichung erforderlich, die vor dem Hintergrund 
unterschiedlicher gesellschaftlicher Bedingungen 
und philosophischer Traditionen die strukturellen 
Zusammenhänge von Strafrecht untersucht.

Der internationale Schwerpunkt des Forschungs-
programms, der globale Kontext seines Forschungs-
gegenstandes und der universale Ansatz der Straf-
rechtsvergleichung vermitteln den Doktoranden ein 
besseres Verständnis für und eine kritische Distanz 
zu der eigenen Rechtsordnung, die Sensibilität für 
die zunehmende internationale Annäherung und 
Anerkennung unterschiedlicher rechts- und kri-
minalpolitischer Standpunkte sowie die Fähigkeit 
zur Entwicklung übergreifender Regelungen, die 
sowohl Unterschiede zwischen wie Gemeinsam-
keiten von nationalen Strafrechtsordnungen einbe-
ziehen. Diese inhaltlichen Aspekte der Ausbildung 
werden durch ausgesuchte Ausbildungseinheiten 
zu grundlegenden und spezifischen Aspekten der 
Strafrechtsvergleichung sowie zu allgemeinen 
Schlüs  sel qualifikationen und zur eigenständigen, 
problemorientierten und verantwortungsbewussten 
Forschung ergänzt.

Die forschungsorientierte Ausrichtung des Curricu-
lums legt den Schwerpunkt der Ausbildung auf die 
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monatlichen Doktorandenkolloquien der IMPRS-
CC. Seit Beginn der Research School wurden 13 
Doktorandenkolloquien durchgeführt, an denen in 
der Regel zwei Doktorarbeiten vorgestellt und dis-
kutiert werden. Weiter wurde im November 2007 
das erste, einmal jährlich erfolgende Blockseminar 
zu den Grundlagen der Strafrechtsvergleichung ver-
anstaltet. Ferner nahmen die Doktoranden an wis-

senschaftlichen Veranstaltungen in- und außerhalb 
des Hauses teil. Die Doktoranden waren teilweise 
in Forschungsprojekte des Instituts eingebunden. 
Über die regelmäßig stattfindenden Betreuungs­
gespräche mit dem Erstbetreuer hinaus führte 
jeder Doktorand im Berichtszeitraum zwei Betreu-
ungsgespräche mit seinem Betreuungsausschuss 
(bestehend aus dem Erst- und Zweitbetreuer).

name herkunftsland Betreuer (1./2.) thema eintritt

1. engelhart, Marc Deutschland sieber/hefendehl verantwortlichkeit und sanktionierung von Unternehmen unter 
besonderer Berücksichtigung von compliance-Maßnahmen

01.04.07

2. Forster, susanne Deutschland sieber/Perron eingriffe in die Bewegungsfreiheit durch die terrorismus-
gesetzgebung des vereinigten Königreichs

01.01.07

3. García, Gonzalo chile hefendehl/sieber Die rechtsgüter der Korruptionsdelikte in der europäischen Union 01.06.07

4. Ghassemi, Ghassem Iran albrecht/Frisch comparative study of criminal punishment in Iran and Germany: 
a study of Iran’s penal policy after the revolution of 1979

01.01.07

5. hörster, Matthias Deutschland Frisch/Perron Die strict liability des englischen strafrechts – zugleich eine 
Gegenüberstellung mit dem deutschen straf- und Ordnungswidrig-
keitenrecht

01.03.07

6. Knust, nandor Deutschland sieber/Perron strafrecht und Gacaca: Die aufarbeitung des ruandischen völker-
mords mit einem pluralistischem rechtsmodell

01.04.07

7. Macke, Julia Deutschland sieber/Frisch Internationalisierung von strafrecht durch den sicherheitsrat der 
vereinten nationen

01.04.07

8. Maljević, almir Bosnien- 
herzegowina

sieber/albrecht Mitgliedschaft in einer kriminellen vereinigung und „conspiracy“ 
als Modelle zur strafverfolgung von organisierter Kriminalität

01.03.07

9. Morawski, slawomir Polen Perron/albrecht abstufung und einstufung der tatschwere im deutschen und  
polnischen strafrecht

01.03.07

10. Palacios, alfonso chile albrecht/sieber Organisierte Kriminalität und ihre strafrechtliche eindämmung – 
rechtsvergleichende analyse ihrer Bekämpfung in der Bundes-
republik Deutschland, spanien und den ländern des südameri-
kanischen cono sur

01.03.07

11. Müller, tim Deutschland sieber/Perron Präventiver Freiheitsentzug als Instrument der terrorismus-
bekämpfung

01.11.07

12. Plekksepp, allan estland Perron/Perron Die gleichmäßige Gewährleistung des rechts auf verteidiger-
beistand: eine voraussetzung der gegenseitigen anerkennung 
strafrechtlicher Gerichtsentscheidungen in europa

01.01.07

13. Qi, Xiong china albrecht/ 
hefendehl

Massenmedien und das Urteil – eine normativ-empirische 
rechtsvergleichung zwischen china, Deutschland und anderen 
westlichen ländern

01.01.07

14. roth, lutz Deutschland hefendehl/ 
albrecht

Die einführung des europäischen Markenstrafrechts:  
Inhalt und notwendigkeit

01.01.07

15. sonderegger, linus schweiz sieber/Perron Grenzen des Folterverbots 15.02.08

16. Wang, Ying china albrecht/sieber strafrechtlicher schutz des geistigen eigentums: eine verglei-
chende Untersuchung zum chinesischen und deutschen strafrecht

01.03.07

17. zhou, zunyou china sieber/hefendehl terrorismusbekämpfung im spannungsverhältnis von sicherheit 
und Freiheit in Deutschland und china

01.03.07

tabelle:
Übersicht über die Dissertationen 
in der Max Planck research school 
for comparative criminal law
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c. Vorbereitung der International  
Max Planck research School on  
retaliation, Mediation and Punishment 

Im Berichtszeitraum wurde – vor allem für die 
Arbeiten der kriminologischen Abteilung – die 
International Max Planck Research School on 
Retaliation, Mediation and Punishment (IMPRS- 
REMEP) vorbereitet, die ihr Programm am 1. April 
2008 aufgenommen hat. Das auf grundsätzlich 
zwei  Jahre ausgerichtete Ausbildungsprogramm 
wird gemeinsam getragen von den beiden Abtei-
lungen des Max-Planck-Instituts für ausländisches 
und internationales Strafrecht, dem Max-Planck-
Institut für ausländisches öffentliches Recht und 
Völkerrecht (Heidelberg), dem Max-Planck-In-
stitut für ethnologische Forschung (Halle) und 
dem Max-Planck-Institut für europäische Rechts-
geschichte (Frankfurt), der Rechtswissenschaft-
lichen Fakultät der Albert-Ludwigs-Universität 
Freiburg und der Philosophischen Fakultät I der 
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg. Ihr 
Sprecher ist Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Jörg Albrecht, 
ihr stellvertretender Sprecher Prof. Dr. Günther 
Schlee, Direktor am Max-Planck-Institut für eth-
no logische Forschung in Halle, und ihre Koordi-
natorin Dr. Carolin Hillemanns. 

REMEP richtet sich an Nachwuchswissenschaft-
ler aus den Rechtswissenschaften, der Kriminolo-
gie, der Rechtsgeschichte, des Völkerrechts sowie 
der Sozial- und Rechtsanthropologie. Es bietet 
bis zu 20 in- und ausländischen Doktoranden 
während maximal drei Jahren die Möglichkeit, 
interdisziplinär zum Themenbereich Vergeltung, 
Mediation und Bestrafung in einem Verbund 
von Max-Planck-Instituten und Hochschulen zu 
forschen. Die Doktoranden können an ihren je-
weiligen Standorten (Frankfurt, Freiburg, Halle, 
Heidelberg) die hervorragenden Forschungsmög-
lichkeiten der Institute nutzen. Sie werden fächer-
übergreifend von Direktoren sowie Hochschul-
professoren im Rahmen von sogenannten Thesis 
Committees bei ihrer Forschungsarbeit betreut. 
In einem eigens hierfür aufgebauten, struktu-
rierten und interdisziplinären Trainingsprogramm 
in Form von Kolloquien und Workshops werden 
mehrmals pro Jahr Blockveranstaltungen ange-
boten, die zu dem Pflichtprogramm gehören, an 
dem alle Doktoranden der REMEP teilnehmen. 
Die Kolloquien werden abwechselnd an allen 

vier Standorten abgehalten. Ziel der Kolloquien 
ist, dass sich die Doktoranden über ihr eigenes 
Forschungsprojekt hinaus mit den theoretischen 
Grundlagen und empirischen Zugängen aller be-
teiligten Disziplinen auseinandersetzen. Darüber 
hinaus sollen sogenannte Soft Skills vermittelt und 
die soziale Integration der Doktoranden gefördert 
werden. Die Trainingssprache ist Englisch. 

Im Mittelpunkt des Forschungsprogramms steht 
die Frage nach dem Verhältnis von Frieden und 
sozialer Ordnung. Dies ist vor dem Hintergrund 
zu sehen, dass seit der Entstehung des modernen 
Nationalstaats dieser das Gewaltmonopol und als 
eines seiner stärksten Ausformungen das Recht zur 
strafrechtlichen Sanktionierung innehat. Andere, 
zum Teil tradierte Formen der Konfliktlösung wie 
beispielsweise Mediation oder auch private Ver-
geltung wurden hier zurückgedrängt. Es zeigt sich 
aber heute in vielfältiger Weise, dass diese grund-
sätzlich positiv zu beurteilende Errungenschaft 
einer Konzentration der Gewalt im Staate in man-
cher Hinsicht eine unzureichende Entwicklung 
war und/oder nicht mit dem gewünschten Erfolg 
in alle Teilbereiche des Lebens hineinreichen 
kann (z.B. innerhalb einer Gruppe von Einwande-
rern, die keinen Zugang zur staatlichen Konflikt-
regelung findet oder sucht oder auch will, z.B. die 
Familie) und auch deshalb zunehmend auf alter-
native Formen der Konfliktlösung zurückgegriffen 
wird (z.B. Opfer-Täter-Ausgleich, sog. „Truth and 
Reconciliation Commissions“, Selbstregulierung 
der Wirtschaft etc.). Im Lauf der vergangenen 
Jahre wurde deutlich, dass lediglich ein interdis-
ziplinärer Forschungsansatz neue Antworten ge-
ben kann auf die Frage nach dem Verhältnis von 
Frieden und sozialer Ordnung. Dies soll durch die 
Research School geleistet werden. 

Im Rahmen ihres Forschungsprogramms soll des-
wegen den zentralen Fragestellungen der Aus-
handlung, Konstruktion, Aufrechterhaltung und 
Wiedergewinnung sozialer Ordnung und sozialer 
Kontrolle nachgegangen werden. Diese Grund-
satzfragen haben gerade auch im Kontext von 
Konflikt­ und Postkonfliktgesellschaften neue 
Bedeutung gewonnen, in denen bei der Suche 
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nach modernen Lösungsstrategien auch tradierte 
Ansätze der Konfliktregelung (Mediation) nutzbar 
gemacht werden. Diese treten – partiell – neben 
überkommene Vergeltungskonzepte und ergänzen 
die etablierten Modelle des Strafens und der Straf-
begründung oder ersetzen sie teilweise ganz. Die 
Herangehensweise an diese zentralen Fragestel-
lungen erfolgt jeweils aus der unterschiedlichen 
Perspektive der beteiligten Fachrichtungen, wobei 
aber ein interdisziplinärer Ansatz gewollt ist. In 
Freiburg soll der Schwerpunkt auf Studien liegen, 

die sich im weitesten Sinne der kriminologischen 
bzw. strafrechtlichen und strafrechtsvergleichen-
den Forschung zuordnen lassen. Ein Bezug zu der 
Grundfrage, welchen Beitrag die Existenz bzw.  
Abwesenheit von Strafrecht bei der Entstehung, 
Wiederentstehung oder dem Zerfall gesellschaft-
licher Ordnung spielt, auf welche Formen und 
Ausprägungen strafrechtlicher Sozialkontrolle zu-
rückgegriffen wird und welche Substitute (formali-
sierter) Strafrechtskontrolle denkbar sind, sollte bei 
den Forschungsarbeiten stets erkennbar sein.

Doktorandinnen und Dokto-
randen der 2008 beginnenden 
Max Planck research school 
on retaliation, Mediation 
and Punishment mit ihren 
Betreuern
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D. Beteiligung an der MaxnetAging  
research School

Die institutsübergreifende MaxNetAging Research 
School (MNARS) ist Teil des Max Planck Inter-
national Research Network on Aging (MaxNet 
Aging). Gegenstand dieses internationalen Netz-
werks sind die Ursachen, Prozesse und Konse-
quenzen des Alterns. Kooperationspartner des 
Netzwerks sind 12 Max-Planck-Institute sowie 
amerikanische und schwedische Forschungsein-
richtungen, die Politikwissenschaften, Soziologie, 
Anthropologie, Rechtswissenschaften, Ökonomie, 
Geschichtswissenschaften, Demographie, Mathe-
matik, Biologie, Medizin, Psychologie und die 
Gehirnwissenschaften in einem interdisziplinären 
Forschungsverbund vereinigen. MaxNetAging 
wurde von Prof. Dr. Paul B. Baltes (1939–2006) 
gegründet und steht seit 2007 unter der Leitung 
von Prof. Dr. James W. Vaupel (Max-Planck-Insti-
tut für demographische Forschung, Rostock).

MNARS wurde 2007 als Ausbildungskomponen-
te von MaxNetAging gegründet und zunächst auf 
drei Jahre befristetet. Insgesamt nehmen 12 Dok-
toranden aus den unterschiedlichen Fachrich-
tungen der 12 beteiligten Max-Planck-Institute 
teil. Das neunmonatige Ausbildungsprogramm 
wird am Max-Planck-Institut für demographische 
Forschung durchgeführt. Ziel des Ausbildungs-
programms ist es, die Doktoranden in eine inter-
disziplinäre Forschungsperspektive zu Prozessen 
und Konsequenzen des Alterns einzuführen, um 

auf diese Weise interdisziplinäre Forschungsan sätze 
auf einer soliden methodischen, theoretischen und 
empirischen Grundlage zu dem vielschichtigen 
Forschungsstand von MNARS zu stimulieren. Das 
Ausbildungsprogramm besteht aus wöchentlichen 
Vorträgen mit anschließenden Kolloquien, Ein-
führungskursen in Forschungsmethoden, einem 
Forschungsseminar zu grundlegenden Ansätzen in 
der Altersforschung sowie einer Graduiertenklasse. 
In der Graduiertenklasse stellen die Doktoranden 
ihr Dissertationsprojekt zur Diskussion. Nach Be-
endigung des Ausbildungsprogramms werden die 
Forschungsarbeiten an den jeweiligen Max-Planck-
Instituten weitergeführt. 

Frau Franziska Kunz (Soziologin) hat am Freibur-
ger Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Strafrecht am 1. November 2007 
im Rahmen der MNARS eine Untersuchung zu 
„Devianz und Kriminalität im Alter“ begonnen. 
Die von Prof. Dr. Albrecht und Prof. Dr. Blinkert 
betreute Studie „Eine theoretische und empi-
rische Studie zu den Bedingungen von Devianz 
und Kriminalität in fortgeschrittenen Alterspha-
sen“ soll aus einer theoretischen und empirischen 
Perspektive die bislang vernachlässigten devianz-
soziologischen und kriminologischen Phänomene 
der Alterskriminalität aufgreifen. Im Zentrum 
steht die Entwicklung einer spezifischen Theorie 
der Alterskriminalität.  
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a. KOOPeratIOn

Internationale kooperationen

Das Institut pflegt weltweit enge Verbindungen 
zu ausländischen Forschungseinrichtungen und 
Wissenschaftlern sowie Akteuren und Institu-
tionen aus Politik und Praxis. Der Schwerpunkt 
der internationalen Kooperationen beruht dabei 
auf fünf forschungsstrategischen Zielen:

1. Systematische Erweiterung und Konzentra-
tion von Informationen zu den Schwerpunk-
ten beider Forschungsprogramme durch Ko-
operationsprojekte weltweit.

2. Aufbau und nachhaltige Pflege eines interna-
tionalen Netzwerks exzellenter Forschungs-
einrichtungen und Forscher.

3. Förderung des kritischen Diskurses zu den 
Schwerpunkten der Forschungsprogramme 
durch internationalen Austausch mit Wissen-
schaft, Politik und Praxis.

4. Förderung der Synergien zwischen Grund-
lagenforschung und der Ausbildung von Nach-
wuchswissenschaftlern aus der ganzen Welt.

5. Unterstützung von Entwicklungsländern und 
Übergangsgesellschaften beim Aufbau eines 
modernen, rechtsstaatlichen Strafrechts und 
Justizsystems.

Geographisch decken die Kooperationen alle wich-
tigen Regionen ab. Ein europäischer Schwerpunkt 
ergibt sich dabei sowohl aus der gewachsenen Zu-
ständigkeit der Europäischen Union in den Be-
reichen Kriminalitätsprävention und Strafrechts-
harmonisierung als auch aus der zunehmenden 
Bedeutung der europäischen Forschungsförde-
rung. Weitere Schwerpunktbildungen betreffen 
den Nahen und Mittleren Osten, die Volksrepu-
blik China sowie Lateinamerika.

Unter aktuellen Gesichtspunkten des Berichts-
zeitraumes lässt sich die internationale Zusam-
menarbeit wie folgt darstellen:

Das Institut arbeitet gegenwärtig an einer umfas-
senden und thematisch breit angelegten rechts-
vergleichenden Untersuchung über die allge-
meinen Grundsätze und Fragen des Strafrechts, 
wobei das Pilotprojekt zu zwölf Rechtsordnungen 

ab 2008 auf weitere Staaten ausgedehnt werden 
soll. Eine spezielle Projektgruppe untersuchte 
normative Fragen der „Participation in Crime: 
Criminal Liability of Leaders of Criminal Groups 
and Networks“ mit einem internationalen Netz-
werk von ca. 40 Partnern, wobei auch das Inter-
nationale Straftribunal für das ehemalige Jugosla-
wien (ICTY) beteiligt war. Ein in Zusammenarbeit 
mit der Europäischen Kommission durchgeführte 
Projekt über die Grundlagen und die Reform des 
Europäischen Strafrechts, mit dem die Struktur-
modelle zur Strafverfolgung transnationaler Kri-
minalität in der EU analysiert werden, beruht auf 
der Rechtsvergleichung von 19 Rechtsordnungen 
und bezieht auch die USA ein.

Im rechtsvergleichenden Projekt „Les chemins de 
l’harmonisation pénale“ (Universität Basel, Col-
lège de France, Universidad de Castilla-La Man-
cha) werden die Akteure, Wirkkräfte und Modelle 
der internationalen Strafrechtsharmonisierung 
in Zusammenarbeit von Forschern aus verschie-
denen europäischen Staaten untersucht.

Mit dem Drug Policy Research Center/RAND 
wird eine Wirkungsstudie zu „Effekten der Can-
nabis-Depönalisierung in westlichen Industrie-
staaten“ umgesetzt. In Zusammenarbeit mit der 
Universität Mailand und der EU-Bebachtungs-
stelle für Drogen werden die Strukturen der Dro-
genmärkte in Frankfurt und Mailand analysiert. 
Aus dem bis 2009 laufenden Laboratoire Euro-
péen Associé (LEA, MPI, CESDIP Paris, Univer-
sität Lille) wird eine Studie zu „Diskriminierung 
und Polizei“ in Großstädten Deutschlands und 
Frankreichs (Paris, Berlin) durchgeführt. Zusam-
men mit französischen Forschungsinstituten wird 
eine Untersuchung zur Rolle der Polizei in ethni-
sierten Konflikten vorbereitet.

Auf der Zusammenarbeit mit der Berliner Hum-
boldt-Universität und einem Netzwerk von For-
schungseinrichtungen aus verschiedenen Welt-
regionen beruht eine Forschungsinitiative zu 
„Retaliation, Mediation and Punishment“. Die 
Initiative untersucht die Funktion von Vergeltung, 

A. Internationale und nationale  
kooperation
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Mediation und staatlicher Strafe in der Herstellung 
von sozialer Ordnung unter verschiedenen kultu-
rellen und ökonomischen Bedingungen. Eine im 
Jahr 2007 begonnene und durch die Europäische 
Union geförderte vergleichende Untersuchung 
zum erweiterten Suizid schließt Forschungseinrich-
tungen aus mehreren europäischen Ländern ein.

In einer Anfang 2006 begonnenen und unter Be-
teiligung des Great Britain China Center (London) 
und der Universität Essex durchgeführten Unter-
suchung zur Implementation der Anti-Folter-Kon-
vention der Vereinten Nationen ist auf chinesischer 
Seite die Renmin University eingebunden. Unter 
Beteiligung des Great Britain China Center (Lon-
don), der Beijing Normal University, der Wuhan 

University und der Oxford University (Centre of 
Criminology) wird seit 2006 ein Projekt zum The-
ma „Todesstrafe und öffentliche Meinung in Chi-
na“ durchgeführt.

In einer Zusammenarbeit mit der Universität Til-
burg begann eine empirische Untersuchung zur 
„Radikalisierung junger Menschen in Europa“. 
Aus der im Jahr 2006 zwischen dem Institut, 
dem Niederländischen Zentrum für Forschungen 
zu Kriminalität und Strafjustiz, der University of 
Cambridge sowie der Universität Tübingen ver-
einbarten dauerhaften wissenschaftlichen Koope-
ration (European Network of Research Institutes 
of Criminology – ENRIC) gingen im Jahr 2007 
zwei Wokshops hervor.

2. nationale kooperationen

Im Mittelpunkt nationaler Kooperationen steht 
die Zusammenarbeit mit Universitäten.

Prof. Dr. Hans-Jörg Albrecht und Prof. Dr. Ul-
rich Sieber haben an der Juristischen Fakultät 
der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg den Sta-
tus eines „qualifizierten Honorarprofessors“ mit 
vollen Mitwirkungsrechten in der Fakultät. Herr 
Albrecht ist ferner Mitglied der Philosophischen 
Fakultät. Herr Sieber ist auch Honorarprofessor 
und Mitglied der Juristischen Fakultät der Lud-
wig-Maximilians-Universität München.

Prof. Dr. Wolfgang Frisch und Prof. Dr. Wolfgang 
Perron, beide Universität Freiburg, wurden 2005 
zu Auswärtigen Wissenschaftlichen Mitgliedern 
des Max-Planck-Instituts für ausländisches und 
internationales Strafrecht berufen. Dabei steht 
die Berufung von Herrn Perron auch in Zusam-
menhang mit der im Jahr 2000 getroffenen Ko-
operationsvereinbarung zwischen der Freiburger 
Universität und der Max-Planck-Gesellschaft. 
Diese sieht für den Inhaber des Lehrstuhls für 
Strafrecht, Strafprozessrecht und Strafrechtsver-
gleichung den Status eines Auswärtigen Wissen-
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3. Perspektiven

Die Forschungsperspektiven beziehen ihre Ko-
ordinaten aus allgemeinen Entwicklungstrends, 
die in den Begriffen der Globalisierung sowie 
der Risiko- und der Informationsgesellschaft zum 
Ausdruck kommen. Hieraus ergeben sich Frage-
stellungen zu den Grenzen der strafrechtlichen 
Sozialkontrolle in einer Welt, die durch neue und 
grenzüberschreitende Risiken, neue Informati-
onstechnologien, Migration und hierdurch entste-
hende Konfliktpotentiale sowie eine zunehmende 
Bedeutung internationaler und supranationaler 

Standards (insb. Menschenrechte) gekennzeich-
net ist. Gleichzeitig erhöht der Prozess der Glo-
balisierung den Bedarf an international einord-
nungsfähigem Wissen und an funktionsfähigen 
Netzwerken der Forschung. Er fordert schließlich 
eine komparative Methodologie, um die Ent-
wicklungen in grenzüberschreitenden Fragen, in 
nationalen Strafrechtssystemen und auf supra-
nationaler (internationaler und europäischer) 
Ebene abbilden können.

schaftlichen Mitglieds am MPI vor. Umgekehrt ist 
geregelt, dass der am Max-Planck-Institut für die 
strafrechtliche Abteilung zuständige Direktor zum 
qualifizierten Honorarprofessor an der Juristischen 
Fakultät der Universität Freiburg berufen wird.

Prof. Dr. Jörg Arnold ist Honorarprofessor an der 
Universität Münster und lehrt dort auch über die 
Themen seiner Forschung am Max-Planck-Institut.

Das Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Strafrecht ist in Zusammenar-
beit mit der Juristischen Fakultät Freiburg, den 
Universitäten München, Frankfurt, Köln und 
Hamburg am Aufbau des Instituts für Deutsches 
Recht an der China Universität für Politische 
Wissenschaften und Recht in Peking beteiligt. Im 
Übrigen ist das Max-Planck-Institut in das Kon-

sortium zum Aufbau eines „Instituts für Europä-
isches Recht“ in Peking eingebunden (Leitung: 
Universität Hamburg).

Das Institut führt ein interdisziplinäres und die 
Fachbereiche der Philosophie und der Anglis-
tik an der Universität Freiburg einschließendes 
DFG-Verbundprojekt zu „Recht, Norm, Krimi-
nalisierung“ durch und nimmt seit Ende 2007 an 
einem Verbund zur Sicherheitsforschung (Fraun-
hofer Institut Karlsruhe, Institut für Soziologie an 
der Universität Freiburg) teil. Zusammen mit der 
Universität Göttingen wird eine Rückfallstatistik 
auf der Grundlage des Bundeszentralregisters er-
stellt. Das Institut kooperiert außerdem mit der 
technischen Universität Dresden in einer Unter-
suchung über die technische Sperrung von illega-
len Inhalten im Internet.
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B. Ausländische Wissenschaftler 
am Institut

Eine bedeutende Anzahl von Gastwissenschaft-
lern/innen (37 %) kam im Berichtsjahr 2007 – wie 
bereits in den vergangenen Jahren – aus Ländern, 
deren rechtswissenschaftliche Fakultäten tradi-
tionell enge Beziehungen zur deutschen Straf-
rechtswissenschaft und Kriminologie unterhalten 
(Italien, Spanien, Polen und Türkei). Bemerkens-
wert ist der Anstieg der Anzahl von Wissenschaft-
ler/innen aus dem Iran (17) und China (10). Aus 
Finnland hielten sich 9 Wissenschaftler/innen 
am Institut auf und aus Norwegen und Südkorea 
waren es jeweils 7. Aus Georgien, Israel und Süd-
afrika kamen jeweils 5 Wissenschaftler/innen. Im 
Übrigen sind unter den Herkunftsländern Afgha-

nistan, Angola, Argentinien, Australien, Belgien, 
Bosnien und Herzegowina, Botswana, Brasilien, 
Bulgarien, Burkina Faso, Chile, Costa Rica, Dä-
nemark, Deutschland, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Indien, Japan, Kamerun, Kanada, 
Kolumbien, Kongo, Kroatien, Namibia, Nieder-
lande Österreich, Portugal, Russland, Schweden, 
Schweiz, Serbien, Slowenien, Tschechien, Ukra-
ine, Ungarn, Uruguay und USA repräsentiert. Un-
ter den im Berichtsjahr 2007 anwesenden Wis-
senschaftler/innen befanden sich 81 Professoren/
innen, 60 Promovierte, 99 Doktoranden und  
2 Staatsanwälte.

Das Freiburger Max-Planck-Institut für auslän-
disches und internationales Strafrecht ist mit sei-
nem interdisziplinären und rechtsvergleichenden 
Forschungsprogramm ein Anziehungspunkt für 
Wissenschaftler/innen aus aller Welt. Es bietet ih-
nen die Möglichkeit, in einem zeitlich befristeten 
Rahmen individuelle Forschungsvorhaben auf den 
Gebieten des Strafrechts, des Strafprozessrechts 
und der Kriminologie zu realisieren. Im Berichts-
jahr 2007 wurden die meisten Forschungsvorha-
ben zu Einzelfragen des Völkerstrafrechts sowie 
des Europäischen Strafrechts durchgeführt, aber 
auch Projekte zu Computer Crime, zur Praxis der 
Urteilsabsprachen in einzelnen Ländern oder zur 

Beschränkung der Grundrechte im Kampf gegen 
den Terrorismus fanden großes Interesse.

Das Institut wurde im Berichtsjahr 2006 von 211 
Gastwissenschaftler/innen aus aller Welt zu For-
schungsaufenthalten genutzt, davon kamen 74 % 
über die strafrechtliche Abteilung und 26 % über 
die kriminologische Abteilung. Im Berichtsjahr 
2007 stieg die Anzahl der Gastwissenschaftler/
innen auf 242 an. Abbildung 1 stellt den Trend 
der Forschungsaufenthalte in der strafrecht-
lichen und der kriminologischen Abteilung 
2005–2007 dar.
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 1. Afghanistan (1) 
 2. Angola (1) 
 3. Argentinien (3) 
 4. Australien (2) 
 5. Belgien (1) 
 6. Bosnien  
  und Herzegowina (1)
 7. Botswana (1) 
 8. Brasilien (2) 
 9. Bulgarien (1) 
 10. Burkina Faso (1)
 11. Chile (2)
 12. Costa Rica (3)

 13. Dänemark (3)
 14. Deutschland (7)
 15. Finnland (9)
 16. Frankreich (2)
 17. Georgien (5)
 18. Griechenland (1)
 19. Indien (1)
 20. Iran (17)
 21. Israel (5)
 22. Italien (42)
 23. Japan (4)
 24. Kamerun (1)
 25. Kanada (1)

 26. keine Angaben (1)
 27. Kolumbien (1)
 28. Kongo, Dem. Rep. (1)
 29. Kroatien (4) 
 30. Namibia (1)
 31. Niederlande (2)
 32. Norwegen (7)
 33. Österreich (2)
 34. Polen (17)
 35. Portugal (1)
 36. Russland (4)
 37. Schweden (4)
 38. Schweiz (1)

 39. Serbien (1)
 40. Slowenien (2)
 41. Spanien (22)
 42. Südafrika (5)
 43. Südkorea (7)
 44. Tschechien (4)
 45. Türkei (9)
 46. UK (4)
 47. Ukraine (1)
 48. Ungarn (7)
 49. Uruguay (1)
 50. USA (6)
 51. V.R. China (10)

27 26

abbildung 2: 
verteilung der ausländischen 
Wissenschaftler/innen auf die 
herkunftsländer 2007 
anzahl der Gäste insgesamt: 242
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c. gutachten
zusammenarbeit von Wissenschaft und Praxis

Aus der Verbindung praktischer Fragestellungen 
mit denen des Forschungsprogramms der straf-
rechtlichen Abteilung ergeben sich wertvolle 
Anregungen für die Forschungsarbeit. Einzelne 
Anfragen aus der Praxis von Rechtspflege, Politik 
oder Verwaltung führen zu rechtsvergleichenden 
Großprojekten, deren Bearbeitung nicht ohne die 
Mitarbeit externer Wissenschaftler aus dem Aus-
land möglich ist. Im Berichtszeitraum trifft dies 
insbesondere auf eine Anfrage des Bundesver-
fassungsgerichts zur Strafbarkeit des Geschwis-
ter-Inzests zu, aus der – thematisch über den 
ursprünglichen Gutachtenauftrag hinausgehend 
– ein rechtsvergleichend-kriminologisches Ge-
samtprojekt entwickelt wurde (siehe dazu oben 
II.J.). Erhebliche Bedeutung für die zukünftige 
Forschungsarbeit des Instituts haben auch die Er-
gebnisse eines Gutachtens für das Bundesverfas-
sungsgericht über die Online-Durchsuchung.

Das Max-Planck-Institut ist grundsätzlich bereit, 
Justizorgane und Behörden in Fragen der Strafbar-

keit nach ausländischem Recht bei Auslandsbezü-
gen von Tat und/oder Täter, sowie bei Fragen der 
Zusammenarbeit im Wege der Rechtshilfe, der 
Auslieferung oder bezüglich ausländischer Straf-
verfahrensrechte, zu beraten. Dies korrespondiert 
mit der gegenüber diesen Institutionen bestehen-
den Erwartung des Max-Planck-Instituts, insbe-
sondere bei empirischen Forschungsprojekten die 
nötige Unterstützung zu erfahren.

Im Berichtszeitraum wurden insgesamt 162 An-
fragen bearbeitet (2006: 93, 2007:69), davon 110  
von Institutionen der Rechtspflege (2006: 63; 
2007: 47). Der Rückgang gegenüber früheren Jah-
ren ist zum einen Folge der geringeren Anzahl von 
Asylverfahren, die bislang einen gewissen Schwer-
punkt der Anfragen darstellten. Zum anderen 
ergibt er sich aus der Übertragung von Medien-
anfragen an das Referat „Öffentlichkeitsarbeit“. 
Zu den am meisten nachgefragten Ländern zählen 
neben Deutschland (43) Spanien (12), Polen (9), 
die Türkei (9) und die USA (7). 
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D. Veranstaltungen und Vorträge

1. Veranstaltungen des Instituts

Im Berichtszeitraum 2006/07 fand wie in den Vor-
jahren eine Vielzahl von wissenschaftlichen Veran-
staltungen des Max-Planck-Instituts statt, die im 
Einzelnen im Anhang unter C aufgeführt sind. Es 
handelt sich dabei um Veranstaltungen im Institut 
sowie externe Veranstaltungen des Instituts. Die 
Veranstaltungen verteilten sich einerseits auf die 
beiden wissenschaftlichen Abteilungen, sie wur-
den andererseits aber auch gemeinsam organisiert 
und durchgeführt. Gemeinsame Veranstaltungen 
waren überwiegend Tagungen und Kolloquien, 
die im Institut stattfanden. Eine herausragende 
Stellung kam dabei dem gemeinsam mit der 
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg veranstal-
teten Kolloquium zum 40-jährigen Bestehen des 
Max-Planck-Instituts am 21.07.2006 zu, in des-
sen Mittelpunkt eine interdisziplinäre Diskussion 
über „Aufgaben, Methoden und Perspektiven der 
Rechtsvergleichung im Zivilrecht, öffentlichen 
Recht, Strafrecht, Kriminologie, Arbeitsrecht 
und Prozessrecht“ stand. Daran beteiligten sich 
nicht nur die Auswärtigen Wissenschaftlichen 
Mitglieder des Max-Planck-Instituts von der Uni-
versität Freiburg (Prof. Dr. Wolfgang Frisch und 
Prof. Dr. Walter Perron), sondern auch eine Reihe 
weiterer Lehrstuhlinhaber der genannten Rechts-
fächer an der Universität.

Bei den Tagungen und Kolloquien spielen Besuche 
am Max-Planck-Institut, insbesondere durch aus-
ländische Praktikerdelegationen, eine immer grö-
ßere Rolle. Diese Besuche werden verbunden mit 

einem intensiven gegenseitigen Erfahrungsaus-
tausch zwischen den Wissenschaftlern des Insti-
tuts und den Juristen aus den jeweiligen Ländern.

Der wissenschaftlichen Diskussion zwischen den 
Mitarbeitern des Instituts vor allem mit den aus-
ländischen Langzeitgästen dienen die Vortrags-
veranstaltungen in der strafrechtlichen sowie in 
der kriminologischen Abteilung. Dabei haben sich 
die grundlagenorientierten sogenannten „Mitt-
wochsvorträge“ der strafrechtlichen Abteilung 
ebenso etabliert wie die mehr unter aktuelleren 
Gesichtspunkten veranstalteten Vorträge der kri-
minologischen Abteilung.

Die Doktoranden des Max-Planck-Instituts erhal-
ten Gelegenheit, ihre Dissertationsvorhaben und 
bereits erzielten Ergebnisse in den Vortragsreihen 
der beiden Abteilungen vorzustellen. Sie nutzen 
zudem die Gelegenheit, ihre Arbeiten in den re-
gelmäßig stattfindenden Doktorandentreffen, die 
institutsoffen sind, zu präsentieren und sich dabei 
der kritischen Diskussion zu stellen. Vor diesem 
Hintergrund sind auch in den Vortragsveran-
staltungen Foren der Integration und Förderung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses des Max-
Planck-Instituts zu sehen.

Unter den externen Veranstaltungen des Instituts 
sind besonders bilaterale wissenschaftliche Tref-
fen mit einigen lateinamerikanischen Ländern 
hervorzuheben (Argentinien und Brasilien).

2. Vorträge aus dem Institut

Die Vortragstätigkeit der Direktoren und der wis-
senschaftlichen Mitarbeiter dient verschiedenen 
Zielen. Zum einen werden durch Vorträge die 
Ergebnisse der Forschung anlässlich nationaler 
oder internationaler Kongresse und Workshops 
vorgestellt. Die Teilnahme an Vortragsveranstal-
tungen und Reisen zu Universitäten oder For-
schungseinrichtungen des In- und Auslands sind 
auch auf die Vorbereitung und Intensivierung der 

wissenschaftlichen Kooperationen gerichtet. Zum 
anderen zielt die Vortragstätigkeit auf die Fort- 
und Ausbildung an in- und ausländischen Akade-
mien (beispielsweise Deutsche Richterakademie) 
und auf solche Berufsgruppen, die im System der 
Strafverfolgung, der Strafjustiz und des Strafvoll-
zugs tätig sind. Die Vortragstätigkeit schließt auch 
Veranstaltungen ein, die sich an die Politik und 
die Öffentlichkeit wenden.
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Im Berichtszeitraum wurden – wie sich näher aus 
dem Anhang des vorliegenden Forschungsberichts 
unter B ergibt – insgesamt 366 Vorträge gehalten, 
davon 221 im Inland und 145 im Ausland. Die 
Auslandsvorträge verteilten sich auf 37 Länder, die 
meisten in Italien (15), gefolgt von China, Iran und 
Ungarn mit jeweils 14 Vorträgen. Von den Inlands-

vorträgen fanden 88 in Freiburg statt. Strukturell 
lassen sich die Vorträge untergliedern in Beiträge 
auf Kongressen, Workshops und Kolloquien (122), 
am Institut (82), an ausländischen Universitäten 
(45), an Akademien (25), Schulen (24), vor Verbän-
den (19) und für die Öffentlichkeit (19), die Politik 
(17) sowie vor Studienstiftungen (9).
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e. lehre

1. lehre IM InlAnD

b) elektronische lehre (e-learning)

Neben den oben erwähnten Präsenz-Lehrver-
anstaltungen im In- und Ausland ist das Institut 
auch im Bereich E-Learning, d.h. der elektro-
nischen Lehre über das Internet, aktiv. Das Pilot-
projekt „Cueno“ (http://www.cueno.de) wurde 
ursprünglich an der Ludwig-Maximilians-Univer-
sität begonnen und am Max-Planck-Institut wei-
terentwickelt und ausgebaut.

Im Berichtszeitraum wurden die dogmatischen 
Ausführungen und die Fallbeispiele zusätzlich 

durch kriminologische Texte zur Lektion „Mord 
und Totschlag“ ergänzt. Diese Texte wurden eben-
falls zum Abruf zur Verfügung gestellt. Im Jahr 
2006 war damit die Entwicklungsarbeit am Pilot-
projekt abgeschlossen. Trotz der überaus positiven 
Evaluation ist kein weiterer Ausbau vorgesehen, 
da die Ressourcen des Instituts auf Fragen der 
Grundlagenforschung konzentriert werden sollen. 
Das Angebot in der gegenwärtigen Form, das nach 
wie vor regen Zuspruch erfährt, soll jedoch für ei-
nige Zeit weiter aufrecht erhalten werden.

2. lehre IM AuSlAnD

Die Lehrtätigkeit des Max-Planck-Instituts ist 
nicht auf nationale Universitäten beschränkt, son-
dern betrifft in vielfältiger Weise auch Kooperati-
onen mit Wissenschaftsinstitutionen im Ausland. 
Vielfach dient das Engagement wie beispielsweise 
der Rechtsstaatsdialog mit China der „Entwick-
lung ausländischer Rechtssysteme“. Dabei han-
delt es sich jedoch nicht etwa um die einseitige 
Zielstellung des Exports der deutschen Lehre in 
das Ausland. Vielmehr profitiert das Max­Planck­

Institut für seine eigenen Forschungen: Die 
Kenntnisse und Erfahrungen, die von den Leh-
renden über die jeweilige ausländische Rechts-
ordnung gewonnen werden, kommen der Rechts-
vergleichung unmittelbar zugute. Diese Aspekte 
der Lehre werden nachfolgend näher dargestellt. 
Weitere Lehrtätigkeiten von Mitarbeitern des 
Max-Planck-Instituts an ausländischen Universi-
täten sind im Anhang unter C aufgeführt (Adome 
Blaisse Kouassi, Marianne Wade).

Prof. Dr. Ulrich sieber,  
Phillip W. Brunst

Lehraktivitäten an der Universität erfolgen durch 
die Direktoren Prof. Dr. Ulrich Sieber und Prof.  
Dr. Hans-Jörg Albrecht sowie durch die wissen-
schaftlichen Mitarbeiter Prof. Dr. Jörg Arnold, 
Martin Brandenstein, Marc Engel hart, Dr. Mi-
chael Kilchling, Priv.-Doz. Dr. Hans-Georg Koch, 
Dr. Tilman Köllisch, Priv.-Doz. Dr. Dietrich Ober-
wittler, Figen Özsöz, Dr. Johanna Rinceanu (vgl. 
Anhang unter C). Diese Aktivitäten belegen eine 
weitere wichtige Form der Zusammenarbeit des 

Max-Planck-Instituts mit Universitäten, insbe-
sondere mit der Albert-Ludwigs-Universität Frei-
burg. Die Lehrenden des Max-Planck-Instituts 
wirken nicht nur aktiv daran mit, den Lehrbedarf 
der Universitäten in den Fächern Strafrecht und 
Kriminologie zu decken, sondern leisten inhaltlich 
darüber hinaus einen wichtigen Beitrag dazu, den 
Studierenden die Forschungen des Max-Planck-
Instituts und dabei auch internationale wie inter-
disziplinäre Aspekte nahe zu bringen.

a) lehre an der universität
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a) richterausbildung in china

Prof. Dr. Ulrich sieber,  
Marc engelhart, Julia Macke,  
Yang zhou

Zur Ausbildung junger Richter, aber auch von 
Richterausbildern selbst, hat der Legal Adviso-
ry Service der GTZ (Deutsche Gesellschaft für 
technische Zusammenarbeit, Büro in Peking) 
zusammen mit der Nationalen Richterakademie 
(National Judges College) in Peking das Projekt zur 
„Chinesisch-Deutschen Zusammenarbeit zur Rich-
terausbildung“ initiiert. Teil des Programms ist die 
Durchführung eines Kurses im Strafrecht. Mit der 
Erstellung der Kursunterlagen und der inhaltlichen 
Begleitung des ersten Kurses im Strafrecht wurde 
das Freiburger Max-Planck-Institut beauftragt.

Ziel des Projekts ist es, eine methodische und 
rechtsstaatliche Bearbeitung strafrechtlicher Fälle 
durch chinesische Richter zu erreichen. Die Rich-
ter sollen in die Lage versetzt werden, mithilfe der 
Rechtsmethodik eine einheitliche und an rechts-
staatlichen Prinzipien orientierte Strafrechtsan-
wendung im richterlichen Alltag vornehmen zu 
können. Dazu wurden geeignete Lehrmaterialien 
erstellt, die im Bereich des Allgemeinen Teils des 
chinesischen Strafrechts eine dogmatisch fun-
dierte, methodisch klare und rechtsstaatlich gesi-
cherte Rechtsanwendung vermitteln.

Für die Konzeption des Kurses wurde ein fall-
basierter Ansatz gewählt, der den Fallkonstella-
tionen des richterlichen Alltags entspricht. Die 

Kurs unterlagen wurden auf Englisch und Chine-
sisch erstellt. Aus dem Bereich des chinesischen 
Strafrechts Allgemeiner Teil wurden zwanzig ex-
emplarische Problembereiche ausgewählt, die so-
wohl in dogmatischer wie auch in methodischer 
Hinsicht eine Veranschaulichung grundlegender 
Prinzipien und Funktionen des rechtsstaatli-
chen Strafrechts erlaubten. Rechtsvergleichende 
Hinweise zum deutschen Recht verdeutlichten 
die Funktionsweise und Bedeutung leitender 
Prinzipien. Ergänzend wurden zehn Trainings-
einheiten mit kürzeren Fallkonstellationen zur 
Vertiefung und Veranschaulichung bestimmter 
Fragenkomplexe des Allgemeinen Teils entworfen. 
Bei der Erstellung der Materialien kooperierten 
chinesische und deutsche Institutsmitarbeiter.

Die erstmalige Durchführung des Kurses erfolgte 
Ende 2006 in Peking. Der zweiwöchige Kurs in 
englischer Sprache mit chinesischer Übersetzung 
wurde durch einen Institutsmitarbeiter (Marc En-
gelhart) geleitet und durch einen weiteren Mit-
arbeiter (Yang Zhao) begleitet. Die Vermittlung 
eines methodischen Vorgehens unter Berück-
sichtigung rechtsstaatlicher Grundsätze stieß bei 
den Teilnehmenden des Kurses (60 Richterinnen 
und Richter) auf großes Interesse, da sich bei den 
meisten Gerichten noch keine prinzipiengeleitete 
Arbeitspraxis entwickelt hat. 

b) Förderung des reformprozesses in Afghanistan

Zur Stabilisierung des Justizwesens in Afgha-
nistan organisiert das Max-Planck-Institut für 
ausländisches öffentliches Recht und Völker-
recht in Heidelberg seit 2003 mehrere Projekte. 
Eines dieser Projekte unterstützt in Zusammenar-
beit mit dem Obersten Gericht Afghanistans die 
Ausbildung der Richteranwärter in Afghanistan. 
Der strafrechtliche Teil dieses Projekts wird vom 
Max-Planck-Institut für ausländisches und inter-
nationales Strafrecht betreut.

Für den Unterricht erstellte Mohammad Sadr 
Touhid-Khaneh, Mitarbeiter des Freiburger In-
stituts, das „Max-Planck-Manual über den All-
gemeinen Teil des afghanischen Strafrechts“ 
(Heidelberg/Kabul 2007) sowie zusätzliche Ma-
terialien auf Dari. Das Kurzlehrbuch behandelt 
zentrale Fragen der Strafrechtsdogmatik in Af-
ghanistan. Die eingehende Analyse bezieht sich 
nicht nur auf die Quellen der Scharia und der 

Strafgesetze, sondern berücksichtigt auch die 
verfassungsrechtlichen Vorgaben.

Im Rahmen dieses Projekts bereitete der Mitarbei-
ter auch die Dozenten des Projekts „Strafrechtliche 
Ausbildung von Richteranwärterinnen und Richter-
anwärtern in Afghanistan“ in einem Workshop am 
Freiburger Institut auf ihre Lehrtätigkeit in Kabul 
vor und betreute ihren Unterricht vor Ort an der 
Universität Kabul wissenschaftlich. Als Dozent  
einer Fortbildung für Richter und Staatsanwälte in 
den vom Heidelberger Max-Planck-Institut veran-
stalteten Workshops hielt er in Kabul den Unter-
richt eines weiteren Moduls über „Prinzipien eines 
fairen Strafverfahrens in Afghanistan“.

Das von Sadr Touhid-Khaneh erstellte Kurzlehr-
buch wird im Jahr 2008 aktualisiert. Der Ausbil-
dungskurs wird auch in diesem Jahr vor Ort fort-
gesetzt.

Mohammad sadr touhid-Khaneh

nähere Informationen zum Projekt 
finden sich  unter: http://www.
mpg.de/bilderBerichteDokumente/
dokumentation/jahrbuch/2007/
voelkerrecht/forschungsschwer-
punkt/index.html
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e. lehre

Seit dem Jahr 2006 führt das Max-Planck-Institut 
für ausländisches und internationales Strafrecht 
regelmäßig einmal im Jahr einen Sommerkurs 
in Zusammenarbeit mit der Universität Pécs in 
Ungarn durch. Die Kurse werden in Ungarn ab-
gehalten und finden in deutscher Sprache statt. 
Sie richten sich an Studierende, Staatsanwälte, 
Richter und andere Interessierte, die sich über 
aktuelle Forschungsfragen des Instituts informie-
ren möchten. Die Organisation wird abwechselnd 
von der kriminologischen und der strafrechtlichen 
Abteilung übernommen; als Vortragende kommen 
etablierte Forscher und wissenschaftlicher Nach-
wuchs gleichermaßen zum Einsatz. 

Die erste Sommerschule, die 2006 unter Leitung 
der kriminologischen Abteilung durchgeführt 
wurde, stand unter dem Thema „Neuere Ent-
wicklungen in der kriminologischen Theorie und 
kriminologischen Forschung“. Es wurden sowohl 
theoretische als auch empirische Frage stellungen, 
mit denen sich die kriminologische Abteilung 
gegenwärtig befasst, präsentiert und diskutiert. 

Dabei liegt der Schwerpunkt auf den Ergebnis-
sen der Institutsprojekte, wie z.B. der Freiburger 
Kohortenstudie. Jeder Tag stand unter einer an-
deren Thematik, die zunächst jeweils im Rahmen 
von Präsentationen vorgestellt und anschließend 
in Arbeitsgruppen intensiv bearbeitet wurde. 
Am Ende jeden Tages wurden die Ergebnisse in  
einer Diskussionsrunde im Plenum abschließend 
bewertet.

Die nächste Sommerschule im Jahr 2007 wurde 
von der strafrechtlichen Abteilung organisiert. Ihr 
Thema war „Aktuelle Kriminalitätsentwicklung, 
Internationales Strafrecht und Strafrechtsverglei-
chung – Forschungsfragen an den Grenzen des 
Strafrechts“. Im Mittelpunkt standen die durch 
das Forschungsprogramm der strafrechtlichen Ab-
teilung aufgeworfenen neuen Heraus forderungen 
des Strafrechts, insbesondere transnationale und 
komplexe Kriminalität, wie z.B. Internet-Kriminali-
tät, organisierte Kriminalität und Terrorismus. Die 
einschlägigen rechtlichen Fragen wurden rechts-
vergleichend behandelt und mit Einführungen in 

c) Sommerkurs in Pécs, ungarn

Prof. Dr. Ulrich sieber,  
Prof. Dr.  hans-Jörg albrecht, 
Mitarbeiter der strafrechtlichen  
und der kriminologischen  
abteilung

trainer und schüler der strafrecht-
lichen richterausbildung in der 
Universität Kabul
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ausländische Rechtsordnungen verbunden. Die 
zunehmende Internationalisierung des Straf-
rechts wurde zudem auch am Europäischen und 
am internationalen Strafrecht deutlich gemacht.

Die Veranstaltungen werden sehr gut angenom-
men und fördern eine langjährige europäische 
Zusammenarbeit zwischen Strafrechtlern und 
Kriminologen verschiedener Nationen. Dies zeigt 

sich nicht zuletzt an der Tatsache, dass die letzte 
Veranstaltung im Jahr 2008, die wieder von der 
kriminologischen Abteilung durchgeführt wurde 
und unter dem Motto „Technik, Überwachung, 
Strafverfahren“ stand, von Teilnehmern aus ins-
gesamt 10 Nationen besucht wurde. 

Für das Jahr 2009 ist wiederum eine Veranstal-
tung der strafrechtlichen Abteilung geplant.

einführungsveranstaltung der 
sommerschule 2007 in Pécs



V.  Organisation
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a. FOrschUnGs -
aBteIlUnGen 

A. Forschungsabteilungen

 

1. StrAFrechtlIche ABteIlung

Die Zusammensetzung und die Organisation der strafrechtlichen Abteilung werden durch ihr For-
schungsprogramm bestimmt: Die Arbeit am Institut soll nicht aus der Addition isolierter Einzelprojekte 
bestehen, sondern durch die Bündelung von Kapazitäten Synergieeffekte für die wissenschaftliche Er-
kenntnis und Ausbildung erzielen. Vor allem bei größeren Projekten sind oft mehrere wissenschaftliche 
Mitarbeiter der Abteilung mit ihrem Fachwissen in unterschiedlichen Projektphasen eingebunden. 
Dieses Fachwissen bildet das wissenschaftliche Rückgrat der strafrechtsvergleichenden Forschung. 
Daneben liegen Fragen der Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses sowie Gutachten-, Über-
setzungs- und Publikationsfragen in der Hand von Fachleuten, die für die Forschungsunterstützung 
zuständig sind.

Forschung

Die Forschung in der strafrechtlichen Abteilung 
erfordert zunächst ein nach Ländern und Sach-
gebieten ausdifferenziertes Fachwissen. Ein For-
schungs programm mit der gegenständlichen und 
der methodischen Ausrichtung auf die Strafrechts-
vergleichung verlangt insbesondere ein detail-
liertes Wissen über das ausländische sowie das 
europäische und internationale Strafrecht, über 
die verschiedenen Rechtskulturen und die sie 
tragenden Gesellschaften sowie die dafür erforder-
lichen Fremdsprachenkenntnisse auf wissenschaft-
lichem Niveau. Diese besonderen Qualifikationen 
sind schwer zu finden. Denn das Strafrecht ist wie 
kaum eine andere Rechtsmaterie Ausdruck der 
staatlichen Souveränität, noch wenig internatio-
nalisiert und daher eine Materie von Spezialisten 
für im Einzelnen sehr unterschiedliche Rechts-
ordnungen. Ähnliches gilt für Sachgebiete, die 
durch ihre besondere Komplexität in tatsächlicher 
und in rechtlicher Hinsicht gekennzeichnet sind 
und häufig über strafrechtliche Aspekte hinaus-
reichen. Auch hier sind die Anforderungsprofile 
so speziell, dass Experten selten sind. Die Einbe-
ziehung von Fachwissen kann auch nur begrenzt 
über die – in jedem Fall notwendige – Zusam-
menarbeit mit externen Wissen schaftlern gelöst 
werden. Die erforderlichen Kernkompetenzen 
müssen deswegen in bestimmten Sachbereichen 
von der Forschungs abteilung selbst bereitgehal-
ten werden, wenn diese im internationalen Wett-
bewerb bestehen will.

Länderspezifisches Fachwissen     

Die Zusammensetzung des Kreises der wissen-
schaftlichen Mitarbeiter trägt der Internationali-
tät Rechnung. Die Anzahl der ausländischen Mit-
arbeiter nimmt deswegen auch zu. Das dadurch 
einbezogene Fachwissen umfasst einzelne Länder 
(z.B. Italien oder Spanien), verwandte Rechts-
ordnungen (z.B. Nordische Länder), Regionen 
(z.B. Afrika südlich der Sahara) und Sub-Konti-
nente (z.B. Lateinamerika). Darüber hinaus sind 
Rechtsordnungen des Common Law (USA und 
Kanada sowie das Vereinigte Königreich) und von 
muslimisch geprägten Gesellschaften (Türkei, 
Iran, arabische Länder) einbezogen. Zu den be-
treffenden Rechtsordnungen werden laufend die 
aktuelle Entwicklung der Gesetzgebung, Recht-
sprechung und Lehre sowie die Tendenzen der 
Kriminalität und der Kriminalpolitik verfolgt. 

Für die wissenschaftlichen Mitarbeiter ist die 
Mitwirkung an rechtsvergleichenden Gemein-
schaftsprojekten der Forschungsabteilung von be-
sonderer Bedeutung. Hier kommen ihre speziellen 
Kenntnisse über die fremden Rechtsordnungen 
bereits bei der Forschungskonzeption zum Tra-
gen. Der gegenseitige Meinungs-, Gedanken- und 
Erfahrungsaustausch über das Rechtsverständnis 
in den einzelnen Ländern ermöglicht einen über-
greifenden Blick auf den Untersuchungsgegen-
stand und die von länderspezifischen Begriffen 
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losgelöste Formulierung von Forschungsfragen. 
Bei größeren rechtsvergleichenden Arbeiten wird 
vom Institutsdirektor und den Projektleitern eine 
Gliederung entwickelt, die den Landesberichten 
als Basis für die Erstellung des anschließenden 
Rechtsvergleichs zugrunde liegt. Dieses Vorgehen 
ist Bedingung für eine fundierte rechtsverglei-
chende Grundlagenforschung.

Neben den Gemeinschaftsprojekten sind die wis-
senschaftlichen Mitarbeiter auch in Einzelpro-
jekten tätig. Sie informieren die Fachöffentlichkeit 
in Aufsätzen und Vorträgen – auch rechtsverglei-
chend – über Entwicklungen und Besonderheiten 
des Strafrechts und der Kriminalpolitik in den 
einzelnen Ländern. Auf diese Weise tragen die 
Forscher unter auslandsrechtlichen und rechts-
vergleichenden Aspekten zur wissenschaftlichen 
Diskussion bei. Ferner erhält das Institut häufig 
Anfragen zu bestimmten Rechtsproblemen oder 
Verfahrensregeln in einzelnen Ländern. Die meis-
ten Anfragen kommen von deutschen Gerichten 
und Staatsanwaltschaften aus Anlass konkreter 
Strafsachen, in denen das ausländische Strafrecht 
oder die Prozesspraxis eine Rolle spielen. Im Be-
richtszeitraum wurden mehrere Anfragen des 
Bundesverfassungsgerichts zu wichtigen Grundla-
genfragen bearbeitet. Auch andere deutsche und 
ausländische Institutionen, insbesondere Jus-
tiz ministerien, aber auch einzelne Personen aus 
Wissenschaft und Praxis, sind auf entsprechende 
Informationen angewiesen. Solche Anfragen wer-
den nach Möglichkeit durch Gutachten beantwor-
tet. Darüber hinaus ist die Expertise der Wissen-
schaftler in Reformprozessen weltweit gefragt.

Die Forschung stützt sich hauptsächlich auf die 
Institutsbibliothek. Zu den Aufgaben der wissen-
schaftlichen Mitarbeiter der Abteilung gehört es 
daher, den Bibliotheksbestand auf dem aktuellen 
Stand zu halten. Dies setzt eine sorgfältige Be-
obachtung des Fachbuch- und Zeitschriftenmarktes 
sowie der elektronischen Medien voraus. Von gro-
ßer Bedeutung sind weiter persönliche Kontakte 
mit Personen aus Wissenschaft und Praxis der  
jeweiligen Länder. Hierdurch erschließen sich 
nicht nur zusätzliche Informationsquellen, sondern 
der Aufbau und die Pflege dieser Beziehungen 
bilden auch die Basis für die wissenschaftliche 
Zusammenarbeit des Instituts mit dem Ausland. 
Die wissenschaftlichen Mitarbeiter der Abteilung 
stehen in Verbindung mit Universitäten, Straf-
verfolgungs- und Justizbehörden sowie anderen 
juristischen Einrichtungen in ihren Ländern. Sie 
nehmen an Seminaren und Kongressen teil, halten 
Vorträge, organisieren mit den Partnern der Ab-

teilung vor Ort gemeinsame Veranstaltungen und 
wirken in Einzelfällen an akademischen Prüfungen 
ausländischer Universitäten mit. Zur Kontaktpflege 
gehört vor allem auch die Betreuung ausländischer 
Wissenschaftler, die sich als Forschungsgäste am 
Institut aufhalten. Hier ist insbesondere die fach-
liche und persönliche Unterstützung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses hervorzuheben. Aus ihr 
entstehen die Auslandsbeziehungen zur nachfol-
genden Generation von Juristen.

Sachgebietsspezifische wissenschaftliche 
expertise 

Neben dem länderspezifischen Sachverstand 
konzentriert sich die Zusammensetzung der wis-
senschaftlichen Mitarbeiter in der Abteilung ge-
genwärtig auf die Expertise zu vier Querschnitts-
materien der Forschung, die unterschiedliche 
Sachgebiete betreffen: Beim internationalen Straf-
recht (insbesondere Völkerstrafrecht) sowie beim 
Europäischen Strafrecht geht es vor allem um 
die Untersuchung eigenständiger supranationaler 
Strafrechtsordnungen, während es im Informa-
tionsrecht und im Medizinrecht um besondere 
Formen der Delinquenz sowie die Möglichkeiten 
und Grenzen ihrer Kontrolle durch das Strafrecht 
geht. Wegen der für sie typischen ineinandergrei-
fenden Rechtsgebiete und der Komplexität der 
technischen und medizinischen Materien ist hier 
ein besonderes Fachwissen erforderlich. Darüber 
hinaus sind alle vier Sachgebiete durch spezifische 
politische bzw. technische Entwicklungsbedin-
gungen gekennzeichnet, die – vergleichbar den 
charakteristischen Bedingungen einer nationalen 
Strafrechtsordnung – der besonderen Beobach-
tung und Erforschung bedürfen. Aufgaben und 
Arbeitsweisen der Mitarbeiter mit besonderem 
Fachwissen ähneln dabei denen der Mitarbeiter 
mit länderspezifischem Wissen.

 
International Max Planck research school for 
comparative criminal law (IMPrs-cc)  

Neben den Forschungsarbeiten der Mitarbeiter 
aus der strafrechtlichen Abteilung ist auch das 
Ausbildungsprogramm der „International Max 
Planck Research School for Comparative Criminal 
Law“ (IMPRS-CC) in die Forschungsfelder des 
Forschungsprogramms eingebettet (vgl. Kapitel 
I.B.1 „Forschungsprogramm“ und III.C „IMPRS-
CC). Auf diese Weise trägt auch der wissenschaft-
liche Nachwuchs der IMPRS-CC seinen Teil zum 
Forschungsbetrieb der Abteilung bei. 
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FOrschUnG

Forschungsunterstützung

Die Forschungsarbeit wird durch Fachleute un-
terstützt und ergänzt, in deren Hand die Publi-
kation und Übersetzung, die Koordination der 
gutachterlichen Tätigkeiten und der International 
Max Planck Research School for Comparative 
Criminal Law liegen.

Die Unterstützung bei der Publikation betrifft vor 
allem die Forschungsergebnisse. Hierbei spielt – 
insbesondere bei Untersuchungen, an denen eine 
größere Anzahl von externen Autoren beteiligt ist 
– die sprachliche und redaktionelle Arbeit eine 
besondere Rolle. Diese Arbeit wird von Publika-
tionsfachleuten übernommen. 

Deutsch ist im Strafrecht eine immer noch be-
deutende Wissenschaftssprache. Aus diesem 
Grund und auch wegen der historisch gewach-
senen Struktur der Forschungsabteilung wurden 
die Forschungsergebnisse bislang vor allem in 
deutscher Sprache veröffentlicht. Zur Unterstüt-
zung der beabsichtigten stärkeren Publikation 

in englischer Sprache bedarf es entsprechender 
Fachmitarbeiter, insbesondere für das „Proofread-
ing“ und für Übersetzungen. Fremdsprachliche 
Publikationen nehmen in der Abteilung ebenso 
kontinuierlich zu wie die Zahl ihrer ausländischen 
wissenschaftlichen Mitarbeiter.

Angesichts der zahlreichen Rechtsfragen, die 
von außen an die Forschungsabteilung gestellt 
werden, besteht auch ein spezieller Bedarf zur 
Unter stützung der gutachterlichen Tätigkeiten, 
insbesondere im Hinblick auf die Koordination 
des Gesamtablaufs der Gutachtenbearbeitung, 
die Beratung der Fragesteller, die Prüfung der 
Anfragen auf ihre Bezüge zum Forschungspro-
gramm, die Weiterleitung der relevanten Fragen 
an die Wissenschaftler und die Zusammenfassung 
von Einzelergebnissen.

Schließlich bedarf der Forschungs- und Aus-
bildungsbetrieb der International Max Planck 
Research School for Comparative Criminal Law 

Länderspezifischer 
wissenschaftlicher  

sachverstand

Kontinentaleuropäische  
Rechtsordnungen

Common Law  
Rechtsordnungen

Islamische Rechtsordnungen 
Asiens und Afrikas

Nicht-islamische Rechts-
ordnungen Asiens

Rechtsordnungen  
Lateinamerikas

Rechtsordnungen Afrikas 
südlich der Sahara

Sachgebietsspezifische 
wissenschaftliche expertise

Europäisches Strafrecht

Internationales und  
Völkerstrafrecht

Informationsrecht und  
Rechts informatik

Medizinrecht

IMPrs-cc

Schwerpunkt Strafrechts-
vergleichung, insb.

Nationales Strafrecht, 
Europäisches Strafrecht und 

Völkerstrafrecht

Terrorismus, organisierte 
Kriminalität, Wirtschafts-

kriminalität, u.a.

schema:  
spezialisiertes Fachwissen in  
der strafrechtlichen Forschungs-
abteilung

 

FOrschUnGsUnterstÜtzUnG

Koordination wissen-
schaftlicher Nachwuchs 

(IMPRS-CC) u.a.
Publikation Englische Übersetzungen 

und „Proofreading“
Koordination  

Gutachten
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der Koordination. Dabei geht es vor allem um die 
Gesamtkoordination der Ausbildungsmaßnahmen 
nach den Vorgaben des Lenkungsausschusses 
und um die Beratung der Doktoranden in Angele-
genheiten ihres Ausbildungsplans. Diese Aufgabe 
wird von einem besonderen Koordinator wahr-
genommen. Die wissenschaftliche Betreuung der 
Doktorarbeiten erfolgt ausschließlich durch den 

Erst- und den Zweitbetreuer der Arbeiten; Letzte-
rer wird bereits bei Ausbildungsbeginn festgelegt.

Besondere Zuständigkeiten bestehen darüber  
hinaus für die Betreuung der ausländischen Gast-
wissenschaftler, die Öffentlichkeitsarbeit und den 
Datenschutz. Die aktuellen Ansprechpartner fin-
den sich auf den Internets eiten des Instituts. 

Arbeitstreffen und Vorträge

Die Mitarbeiter der strafrechtlichen Abteilung 
treffen sich regelmäßig einmal in der Woche zu 
einem festen Termin. Dabei finden Projekt­ und 
Arbeitsbesprechungen, aber auch Vorträge und 
Diskussionen – vor allem von ausländischen  
Gästen – statt. 

Die Vorträge sind institutsöffentlich und werden 
auch von den Gastwissenschaftlern im Hause 
gern besucht. Diese „Mittwochsvorträge“ werden 
durch weitere Vortragsveranstaltung an Abendter-
minen, zu denen auch auswärtige Gäste eingela-
den sind, ergänzt. 

2. krIMInologISche ABteIlung

Die Kriminologische Abteilung des Max-Planck-
Instituts für ausländisches und internationales 
Strafrecht besteht seit 1970. Sie wurde mit der 
Berufung von Professor Günther Kaiser zum Di-
rektor des Instituts und zum Leiter der Krimino-
logischen Forschungsgruppe als zweite Abteilung 
neben der Strafrechtlichen Forschungsgruppe 
gegründet. Mit Inkrafttreten der neuen Instituts-
satzung vom 29. Juni 2007 wurde die Kriminolo-
gische ebenso wie die Strafrechtliche Forschungs-
gruppe in ‚Abteilung‘ umbenannt. 

Die kriminologische Forschung ist projektbe-
zogen organisiert. Im monatlichen Turnus fin-
det unter der Leitung von Professor Hans-Jörg 
Albrecht eine Gruppensitzung mit allen wissen-
schaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
statt, die in die Forschungsarbeit eingebunden 
sind. Die Sitzung dient der Information über 
Entwicklung und Stand der einzelnen Untersu-
chungen, der Diskussion projektbezogener Fra-

gen sowie der allgemeinen Planung der wissen-
schaftlichen Forschung. 

Die Betreuung der Gastforscher liegt in der Hand 
von Volker Grundies. Die Öffentlichkeitsarbeit 
wird von Gunda Wößner betreut. Für Angelegen-
heiten der internationalen Beziehungen sowie 
der Forschungsförderung mit dem besonderen 
Schwerpunkt EU-Programme ist Dietrich Ober-
wittler zuständig. Michael Kilchling kümmert 
sich um Fragen der Nachwuchsförderung und die 
Beziehungen zur Albert-Ludwigs-Universität Frei-
burg, insbesondere im Hinblick auf die Lehrver-
pflichtungen an der Juristischen Fakultät. Die Or-
ganisation der International Max Planck Research 
School on Retaliation, Mediation and Punishment 
(IMPRS-REMEP) obliegt Carolin F. Hillemanns. 
Verantwortlich für Datensicherheit und Archivie-
rung sind Volker Grundies und Jochen Jähnke. Der 
Sachbereich Veröffentlichungen fällt in die Zustän-
digkeit von Michael Knecht und Ulrike Auerbach.
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B. Bibliothek

Mit nunmehr rund 400.000 Medieneinheiten 
dürfte die Bibliothek des Max-Planck-Instituts 
für ausländisches und internationales Strafrecht 
in Europa die größte juristische Spezialbibliothek 
für strafrechtliche und kriminologische Literatur 
sein. Im Berichtszeitraum 2006–2007 konnte der 
Bibliotheksbestand, nicht zuletzt dank Sondermit-
teln der MPG, weiter ausgebaut werden. Gleich-
zeitig wurde der Aufbau der digitalen Bibliothek 
fortgeführt. Der internationale Stellenwert der 
Bibliothek spiegelt sich in der erneut gestiegenen 
Anzahl von Nutzern. Aber schon der Zuwachs des 
Bibliotheksbestandes spricht für sich.

So belief sich der Gesamtbestand der Biblio-
thek zum 31.12.2007 auf rund 397.000 Bände 
(31.12.2005: ca. 380.000 Bände). Rund 100.400 
Bände davon sind Zeitschriftenbände. Der Zu-
wachs der Bibliothek betrug im Jahr 2007 (2006) 
9.141 (9.316) Bände (gegenüber 8.170 bzw. 8.621 
Bänden in den beiden Vorjahren). Hiervon sind 
6.401 (5.884) Bände Monographien oder Fort-
setzungen und 2.740 (3.432) Bände Zeitschrif-
tenbände. Für Neuerwerbungen und Einband 
wurden im Jahr 2007 (2006) 629.832,14 EUR 
(641.712,00 EUR) aufgewendet. 

Erneut konnte das Angebot an digitalen juris-
tischen und kriminologischen Informationen und 
Volltexten, die den Nutzern im Intranet zugäng-
lich gemacht werden, stark erweitert werden. Zu 
nennen sind hier insbesondere die Angebote, die 
dank der sogenannten „Nationallizenzen“ – einer 
von der DFG geförderten Initiative zur Versor-
gung der Wissenschaft mit elektronischen Fach-
informationen – zur Verfügung gestellt werden. 
Daneben hält die Bibliothek 132 Zeitschriften 
mit lokalen Lizenzen digital bereit. Die in der 
Bibliothek vorhandenen digitalen wie herkömm-
lichen Publikationen werden im elektronischen 
Katalog (Web-OPAC) nachgewiesen. Die Funk-
tionalität dieser Nachweise reicht aber weit über 
die traditionellen Besitz- und Standortnachweise 
hinaus: Mit Hilfe der im Katalog des Südwest-
deutschen Bibliotheksverbundes eingespielten 
Inhaltsverzeichnisse, die für einen Großteil der 
neueren Bücher vorliegen, gibt der Web-OPAC 

unmittelbar Auskunft über die Inhalte dieser 
Publikationen; zudem kann bei digitalen Publi-
kationen vom Katalog aus direkt auf die Volltexte 
zugegriffen werden.

Während die Bibliothek im Jahr 2006 von 867 ex-
ternen Benutzern – Tagesgäste und Instituts gäste 
– in Anspruch genommen wurde, erhöhte sich  
diese Zahl im Jahr 2007 auf 1.348 externe Be-
nutzer. Dass trotzdem die Qualität der Betreuung 
beibehalten werden konnte, wurde durch Opti-
mierung der Arbeitsabläufe erreicht (Gruppenein-
führungen, Info-Blätter zur Bibliotheksbenutzung, 
Einsatz einer elektronischen Lesesaalverwaltung). 
Allerdings sind mit diesen Benutzerzahlen die Ka-
pa zitätsgrenzen der Bibliothek insoweit erreicht, 
als nur ein beschränktes Platzangebot in den Lese-
sälen vorhanden ist und auch die derzeitige perso-
nelle Situation keinen weiteren Zuwachs zulässt.

Im Berichtszeitraum wurden neben den Tätig-
keiten im laufenden Bibliotheksbetrieb wieder 
mehrere (Sonder-)Projekte durchgeführt. So wur-
de mit dem Aufbau der Abteilung „Europarecht“ 
der wachsenden Bedeutung des am Institut vertre-
tenen Forschungsschwerpunktes „Europäisches 
Strafrecht“ Rechnung getragen. Das im Herbst 
2004 mit Sondermitteln der MPG begonnene 
Projekt „Retrospektive Konversion des Karten-
katalogs“ wurde weiter vorangetrieben, indem im 
Berichtszeitraum die Katalogisierung von 21.381 
Buchtiteln aus den Altbeständen im elektro-
nischen Bibliothekssystem erfolgte. Darüber hi-
naus erfolgte die Erfassung von 31.175 Zeitschrif-
tenbänden. In einem – von der MPG wiederum 
mit Sondermitteln geförderten – weiteren Projekt 
konnten die bisher noch nicht in elektronischer 
Form vorliegenden Institutspublikationen digita-
lisiert werden. Insgesamt wurden von August bis 
Dezember 2007 rund 89.000 Buchseiten der in 
den Schriftenreihen „Beiträge und Materialien aus 
dem Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Strafrecht“ und „Kriminologische 
Forschungsberichte aus dem Max-Planck-Institut 
für ausländisches und internationales Strafrecht“ 
erschienenen Büchern eingescannt, nachbearbei-
tet und als pdf-Dokumente generiert. 
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c. herausgabe von Buchreihen  
und Zeitschriften

1. Fortführung, Änderungen und neu gründungen von Buchreihen

Das Institut veröffentlichte bis zum Jahr 2004 
die Forschungsergebnisse der strafrechtlichen 
und der kriminologischen Forschungsgruppe vor-
nehmlich in mehreren Buchreihen im Eigenver-
lag. Mit der Amtsübernahme durch Prof. Dr. Ul-
rich Sieber und dem Erscheinen des 100. Bandes 
der strafrechtlichen Forschungsreihe wurde eine 
Reihe von Veränderungen vorgenommen, die zwei 
Zielen dienten: Erstens sollten die bisher in einer 
Vielzahl von unterschiedlich gestalteten Reihen 
sowohl hausintern als auch bei anderen Verlagen 
herausgegebenen Publikationen so weit wie mög-
lich in einer institutseigenen Schriftenreihe mit 
parallelen Unterreihen konzentriert werden, um 
die Institutsarbeiten auf der Grundlage einer ein-
heitlichen Publikationsgestaltung besser erkenn-
bar und das Institut dadurch in der wissenschaft-
lichen Diskussion stärker sichtbar zu machen. 
Zweitens sollten die Forschungsergebnisse nicht 
mehr nur im Eigenverlag, sondern in Zusammen-
arbeit mit einem renommierten Wissenschafts-
verlag publiziert und dadurch auch für neue Le-
serkreise erschlossen werden.

Seit dem Jahr 2005 sind die Publikationen bei-
der Forschungsabteilungen nunmehr in Koope-
ration mit dem Verlag Duncker & Humblot in 
der „Schriftenreihe des Max-Planck-Instituts für 
ausländisches und internationales Strafrecht“ zu-
sammengeführt. 

Diese neue Schriftenreihe umfasst neben der 1884 
von Franz von Liszt gegründeten traditionsreichen	
 „Sammlung ausländischer Strafgesetzbücher 

in deutscher Übersetzung“ 
vor allem auch die Unterreihen 
 „Strafrechtliche Forschungsberichte“,
 „Kriminologische Forschungsberichte“ sowie 
 „Interdisziplinäre Forschungen zum Strafrecht 

und zur Kriminologie“.  
 
Darüber hinaus werden die kleineren Broschü-
ren „Arbeitsberichte“ und „Forschung aktuell/
research in brief“ herausgegeben. Mit ihnen sol-
len vor allem aktuelle Forschungsergebnisse der 
internationalen und nationalen Öffentlichkeit 
zeitnah und schnell zugänglich gemacht werden. 
Beispiele dafür sind die in der Publikationsliste 
(vgl. im Anhang unter A) enthaltenen Titel von 
Abdelbaqi, Albrecht, Herz und Schäfer/Paoli. 
Der Information über die Tätigkeit des Instituts 
dienen auch die neuen Hefte „Auslandskoope-
rationen“, die in ihrer ersten Nummer über die 
Zusammenarbeit des Max-Planck-Instituts mit 
Forschungseinrichtungen und Universitäten der 
Volksrepublik China berichten. 

Die in den Jahren 2006/2007 erschienenen „Straf-
rechtlichen Forschungsberichte“ publizierten zu 
einem erheblichen Teil Projekte, die noch vor dem 
Amtswechsel des Direktors und Leiters der straf-
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rechtlichen Abteilung begonnen, jedoch unter  
dem neuen Direktor weiterbearbeitet und fer-
tig gestellt wurden. Die veröffentlichten „Krimi-
nologischen Forschungsberichte“ repräsentieren 
wichtige Schwer punkte des kriminologischen For-
schungsprogramms. Zwei Bücher der Reihe „Inter-
disziplinäre Forschungen aus Strafrecht und Krimi-
nologie“ publizieren Beiträge zu Grund lagenfragen 
des Strafrechts und der Kriminologie; der eine 

Band dokumentiert die Feierlichkeiten des Amts-
wechsels am Max-Planck-Institut im Jahr 2004, 
der andere Band das Kolloquium zum 90. Geburts-
tag des Institutsgründers Prof. Dr. Hans-Heinrich 
Jescheck im Jahr 2005. In der „Sammlung aus-
ländischer Strafgesetzbücher in deutscher Über-
setzung erschienen deutsche Übersetzungen des 
StGB der Russischen Föderation, des finnischen 
Strafgesetzes sowie der bulgarischen StPO.

strafrechtliche Forschungsberichte 2006/2007
hrsg. Ulrich sieber

Band s 82.9 Eser/Sieber/Arnold (hrsg.), strafrecht in reaktion auf systemunrecht. vergleichende einblicke 
in transitionsprozesse. teilband 9: china (thomas richter). Berlin 2006, 267 s.

Band s 82.10 Eser/Sieber/Arnold (hrsg.), strafrecht in reaktion auf systemunrecht. vergleichende einblicke in 
Transitionsprozesse. Teilband 10: Südkorea (Byung-Sun Cho, Carolin Holzapfl, Thomas Richter). Berlin 
2006, 126 s.

Band s 82.11 Eser/Sieber/Arnold (hrsg.), strafrecht in reaktion auf systemunrecht. vergleichende einblicke 
in transitionsprozesse. teilband 11: chile/Uruguay (salvador a. Millaleo hernández/Gonzalo 
D. Fernández). Berlin 2007, 643 s.

Band s 95.7 Eser/Sieber/Kreicker (hrsg.), nationale strafverfolgung völkerrechtlicher verbrechen. national Pro-
secution of International crimes. teilband 7: völkerstrafrecht im ländervergleich (helmut Kreicker). 
Berlin 2006, 424 s.

Band s 106 Clivia von Dewitz, ns-Gedankengut und strafrecht. Die §§ 86, 86a stGB und § 130 stGB zwischen der 
abwehr neonazistischer Gefahren und symbolischem strafrecht. Berlin 2006, 304 s.

Band s 107 Helmut Kreicker, völkerrechtliche exemtionen. Grundlagen und Grenzen völkerrechtlicher Immuni-
täten und ihre Wirkungen im strafrecht. Berlin 2007, 1538 s. (s 107, 2 teilbände)

Band s 108 Konstanze Jarvers, Massen- und Kleinkriminalität vor dem italienischen Friedensrichter. neue Wege 
durch alternative erledigungsmöglichkeiten und sanktionsformen. Berlin 2007, 308 s.

Band s 109 Johanna Rinceanu, völkerstrafrecht in rumänien. Berlin 2008, 316 s.

Band s 110 Peggy Pfützner, Organisierte Kriminalität im französischen strafverfahren. zur einführung eines  
besonderen strafverfahrens durch die loi Perben II. Berlin 2008, 302 s.

Band s 111 Silvia Tellenbach (hrsg.), Die rolle der ehre im strafrecht. Berlin 2007, 813 s.

Kriminologische Forschungsberichte 2006/2007
hrsg. hans-Jörg albrecht und Günther Kaiser †

Band K 125 Didem Aydin, Die strafrechtliche Bekämpfung von hassdelikten in Deutschland und in den vereini-
gten staaten von amerika. edition iuscrim, Freiburg/Br. 2006, 519 s.

Band K 130 Carsten Schäfer/Letizia Paoli, Drogenkonsum und strafverfolgungspraxis. Berlin 2006, 455 s. 

Band K 131 Stefan Schulz, Beyond self-control. analysis and critique of Gottfredson & hirschi’s General theory 
of crime (1990). Berlin 2006, 306 s.
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Band K 132 Gunda Wößner, typisierung von sexualstraftätern. Berlin 2006, 270 s.

Band K 133 Maria Kafatou-Haeusermann, the Media-crime nexus. Berlin 2007, 539 s.

Band K 134 Gundula Schäfer-Vogel, Gewalttätige Jugendkulturen – symptom der erosion kommunikativer 
strukturen. Berlin 2007, 590 s.

Band K 135 Stefanie Tränkle, Im schatten des strafrechts. Berlin 2007, 392 s.

Band K 136 Tim Lukas (ed.), crime Prevention in high-rise housing. Berlin 2007, 132 s.

Band K 137 Evelyn Shea, Why work? Berlin 2007, 195 s.

Interdisziplinäre Forschungen aus strafrecht und Kriminologie 2006/2007 

Band I 12 Albrecht/Sieber (hrsg.), Perspektiven der strafrechtlichen Forschung. Berlin 2006, 87 s.

Band I 13 Hans-Jörg Albrecht/Jan-Michael Simon/Hassan Rezai/Holger-C. Rohne, Ernesto Kiza (hrsg.),  
Conflicts and Conflict Resolution in Middle Eastern Societies. Berlin 2006, 668 S.

Band I 14 Sieber/Albrecht (hrsg.), strafrecht und Kriminologie unter einem Dach. Kolloquium zum 90. Geburtstag 
von Professor Dr. Dr. h.c. mult. hans-heinrich Jescheck. Berlin 2006, 202 s.

sammlung ausländischer strafgesetzbücher in deutscher Übersetzung 2006/2007 

Band G 108 strafgesetzbuch der russischen Föderation. Deutsche Übersetzung und einführung von Friedrich-
Christian Schroeder. 2., aktual. Auflage. Berlin 2007, 260 S.

Band G 116 Das finnische Strafgesetz – Rikoslaki – Strafflag. Dreisprachige Ausgabe. Übersetzung und Einführung 
von Karin cornils, Dan Frände und Jussi Matikkala. Berlin 2006, 563 s.

Band G 117 Die bulgarische strafprozessordnung. Deutsche Übersetzung von Irina Gencheva. einführung von  
lazar Gruev. Berlin 2007, 196 s.



123

c. PUBlIKatIOn

2. Zeitschriften
 
Die Direktoren des Instituts wirken an der Herausgabe verschiedener Zeitschriften mit, die unter IV.B. 
jeweils genannt sind. Besondere Bedeutung haben dabei die folgenden Zeitschriften, deren Redaktion 
im Institut erfolgt.

auslandsrundschau der zeitschrift für die gesamte strafrechtswissenschaft (zstW), 
verlag Walter de Gruyter, Berlin

seit dem Jahr 2006 wird die zeitschrift von Ulrich sieber und hans-Jörg albrecht herausgegeben. Die schriftleitung liegt 
bei Ulrich sieber. Barbara huber ist für die redaktion verantwortlich. Die 1881 von Franz von liszt und adolf Dochow 
gegründete zeitschrift ist in Deutschland das zentrale wissenschaftliche Periodikum für ausländisches strafrecht. sie 
unterrichtet die strafrechtliche Fachwelt über neueste rechtsentwicklungen auf dem Gebiet des nationalen, internati-
onalen und supranationalen strafrechts, analysiert Gesetzgebung, rechtsanwendung und reformen und informiert über 
wichtige Konferenzen und deren ergebnisse. es kommen deutsche und ausländische strafrechtswissenschaftler und 
Praktiker zu Wort; die veröffentlichungssprache ist deutsch.

Monatsschrift für Kriminologie und strafrechtsreform (MschrKrim), 
heymanns verlag Köln

Die zeitschrift wird mitherausgegeben von hans-Jörg albrecht; die schriftleitung liegt bei ihm. Die redaktion führt 
Ulrike auerbach. Die Monatsschrift ist die zentrale wissenschaftliche Publikation der deutschsprachigen Kriminologie 
und ihrer nachbardisziplinen. sie erschien im Jahr 2007 im 90. Jahrgang. neben der systematischen Berichterstattung 
über Forschungsergebnisse und kriminalpolitische entwicklungen zielt die Monatsschrift auf eine kritische Begleitung 
von strafrecht, strafrechtspraxis sowie Kriminalpolitik und bildet zudem ein Forum, das den austausch über die Grenzen 
der wissenschaftlichen Disziplinen hinaus und über sprachliche Grenzen hinweg ermöglicht.

european Journal of crime, criminal law and criminal Justice,  
Brill academic Publishers, leiden, niederlande 

Die zeitschrift wird auf der Basis einer Kooperation zwischen dem Max-Planck-Institut für ausländisches und interna-
tionales strafrecht und der Universität tilburg (niederlande) von hans-Jörg albrecht, cyrill Fijnaut (tilburg), Günther  
Kaiser † und Ulrich sieber herausgegeben. Die redaktion wird von Michael Knecht betreut. Das englischsprachige Jour-
nal ist 2007 im 15. Jahr erschienen. es konzentriert sich auf Forschungen zur Kriminalität, zum strafrecht und zur straf-
justiz in europa aus einer vergleichenden wie auch europäischen Perspektive und hat sich zu einem der wichtigsten 
europäischen Foren für den wissenschaftlichen austausch in den erfassten Bereichen entwickelt. neben europäischen 
themen im engeren sinne werden auch solche Beiträge aus den nachbarregionen europas erfasst, die Bezüge zu euro-
pa oder zur europäischen Union herstellen.

eucrim – the european criminal law associations’ Forum

Die zeitschrift wird vom Max-Planck-Institut durch Ulrich sieber in zusammenarbeit mit der vereinigung für europä-
isches strafrecht e.v. seit 2006 regelmäßig herausgegeben. Die redaktion obliegt thomas Wahl. eucrim wirkt dem von 
der europäischen Strafrechtswissenschaft beklagten Informationsdefizit im Bereich des Europäischen Strafrechts ent-
gegen, insbesondere durch die analyse der aktuellen strafrechtsrelevanten entwicklungen in der europäischen Union 
und im europarat sowie durch die veröffentlichung von Beiträgen zu schwerpunktthemen. Die zeitschrift ist ein neues 
multimediales Informationssystem für Wissenschaftler, Praktiker und Politiker, das zwar auch als Printversion gedruckt, 
überwiegend jedoch online zur verfügung gestellt wird. Die Online-version hat zwei Jahre nach ihrem start bereits ca. 
1200 abonnenten. Die Printversion erscheint in 2000 exemplaren.
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D. Öffentlichkeitsarbeit

Die Öffentlichkeitsarbeit des Instituts verfolgt 
das Ziel einer möglichst umfassenden Vermittlung 
der Forschungstätigkeit an ein breites öffentliches 
ebenso wie an ein fachspezifisch interessiertes Pu-
blikum. Hierfür werden verschiedene Strategien 
bedarfsgerecht ein- und umgesetzt: An erster Stel-
le stehen die Publikationen der Schriftenreihe des 
Max-Planck-Instituts für ausländisches und inter-
nationales Strafrecht. Diese werden ergänzt durch 
die im Haus herausgegebenen Zeitschriften sowie 
Veröffentlichungen externer Verlage und elektro-
nische Publikationen. Ein zentrales Instrument 
der Öffentlichkeitsarbeit ist für das Institut auch 
das Internet geworden. Dort wird auf Neuerschei-
nungen hingewiesen. Für alle Buchpublikationen 
stehen detaillierte Informationen, Bestellmöglich-
keiten und zum Teil auch Aktualisierungen zum 
kostenlosen Abruf zur Verfügung. Die Veröffent-
lichungen aus der Reihe „Research in Brief / For-
schung Aktuell“ werden über die Homepage auch 
im Volltext kostenlos abgegeben. Weiterhin wer-
den für alle Projekte umfangreiche Darstellungen 
gepflegt, die interessierten Nutzern Informati-
onen zu Inhalt, Forschungsstand und relevanten 
Publikationen bieten. Die derzeitige Version der 
Homepage wird ständig aktualisiert und gepflegt 
und spiegelt hierdurch die gegenwärtigen, am In-
stitut laufenden Entwicklungen zeitnah wider. 

Daneben wurden verschiedene Broschüren und 
Prospekte erstellt, die entweder projektspezifisch 
über die Forschungstätigkeit berichten oder pro-
jektübergreifend wichtige Entwicklungen des 
Instituts, wie z.B. die beiden neuen Research 
Schools, oder Forschungskooperationen aufgrei-
fen. Somit können bei Veranstaltungen und auf 
Nachfrage entsprechende Materialien, die über 
das Institut und die hier stattfindende Forschung 
informieren, öffentlichkeitswirksam in Umlauf 
gebracht werden. 

Die Öffentlichkeitsarbeit beinhaltet auch aktive 
Veröffentlichungen außerhalb des Instituts. So 
entstand z.B. ein ganzseitiger Namensbeitrag in 
der FAZ zu dem aktuellen Thema der Liechten-
steiner Steuerermittlungen (vgl. Kapitel II.D.). 
Auch im Wissenschaftsmagazin Max-Planck-For-
schung, das viermal im Jahr erscheint und in großer 

Auflage gedruckt wird, wurde über mehrere am 
Institut laufende Projekte berichtet. Im Jahr 2007 
erschienen beispielsweise eine Reportage über 
Verbrecherjagd im Datennetz und ein Bericht 
über das Institutsprojekt zur Kriminalprävention 
in Großwohnsiedlungen. 

Zu den allgemeinen PR-Strategien gehören auch 
die Organisation von internen (also am Institut 
selbst stattfindenden) und externen Vortragsver-
anstaltungen, Kolloquien und Tagungen, welche 
vom Institut mit ausgetragen werden. Große Be-
deutung hierfür haben die hausinternen Vorträge 
erhalten, die sich in erster Linie an die Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler im Hause 
sowie die Institutsgäste richten, gleichwohl zum 
Teil auch öffentlich zugänglich waren. Zu den 
Referenten, die hierfür gewonnen werden konn-
ten zählten u.a. Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Günther  
Jakobs und Prof. David Wall, University of Leeds. 
Daneben wurden zahlreiche Tagungen und Sym-
posien am Max-Planck-Institut durchgeführt, so 
z.B. der Workshop „Reforming Criminal Jus tice: 
Key Issues of Contemporary Criminal Procedure“ 
im Oktober 2007, das interdisziplinäre Seminar 
„Phishing, Filesharing, War-Driving – aktuelle 
Cybercrime-Fragestellungen“ im Januar 2007, 
eine Sondersitzung des Fachausschusses Straf-
recht der Deutschen Gesellschaft für Recht und 
Informatik, oder das Kolloquium zum 40-jährigen 
Bestehen des Max-Planck-Instituts für auslän-
disches und internationales Strafrecht am 21. Juli 
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2006 zu Strafrechtsvergleichung und verglei-
chender Kriminologie. Bei zahlreichen Tagungen 
und Kolloquien, die außerhalb des Max-Planck-
Instituts stattfinden, ist das Institut ebenfalls an 
der Austragung diverser Veranstaltungen beteiligt, 
wie dies beispielsweise beim Expertenkolloquium 
„Evaluation der Sozialtherapie im Justizvollzug“ 
im November 2007 der Fall war, das zusammen 
mit der Kriminologischen Zentralstelle (KrimZ) in 
Wiesbaden veranstaltet wurde.

Außerdem konnten Besuchergruppen aus aller 
Welt am Institut willkommen geheißen werden. 
Im September 2007 besuchte eine Gruppe von 
Studierenden der Universität Kumamoto, Japan, 
und der dort angesiedelten Graduate School 
für Juristen das Institut. Im Januar und Februar 
2007 informierte sich eine Delegation türkischer 
Polizeirechtsexperten über aktuelle Entwick-
lungen in der kriminologisch orientierten Polizei-
forschung. Am 16. Oktober 2006 besuchte eine 
Delegation höherer Beamter aus Justizministerien 
und obersten Gerichten der EU-Mitglieds- und 
-Beitrittsländer zusammen mit Bediensteten 
der EU-Kommission und des Rates der EU, des 
Europäischen Gerichtshofs und von Eurojust 
das Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Strafrecht in Freiburg. Daneben 
wurde vielen weiteren größeren und kleineren 
Besuchergruppen vermittelt, welche Forschungs-
arbeiten gegenwärtig die Tätigkeiten des Instituts 
bestimmen.

Da eine erfolgreiche Öffentlichkeitsarbeit für das 
Institut zunehmend Bedeutung gewinnt, wurde 
im Berichtszeitraum ein verstärkter und kontinu-
ierlicher Ausbau der PR-Tätigkeit vorangetrieben. 
Höhepunkt dieser Aktivitäten war die Teilnahme 
des Instituts an der im Jahr 2007 veranstalteten 
Wissenschaftsmeile im Rahmen der 550-Jahr-Feier 
der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg rund um 
die Freiburger Universität. Vom 11. bis 14. Juli 
2007 präsentierte sich das Max-Planck-Institut für 
ausländisches und internationales Strafrecht zu-
sammen mit dem Freiburger Max-Planck-Institut 
für Immunbiologie und der Arbeitsgruppe Feuer-
ökologie des Mainzer Max-Planck-Instituts für 
Chemie in einem eigens für die Max-Planck-Insti-
tute entworfenen und angefertigten Pavillon. 

Hier präsentierte das Institut Wissenschaft „zum 
Anfassen“ in Form von Postern, Plakaten, Bro-
schüren sowie interaktiven computergestützten 
Präsentationen. Auf dem Wissenschaftsmarkt 
stellten neben den Max-Planck-Instituten ca. 50 
weitere Freiburger Institute und Abteilungen der 
Universität ihre Forschungstätigkeiten vor und 
zogen rund 30.000 Besucher an. Vor dem Hin-
tergrund dieser Großveranstaltung organisierte 
das Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Strafrecht zusammen mit der 
Max-Planck-Gesellschaft in München ein Max-
Planck-Forum, welches am 11. Juli 2007 unter 
dem Titel „Trojaner gegen den Terror?“ in den 
Räumlichkeiten der Deutschen Bank Freiburg 

Pavillon der Max-Planck-Institute 
bei der Meile der Wissenschaft
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stattfand. Bei der Podiumsdiskussion diskutierten 
neben dem Direktor der strafrechtlichen Abtei-
lung des Instituts, Prof. Ulrich Sieber, der Präsi-
dent des Bundeskriminalamtes Jörg Ziercke, der 
stellvertretende Vorsitzende der Humanistischen 
Union Dr. Fredrik Roggan sowie Dr. Michael 
Bruns, Bundesanwalt beim Bundesgerichtshof. 
Diese Veranstaltung fand aus politisch aktuellem 
Anlass großen Anklang. 

Ebenfalls im Rahmen der Aktivitäten des 550-jäh-
rigen Jubiläums der Universität Freiburg wurden 
an mehreren Freiburger Schulen Vorträge gehal-
ten, die traditionsgemäß ansonsten nur in den 
Städten, in denen die Jahreshauptversammlung 
der Max-Planck-Gesellschaft abgehalten wird, 
angeboten werden. Die wissenschaftlichen Mit-
arbeiter des Instituts hielten zu insgesamt zehn 
verschiedenen Themen Schulvorträge an Freibur-
ger Gymnasien. Auf größtes Interesse stießen mit 
jeweils drei Präsentationen der Vortrag „Hacker, 
Cracker, Bauernfänger – Strafrecht im Zeitalter 
des Internet“ und der Vortrag „Lucky Luke und 
der Psycho-Doc – Oder: Soll man gefährliche 
Straftäter behandeln oder wegsperren?“. Auch auf 
den Jahreshauptversammlungen in Kiel (2007) 
und Frankfurt (2006) war das Institut mit zahl-
reichen Schulvorträgen vertreten. 

In den letzten beiden Jahren hat das Institut ins-
gesamt eine offensivere PR-Tätigkeit entwickelt. 
Dies zeigt sich vor allem im Umgang mit den 
Medien. Mittlerweile gibt es einen eigenen Pres-
severteiler, an den Pressemitteilungen versandt 
werden. Pressemitteilungen werden zunehmend 
eigeninitiativ für aktuelle politische Anlässe und 
gesellschaftspolitisch relevante Themen erstellt 
(so z.B. in der Vergangenheit zu den Themen 
Online-Überwachung, Rasterfahndung, Kinds-
tötung). Diese Pressemitteilungen finden sich 
nunmehr auch online auf der Homepage. Die Zu-
sammenarbeit mit der Max-Planck-Gesellschaft 
in München geht hier derweil Hand in Hand. 
Daneben bekommen die beiden Abteilungen regel-
mäßig Anfragen von Printmedien, Funk und Fern-
sehen. Diese Anfragen beziehen sich zum einen 
auf Interviews mit den Direktoren und den wissen-
schaftlichen Mitarbeitern, zum anderen auf die 
Vermittlung von Hintergrundinformationen durch 
die Experten des Instituts zu speziellen The-
men. Hieraus resultierten im Berichtszeitraum 
zahlreiche Berichterstattungen, in denen auf 
Mitarbeiter des Instituts verwiesen wird, sowie 
Interviews in Tageszeitungen, wissenschaftlichen 
Zeitschriften, Rundfunk und Fernsehen. Exempla-
risch seien hier die Kommentierung von Prof. Sie-
ber zur Life-Übertragung der Urteilsverkündung 
des Bundesverfassungsgerichts in dem Verfahren 
über die Online-Duchsuchung für den Fernseh-
sender Phoenix genannt sowie die Expertentätig-
keit von Prof. Albrecht für die Tagesthemen und 
dessen Teilnahme an der Phoenix-Runde. 

Mit einem zunehmenden Fokus auf einer erfolg-
reichen Presse- und Öffentlichkeitsarbeit in einer 
Informationsgesellschaft folgt das Institut einer 
auch innerhalb der Max-Planck-Gesellschaft fort-
schreitenden Entwicklung. Diese schrieb im Jahr 
2007 die Finanzierung für 14 PR-Stellen aus, um 
die sich alle 79 Max-Planck-Institute bewerben 
konnten. Auch das Max-Planck-Institut für aus-
ländisches und internationales Strafrecht bewarb 
sich um die Finanzierung und war mit einer hal-
ben Stelle erfolgreich. Durch diese personelle 
Verstärkung soll die erfolgreiche Entwicklung der 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit weiter fortge-
führt und ausgebaut werden.

Besucher im Pavillon der Max-
Planck-Institute bei der Meile der 
Wissenschaft
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e. eDv-DIenstleIstUnGen

e. eDV-Dienstleistungen

Die Arbeit der EDV-Abteilung in den Jahren 2006 und 2007 war vor allem von drei Schwerpunkten 
geprägt. Diese betrafen erstens das Systemmanagement, zweitens den Ausbau der Kommunikations-
infrastruktur und drittens eine weitere Verbesserung der Computersicherheit.

Systemmanagement

Im Bereich Systemmanagement wurde die Kon-
solidierung der IT-Umgebung unter das „Active 
Directory“ der Firma Microsoft abgeschlossen. 
Hierdurch ist eine effektivere Verwaltung von 
Computern, Nutzern und Arbeitsgruppen mög-
lich. Weiterhin erfolgte auch die Modernisierung 

des Bereichs der Hardware. Neben neuen Ser-
vern wurden Hochleistungsdrucker angeschafft, 
die nun im gesamten Institut zur Verfügung 
stehen. Zusätzlich wurden zwei neue Hochleis-
tungsfarbdrucksysteme installiert und in Betrieb 
genommen

kommunikationsinfrastruktur

Die Kommunikationsinfrastruktur wurde in wei-
ten Teilen an den aktuellen Stand der Technik 
und die Bedürfnisse der Nutzer angepasst. Dies 
betrifft zunächst den E-Mail-Dienst, der von der 
EDV-Abteilung für Nutzer und Gäste angeboten 
wird. Im Jahr 2007 konnten alle bestehenden E-
Mail-Konten auf einen neuen Mailserver migriert 
werden. Gegenüber dem alten Dienst, der seit 
1999 auf wechselnder Hardware betrieben wur-
de, wird vor allem eine größere Systemstabilität 
erwartet. Zusätzlich bietet der neue Mailserver 
erstmals auch Groupware-Funktionalitäten, mit 
denen zum Beispiel Kalenderdienste zur Verfü-
gung gestellt werden können. Schließlich konn-
te eine Software in Betrieb genommen werden, 
um den Betrieb von Mailinglisten am Institut zu 
gewährleisten. Dieses Angebot geht auf den stei-
genden Bedarf aus der Wissenschaft zurück, über 
E-Mail auch in größeren Gruppen Informationen 
austauschen zu können.

Im Frühjahr 2006 wurde eine neue Institutshome-
page online geschaltet. Das Web-Angebot wird mit 
Hilfe eines Content-Management-Systems verwal-
tet, das gemeinsam mit anderen juristischen Max-
Planck-Instituten betrieben und konzipiert wurde. 
Im Lauf des Jahres 2007 konnte das Angebot zu-
dem vollständig barrierefrei gestaltet werden.

Neben der IT-Infrastruktur im engeren Sinne war 
die EDV-Abteilung auch für andere elektronische 
Dienste des Instituts zuständig. So wurden etwa 
eine neue Telefonanlage sowie Komfort-Telefone 
in allen Büros in Betrieb genommen. Dies ermög-
licht eine Integration von Telefondiensten auch in 
die IT-Systeme. Hierdurch wird nicht nur der Zu-
griff auf Adressbücher und Ablagefunktionen er-
möglicht und die tägliche Büroarbeit erleichtert, 
sondern es werden auch Telefonumfragen unter-
stützt, die im Rahmen von einzelnen Forschungs-
projekten in den Abteilungen durchzuführen sind.

computersicherheit

Der Bereich der Computersicherheit stellt seit 
vielen Jahren einen Schwerpunkt der Arbeit der 
EDV-Abteilung des Instituts dar. Eine Innova-
tion war die Einführung eines Funk-Netzwerks 

am Institut im Berichtszeitraum. Damit besteht 
für Mitarbeiter und Gäste die Möglichkeit, auch 
drahtlos einen Internetzugang über das Institut zu 
nutzen. Anders als bei vielen anderen kabellosen 
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Netzwerken wurde großer Wert auf die Netzwerk-
sicherheit gelegt. Die gewählte Konfigura tion 
entspricht den neuesten Standards und bietet  
Sicherheit auf höchstem Niveau.

Neben dem drahtlosen Zugang im Institut wur-
de von vielen Wissenschaftlern gefordert, eine 
Möglichkeit auch für den mobilen Zugriff z.B. 

auf Reisen zu schaffen. Eine Herausforderung be-
steht hierbei insbesondere in der Gewährleistung 
 sowohl der Systemsicherheit als auch des Zugriffs-
schutzes. 2006 konnte eine komfortable Zugangs-
möglichkeit in Betrieb genommen werden, mit 
der eine Arbeit auch außerhalb des Instituts mög-
lich ist. Der Zugang ist vollständig verschlüsselt 
und verwendet auf der höchsten Sicherheitsstufe 
sogenannte RSA-Token als Einmal-Passwörter.

Weitere Arbeiten der EDV-Abteilung mit Bezug 
zur Computersicherheit, die im Berichtszeitraum 
vorgenommen wurden, betreffen den Betrieb eines 
eigenen Update-Servers, mit dem sichergestellt 
werden kann, dass Rechner im Institut regelmäßig 
mit sicherheitsrelevanten Aktualisierungen ver-
sorgt werden können sowie den Aufbau von Zer-
tifizierungs­ und Registrierungsstellen für Sicher-
heitszertifikate. Derartige Zertifikate spielen eine 
zentrale Rolle in der modernen Kommunikation.
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F. FOrschUnGsFÖrDerUnG

F. Forschungsförderung

Ein wichtiges Element der Forschungsplanung 
des Instituts ist die Beteiligung an externen För-
derprogrammen der allgemeinen öffentlich finan-
zierten Forschungsförderung sowie an den inter-
nen Sonderprogrammen der MPG zur Förderung 
der Spitzenforschung an den Max-Planck-Insti-
tuten, insbesondere dem Innovationsfonds des 
Präsidenten der MPG. Auch ist die punktuelle 
Erschließung von Drittmitteln seitens privater 
Institutionen insbesondere durch Stiftungen von 
Bedeutung. Das Institut verfolgt bei der For-
schungsförderung drei programmatische und for-
schungsstrategische Ziele.

 Zum Ersten sind Schwerpunktsetzungen im 
Rahmen aktueller Förderprogramme von Einrich-
tungen zur Forschungsförderung Instrumente zur 
Forschungsinnovation. Dies gilt für die Formulie-
rung neuer Probleme und wissenschaftlicher Fra-
gestellungen sowie für den damit verbundenen 
Bedarf an methodischer Weiterentwicklung. 
Speziell die Forschungsrahmenprogramme der 
EU sind darüber hinaus auf das Entstehen neuer 
Forschungskooperationen und Netzwerke ausge-
richtet und damit für das Forschungskonzept des 
Instituts von besonderem Nutzen. 

 Zum Zweiten stellt die Evaluation des An-
trags, die bei Förderprogrammen der allgemei-
nen Forschungsförderung regelmäßig stattfindet, 
ein bedeutendes Instrument zur Feststellung der 
Qualität des Forschungsvorhabens und somit 

von Exzellenz dar. Dies gilt insbesondere für die 
Bewilligung von Anträgen durch – zumeist in-
ternational besetzte – Gutachtergremien in den 
Forschungsrahmenprogrammen der EU und den 
maßgebenden Institutionen in Deutschland, wie 
etwa der DFG, der Volkswagen- oder der Fritz-
Thyssen-Stiftung, sowie in besonderem Maße für 
den Innovationsfonds des Präsidenten der MPG.

 Zum Dritten ist die Beteiligung an Förderpro-
grammen und die Durchführung von Forschungs-
aufträgen aus der Politik und Praxis auf nationaler, 
europäischer und internationaler Ebene ein Weg, 
um unabhängige Ergebnisse aus der Grundlagen-
forschung in die Praxis einfließen zu lassen.

Das Institut profitiert von unterschiedlichen For-
men der Forschungsförderung. Die größte Bedeu-
tung kommt – inhaltlich wie auch im Hinblick 
auf den Förderungsumfang – unmittelbar pro-
jektbezogenen Programmen zu. Bei den externen 
Förderprogrammen ist in diesem Bereich die För-
derung auf europäischer Ebene von besonderem 
Gewicht und zwar speziell durch die Kommission. 
Bei der internen Förderung durch die Sonderpro-
gramme der MPG für die Spitzenforschung an 
ihren Instituten fällt in dem Berichtszeitraum ins-
besondere die Bewilligung des strafrechtsverglei-
chenden Projekts „Max Planck Systematik zum 
Strafrechtsvergleich“ aus dem Innovationsfonds 
des Präsidenten der MPG mit einer Laufzeit von 
2008 bis 2012 ins Gewicht.

zuwendungsgeber 2006 2007 Gesamt

Bund 65.421 € 52.244 € 117.664 €

länder 70.000 € 76.160 € 146.160 €

eU 55.664 € 132.940 € 188.604 €

DFG 53.828 € 43.568 € 97.396 €

stiftungen          – 26.543 € 26.543 €

sonstige 152.826 € 108.551 € 261.377 €

Gesamteinnahmen Drittmittel 397.738 € 440.006 € 837.744 €

tabelle: 
herkunft der Drittmittel im 
Berichts zeitraum 2006/07
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Die personenbezogene Förderung in Form von 
Doktoranden- und Postdoc-Stipenden ermög-
licht die Planung und Realisierung zahlreicher 
Einzelprojekte. Das gilt auch für größere Projekte 
aus Fördermitteln der DFG, die auf Weiterqua-
lifizierung ausgerichtet sind. Für das Institut ist 
diese Form der Förderung die einzige Möglich-
keit, von Fördermitteln der DFG zu profitieren, 
da projektbezogene DFG-Programme nach den 
entsprechenden Richtlinien an erster Stelle den 
Universitäten zugute kommen sollen.

Von Bedeutung sind darüber hinaus Forschungs-
aufträge staatlicher und überstaatlicher Instituti-
onen. Das betrifft auf nationaler Ebene zahlreiche 

Projekte im Auftrag von verschiedenen Bundes- 
bzw. Landesministerien sowie der Landesmedien-
anstalten. Auf europäischer Ebene fällt in dem 
Berichtszeitraum insbesondere die Studie über 
die Reform des Europäischen Strafrechts ins Ge-
wicht. Darüber hinaus wurden vor allem Studien 
im Auftrag des Europarats verfasst.

Ferner eröffneten Drittmittel – insbesondere 
aus Mitteln des DAAD und der Alexander-von-
Humboldt-Stiftung – dem Institut einen größe-
ren Spielraum für die Forschung, vor allem zur 
Durchführung internationaler Tagungen und 
Konferenzen im In- und Ausland, die das Institut 
über seinen Haushalt nicht bestreiten kann.
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G. FachBeIrat UnD  
KUratOrIUM

g. Fachbeirat und kuratorium

1. Der FAchBeIrAt

Unabhängige und regelmäßige Evaluation ist ein 
zentrales Element in der Forschungspolitik der 
Max-Planck-Gesellschaft. Die Forschungstätig-
keit von Max-Planck-Instituten wird deshalb be-
gleitet durch die in einem zweijährigen Abstand 
stattfindende Evaluation und Beratung durch 
externe Expertenkommissionen (Fachbeiräte). 

Deren Mitglieder werden vom Präsidenten der 
Max-Planck-Gesellschaft auf der Grundlage von 
Vorschlägen aus den Instituten ernannt. Die Mit-
glieder des Fachbeirats des Max-Planck-Instituts 
für ausländisches und internationales Strafrecht 
repräsentieren die Strafrechtswissenschaften und 
die Kriminologie.

Der Fachbeirat setzt sich derzeit wie folgt zusammen:

 Prof. Dr. José Luis de la Cuesta, Universität San Sebastián/Spanien 

 Prof. Dr. Tatjana Hörnle, Ruhr-Universität Bochum 

 Prof. Dr. Karl-Ludwig Kunz, Universität Bern/Schweiz 

 Prof. Dr. Lorenzo Picotti, Universität Verona/Italien 

 Prof. Dr. Heinz Schöch, Universität München 

 Prof. Dr. Steve Thaman, St. Louis University/USA 

 Prof. Dr. Klaus Volk, Universität München

 Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Luis Arroyo Zapatero, Universität Castilla-La Mancha,  
Ciudad Real/Spanien 

 Prof. Dr. Dirk van Zyl Smit, University of Nottingham/Großbritannien

Bis anfang 2008 gehörten dem Fachbeirat die folgenden Personen an:

 Prof. Dr. Heike Jung, Universität Saarbrücken (Vorsitzender)

 Prof. Dr. Günter Albrecht, Universität Bielefeld

 Prof. Dr. Knut Amelung, Universität Dresden

 Prof. Dr. Cyrille Fijnaut, Universität Tilburg/Niederlande

 Prof. Dr. Wolfgang Frisch, Universität Freiburg i. Br.

 Prof. Dr. Frank Höpfel, Universität Wien/Österreich und ad litem Richter  
beim ICTY, Den Haag/Niederlande

 Prof. Dr. Ursula Nelles, Universität Münster

 Prof. Dr. Mark Pieth, Universität Basel/Schweiz

 Prof. Dr. Klaus Volk, Universität München
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Das Kuratorium des Instituts hat eine beratende 
und fördernde Funktion und ist mit hochrangigen 
Vertretern der Wissenschaft, Politik, Justiz und 
Justizverwaltung, Anwaltschaft und Medien be-
setzt. Seine Mitglieder werden vom Präsidenten 

der MPG auf Vorschlag des Instituts berufen. Das 
Kuratorium fördert die Beziehungen zwischen der 
Grundlagenforschung und verschiedenen gesell-
schaftlichen Bereichen sowie das Interesse der 
Öffentlichkeit an Forschungsergebnissen.

Das Kuratorium setzt sich derzeit wie folgt zusammen:

 Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Winfried Hassemer, Ehemaliger Vizepräsident des  
Bundesverfassungsgerichts, Karlsruhe und Universität Frankfurt a.M. (Vorsitzender)

 Ministerialdirigent Achim Brauneisen, Justizministerium Stuttgart 

 Franz Hermann Brüner, Generaldirektor des Europäischen Amtes für  
Betrugsbekämpfung (OLAF)

 Ministerialdirigent Thomas Dittmann, Bundesministerium der Justiz, Berlin

 Gernot Erler MdB, Staatsminister im Auswärtigen Amt, Berlin

 Peter Häberle, Leitender Oberstaatsanwalt, Freiburg i. Br.

 Monika Harms, Generalbundesanwältin, Karlsruhe

 Prof. Dr. Dr. Kristian Kühl, Universität Tübingen 

 Dr. Heribert Prantl, Süddeutsche Zeitung, München 

 Rechtsanwalt Prof. Dr. Franz Salditt, Neuwied 

 Oberbürgermeister Dr. Dieter Salomon, Freiburg i. Br. 

 Wolfgang Schomburg, Richter am ICTY (Berufungskammer), Den Haag/Niederlande 

 Peter Wilkitzki, Ministerialdirektor a. D., Bonn 

Bis anfang 2008 gehörten dem Kuratorium die folgenden Personen an:

 Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Winfried Hassemer, Ehemaliger Vizepräsident  
des Bundesverfassungsgerichts, Karlsruhe und Universität Frankfurt a.M. (Vorsitzender)

 Ministerialdirigent Herbert Bölter, Justizministerium Stuttgart

 Thomas Keller, Deutsche Bank, Freiburg i. Br.

 Prof. Dr. Dr. Kristian Kühl, Universität Tübingen

 Staatsministerin Kerstin Müller, Auswärtiges Amt, Berlin

 Generalbundesanwalt Kay Nehm, Karlsruhe

 Dr. Heribert Prantl, Süddeutsche Zeitung, München

 Rechtsanwalt Prof. Dr. Franz Salditt, Neuwied

 Oberbürgermeister Dr. Dieter Salomon, Freiburg i. Br.

 Dr. Wolfgang Schomburg, Richter am ICTY (Berufungskammer), Den Haag/Niederlande

 Peter Wilkitzki, Ministerialdirektor a.D., Bundesministerium der Justiz, Berlin

2. DAS kurAtorIuM
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a. ehrUnGen

A. ehrungen

Albrecht, hans-jörg

	Ernennung zum Gastprofessor an der Beijing 
Normal University, Peking (Mai 2006) 

eser, Albin

	Verleihung der Ehrennadel der Max-Planck-
Gesellschaft (Juni 2007)

 

lafrenz, Bianca

	Preis des Vereins der Ehemaligen der Univer-
sität Konstanz (2006)

Sieber, ulrich

	Ernennung zum Gastprofessor an der Beijing 
Normal University, Peking (Oktober 2007)

	Wahl zum Vizepräsidenten der „Association 
Inter nationale pour la Défence Sociale“ (Sep-
tember 2007)

B. tätigkeiten für wissenschaftliche  
organisationen und herausgeber-
schaften

Albrecht, hans-jörg

	Honorarprofessor und Fakultätsmitglied an der 
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg

	Gastprofessor an der Juristischen Fakultät der 
Renmin-Universität/VR China

	UT- Professorship and Permanent Faculty Mem-
bership der Rechtswissenschaftlichen Fakultät 
des Qom High Education Center der Universität 
Teheran/Iran

	Gastprofessor an der Juristischen Fakultät der 
Universität Wuhan/VR China

	Mitherausgeber der Reihe „Kriminologische 
Forschungsberichte aus dem Max-Planck-Insti-
tut für ausländisches und internationales Straf-
recht“

	Mitherausgeber der „Monatsschrift für Krimi-
nologie und Strafrechts reform“

	Mitherausgeber der Zeitschriften „Déviance et 
Société“, „European Journal of Crime, Criminal 
Law and Criminal Justice“ sowie „Recht der Ju-
gend und des Bildungswesens“

	Mitherausgeber der Auslandsrundschau der 
Zeitschrift für die Gesamte Strafrechtswissen-
schaft (ZStW)

	Mitglied im Editorial Board der Zeitschrift 
„Journal on Terrorism and Organised Crime“ 
und dem Editorial Board und International Ad-
visory Board der Zeitschrift „European Journal 
of Criminology“

	Mitglied im Advisory Board der Zeitschriften 
„Suchttherapie“, „International Journal of Policy 
and Practice“, „Police Practice and Research – 
An International Journal“, „Studies on Crime 
and Crime Prevention“, „Revista de Derecho Pe-
nal y Criminología“ sowie der Zeitschrift „Crime 
& Justice International“
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	Mitglied des Beirats der Kriminologischen Zen-
tralstelle e.V, des Instituts für interdisziplinäre 
Konflikt­ und Gewaltforschung, Universität 
Bielefeld 

	Kuratoriumsmitglied der Studienstiftung des 
Deutschen Volkes

	Mitglied im Scientific Advisory Board des 
bundes deutschen Modell projekts zur heroin-
gestützten Behandlung Opiatabhängiger

	Mitglied des External Advisory Board of the 
Centre for Criminology, Universität of Oxford

	Mitglied des International Advisory Board des 
Schordijk Institute, Universität Tilburg, Nieder-
lande

Arnold, jörg

	Honorarprofessor an der Rechtswissenschaft-
lichen Fakultät der Westfälischen Wilhelms-
Universität Münster

Brunst, Phillip

	Mitglied des Beirats der „Defence Aganist Ter-
rorism Review“

eser, Albin

	Tätigkeit als Richter am Internationalen Straftri-
bunal für das frühere Jugoslawien (ICTY) in 
Den Haag bis Juni 2006 

	Vorsitzender des Ehrengerichts der Deutschen 
Gesellschaft für Psychologie

	Mitglied des Stiftungsrates der ScheringStif-
tung Berlin

	Mitglied des Board of Directors der Association 
International de Droit Penal (Paris/Frankreich)

	Mitglied des Managing Committee der Interna-
tional Society for the Reform of Criminal Law 
(Vancouver/Kanada) 

	Mitglied des Board of Advisers to the Institute 
of Criminology and Criminal Justice, Queen’s 
University Belfast (Northern Ireland)

	Mitglied der Collaboradores Permanentes „Lex 
Medicinae Revista Portuguesa de Direito da 
Saúde“ des Centro de Direito Biomédico

	Mitglied des Consejo Acesor der „Revista de 
Derecho Penal y Crimino logía“

	Mitglied des Advisory Board des „Maastricht 
Journal of European and Comparative Law“

	Mitglied des Advisory Board des Magazins „De-
recho y Genoma Humano/Law and the Human 

Genome Review“ der Universidad de Deusto in 
Bilbao

	Mitglied des Wissenschaftlichen Beirats des 
„Jahrbuchs für Wissenschaft und Ethik“

	Mitglied des Consejo Consultivo Internacio-
nal der „Revista Peruana de Ciencias Penales“  
(Buenos Aires/Argentinien)

	Mitglied des Academic Advisory Board der in 
Chicago/USA herausge gebenen Schriftenreihe 
„International and Comparative Criminal Law“

	Mitglied des Advisory Boards der von Oxford 
University Press heraus gegebenen Publikation 
„The Rome Statute of the International Crimi-
nal Court: A Commentary“ 
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rope“. Max-Planck-Institut für ausländisches und interna-
tionales Strafrecht. Freiburg i. Br., 14.08.2006

Wade, M.: „Fear v. Freedom post 9/11 – A European 
Perspective“. Vortrag im Rahmen der Panel-session „Fear 
versus Freedom post 9/11 – European Perspectives“ bei 
der 6. Jahrestagung der European Society of Criminology.  
Tübingen, 28.08.2006.

Wade, M.: „Prosecutorial Case-ending – Faster, More 
Flexible, Fairer?“ Vortrag im Rahmen der mit Prof. Jörg-
Martin Jehle veranstalteten doppelten Panel-session „The 
Increasing Importance of Public Prosecution Services within 
Criminal Justice Systems“ bei der 6. Jahrestagung der Euro-
pean Society of Criminology. Tübingen, 29.08.2006.

Wade, M.: „Trends in Prosecution“. Vortrag im Rahmen 
einer EUROJUST-Plenarsitzung. Den Haag/Niederlande, 
19.09.2006.

Wade, M.: „Videoüberwachung ist kein Allheilmittel“. 
Vortrag bei der Tagung „Videoüberwachung im öffentlichen 
Raum“ des Berner Forums für Kriminalwissenschaften. 
Bern/Schweiz, 17.11.2006.

2007
Wade, M.: „Deal or no deal – bestraft und trotzdem 

unschuldig?“ Schulvortrag im Rahmen der Ersten Freibur-
ger Schulvorträge an der Angell Akademie. Freiburg i. Br., 
16.07.2007.

Wade, M.: „Criminal Justice in Europe“. Brasilianisch-
deutscher Workshop „Research on Crime, Criminal Law and 
Criminology“. Getulio Vargas Foundation und Max-Planck-
Institut für ausländisches und internationales Strafrecht in 
Zusammenarbeit mit dem Brazilian Center of Analysis and 
Planning. Harnack-Haus. Berlin, 24.07.2007.

Wade, M.: „Prosecutorial Control of Police Investiga-
tions“. Vortrag im Rahmen des Besuches der OSZE Spill-
over Mission to Skopje, Macedonia Delegation. Freiburg 
i. Br., 3.10.2007.

Wade, M.: „Prosecutorial Discretion and the Circum-
vention of Human Rights“. Vortrag im Rahmen des Work-
shops „Reforming Criminal Justice12: Key Issues of Con-
temporary Criminal Procedure“ und des Besuches einer 
Expertendelegation des Rule of Law Program der Konrad-
Adenauer-Stiftung. Freiburg i. Br., 15.10.2007.

Wahl, thomas
2006

Wahl, T.: „Data Protection under the Third Pillar“. 
Summer Course on European Criminal Justice. ERA Con-
gress Center. Trier, 06.07.2006. 

Wahl, T.: „The Legal Framework for Data Protection in 
the EU and the New Data Retention Directive“. European 
Commission – TAIEX Seminar on Data protection under 
the Third Pillar: EU Information Systems and the Protec-
tion of Individual Rights. Tallinn/Estland, 26.10.2006.

Wahl, T.: „The Legal Framework for Data Protection in 
the EU“. European Commission – TAIEX Seminar on Data 
protection under the Third Pillar: EU Information Systems 
and the Protection of Individual Rights. Nicosia/Zypern; Va-
letta/Malta, 16./30.11.2006.

Wahl, T.: „The New Data Retention Directive 2006/24/
EC“. European Commission – TAIEX Seminar on Data 
protection under the Third Pillar: EU Information Systems 
and the Protection of Individual Rights. Valetta/Malta, 
30.11.2006.

2007
Wahl, T.: „The Legal Framework for Data Protection in 

the EU“ und „The New Data Retention Directive 2006/24“. 
European Commission – TAIEX Seminar on Data protec-
tion under the Third Pillar: EU Information Systems and 
the Protection of Individual Rights. Bukarest/Rumänien, 
22.02.2007.

Wahl, T.: „Der Grundsatz der Verfügbarkeit – Revolu-
tion der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen?“ Dok-
torandenforum des Max-Planck-Instituts für ausländisches 
und internationales Strafrecht. Freiburg i. Br., 22.03.2007.

Wahl, T.: „Introduction to the European Court of Hu-
man Rights and the Case ‚Ramanauskas v. Lithuania‘“. „Di-
alogue on Human Rights – Dialog zwischen Juristen aus 
Freiburg und Isfahan“. Kommission für Menschenrechte 
des Vereins der Richter und Staatsanwälte und des Anwalt-
vereins Freiburg. Freiburg i. Br., 27.03.2007.

Wahl, T.: „Constitutional limits to the binding effect 
of EC obligations in criminal matters – the situation in the 
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German system“. Decennale del Centro di Diritto Penale 
Europeo. Convegno Internazionale, Per un rilancio del pro-
getto europeo: esigenze di tutela degli interessi communitari 
e nuove strategie di integrazione penale in attesa della Co-
stituzione per l’Europa. Facoltà di Giurisprudenza. Catania/
Italien, 25.05.2007.

Wahl, T.: „Europäisches Strafrecht: Einführung und 
aktuelle Forschungsfragen unter besonderer Berücksichti-
gung der Frage nach der Rechtssetzungskompetenz der EG 
im Strafrecht“. Vortrag im Rahmen der Summer School der 
Strafrechtlichen Abteilung des Max-Planck-Instituts für 
ausländisches und internationales Strafrecht zum Thema 
„Aktuelle Kriminalitätsentwicklung, Internationales Straf-
recht und Strafrechtsvergleichung. Forschungsfragen an 
den Grenzen des Strafrechts“. Pécs/Ungarn, 20.06.2007.

Wahl, T.: „‚Pillars‘ and ‚Passerelle‘: The Legal Basis for 
the Third Pillar“. Summer Course on European Criminal 
Justice. ERA Congress Center. Trier, 02.07.2007.

Weigend, ewa
2007

Weigend, E.: „Der Europäische Haftbefehl und die 
polnische Verfassung“. Universität Ljubljana. Ljubljana/Slo-
wenien, 23.04.2007.

Weigend, E.: „Badania przesiewowe w niemieckim pra-
wie karnym“ („Rasterfahndung im deutschen Strafrecht“). 
Jagiellonen Universität. Krakau/Polen, 29.05.2007.

Weigend, E.: „Orzeczenie niemieckiego Federalnego 
Trybunału Konstytucyjnego na temat badań przesiewowych“ 
(„Rasterfahndung im Lichte der Entscheidung des deut-
schen Verfassungsgerichts“). Universität Warschau. War-
schau/Polen, 31.05.2007.

Wößner, gunda
2007

Wößner, G.: „Lucky Luke und der Psycho-Dok – oder: 
Soll man gefährliche Straftäter behandeln oder wegsper-
ren?“ Schulvorträge im Rahmen der Ersten Freiburger 
Schulvorträge an der Max-Weber- und der Richard-Fehren-
bach-Schule sowie am Angell-Gymnasium. Freiburg i. Br., 
04./16./17.07.2007.

Wößner, G.: „Werden wir den Insassen der Sozial-
therapie gerecht, wenn wir Sexualstraftäter als ‚besondere‘ 
Klientel behandeln?“ 11. Überregionale Fachtagung der So-
zialtherapeutischen Einrichtungen im Justizvollzug. Halle/
Saale, 27.09.2007.

Wößner, G.: „Classifying Sexual Offenders – An Em-
pirical Model for Generating Type­Specific Approaches to 
Intervention“. 7th Annual Conference of the European So-
ciety of Criminology. Bologna/Italien, 29.09.2007.

Wößner, G.: „Nutzen und Kosten der Sozialtherapie 
unter ökonomischen Gesichtspunkten: Was wissen wir, 
wofür evaluieren wir?“ Expertenkolloquium Evaluation der 
Sozialtherapie im Justizvollzug. Wiesbaden, 14.11.2007.
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c. lehre

sommersemester 2007
Vorlesung „Sanktionenrecht: Recht und Praxis straf-

rechtlicher Sanktionen und der Strafzumessung“, Albert-
Ludwigs-Universität Freiburg i. Br.

Wintersemester 2007/2008
Vorlesung „Strafvollzugsrecht“, Albert-Ludwigs-Univer-

sität Freiburg i. Br.

köllisch, tilman
Wintersemester 2007/2008

Seminar „Soziologie abweichenden Verhaltens“, Albert-
Ludwigs-Universität Freiburg i. Br.

koch, hans-georg
sommersemester 2006 

Vorlesung zu medizinrechtlichen Grundfragen im 
Rahmen des rechtsmedizinischen Teils des „Ökologischen 
Kurses“ für MedizinstudentInnen, Albert-Ludwigs-Univer-
sität Freiburg i. Br.

Medizinrechtliches Seminar „Aktuelle Entwicklungen 
des Arztrechts“, Albert-Ludwigs-Universität Freiburg i. Br.

Wintersemester 2006/2007
Vorlesung „Einführung in das Medizinrecht“, Albert-

Ludwigs-Universität Freiburg i. Br.

sommersemester 2007
Vorlesung zu medizinrechtlichen Grundfragen im 

Rahmen des rechtsmedizinischen Teils des „Ökologischen 
Kurses“ für MedizinstudentInnen, Albert-Ludwigs-Univer-
sität Freiburg i. Br.

Wintersemester 2007/2008
Seminar „Grundlagen des Medizinrechts“, Albert-Lud-

wigs-Universität Freiburg i. Br.

kouassi, Adome Blaise
Wintersemester 2006/2007

Vorlesung „Zivilrecht (Handelsrecht)“, Universität 
Haute-Alsace, Colmar/Frankreich.

Wintersemester 2007/2008
Vorlesung „Zivilrecht (Handelsrecht)“, Universität 

Haute-Alsace, Colmar/Frankreich.

sommersemester 2007
Vorlesung „Zivilrecht (Handelsrecht)“, Universität 

Haute-Alsace, Colmar/Frankreich.

Albrecht, hans-jörg
sommersemester 2006

Vorlesung „Jugendstrafrecht, Sanktionenrecht, Krimi-
nologie II“, Albert-Ludwigs-Universität Freiburg i. Br.

Seminar „Neue und verdeckte Ermittlungsmethoden“, 
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg i. Br.

Wintersemester 2006/2007
Vorlesung „Kriminologie I“, Albert-Ludwigs-Universität 

Freiburg i. Br.

Seminar „Immigration und Kriminalität“, Albert-Lud-
wigs-Universität Freiburg i. Br.

sommersemester 2007
Vorlesung „Jugendstrafrecht“, Albert-Ludwigs-Univer-

sität Freiburg i. Br.

Seminar „Geldwäsche, Finanzierung des Terrorismus 
und Kontrolle“, Albert-Ludwigs-Universität Freiburg i. Br.

Wintersemester 2007/2008
Vorlesung „Kriminologie I“, Albert-Ludwigs-Universität 

Freiburg i. Br.

Seminar „Kriminalitätsopfer, Opferschutz und Strafver-
fahren“, Albert-Ludwigs-Universität Freiburg i. Br.

Arnold, jörg
sommersemester 2006

Vorlesung und Übung „Deutsch-deutsche Strafrechts-
geschichte“ mit Examensklausuren, Westfälische Wilhelms-
Universität Münster

sommersemester 2007
(mit Theile, Hans) Examensseminar „Feindstrafrecht“, 

Westfälische Wilhelms-Universität Münster.

Brandenstein, Martin
Wintersemester 2006/2007

(mit Özsöz, Figen) Seminar „Jugendkriminalität: Er-
scheinungsformen und Erklärungsansätze – unter beson-
derer Berücksichtigung fremdenfeindlich motivierter Straf-
taten“, Evangelische Fachhochschule Freiburg i. Br.

engelhart, Marc
Wintersemester 2006/2007

Zusatzexamensklausurenkurs. Klausur Strafrecht (ab  
6. Semester), Albert-Ludwigs-Universität Freiburg i. Br.

kilchling, Michael
Wintersemester 2006/2007

Vorlesung „Strafvollzugsrecht“, Albert-Ludwigs-Univer-
sität Freiburg i. Br.
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Sieber, ulrich
sommersemester 2006 

Vorlesung „Informationsstrafrecht“, Albert-Ludwigs-
Universität Freiburg i. Br.

Vorlesung „Informationsrecht“, Ludwig-Maximilians-

Universität München.

Wintersemester 2006/2007
Interdisziplinäres Seminar „Phishing, Filesharing, War-

Driving ... – aktuelle Fragen des Cybercrime“, Albert-Lud-
wigs-Universität Freiburg i. Br.

sommersemester 2007
Vorlesung „Informationsstrafrecht“, Albert-Ludwigs-

Universität Freiburg i. Br.

Vorlesung „Informationsrecht“, Ludwig-Maximilians-
Universität München.

Wintersemester 2007/2008
Seminar „Aktuelle Entwicklungen des Informations-

strafrechts“, Albert-Ludwigs-Universität Freiburg i. Br.

oberwittler, Dietrich
sommersemester 2007

Seminar „Sozialer Wandel und Kriminalität. Soziolo-
gische Erklärungen der Veränderungen von abweichendem 
Verhalten“, Universität Bielefeld.

oberwittler, Dietrich 
Wintersemester 2007/2008

(mit Blinkert, Baldo und Kaufmann, Stefan) Kolloqui-
um „Sicherheit in modernen Gesellschaften“, Albert-Lud-
wigs-Universität Freiburg i. Br.

Özsöz, Figen
Wintersemester 2006/2007

(mit Brandenstein, Martin) Seminar „Jugendkrimina-
lität: Erscheinungsformen und Erklärungsansätze – unter 
besonderer Berücksichtigung fremdenfeindlich motivierter 
Straftaten“, Evangelische Fachhochschule Freiburg i. Br.

rinceanu, johanna
Wintersemester 2007/2008

Vorlesung „Einführung in das deutsche Strafprozess-
recht für ausländische Studierende und Gastwissenschaft-
ler“, Albert-Ludwigs-Universität Freiburg i. Br.

Vorlesung „Arbeits- und Bildungsrecht“, Evangelische 
Fachhochschule Freiburg i. Br.

Wade, Marianne
Wintersemester 2007/2008

(mit Pieth, Mark) Master-Programm „Straftaten gegen 
die Finanzinteressen der EU“, Universität Basel.



anhanG

174

D. Veranstaltungen

VerAnStAltungen AM InStItut

tagungen und Kolloquien

2006
Kolloquium über European Criminal Justice/Criminol-

ogy Study Tour, Mount Royal College, 03.03.2006.

Kolloquium mit einer Delegation von Richtern des Tri-
bunal Supremo aus Madrid, 15.05.2006.

Kolloquium mit einer chinesischen Expertengruppe 
zum Strafvollzug, 06.06.2006.

Kolloquium zum 40-jährigen Bestehen des Max-Planck-
Instituts für ausländisches und internationales Strafrecht 
mit einer interdisziplinären Diskussion über „Aufgaben, 
Methoden und Perspektiven der Rechtsvergleichung im 
Zivilrecht, Öffentlichen Recht, Strafrecht, Kriminologie, 
Arbeitsrecht und Prozessrecht“, 21.07.2006.

Kolloquium mit einer US-amerikanische Besucher-
gruppe: Studenten der Central Missouri State University, 
03./08.08.2006.

Kolloquium mit einer Delegation des Goethe-Instituts, 
(EU-Sprachkurs 2006 für höhere Beamte aus den Justizmi-
nisterien und von Obersten Gerichten der EU-Mitglieds- 
und -Beitrittsländer, höhere Bedienstete der EU-Kommis-
sion und des Rates der EU, des Europäischen Gerichtshofs 
und von EUROJUST), 16.10.2006.

2007
Kolloquium mit einer Delegation von Polizeirechtsex-

perten aus der Türkei, 19.01.2007.

Internationaler Workshop „Überlegungen zu einer 
euro päischen Strafrechtspflege“, 20./21.01.2007.

Interdisziplinäres Seminar zu aktuellen Fragen des  
Cybercrime, 26./27.01.2007.

Kolloquium mit einer weiteren Delegation von Polizei-
rechtsexperten aus der Türkei, 10.02.2007.

Internationaler Workshop „Familiale Tötungsdelikte 
mit anschließendem Suizid in Europa“, 08./09.03.2007.

Kolloquium mit Richtern und Mitarbeitern des ICC zu 
Legal Tools des ICC, 27.04.2007.

Kolloquium mit Prof. Benjamin B. Ferencz, USA: „Les-
sons of Nuremberg“, 26.07.2007.

Kolloquium mit einer Gruppe von Studierenden der 
Universität Kumamoto, Japan, 17.09.2007.

Kolloquium mit einer Delegation der OSZE. Aus-
tausch mit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern 
zu Fragen der Reform des Justizsystems in Mazedonien, 
02./03.10.2007.

Workshop in Zusammenarbeit mit dem Rechts-
staatsprogramm der Konrad-Adenauer-Stiftung über „Refor-
ming Criminal Justice: Key Issues of Contemporary Crimi-
nal Procedure“, 15.10.2007.

vorträge in der strafrechtlichen abteilung  
(insbesondere „Mittwochsvorträge“)

2006
Dr. Adome Blaise Kouassi, Max-Planck-Institut für 

ausländisches und internationales Strafrecht, Freiburg i.Br.: 
„Rechtssysteme in Afrika südlich der Sahara“, 01.02.2006.

Dr. Enara Garro Carrera, Spanien: „Strafrechtliche 
Wiedergutmachung: Grundlagen ihrer Relevanz bei der 
Strafzumessung“, 08.03.2006.

Dr. Jan Nemitz/Steffen Wirth, ICTY,Den Haag, Nie-
derlande: „Aktuelle Rechtsfragen und praktische Aspekte 
der Arbeit am Jugoslawien-Tribunal“, 12.05.2006.

Professor Dr. K.D. Gaur, Indien: „Human Rights Move-
ment in India“, 12.06.2006.

Mustafa Abdel Baqi; Palästina: „Legal Reform in Period 
of Transition and State-Building: The Case of Palestine“, 
28.06.2006.

Lesung Astrid v. Pufendorf: „Die Plancks – eine Familie 
zwischen Patriotismus und Widerstand“, 25.07.2006.

Dr. Valentina Caccamo, Italien: „Notwehr nach dem 
Römischen Recht“, 26.07.2006.

Prof. Roque de Brito Alves, Brasilien: „Constitution 
and Criminal Law“, 13.09.2006.

Paul Rabbat, Max-Planck-Institut für ausländisches 
und internationales Strafrecht, Freiburg i.Br.: „Judging 
Saddam Hussein: The Iraqi High Tribunal and the Dujail 
Case“, 07.12.2006.

2007
Taehoon Lee, Präsident des Korean Institute of Crimi-

nal Justice Policy Seoul/Korea: „The Arrest System in Ko-
rea“, 07.02.2007.

Dr. Catalina Benaventes, Spanien: „Einschränkungen 
von Rechten Terrorverdächtiger bei polizeilicher Festnahme 
in Spanien“, 14.03.2007.

Prof. Faraldo Cabana, Spanien: „Besonderheiten 
im Strafvollzug für Terroristen in Spanien seit 2003“, 
14.03.2007.

Prof. Mark Findlay: „Global governance and criminal 
law“, 16.05.2007.

Dr. Patricia EsquinaValverde, Spanien: „Täter-Opfer-
Mediation im Bereich der häuslichen Gewalt an Frauen“, 
23.05.2007.

Prof. Dr. Raymond Teske, USA: „Constitutional Is-
sues Regarding Child Pornography in the United States“, 
06.06.2007.

Dr. Mia Swart, Südafrika: „The Wouter Basson Pros-
ecution of Apartheid Crimes in South Africa“, 11.07.2007.

Dr. Oren Gazahl, Israel: „Economic Analysis of Plea 
Bargaining“, 18.07.2007.
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Jon Petter Rui Johansen, Norwegen: „Ne bis in idem“, 
25.07.2007.

Prof. Mohsen Rahami, Iran: „Counterterrorism 
Rules in the Islamic Law and the Iranian Criminal Law“, 
08.08.2007.

Dr. Aleksandra Lysova, Russland: „Intimate Partner 
Violence in Russia“. (19.09.2007)

Prof. Dr. Dr. h.c.mult. Francisco Muñoz Conde, Spa-
nien: „Der Kampf gegen den Terrorismus innerhalb des 
rechtsstaatlichen Strafrechts“, 16.10.2007.

Prof. Dr. Dr. h.c.mult. Günther Jakobs, Bonn: „An 
den Grenzen rechtlicher Orientierung: Feindstrafrecht“, 
24.10.2007.

Inger Marie Sunde, Norwegen: „Internet Crime and 
International Re-Use of Legal Decisions“, 31.10.2007.

Judge Carmel A. Agius, ICTY, Den Haag/Prof. Dr. Dr. 
h.c. mult. Albin Eser, Freiburg: „Challenges of International 
Criminal Justice: Lessons from The Hague“, 13.11.2007.

Mohammed Wattad, Israel: „The Rome Statute & Cap-
tain Planet: What lies between ‚Crimes against Humanity’ 
and the ‚Natural Environment’“, 21.11.2007.

Prof. Eric Luna, USA: „Law Enforcement and Discre-
tion in the USA“, 28.11.2007.

Dr. Shawn Boyne, USA: „Principle of Legality - Practi-
cal Limitations“, 28.11.2007.

vorträge in der Kriminologischen abteilung

2006

Prof. Per-Olof H. Wikström, Institute of Criminology, 
University of Cambridge; United Kingdom: „A Theory of 
Moral Action“, 04.04.2006.

Prof. Carlos Elbert, Buenos Aires, Argentinien: „Auf 
der Suche nach einer neuen Kriminalpolitik – aber wel-
cher?“ 22.05.2006.

Prof. Mohammad Frajiha in collaboration with Prof. 
Firouz Mahmoudi and Dr. Hassan Rezaei: „Main Aspects 
of Sanction and Sentencing System in Post Revolutionary 
Iran“, 20.09.2006.

Dr. Eugene M. Hyman, Hon. Judge am Superior Court 
of California, County of Santa Clara: „Domestic and Family 
Violence Courts: the role of specialized courts in responding 
to social problems“, 20.11.2006.

2007
Prof. Jost Reinecke, Universität Bielefeld: „Klassifikati-

on von Delinquenzverläufen. Eine Anwendung von Misch-
verteilungsmodellen“, 16.05.2007.

Prof. Gao Mingxuan, College for Criminal Law Scienc-
es, Beijing University, VR China: „Development of Criminal 
Legislations in China“, 11.06.2007.

Prof. Mohsen Rahami, University of Tehran, Iran: 
„Counterterrorism Rules in the Islamic Law and the Iranian 
Criminal Law“, 08.08.2007.

Prof. David S. Wall, University of Leeds, United King-
dom: „The challenge of cybercrime for criminal justice“, 
11.12.2007.

vorträge während der Doktorandentreffen

2006
Malaika Nolde: „Inpflichtnahme Privater im Rahmen 

der Strafverfolgungsvorsorge“, 23.02.2006.

Holger Rohne: „Opferperspektiven im interkulturel-
len Vergleich - Eine viktimologische Studie im Kontext der 
Alqsa-Intifada“, 30.03.2006.

Nandor Knust: „Strafrecht und Gacaca“, 30.03.2006.

Frank M. Höfinger: „Hyperlinks und die Strafbarkeit 
für fremde Inhalte in Online-Medien“, 28.04.2006.

Phillip Brunst: „Anonymität im Internet“, 30.05.2006.

René M. Kieselmann: „Erstellung von Bewegungsprofi-
len im Strafverfahren“, 29.06.2006.

Marcello Bellini: „Hacken leicht gemacht!“. 
(26.10.2006)

Carolin Quenzer: „Sexualdelinquenz – Rückfälligkeit – 
Prognose“, 23.11.2006.

2007
Thomas Wahl: „Der Grundsatz der Verfügbarkeit - Re-

volution der Internationalen Rechtshilfe in Strafsachen?“ 
22.03.2007.

Bianca Lafrenz: „Tötungsdelikte in der Familie – Erklä-
rungsversuche und Risikofaktoren“, 03.05.2007.

Sonja Brauner: „Prognose bei Sexualstraftätern“, 
12.07.2007.

Carolin Quenzer: „Anforderungen an Prognosegutach-
ten“, 30.11.2007.

externe VerAnStAltungen DeS InStItutS

2006
Tagungsreihe „Les Chemins de l’harmonisation penale“, 

Basel, Schweiz, 07.-10.06.2006.

2007
Tagungsreihe „Les Chemins de l‘harmonisation pénale“, 

Neapel, Italien, 11.-14.04.2007.

Brasilianisch-deutscher Workshop „Research on Crime, 
Criminal Law and Criminology“. Getulio Vargas Foundation  

und Max-Planck-Institut für ausländisches und interna-
tionales Strafrecht in Zusammenarbeit mit dem Brazilian 
Center of Analysis and Planning. Harnack-Haus. Berlin, 
24.07.2007.

Deutsch-Argentinisches Symposium, „Die Gegenwart 
der Kriminalität, der Strafrechtsentwicklung und Straf-
rechtskritik“, anlässlich des Bestehens der 150-jährigen Be-
ziehungen zwischen Deutschland und Argentinien, Buenos 
Aires, Argentinien, 13.-15.12.2007.
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e. Doktoranden

Doktoranden sind am  Institut in unterschiedlicher Weise angebunden. Im Mittelpunkt der Dokto-
randenausbildung steht – vor allem in der Zukunft – die Ausbildung in den beiden Research Schools 
durch die Institutsdirektoren und die Professoren der Partneruniversitäten (vgl. oben Kapitel III). Die 
Direktoren betreuen am Institut im Rahmen ihrer Forschungsprogramme auch zahlreiche Doktoranden 
außerhalb der Research Schools. Hinzu kommen Dissertationen von Mitarbeitern und Gästen, die bei 
externen Professoren an anderen Universitäten promovieren. Auch betreuen wissenschaftliche Mitar-
beiter des Max-Planck-Instituts Doktoranden außerhalb ihrer Institutstätigkeit an anderen Universi-
täten. Die nachfolgende Aufstellung nennt die Doktoranden, die in den beiden Forschungsabteilungen 
des Instituts im Rahmen der Max-Planck-Forschung in ihrem Dissertationsverfahren betreut wurden. 

1. StrAFrechtlIche ABteIlung 1

1 Alle Dissertationen sind in das Forschungsprogramm der strafrechtlichen Abteilung integriert und in der oben I.B.2 ab-
gedruckten Projekttabelle erläutert oder den Projekten zugeordnet. Die dort nicht separat aufgeführten und im Folgen-
den genannten Dissertationen von Julie Trappe und Leonie von Braun sind Teilprojekte der Untersuchung “Strafrecht 
in Reaktion auf Systemunrecht”, die Dissertation von Carola Seith ist Teil des Projekts “Der Status des extrakorporalen 
Embryos”

name thema Betreuer 

Dingler, andreas Betrug bei Online-auktionen Prof. Dr. Ulrich sieber
(rigorosum: 15.2.2008)

engelhart, Marc verantwortlichkeit und sanktionierung von Unternehmen 
unter besonderer Berücksichtigung von compliance-
Maßnahmen

Prof. Dr. Ulrich sieber

Forster, susanne eingriffe in die Bewegungs freiheit durch die terroris-
musgesetzgebung des verei nigten Königreichs

Prof. Dr. Ulrich sieber

Höfinger, 
Frank-Michael

hyperlinks und die strafbarkeit für fremde Inhalte der 
Online-Medien

Prof. Dr. Ulrich sieber

Jarvers, Konstanze neue Wege zur Behandlung der Massen- und Kleinkrimi-
nalität in Italien: alternative erledigungsmöglichkeiten 
und (neue) sanktionsformen im verfahren vor dem 
Friedensrichter

Prof. Dr. Ulrich 
(rigorosum: 12.2.2007)

Kieselmann, rené lokalisation von verdächtigen durch Ortung von Mobil-
telefonen

Prof. Dr. Ulrich sieber

Knust, nandor strafrecht und Gacaca – Die aufarbeitung des ruan-
dischen völkermords mit einem pluralistischen rechts-
modell

Prof. Dr. Ulrich sieber

Macke, Julia Internationalisierung von strafrecht durch den sicher-
heitsrat der vereinten nationen

Prof. Dr. Ulrich sieber

Maljević, almir Mitgliedschaft in einer kriminellen „vereinigung“ und 
„conspiracy“ als Modelle zur strafverfolgung von organi-
sierter Kriminalität

Prof. Dr. Ulrich sieber
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Müller, tim Präventiver Freiheitsentzug als Instrument der 
terrorismus bekämpfung

Prof. Dr. Ulrich sieber

nolde, Malaika Inpflichtnahme Privater im Rahmen der Strafverfolgungs-
vorsorge

Prof. Dr. Ulrich sieber

Pfützner, Peggy Das neue strafverfahren zur Bekämpfung der  
Organisierten Kriminalität in Frankreich

Prof. Dr. Ulrich sieber 
(rigorosum: 10.7.2007)

rabbat, Paul towards an Offence of ter rorism at International 
criminal law?

Prof. Dr. Ulrich sieber

rinceanu, Johanna völkerstrafrecht in rumänien Prof. Dr. Jörg arnold 
(Disputation: 16.2.2007)

seith, carola status und schutz des extrakorporalen embryos Prof. Dr. albin eser
(rigorosum: 29.11.2006)

sonderegger, linus Grenzen des Folterverbots Prof. Dr. Ulrich sieber

spoenle, Jan Probleme der strafverfolgung im Bereich des cybercrime Prof. Dr. Ulrich sieber

trappe, Julie strafrechtliche aufarbeitung des systemunrechts 
in rumänien nach 1989

Prof. Dr. Jörg arnold 
(rigorosum: 16.6.2008)

von Braun, leonie Internationalisierte strafgerichte. eine analyse der 
strafverfolgung schwerer Menschenrechtsverletzungen 
in Osttimor,

Prof. Dr. Jörg arnold 
(rigorosum: 5.7.2007)

zhou, zunyou terrorismusbekämpfung im spannungsfeld von sicherheit 
und Freiheit in Deutschland und china

Prof. Dr. Ulrich sieber

2. krIMInologISche ABteIlung 

name thema Betreuer 

abdelbaqi, Mustafa 
hussein

the administration of criminal Justice in Palestine – 
Development, reform and challenges

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

Brandenstein, Martin Der strafvollzug zwischen Übelzuführung und resozia-
lisierung – eine empirische studie

Prof. Dr. helmut Kury

Briceño Peñlaver, 
Gerardo José

Prävention von Gewalt – rechtspolitische und kriminolo-
gische ansätze im Umgang mit Gewalt

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

chao, Yen-ching einwirkungen der Grundrechte auf die Beweisverbote 
im strafprozessrecht – im hinblick auf die situation in 
taiwan und in der volksrepublik china

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht
(rigorosum: 12.2.2007)

ciftçi, Isa Dna im kriminalistischen und gesellschaftlichen 
Kontext

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

Fan, Wen strafzumessung – Wirksamkeit des strafvollzugs  
und  der Kriminalpolitik

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

Gauthier, Jérémie la pertinance du critère ethnique dans l’étude du travail 
policier. Une comparaison Franco-allemande

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht
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Getos, anna Maria terrorismus und hasskriminalität Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

Ghassemi, Ghassem a sociological Perspective of Iran’s Penal Policy after 
the revolution of 1979

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

Glet, alke sozialkonstruktion und verfolgung von hasskriminalität Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

Grafe, adina Die auskunftserteilung über verkehrsdaten nach 
§§ 100g, 100h stPO – staatliche Kontrolle unter Mitwir-
kung Privater

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

Jessen, Daniela Die Implementation der Fußfessel in hessen –  
eine evaluation des einführungsprozesses anhand  
empirischer analysen der rechtswirklichkeit und  
Effizienz des elektronisch überwachten Hausarrestes

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

Kafatou, Maria the Media-crime nexus revisited. On the re-con-
struction of crime and law-and-order In crime-appeal 
programming

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht
(rigorosum: 15.5.2006)

Khurelbaatar, 
erdem-Undrakh

Das sanktionensystem im mongolischen strafrecht  
im vergleich mit dem deutschen strafrecht

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

Kunz, Franziska Infringement of Formal and Informal norms by the 
elderly – looking Behind the curtain

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

Kurzberg, Benjamin Jugendstrafe aufgrund schwerer Kriminalität – eine 
Untersuchung zur strafzumessung bei Jugendlichen, 
heranwachsenden und jungen erwachsenen im hinblick 
auf den erziehungsgedanken im Jugendstrafrecht

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht
(rigorosum: 19.5.2008)

lafrenz, Bianca tötungsdelikte in der Familie mit anschließendem suizid 
oder suizidversuch – eine psychologische Betrachtung 
dieses Phänomens in Deutschland

Prof. Dr. Peter streck
(Konstanz)

latsiou, charikleia Präimplantationsdiagnostik – rechtsvergleichung und 
bioethische Fragestellungen. eine Diskussion ange-
sichts der neuen Fortpflanzungsmedizin

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht
(rigorosum: 11.7.2006)

laule, 
Juliane Karoline

Berücksichtigung von angehörigen bei der auswahl und 
vollstreckung von sanktionen

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht
(rigorosum: 19.5.2008)

leibold, tanja Der Deal im steuerstrafrecht – Formen der verständi-
gung im formellen und materiellen recht

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

lien, Meng-chi entwicklungstendenzen des Opportunitätsprinzips im 
vergleich taiwan, china, Deutschland

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

lukas, tim Kriminalprävention in Großwohnsiedlungen – eine eva-
luation baulicher und sozialer Maßnahmen in ost- und 
westeuropäischen hochhausquartieren

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

Murphy, chris Geldwäsche und Glücksspiele Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

nikolova stamatova, 
nina

Organisierte Kriminalität in Bulgarien und Deutschland Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

Olt, Gunther Pressefreiheit im Kontext strafprozessualer ermittlungs-
maßnahmen

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

Özsöz, Figen rechtsextremismus und Jugendstrafvollzug – aus-
wirkungen von Jugendhaft auf rechtsextremistische 
Orientierungsmuster jugendlicher Gewalttäter

Prof. Dr. helmut Kury
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Pathe, Imme Das system der verbotenen Internet-angebote nach dem 
JMstv

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

Pehl, Dirk Die Implementation der rasterfahndung – eine empi-
rische Untersuchung zur Wirkmächtigkeit der gesetz-
lichen regelungen zur operativen Informationserhebung 
durch rasterfahndung

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht
(rigorosum: 19.5.2008)

Qi, shenghui todesstrafe und öffentliche Meinung – unter besonderer 
Berücksichtigung der todesstrafe in china

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

Quenzer, carolin Jugendliche und heranwachsende  sexualstraf täter 
– eine empirische studie über rückfälligkeit und 
risikofaktoren

PD Dr. Klaus-Peter Dahle
(Berlin)

rehaag, Konstantin Prinzipien von täterschaft und teilnahme im englischen 
und deutschen strafrecht

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht
(rigorosum: 12.2.2007)

rohne, 
holger-christoph

Opferperspektiven im interkulturellen vergleich Prof. Dr. hans-Jörg albrecht
(rigorosum: 9.7.2007)

saux, María soledad terrorismusbekämpfung in der eU: auswirkungen auf 
das asyl- und einwanderungsrecht (am Beispiel spani-
ens und Deutschlands)

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

sieler, reinhard Die Effizienz der durch das „Gesetz zur Bekämpfung 
des illegalen rauschgifthandels und anderer erschei-
nungsformen der Organisierten Kriminalität“ geregelten 
polizeilichen ermittlungsmethoden bei der Bekämpfung 
der organisierten Kriminalität – eine literaturanalyse

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht
(rigorosum: 12.2.2007)

tavcer, scharie Causal Factors in the Crime of Trafficking of Women for 
the Purpose of sexual exploitation: an exploration into 
push and pull factors relevant to women trafficked from 
Moldova to Western europe

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht
(rigorosum: 6.8.2007)

tetal, carina renate analyse von Deliktsähnlichkeiten auf der Basis von 
Individualdaten der Freiburger Kohortenstudie 

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht
(rigorosum: 3.1.2008)

voß, almuth sozialethische einschränkungen des notwehrrechts Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

Walter, Britta arbeitseinstellungen von Jugendrichtern und Jugend-
staatsanwälten in Deutschland

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

Wang, Ying strafrechtlicher schutz des geistigen eigentums: eine 
vergleichende Untersuchung zum chinesischen und 
deutschen strafrecht

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

Wildfang, anne terrorismus – eine kriminologische studie vor dem 
hintergrund der Internationalisierung

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

Winterer, heide strafverfolgung bei Gewalt im sozialen nahbereich – 
entwicklungen und tendenzen am Beispiel der staats-
anwaltschaft Freiburg

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht

Wolf, Florian Die strafrechtliche verantwortlichkeit des arztes für die 
handlungen seiner untergebrachten psychiatrischen 
Patienten

Prof. Dr. hans-Jörg albrecht
(rigorosum: 12.2.2007)
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